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Verhandlungen 


der 


fünften Synode der Altkatholiken 


des 


Deutschen Reiches, 


gehalten zu Bonn am 12, 13. und 14. Juni 1878. 


Amtliche Ausgabe, 


Bonn, 1878. 


In Commission bei P. Neusser. 


Kirchliche Feier. 


Am 12. Juni 1878, Morgens 7!s Uhr, las der Bischof 
in der Gymnasialkirche die h. Messe und hielt in derselben fol- 
gende Ansprache: 

Meine geliebten Brüder im Herrn! Wir versammeln uns 
zur Synode in einer Zeit der tiefsten Erregung unseres Vol- 
kes, wo grosse Unruhe die Völker überhaupt ergriffen hat, 
‚Störungen im Weltfrieden noch vorhanden sind und wo — 
was uns vor Allem innerlich erschüttert — auch die Christen- 
heit zerrissen ist und leider von Tag zu Tag mehr zerris- 
sen wird. 

Wohin wir schauen, wir erblicken keine der vielen Kir- 
chen, in welche die Christenheit sich getrennt hat, die von 
sich sagen könnte: in mir ist Einheit auf Grund der Freiheit 
und des Gesetzes Jesu Christi. Wir sehen wohl eine grosse 
Körperschaft in der Christenheit, welche von sich die Einheit 
rühmt, aber das ist die Einheit der Unterwerfung, die 
dem Geiste Jesu Christi nicht entspricht; da ist Gebunden- 
heit, wo Freiheit sein sollte, und Freiheit, wo Gebundenheit 
sein sollte; da ist Vergewaltigung, wo die Macht der Liebe 
hin gehört; da ist finsterer Aberglaube, wo das Licht Jesu 
Christi erleuchten sollte. Also dahin schauend haben wir 
auch keinen Trost. In dieser Zeit der tiefsten Erregung hören 
wir wohl den Aufschrei nach. Religion — Religion hören 
wir in diesen Tagen verlangen vom Throne bis hinab in die 
Hütte des Aermsten, in dem noch das Gewissen sich regt. 
Aber ob in allen denen, welche diesen Ruf ergehen lassen, 
das tiefinnerliche Bedürfniss der Religion für die eigene 
persönliche Heiligung vorhanden ist, das wissen wir nicht. 
Ja wohl! wenn alle, die verlangen, dass die göttlichen und 
sittlichen Ordnungen in der Menschheit aufrecht erhalten und 
gestärkt werden möchten, nach Religion riefen für sich, für 
ihr eigenes Herz, dann wäre die Hoffnung gesichert und der 
Friede gefunden. | 


Meine theueren Brüder! Wenn wir im Geiste Jesu 
Christi berathen wollen und beschliessen, was die Religion 
fördert, so lasst uns zuerst an unser eigenes Gewissen die 
Frage richten, ob die Religion das Höchste ist in unserem 
Herzen, ob wir ihr Alles unterordnen, ob wir vom Geiste 
Gottes bewegt werden. Ist es so, dann wird Gott uns er- 
retten auch aus den drohendsten Gefahren der Spaltung und 
des Unfriedens. In diesen Tagen des Pfingstfestes hören 
wir viel in den kirchlichen Gebeten von dem Frieden. Es 
ist der Friede, den der Geist Gottes ausgiesst in die Herzen; 
aber wenn wir achten auf das Wort, das uns gepredigt wird 
und das wieder und wieder klingt in den Gebeten, so finden 
wir — merken wir wohl! — dass wir zum Frieden mitzu-. 
wirken haben. Der Apostel ruft den Römern (5, 1—2) zu: 
„Sind wir durch den Glauben gerechtfertigt; so haben wir 
auch Friede bei Gott, durch unsern Herrn Jesus Christus, 
durch den wir Zutritt haben kraft des Glaubens zu dieser 
Gnade, in der wir stehen und uns rühmen der Hofinung der 
Herrlichkeit Gottes.“ Also sollen wir unsererseits auch Frie- 
den halten mit Gott. Gott giesst den Frieden aus über uns, 
ja in unsere Herzen; und wir halten Frieden mit Ihm, in- 
dem wir achten auf sein Wort und uns von Ihm belehren lassen, 
wie es im heutigen Evangelium heisst: „sie werden alle von 
Gott gelehrt sein.“ Auf sein Wort horchend und lebend aus 
dem Glauben, können wir Frieden mit Gott halten. Wenn wir 
anderen selbstsüchtigen Eingebungen folgen, wenn wir uns 
richten nach Lehren, die nicht aus Gott sind, dann haben 
wir den Frieden mit Gott nicht, dann geht aber auch der 
Friede aus unserem Herzen, den der Geist Gottes in uns aus- 
giesst, verloren. Von Gott müssen wir uns lehren lassen in 
dem Kampfe der Meinungen und stets uns an das einfache 
Wort Gottes halten: dann haben wir den Frieden in Gott. 
Denn jedes Wort, das aus dem Munde Gottes ausgeht, ist 
ein Hauch des Friedens für die Herzen der Menschen; aber 
auch ergreifen müssen wir das Wort Gottes im Glauben an 
Jesus Christus unseren Herrn: „Wer an mich glaubt‘, spricht 
Er, „der hat das ewige Leben‘ (Joh. 6, 47). „Durch Ihn“, 
sagt der Apostel, „haben wir Zutritt zur Gnade“, d. h. zum 
Reiche Gottes, in dem unserer Seelen Seligkeit gewonnen 
wird. Also im festen unerschütterlichen Glauben an unsern 
Herrn und Heiland halten wir auch Frieden mit seinem Vater, 
der Ihn gesandt hat. Wenn wir aber an Ihn glauben, so 
lasst uns auch wandeln in seiner Liebe, lasst uns Liebe haben 
zueinander. 
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Erbitterte Gemüther mögen nicht wähnen, wann sie zu« 
sammentreten, dass der Geist Gottes unter ihnen sei, denn 
wo die Liebe nicht waltet, da ist der Fürst des Unfriedens 
und nicht der Fürst des Friedens. Also lasst uns einander 
lieben, wie Christus uns geliebt hat. Es ist ja das Kenn- 
zeichen, woran wir die Jüngerschaft Jesu Christi erproben 
und erkennen sollen. — Und dann, wenn wir zusammen- 
treten in der Berathung, lasst uns noch auf zwei Dinge achten. 
Erstens, dass wir nur fragen nach dem Einen, was nothwen- 
dig ist, dass wir alle unsere persönlichen Wünsche unter- 
ordnen diesem Einen, was Noth thut. Ist aber unser Auge 
wahrhaft gerichtet auf das reine Leuchten der Flamme des 
Evangeliums in uns und ausser uns, ist unser Auge gerichtet 
auf das Eine, was Noth thut, auf das wirkliche Wirken des 
Heiles der Seele in Christus Jesus, dann ist noch ein An- 
deres, was uns sicher leitet, nämlich die Demuth. Denn wer 
höher von sich denkt, als sich geziemt, auch den flieht der 
Geist Gottes. So lasst uns denn demüthig sein und uns 
beugen unter die gewaltige Hand unseres Gottes; dann wird 
er uns helfen. Denn Alles, was wir empfangen haben, ist 
von ihm. Was hast du überhaupt, o Mensch, was du nicht 
empfangen hättest? wie sollten wir also die höchsten Güter 
empfangen können aus uns selbst ? Also lasst uns im Geiste 
unsere Knie stets gebeugt halten vor Ihm in Demuth und 
nicht weiser sein als sein Evangelium; dann wird er mit uns 
sein und seine Gnade wird uns führen, sie wird uns stärken 
und das uns bringen, was zu unserem eigenen und zum Heil 
des Volkes gereicht. (Gebet.) | 

Am 13. Juni, Morgens 7! Uhr, wurde in der Friedhofs- 
kapelle die h. Messe für die verstorbenen Altkatholiken 
celebrirt. 


Erste Sitzung 
am Mittwoch, 12. Juni 1878. 


Die Sitzung wird um 9! Uhr Morgens vom katholischen 
Bischof Dr. Joseph Hubert Reinkens eröffnet. 

Bischof Reinkens: Meine verehrten Herren Synodalen! 
Ueber den Geist, in dem wir uns hier versammeln, habe ich 
mich bei den früheren Synoden wiederholt so bestimmt aus- 
gesprochen, dass ich dem Nichts hinzuzufügen habe. Nur 
muss ich erklären, dass ich diese Synode mit schwerem Her- 
zen eröffne, indem über eine äusserst wichtige Frage nicht 
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überall mit der Ruhe des Geistes debattirt worden ist, wie 
sie uns, die wir eine so grosse Reform der katholischen 
Kirche zu vollziehen uns vorsetzen, wohl ansteht. Ich kann 
nicht leugnen, dass durch die Beobachtung dieses Kampfes 
mir das Jahr hindurch viel Bekümmerniss erwachsen ist. Ich 
erkläre Ihnen aber auch zugleich feierlich, dass ich mich 
schlechthin diesem Streite fern gehalten habe, dass von mir 
nicht eine Silbe in die Oeffentlichkeit darüber gedrungen ist. 
Ich hielt es für meine Pflicht, weil ich der Bischof für alle 
Katholiken in Deutschland bin, nicht hervorzutreten. Das ist 
sehr verschieden beurtheilt worden. Ich kann es aber auch 
heute nur als richtig erkennen; jedenfalls war es im Einklang 
mit meinem Gewissen. — Ich stelle diese Berathung jetzt 
unter Gottes Leitung, unter seine Erleuchtung und Gnade, 
und hoffe auch, und will hoffen wider Hoffnung, dass wir 
ohne Spaltung und ohne Erbitterung auseinander gehen wer- 
den. In dieser Hoffnung erkläre ich die fünfte Synode für 
eröffnet. Ich ernenne im Einverständniss mit der Synodal- 
Repräsentanz nach $ 17 S.-O. zum stellvertretenden Vor- 
sitzenden den Herrn Generalvicar Prof. Dr. Knoodt. 

Zu Schriftführern wurden auf Vorschlag des Bischofs, 
nachdem Herr Bankrath Reusch aus Wiesbaden abgelehnt 
hatte, weil er nicht bis zum Schlusse bleiben werde, gewählt: 
Dr. Denk, Advokat-Anwalt Richter, Pfarrer Dr. Thür- 
lings. 

Mit Rücksicht auf einen Antrag der Synodal-Repräsentanz 
wird gegen den Vorschag des Bischofs, von der im $ 3 
Gesch.-Ordn. vorgeschriebenen Commission für die Abfassung 
des amtlichen Berichts für die Zeitungen Abstand zu nehmen, 
kein Einspruch erhoben. 

Die von dem Mitgliede der Synodal-Repräsentanz, Ober- 
bergrath Brockhoff, vorgelesene Liste stellt (einschliesslich 
der in der nächsten Sitzung hinzugekommenen) die Anwesen- 
heit folgender Mitglieder fest. 

I. Geistliche. °1. Bischof Dr. J. H. Reinkens. 2. General- Vikar 
Prof. Dr. Knoodt. 3. Prof. Dr. Michelis aus Freiburg. 4. Prof. Dr. Frie- 
drich aus München. (Mitglieder der Synodal-Repräsentanz.) 5. Prof. Dr, 
Reusch aus Bonn. 6. Prof. Dr. Lutterbeck aus Giessen. 7. Prof. Dr. 
Weber aus Breslau. 8. Pfarrer Bauer aus Mannheim. 9. Pf. Demmel 
aus Erlangen. 10. Pf. Dr. Thürlings aus Kempten. 11. Pf. Strucksberg 
aus Oberherzogswaldau (Schlesien). 12. Pf. Steinwachs aus Offenbach. 
13. Pf. Weidinger aus Düsseldorf. 14. Priester Jos. Siemes, z. Z. in Köln. 
15. Pf. Braun aus Mundelfingen. 16. Pf. Rabbertz aus Crefeld. 17. Pf. 
Wagner aus Messkirch. 18. Pf. Thelen aus Hagen. 19. Pf. Kopp aus 


Passau. 20. Pf. Kiss aus Baden-Baden. 21. Pfv. Bodenstein aus Bochum. 
22. Pf. Duren aus Saarbrücken. 23. Pf. Rieks aus Heidelberg. 24. Pf. 
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Dr. Mosler aus Boppard. 25. Pf. Pyszka aus Zell i. W. 26. Pf. Hoch- 
_ stein aus Dortmund. 

I. Laien. 27. Geh. Justizrath Prof. Dr. von Schulte aus Bonn. 
98. Geh. Justizrath Meurer aus Köln.” 29. Oberbergrath Brockhoff aus 
Bonn. 30. Oberbürgermeister a. D. Malsch aus Karlsruhe. (Mitglieder 
der Synodal-Repräsentanz.) 31. Materialien-Verwalter Schmidt aus Breslau. 
32. Lieutenant Franke aus Breslau. 33. Graf Wrschowetz aus Hirschberg 
(Priester, jedoch nur als Delegirter anwesend). 34. Stadtgerichtsrath Hem- 
pel aus Königsberg. 35. Kaufmann Löhrke aus Königsberg. 36. Freiherr 
von Dürsch aus Straubing. 37. Kaufmann Renn aus Kempten. 38. Dr. 
Mayer aus Thiengen. 39. Fabrikant Klock aus Waldshut. 40. Kaufmann 
Todt aus Pforzheim. 41. Kassirer Hirsch aus Zobten (am Berge). 42. Lan- 
desbankrath Reusch aus Wiesbaden. 43. Appellations - Gerichtsrath Dr. 
Petri aus Wiesbaden. 44. Justizrath Dr. Schultz aus Bochum. 45. Dr. 
Mäkler aus Wiesbaden. 46. Prof. Bauer aus Mannheim. 47. Bankdirector 
Eckhard aus Mannheim. 48. Fr. Kayser aus Mittelbexbach. 49. Prof. Dr. 
Wilbrand aus Giessen. 50. Fabrikant M. Weil aus Offenbach. 51. Königl. 
Eisenbahn-Maschinenmeister Nepilly aus Saarbrücken. 52. Bauunternehmer 
Frey aus Attendorn. 53. Notar Schlerath aus Freiburg. 54. Demmel aus Re- 
gensburg. 55. Bureau-Vorsteher Meyer aus Dortmund. 56. Assessor Bie- 
cker aus Köln. 57. Gymnasiallehrer Schrammen aus Köln. 58. Dr. Schilz 
aus Köln. 59. Oberlehrer Dr. Spengler aus Köln. 60. Staatsanwalt Dre- 
scher aus Konitz. 61. Rentner Schwecht aus Boppard. 62. H. J. Steffen 
aus Oberstein. 63. Landrath Rospatt aus Lennep. 64. Advokat - Anwalt. 
Richter aus Coblenz. 65. Dr. med. Wienand aus Witten. 66. G. Zohlen 
aus Crefeld. 67. W. Gobbers aus Crefeld. 68. Dr. Denk aus Mainz. 
69. Th. Furtwängler aus Furtwangen. 70. Bezirks - Bahningenieur Scholl 
aus Offenburg. 71. Dr. Bettendorf aus Bonn. 72. Rentner Karle aus 
Rastatt. 73. W. Firmenich aus Solingen. 74. Joh. Rothkopf aus Dort- 
mund. 75. Gutsbesitzer Stump aus Dürkheim. 76. Joh. Ziegler aus Mai- 
kammer. 77. E. Eglau aus Durlach. 78. Rechtsanwalt Riggler aus Con- 
stanz. 79. Bezirksrichter Reuthner aus Kaiserslautern. 80. Königlicher 
Schichtmeister Goergen aus Saarbrücken. 81. Bürgermeister Kleiner aus 
Messkirch. 82. Fidel Schüele aus Säckingen. 83. Lehrer Gockel aus Hagen. 
84. Domänen - Verwalter Futterer aus Heidelberg. 85. Kaufmann Keller 
aus Heidelberg. 86. Calculator Pisters aus Berlin. 87. G. Hassler aus 
Schwetzingen. 88. M. Faller aus Zell i. W. 89. Maler J. Köchling aus 
Hanau. 90. Stadtbaumeister Vogel aus Ladenburg.} 91. Prof. Selz aus Baden- 
Baden. 92. Kaufmann F. Müller aus Stühlingen. 93. Fabrikant L. Müller 
aus Karlsruhe. ° 94. Baumeister Mees aus Karlsruhe. 95. Bürgermeister 
Roder aus Blumberg. 96. Rathschreiber Schellinger aus Sauldorf. 97. Dr. 
jur. GC. Stephan aus Hessloch. 98. Ph. Rösch aus Epfenhofen. 99. B. 
Sauter aus Kommingen. 100. Oberlehrer Dr. Stammer aus Düsseldorf. 


Für die Revision der Rechnung über die von der 
Synodal-Repräsentanz verwalteten Kassen werden auf Vor- 
schlag des Bischofs gewählt: Kaufmann Keller, Materialien- 
verwalter Schmidt, Bezirksrichter Reuthner, zur Einricht- 
nahme der Rechnungen die Stunden von 3—4 Uhr Nachmit- 
tags bestimmt. 

Nach kurzer Debatte wird die von der Synodal-Reprä- 
sentanz vorgeschlagene Reihenfolge der Berathungs- 
gegenstände genehmigt. 
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Zur Prüfung der Disciplinarsache des Pfarrers J. Maza- 
nec von Brenden in Baden, bezüglich dessen die Synodal- 
Repräsentanz beantragt: e 

„Der Pfarrer A. Mazaneec von Brenden wird als unwürdig und 
fernerhin unfähig zur Führung der Seelsorge seines Amtes als Pfarrer 
in Brenden und der Pfarrpfründe, ohne Anspruch auf eine Pension 
aus derselben, entsetzt,“ 

wird auf Vorschlag des Bischofs eine Commission, bestehend 
aus den Herren: Stadtgerichtsraih Hempel, Notar Schle- 
rath, Pfarrer Steinwachs gewählt, welche in Verbindung 
mit dem Referenten der Synodal-Repräsentanz, v. Schulte, 
zu berichten hat. 

Zur Prüfung des Disciplinarstatuts (abgedruckt in 
den Vorschriften) wird eine Commission auf Vorschlag des 
Bischofs gewählt, bestehend aus den Herren: Staatsanwalt 
Drescher, Dr. jur. Stephan, Prof Dr. Weber, welche 
mit dem Referenten der Synodal-Repräsentanz, v. Schulte, 
sich in Verbindung zu setzen hat. 

Es kommen zur Verhandlung die Anträge, betreffend die 
Liturgie: 

a. der Offenburger Versammlung Nr. II. 


„Die fünfte Synode wolle die Ausführung des Beschlusses der vier- 
ten Synode, betreffend allmälige Einführung der deutschen Liturgie, 
für nothwendig erklären.“ 

bh. des Herrn Rose in Köln. 


„Die Synode versagt allen eingegangenen, die Abänderung der über- 
kommenen Liturgie bezweckenden Entwürfen die Genehmigung. Da- 
gegen werden diese Entwürfe einer zu ernennenden liturgischen Com- 
mission, welche zu zwei Dritteln aus Priestern bestehen muss, über- 
wiesen. Diese Commission hat die Entwürfe auf Grundlage der be- 
stehenden alten Liturgie umzuarbeiten und binnen einer zu bestimmenden 
Frist der Synode zu unterbreiten. 

Nachdem die Synode die so ausgearbeitete Liturgie genehmigt hat, 
soll dieselbe an einem zu bestimmenden Tage in allen Gegenden Deutsch- 
lands zur Anwendung kommen. 

Die Synode gestattet keiner Gemeinde Deutschlands, schon jetzt ein- 
zelne Stellen der entworfeuen, noch zu berathenden Liturgie anzuwen- 
den; vielmehr soll jede Gemeinde gehalten sein, sich der herkömmlichen 
alten Mess-Liturgie bis zum Einführungstage der wumgearbeiteten Li- 
turgie zu bedienen.“ 


Prof. Dr. Knoodt: Am 8. Jan. legte die Karlsruher Ge- 
meinde einen von der Bezirksversammlung genehmigten Ent- 
wurf vor, den die Synodal-Repräsentanz ablehnte, weil er 
über den Rahmen des Synodalbeschlusses hinausging, indem 
er mehrfache Aenderungen, Auslassungen und Zusätze ent- 
hielt und den Canon in abändernder Weise verdeutschte. Die 
Synodal-Repräsentanz gab auf Wunsch nähere- Aufklärung. 


& 
Ein vonPf. Grunert behufs des Gebrauchs bei dem Gottes- 
dienste in der Irrenanstalt zu Allenberg vorgelegter Entwurf 
wurde genehmigt. Den jetzigen Offenburger Antrag hält die 
Synodal-Repräsentanz durch den früheren Beschluss für er- 
ledigt. Ueber den Entwurf des Herrn Rose muss sie, da er 
im Widerstreit ist mit den früheren Beschlüssem, empfehlen 
zur Tagesordnung überzugehen. 

v. Schulte fügt hinzu, dass ein verspäteter Antrag von 
Mannheim gestellt wurde, den in Nr. 20 vom 18. Mai 1878 
des „Deutschen Merkur‘ gedruckten Entwurf des Pf. Dr. 
Thürlings zu genehmigen, die Synodal-Repräsentanz diesen 
Antrag aber als verspätet nicht vorlegen und, weil die Vor- 
bedingung der Annahme durch die Bezirksversammlung fehlt, 
nicht genehmigen konnte. 

Prof. Bauer: Man habe geglaubt, „übertragen“ sei 
mehr als „übersetzen“, es sei gestattet, den Gedanken des 
lateinischen Textes in leicht verständlicher und das Herz be- 
wegender Sprache deutsch zu geben, unbedeutende Theile, 
z.B. die Vormesse, auszulassen, ebenso manches fast Unüber- 
setzbares; man habe auf nochmalige Ueberarbeitung verzich- 
tet, zumal bessere Entwürfe in Aussicht standen. Der jetzige 
Antrag sei gestellt, weil verlautet habe, die Gegner der litur- 
gischen Reform trösteten sich damit, die Synodal-Repräsentanz 
werde schon soviel streichen, dass nur Harmloses bleibe; da- 
zu seien gekommen die wegwerfenden Artikel im „Deutschen 
Merkur“, welche den sog. Heidelberger Entwurf leidenschaft- 
lich mit allen möglichen und unmöglichen Gründen kritisirten. 
Man wollte also verhindern, den frühern Beschluss illusorisch 
zu machen. Das Bedürfniss liege vor. In Baden habe das 
Wort des Herrn Prof. Friedrich: „Los von Rom“ gezündet, 
dies wolle man nicht bloss negativ, sondern auch positiv, 
man betrachte die Herbeiführung einer deutschen National- 
kirche als unser Ziel. 

Bischof: Die Nothwendiskeit der Reform ist von der 
Synode anerkannt, jetzt handelt es sich nur darum, ob es 
nothwendig ist, zu erklären, das Beschlossene sei auszuführen. 
Prof. Bauer: Ich habe nicht die Synodal-Repräsentanz 
anklagen wollen. Ich beantrage: 

dem Entwurfe des Dr. Thürlings die Genehmigung zu er- 

theilen, | 
und übergebe Exemplare desselben. | 

Bischof: Das ist kein Amendement, sondern ein ganz 
anderer Gegenstand. 

v. Schulte führt aus, dies sei ein ganz anderer Antrag; 
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der vorliegende Offenburger bezwecke lediglich den Beschluss: 
der Synode; das von der Synode als nothwendig Erklärte sei 
auszuführen, das heisse, das Nothwendige nochmals für noth- 
wendig zu erklären und zu beschliessen, das Nothwendige 
müsse geschehen; der neue Antrag verlange die Prüfung 
einer Vorlage, die für die Synode nicht existire. Diese habe 
schon festgesetzt, auf welchem Wege ein Entwurf zum Ge- 
brauche kommen könne, nämlich durch Gemeinde-Bezirks- 
Beschluss und Zustimmung der Synodal-Repräsentanz ; das 
Referat habe ergeben, dass der Offenburger Antrag erle- 
digt sei. 

Bischof: Herr Prof. Bauer hat selbst gezeigt, dass der 
sog. Heidelberger Entwurf nicht genehmigt werden konnte, 
weil er dem Beschluss der Synode nicht entsprach. Ich kann 
jelzt versichern, dass der Verfasser der Artikel im „Deutschen 
Merkur“ kein Mitglied der Synodal-Repräsentanz ist. Der 
„Merkur“ ist kein officielles Organ und die Synode nicht 
da, um Remedur gegen Privatkritiken zu verschaffen. 


Prof. Dr. Michelis: Für unsere grosse Aufgabe ist 
diese Sache nicht dringend; das h. Messopfer kann man mit 
Andacht auch in der jetzigen Form feiern; was Jahrhunderte 
hindurch bestand, lässt sich nicht auf einmal ändern. 


Prof. Bauer: Ich habe versäumt, einen Punkt zu be- 
tonen, dass es uns darum zu thun ist, zu wissen, was unter 
„Uebertragung‘‘ zu verstehen ist, überlasse es aber der Sy- 
node, ob sie sich darüber aussprechen, oder ob sie die Ge- 
sichtspunkte der Synodal-Repräsentanz als richtig anerken- 
nen will. 


Prof. Knoodt führt im Einzelnen aus, weshalb die Sy- 
nodal-Repräsentanz auf Grund des Synodalbeschlusses den 
Entwurf nicht genehmigen konnte. 

Nach fernerer Debatte wird die Unterstützungsfrage 
gestellt und verneint, darauf der Antrag der Syno- 
dal-Repräsentanz: 

„den Offenburger Antrag Nr. Il durch das über die Ausführung 
des Synodalbeschlusses von 1877, sub I zu erstattende Referat für er- 
ledigt zu erklären, über den Antrag unter II, 8 des Herrn Rose mit 


Rücksicht auf die bisherigen Synodalbeschlüsse zur Tagesordnung über- 
zugehen,“ 


mit grosser Majorität angenommen. 
Bischof: Wir gehen über zum Antrag III von Offen- 
burg, der lautet: 


„Die fünfte Synode möge beschliessen, dass der folgenden Synode ein 
Entwurf, die Pensionirung der Geistlichen betreffend, vorgelegt werde.“ 
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Der Referent der Synodal-Repräsentanz, Geheim-Rath 
v. Schulte, hat das Wort. 


Dr. v. Schulte: Die Synodal-Repräsentanz beantragt: 

„über den Offenburger Antrag Nr. III mit Rücksicht darauf, dass 
die Synodal- Repräsentanz nicht in der Lage ist, die Mittel ausfindig 
zu machen, um den beantragten Zweck zu erreichen, soweit derselbe 
nicht schon durch das geltende Recht gesichert ist, zur Tagesordnung 
überzugehen.“ 

Der Antrag ist an sich vortrefflich, Jeder wird den Zweck 
wollen; auf meine Anregung ist auf dem Gongresse zu Con- 
stanz bereits ein derartiger Fond gegründet worden. Wird 
ein bepfründeter Geistlicher emeritirt, so ist die Pensionirung 
aus der Pfründe möglich; bei anderen kann in Preussen der 
Staat ein Emeritengehalt geben; für Baden liesse sich viel- 
leicht später aus dem Staatszuschuss ein Theil dazu verwen- 
den, obwohl derselbe bei weitem nicht ausreicht, die jährlich 
gestellten Wünsche zu befriedigen. Die Gemeinden verkürzen, 
würde Unzufriedenheit erregen, zumal man in Baden an Ab- 
gaben zu kirchlichen Zwecken bei den grossen Mitteln, welche 
die katholische Kirche hat, gar nicht gewöhnt ist. Einen 
Entwurf zu machen ist nicht schwer; wollen Sie ihm aber 
Werth verschaffen, so müssen Sie zu der im $ 34 Syn.- u. 
Gem.-O. vorgesehenen Selbstbesteuerung schreiten. Das scheint 
bei den heutigen Zuständen, wo die Gemeinden und Privaten 
ohnehin Lasten genug haben, misslich. Haben doch verschie- 
dene Gemeinden erklärt, sie schickten keinen Delegirten zur 
Synode, weil ihnen die Mittel fehlten und kein Mitglied die 
Kosten aus Eigenem zu tragen vermöge. Bisher ist’s möglich 
geworden, zu sorgen, dass kein Geistlicher eigentliche Noth 
leide; einige haben bis zu 600 Mark jährlich erhalten. Die 
Synodal-Repräsentanz wird, sobald es thunlich erscheint, ein 
solches Statut vorlegen. Nehmen Sie den Antrag an, so 
müssen Sie auch eventuell eine Umlage beschliessen wollen 
und die zu deren Durchführung nöthigen Massregeln geneh- 
migen. Das muss schon jetzt klar sein. 


Pf. Dr. Mosler: Ich halte für bedenklich, zu erklären, 
die Mittel seien nicht ausfindig zu machen. Vorerst soll nur 
ein Statut entworfen werden, einer Umlage bedarf es nicht 
nothwendig; es ist nothwendig, um das Vertrauen zu stärken, 
den Gegenstand in Angriff zu nehmen. Deshalb bitte ich den 
Antrag anzunehmen. 


Prof. Bauer: Es ist nöthig, dass unsere Geistlichen, die 
Opfer bringen, mit Ruhe in die Zukunft schauen, die Aussicht 
haben, vor Noth gesichert zu sein. Wir sind 120 Gemeinden. 
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Stellt die Synodal-Repräsentanz durch Erkundigung die Lei- 
stungsfähigkeit der Gemeinden fest, geben auch nur 100 von 
5 bis zu 20 Mark, so könnten jährlich gut 1000 bis 1500 
Mark herauskommen. Ich wünschte daher eine Commission, 
welche die Repartition vornehme, in Anregung zu bringen. 

Prof. Dr. Knoodt: Wir werden sehen, was freiwillig in 
den bestehenden Fond geliefert wurde. Ich halte für gut, 
aufzufordern, dass recht viel gegeben werde. 

Pf. Rieks: Es ist mehrmalen vorgekommen, dass ein 
in Baden entlassener Geistlicher Einzelne um Gaben ansprach. 
Das ist misslich. Es ist auch misslich, einen Geistlichen ohne 
Pension abzusetzen, wie bezüglich des Pf. Mazanec beantragt 
wird; wir haben freilich kein Demeriten-Haus, wie die Rö- 
mischen. Ich glaube, es wird gelingen, durch Collecten ohne 
Zwang die nöthige Summe aufzubringen und bitte den An- 
trag anzunehmen. 

Dr. v. Schulte: Wenn Sie den Offenburger Antrag an- 
nehmen, ändert sich die Sachlage nicht. 

Der Offenburger Antrag wird mit Stimmen- 
mehrheit angenommen. 

Bischof: Wir gehen über zum Offenburger Antrag IV, 
welcher lautet: 

„Die fünfte Synode wolle folgendem Beschlusse der Offenburger De- 
legirten-Versammlung ihre Zustimmung geben und die Synodal-Reprä- 
sentanz beauftragen, für Ausführung dieses Beschlusses durch die nö- 
thigen Anweisungen der Geistlichen und der Vorstände Badens zu 
sorgen: 

»Die Versammlung ernennt eine Commission zu dem Zweck, die 
Bedürfnisse von Vorträgen aller Orten wahrzunehmen und die geeig- 
neten Massnahmen für eine organisirte Mission zu treffen. Zu diesem 
Zweck mögen einerseits die Vorstände der altkatholischen Gemeinden 
und Vereine Badens und alle Freunde unserer Sache sich mit dieser 
Commission in Correspondenz setzen, um durch ihre Vermittlung die 
entsprechenden Kräfte zu gewinnen ; anderseits aber soll diese Commis-. 
sion sich zu jenen Männern in Beziehung setzen, welche der Aufgabe, 
der altkatholischen Volksbelehrung sich zu unterziehen, Willens sind. 
Zur Bestreitung der Kosten wird eine Centralkasse gegründet, für 
welche in jeder Gemeinde an einem vorher bekannt zu machenden 
Sonn- oder Festtage im Jahre nach dem Gottesdienste Beiträge gesam- 
melt und der Centralkasse zugesandt werden. Ueber ihre Thätigkeit 
sowie über die Verwendung der Gelder hat die Commission jährlich 
auf der Landesversammlung oder im altkatholischen Boten Bericht zu 


erstatten. Mit der Bildung der Commission durch Cooptation wurde 
Pfarrer Rieks betraut.«“ 


Pf. Rieks stellt dazu das Amendement: 


„Die Synode überweist die Ausführung des Offenhurger Beschlusses 
dem Herrn Bischof.“ 


Ich bitte Diejenigen, welche dasselbe unterstützen, auf-. 


Pop 


zustehen. — Es ist genügend unterstützt. Der Referent der 
Synodal-Repräsentanz, Geheim-Rath v. Schulte, hat das Wort. 

Dr. v. Schulte: Die Synodal-Repräsentanz legt Ihnen 
den Antrag vor: 

„bezüglich des Offenburger Antrags Nr. IV bei aller Anerkennung 
und Billigung des darin ausgesprochenen Gedankens mit Rücksicht 
darauf, dass dieser Gegenstand nicht in den Kreis der Synodal-Auf- 
gaben fällt, zur Tagesordnung überzugehen.“ 

Man bestellte eine ähnliche Commission zu Freiburg im 
Jahre 1874; ob diese etwas gethan, habe ich nicht erfahren. 
Die Sache selbst bedarf keiner Empfehlung, die Synodal-Re- 
präsentanz kann der Synode aber keinen Antrag empfehlen, 
dessen Object nicht innerhalb der Synodalaufgaben liegt. Die 
Synode hat es nur mit rein kirchlichen Versammlungen be- 
hufs des Gottesdienstes und dergl. zu thun, mit andern, Ge- 
meinde-, Bezirksversammlungen nur, soweit diese Organe der 
kirchlichen Verwaltung sind. Das Amendement schafft freilich 
Wandel. Der Antrag Rieks kann ohne weiteres durch den 
Bischof ausgeführt werden, da dieser, was jener bezweckt, 
selbst thun kann, nämlich die Geistlichen auffordern u. s. w. 
Ich glaube, in Uebereinstimmung mit der Synodal-Repräsen- 
tanz Sie bitten zu dürfen, den Antrag anzunehmen, wenn Sie 
anstatt des Amendements folgende Fassung annehmen: 

„Die Synode überweist den Antrag I. Nr. IV dem Herrn Bischof 
zur thunlichsten Berücksichtigung.“ 

Redner führt aus, dass ein grösserer Zusammenhalt der 
Geistlichen nöthig sei und dazu der Antrag beitrage. 

Bischof: Man werde ihm Vorwürfe machen, wenn die 
Sache ohne Erfolg bleibe. Was soll ich machen, wenn der 
Einzelne, den ich zu einem Vortrage auffordere, ablehnt we- 
gen der Kosten? Wegen der voraussichtlichen Hindernisse 
lehne ich die Verantwortung ab. 

Oberbürgermeister Malsch: Es handelt sich darum, die 
Bewegung frisch zu halten. Die Sache selbst kann ohne die 
Synode erreicht werden, zu den Kirchenecollecten ist aber 
die bischöfliche Erlaubniss nöthig. Legt man die Sache in 
die Hand des Bischofs, so ist sie bei dessen gutem Willen 
und Eifer geborgen. 

Pf. Rieks zieht sein Amendement zurück. 

Nachdem der Bischof hervorgehoben, dass es sich nicht 
um die Arbeit handle, sondern darum, dass sie vergeblich 
sein werde, Prof. Dr. Michelis mit Rücksicht auf die Er- 
klärungen des Bischofs von der beantragten Form Abstand 
zu nehmen gebeten, das Missverständniss eines anderen Mit- 
gliedes, als wenn alle Gemeinden für diesen badischen Zweck 
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beitragen sollten, aufgeklärt worden, Pf. Dr. Thürlings aus- 
gesprochen, da es sich bloss um Baden handle, sei der An- 
trag der Synodal-Repräsentanz der beste, entwickelt der Re- 
ferent v. Schulte, dass die Synodal-Repräsentanz ihren 
Antrag gestellt habe, weıl der Offenburger gerade einen Auf- 
trag der Synode an die Synodal-Repräsentanz 
wolle. Ueber das Amendement habe die Synodal-Repräsen- 
tanz nicht berathen können; es sei aber ein Anderes, jenen 
Auftrag zu geben, ein Anderes, die Sache dem Bischof zu 
empfehlen. Damit sei nicht präjudicirt. Finde der Bischof, 
sie sei nicht ausführbar, so gehe er darüber hinaus. und 
theile das der nächsten Synode mit. Die Auffassung des 
Herrn Bischofs sei nicht nöthig; dieser habe die Redner nicht 
zu bestimmen, noch zu bitten, nicht CGollecten anzuordnen 
u.s. w. Das Alles sei Sache der badischen Commission, 
der Bischof habe lediglich die Sache warm zu empfehlen und 
die beantragten Mittel, insbesondere die Vornahme von Col- 
lecten zu genehmigen. Werde sein Amendement angenom- 
men, so sei es die Sache des Bischofs, wie er die Ausführung 
verwirklichen wolle. Es müsse dies erklärt werden, um so- 
fort festzustellen, in welchem Sinne der Verbesserungsantrag 
gestellt sei, um sodann die befürchteten Vorwürfe von vorn- 
herein unmöglich zu machen. Der Bischof werde also z. B. 
in einem Circular den Geistlichen und Gemeinden die Sache 
empfehlen und über den und jenen Punkt sich aussprechen, 
Wünsche der Gommission erfüllen u.s.w. Die dadurch ver- 
ursachte Arbeit sei nicht der Rede werth und daher selbst- 
redend für den Bischof kein Motiv. Die Verantwortlichkeit 
im Falle des Misslingens müsse abgewiesen werden. Dass es 
sich allein um Baden handle, komme nicht in Betracht, da die 
Synode und der Bischof für die Angelegenheiten des Theiles 
so gut wie des Ganzen zu sorgen haben, Baden aber das Land 
sei, wo unsere Sache am besten stehe. Die formalen Gründe 
der Synodal- Repräsentanz seien durch das Amendement 
Rieks gehoben, er habe dies verbessert, um gar keinen 
Zweifel aufkommen zu lassen! Nach dem Amendement sei 
der ursprüngliche Antrag der Synodal-Repräsentanz nicht 
mehr haltbar und deshalb glaube er auch als deren Referent 
sein Amendement vertreten zu können. 

Bischof erklärt, die Arbeit komme nicht in Betracht, 
die Gesinnung des Antrags begrüsse er freudig, die Ziele er- 
kenne er an. | 

Es wird das Amendement v. Schulte fast ein- 
stimmig angenommen. 
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Bischof: Wir kommen zu dem Referat über die Aus- 
führung des Synodalbeschlusses von 1877, III. 2., betr. den 
Religionsunterrichtsplan, das ich selbst übernommen habe und 
jetzt erstatte. 

Die Synode hat im vorigen Jahr unter IIl, 2 den Auf- 
trag der Synodal - Repräsentanz ertheilt, einen genauen Un- 
terrichtsplan in die Hand zu geben. Dieser Beschluss ist 
bis jetzt nicht zur Ausführung gekommen, weil die Ver- 
handlungen darüber ein Resultat nicht ergeben haben. Ich 
will nur das Allgemeine mittheilen, weil ich Ihnen vor- 
schlagen werde, die Vorlage noch einmal durch eine Gom- 
mission prüfen zu lassen und mir dann vorbehalte, meine 
Ansichten geltend zu machen. Ich will also nur im Allge- 
meinen referiren, was geschehen ist. Bereits am 6. Juni vor. 
Jahres habe ich mich an die Bezirksvorstände in Baden ge- 
wandt mit dem Ersuchen, mir über die Rechtsverhältnisse 
Aufschluss zu geben, die in Betracht kommen, und wenn es 
ihnen so gut scheine, mir Entwürfe vorzulegen. Ich glaube, 
dass hier die Bezirksvorstände, welche Bezirksversammlungen 
in dieser Frage veranstalten konnten, wie sie es auch gethan 
haben, ein Recht hätten, gehört zu werden. Denn von hier 
aus in Baden einen Unterrichtsplan zu octroyiren, das schien 
mir viel zu misslich zu sein. Ich habe also auf diese An- 
fragen Antworten erhalten von den Bezirksvorständen in 
Karlsruhe, CGonstanz und Freiburg. Von Karlsruhe wurde ein 
von Herrn Pf. Rieks verfasster, ausführlicher Unterrichtsplan 
vorgelegt, von Constanz ein doppelter Entwurf, ein kürzerer 
und ein längerer. Der eine berücksichtigte mehr die localen 
Bedürfnisse. Nun aber hat die Synodal-Repräsentanz einen 
grossen Unterschied gefunden zwischen den verschiedenen 
Entwürfen, wonach die Bedürfnisse im Norden und Süden 
von Baden sehr verschieden aufgefasst werden. 

Dann aber, was mich persönlich noch mehr bewog, die 
Frage nicht zu "entscheiden: von den Bezirksvorständen von 
Constanz und Freiburg sind Bedenken dagegen erhoben wor- 
den, überhaupt jetzt einen einheitlichen Unterrichtsplan in 
Baden anzubefehlen. ; Deshalb hat die Synodal-Repräsentanz 
den Beschluss gefasst, der Synode zunächst zu proponiren, 
eine Commission zu wählen, damit diese die Vorlage noch 
einmal prüfe und darüber in einer folgenden Sitzung berichte. 
Ich glaube nicht, dass wir zu einem Resultate kommen, auch 
bei ausreichender Zeit, wenn ich Ihnen ein ausführliches Re- 
ferat über die verschiedenen Entwürfe gäbe und Ihnen diese 
zur Prüfung selbst vorlegte. Ich richte also die Frage an 
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die Synode, ob sie damit einverstanden ist, dass die Akten. 
zunächst einer Commission zur Prüfung gegeben werden, da- 
mit diese die Frage erwäge, ob jetzt schon ein solcher Un- 
terrichtsplan erlassen werden solle, oder ob damit noch eine 
Zeit lang zu warten sei. Also: ist die Synode damit einver- 
standen? — Einstimmig angenommen. — Dann scheint mir 
zweckmässig, dass die Commission aus drei Mitgliedern ge- 
bildet werde, von verschiedenen Bezirken, die sich mit der 
Frage ausführlich beschäftigt haben, und ferner, dass diese 
Commission gebildet werde aus einem Juristen, einem Geist- 
lichen und einem Schulmann und so möchte ich Ihnen vor- 
schlagen, die Gommission zu bilden aus dem Herrn R. A. 
Riggler von Gonstanz, dem Herrn Prof. Michelis aus Freiburg, 
der Jahre lang mit dem Unterricht sich dort beschäftigt hat, 
und dem Herrn Prof. Bauer aus Mannheim, einem erfah- 
renen Schulmann, der genau mit den badischen Verhältnissen 
bekannt ist. Wenn Sie damit einverstanden sind, bitte ich 
Sie, sich zu erheben. | 
Wird allseitig angenommen. 


Wir gehen über zu dem 2. Antrage der Synodal-Reprä- 
tanz, der lautet: 

„In Erwägung, dass die Synodal-Repräsentanz die Verantwortlich- 
keit für die sich auf die altkatholische Gemeinschaft beziehenden Mit- 
theilungen nur in soweit tragen kann, als dieselben von ihr ausgehen, — 

dass es für alle Gemeinden von Interesse ist, fortlaufend in Kennt- 
niss der wichtigeren Vorkommnisse zu gelangen, — 

dass der alljährlich bisher seit der zweiten Synode auf der Synode 
erstattete Bericht diesem Bedürfnisse nur unvollkommen abhilft, — 

dass die Synodal-Repräsentanz wünschen muss, in einem amtlichen 
Organe die Vorgänge der Verwaltung zur allgemeinen Kenntniss zu 
bringen, — 

dass dieselbe sich auf Berichtigung irriger Darstellungen in öffent- 
lichen Blättern nicht einlassen kann, weil eine solche ihre schlimmen 
Seiten hat, — 

dass die periodische Kenntnissnahme der Ereignisse innerhalb der 
Gemeinschaft zur Weckung des Gemeinsinnes beiträgt, — 

dass es wünschenswerth ist, über einzelne Fragen sachliche Darstel- 
lungen zu erhalten, — 

dass durch den gemachten Vorschlag den öffentlichen Organen die 
Möglichkeit geboten ist, über die altkatholische Bewegung stets genaue 
und richtige Daten zu erhalten, beschliesst die Synode: 

Es ist ein » Amtliches Altkatholisches Kirchenblatt« von der Syno- 
dal-Repräsentanz herauszugeben, welches die auf die altkatholische Ge- 
meinschaft bezüglichen, bezw. dieselbe berührenden kirchlichen und staat- 
lichen Verordnungen, die bisher iu dem seit 1875 veröffentlichten Syno- 
dal-Berichte zusammengestellten Mittheilungen zu enthalten hat, ausser- 
dem sonstige Artikel rein kirchlicher Natur bringen kann. 

Dasselbe wird nach Bedürfniss, mindestens sechs Mal im Jahre, 
veröffentlicht. , 
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Dasselbe wird den Gemeinden, Vereinen und Geistlichen in je einem 
Exemplare unentgeltlich zugestellt und kann gegen Einsendung von 
1 Mark 30 Pf. in Baar oder in Keichs- Briefmarken an die bischöf- 
liche Kanzlei von jedem Andern durch direkte portofreie Zusendung 
bezogen werden.“ 
Ich ertheilte das Wort dem von der Synodal-Repräsen- 
tanz bestellten Referenten, Herrn Geheim-Rath v. Schulte. 
Dr. v. Schulte: Er müsse auf die Motive, obwohl sie 
im Antrage enthalten seien, ausführlicher eingehen, wie er 
sie in der Synodal-Repräsentanz als Antragssteller entwickelt 
habe und als deren Motive, da ihnen nicht widersprochen 
sei, annehmen dürfe. Die Nothwendigkeit eines solchen amt- 
lichen Blattes liege zu Tage, weil Niemand für die bestehen- 
den Blätter die Verantwortlichkeit übernehmen könne ausser 
den durch das Pressgesetz bezeichneten Personen. Eine 
kleine Blumenlese aus dem ,„Altkath. Boten‘ und dem ,„Deut- 
schen Merkur“ werde davon überzeugen. Derselbe führt eine 
Anzahl persönlicher Aneriffe aus dem ersteren Blatte an, 
schildert die Angriffe unter wissenschaftlicher Form gegen 
Beschlüsse der Synode im andern, hebt hervor, wie dadurch 
der Gemeinsinn leide, wie es die Stellung der Synodal-Re- 
präsentanz, die durch das Vertrauen der Synode berufen 
werde, und damit die Sache schwer schädige, wenn man 
sich herausnehme, ihre pflichtmässigen Acte zu kritisiren, 
ihre drohende Rathschläge zu ertheilen, Ihr Misstrauen 
gegenüber zu bekunden. Solches Gebahren habe den Ein- 
druck der Zerfahrenheit gemacht, nach Aussen den Schein 
der Spaltung hervorgerufen; dadurch seien persönliche Gegen- 
sätze aufgekommen, die unsere Sache schädigen mussten. Die 
Synodal-Repräsentanz müsse ein Blatt haben, das officiell 
alle Acte referire, ihre Verordnungen u. s. w. bringe, damit 
jeder falschen Nachricht dadurch der Boden entzogen werde; 
sie könne sich nach den gemachten Erfahrungen nicht auf 
Berichtigungen einlassen. So lange ein solches nicht bestehe, 
könne man nicht verhindern, dass die Auslassungen des 
einen oder andern Blattes der Gemeinschaft imputirt werden. 
Es mache sich schlecht, wenn amtliche Dinge unter Corre- 
spondentenzeichen von „Bonn‘ aus referirt würden. In der 
letzten Zeit habe es gewimmelt von Gerüchten über das, 
was kommen werde, wenn ein bestimmter Beschluss gefasst 
würde. Blätter, in denen der Subjectivismus sich in crasser 
Weise geltend mache, müssten den rein privaten Charakter 
behalten. Wohin solle es kommen, wenn man vor der Sy- 
node das publicire, was man gegen deren Beschlüsse thun 
‘werde? Ein amtliches Blatt gebe der Synodal-Repräsentanz 
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die Möglichkeit, ihre Massregeln Allen bekannt zu machen, 
durch Mittheilung aller wichtigen Dinge das allgemeine Inter- 
esse wach zu halten und so den Gemeinsinn zu wecken. 
Zugleich erleichtere es die auf wenigen Personen ruhende 
Arbeit. Wende sich jetzt z.B. eine Gemeinde an die Synodal- 
Repräsentanz in einer Sache, welche auch anderwärts vor- 
kommen könne, so überhebe der Abdruck der Eingabe bezw. 
Antwort sie der Arbeit, im nächsten Falle eine neue Antwort 
zu machen, wie das z. B. hinsichtlich des Vorganges bezüg- 
lich der Schritte um. die Zuweisung von Kirchen, die Entbin- 
dung von Steuern u. dgl. wichtig sei. Der Jahresbericht 
falle bei dem Umstande, dass trotz aller Aufforderung die 
Einzelberichte überhaupt nicht oder nur höchst mangelhaft 
eingehen, stets unvollständig aus, was sich nicht gut mache. 
In Zukunft könne man vom Jahresbericht absehen, von Zeit 
zu Zeit mittheilen, was sich ereigne; man bleibe dadurch 
stets in Berührung mit dem Gentralorgan. Hoffentlich werde 
die unerlässliche Einigkeit und das gemeinsame Einstehen ge- 
fördert, wenn Jeder sich hüte, Klatsch aufzunehmen, den er 
abweisen kann in der Gewissheit, nach einigen Wochen das 
Authentische zu erfahren. Ein solches Blatt gebe dem Bi- 
schof Gelegenheit, von Zeit zu Zeit zu den Gemeinden zu 
reden, auch wenn er sie nicht besuche. Ueber die Ausfüh- 
rung selbst seien die gedruckten Motive genügend. 

Nachdem Dr. Petri sich mit dem Antrage einverstan- 
den erklärt, Prof. Dr. Weber sich über unsere Aufgabe und 
Ziele ausgesprochen, die von Prof. Dr. Michelis angeregte 
Frage, als sei beabsichtigt, raisonnirende Artikel aufzunehmen, 
durch Erklärungen des Bischofs und des Referenten, dass 
unter „Artikeln rein kirchlicher Natur“ nur solche zu ver- 
stehen seien, welche sich auf kirchliche Verhältnisse beziehen 
und von der Synodal-Repräsentanz genehmigt sind, als deren 
Blatt es erscheint, beseitigt ist, wirdder Antrag der Syno- 
dal-Repräsentanz fast einstimmig angenommen. 

Die nächste Sitzung wird auf 5 Uhr Nachmittags anbe- 
raumt und die erste 12 Uhr 45 Minuten geschlossen. 
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Zweite Sitzung 
am Mittwoch, 12. Juni. 1878. 


Die Sitzung wird am Nachmittag 5 Uhr 25 Min. eröffnet, 
das Protokoll über die erste vorgelesen und genehmigt, die 
Liste der Mitglieder durch Angabe der hinzugekommenen 
vervollständigt. 

Bischof: Wir haben zuerst den Bericht über die Re- 
vision der Kasse zu empfangen; Herr Keller hat das Wort: 

Kaufmann Keller: Ich habe folgenden Bericht zu er- 
statten: 


Fond für Unterhaltung altkathol. Studirenden. 


Einnahmen. 

1877. Mai 24. Kassenbestand . . . .... 2340 M 64 d. 
Freiwillige Beiträge von Gemeinden und 

Privaten’ in Deutschland -...: . . 2.1643 ,„ 30, 
Freiwillige Beiträge von England . . 850, 20, 
Rückzahlung von Vorschüssen . . . 60°, 9 
4894 M. 14 d. 

Ausgaben. 
An Studirende . Pe PRSFEOHRAEHT NEN 608, 
f Kassenrest . . 31AM 51 d. 


Richtig und mit den Belegen stimmend befunden: 
Bonn, 12. Juni 1878. 


Josef Keller. Schmidt. Reuthner. 


Fond für Unterstützung Geistlicher und Gemeinden. 


De ee ie BAD Merk 620. 
Ausgaben . SIRRLTRBR RE % 710, —, 
Kassenbestand . . 139M 64. 


Den Richtigbefund bescheinigen: 
Bonn, 12. Juni 1878. 
Josef Keller. Schmidt. Reuthner. 

Die Commission beantragt die Aufnahme desselben und 
zugleich die Anführung der Beträge, welche von den einzelnen 
Gemeinden und Privaten gegeben wurden, unter Nennung 
der Namen, im amtlichen Bericht, weil das zu weiteren Gaben 
anregen dürfte. 

Nachdem der Kassirer, Prof. Dr. Knoodt, sich damit 
einverstanden erklärt, spricht der Bischof aus, die Synodal- 
Repräsentanz könne das vollziehen*). Die Anfrage des Herrn 


*) Die Synodal-Repräsentanz gibt nachstehend das Verzeichniss der 
für die beiden Fonds eingelaufanen Gaben: 
1. Von altkatholischen Gemeinden und Vereinen: 
Attendorn 30 #4. Baden-Baden 50 M. Berlin 14 AM. 70 d. Bonn 
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Gobbers, ob nicht die Delegirten für ihre Gemeinden be- 
stimmte Beträge zeichnen könnten, wird vom Vorsitzenden 
verneint. 

Die Synode ertheilt hierauf dem Kassirer Decharge. 

Bischof: Die Angelgenheit des Herrn Pf. Hamp ist. 
erledigt, da ich dessen Resignation am 11. cr. angenommen: 
habe. Da die Commissionen für die Sache Mazanec und das: 
Disciplinarstatut noch nicht zu Ende gelangt sind, ertheile ich 
das Wort dem Herrn R. A. Riggler als Referenten der: 
Commission für den Unterrichtsplan. 

R. A. Riggler: Es lagen drei Vorlagen vor: von Herrn 
Pf. Rieks, welche die umfassendste und detaillirteste ist, 
von Herrn Pf. Hosemann, welche mehr die allgemeinen 
Gesichtspunkte erörtert, von Herrn Prof. Michelis, die 
theilweise von anderen praktischen Gesichtspunkten ausgeht, 
deren nähere Ausführung zur Zeit nicht vorgenommen wer- 
den kann und nach der Anschauung des betreffenden Com- 
missionsmitgliedes nicht vorgenommen werden soll. Die Com- 
mission glaubt, dass ein zu specialisirter Entwurf mit Rück- 
sicht auf die verschiedenen Gegenden und späteren Erfah- 
rungen zu mannigfachen Aenderungen Anlass geben würde 
und empfiehlt daher den Antrag: i 

„Die Synode wolle beschliessen, an den Herrn Bischof das Ersuchen 
zu stellen, im Laufe der zweiten Hälfte des nächsten Synodaljahres 
die Geistlichen Badens und die Vertreter der Gemeinden zu einer Con- 
ferenz zu veranlassen, welche für die nächste Synode der Synodal-Re- 
präsentanz zu rechter Zeit das Resultat der Berathung, eventuell einen. 

Entwurf vorlegen wird.“ 

Bischof: Ich trete dem Antrage bei. 

Pf. Rieks: Eine badische Ministerialverordnung von. 
1869 schreibe vor, die kirchliche Behörde solle einen Unter- 
richtsplan für den Religionsunterricht aufstellen, der Ober- 
schulbehörde: mittheilen, die ihn den Lehrern vorschreibe.. 
Der evang. Oberkirchenrath habe einen solchen am 18. Mai 
1869 entworfen, der eingeführt seı; dasselbe habe die Frei- 
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burger Curie am 2. Mai 1870 gethan, auch die Israeliten. 
Eine nochmalige Anfrage habe er für unnöthig gehalten, ein 
Plan könne nur gemacht werden von Jemand, der die Schulen 
kenne; er habe den Zweck, dem Lehrer ein Ideal zu geben, 
gestatte nach örtlichen Verhältnissen Modificationen. Zu einer 
CGonferenz könne man berufen Lehrer, Andere, die unter- 
richten. Ob das zum Ziele führe, bezweifle er, ihm scheine 
am besten, auf Grund der badischen Verfügungen und nach 
pädagogischen Rücksichten einen zu machen. Indessen wolle 
er dem Antrage nicht entgegentreten, warne aber vor einer 
zu zahlreichen Conferenz und meine, es müssten dieser Vor- 
lagen gemacht werden. 

R. A.Riggler: Man habe erwogen, ob man sich nicht mit 
der Aufstellung allgemeiner Grundsätze, wie sie das eine Pro- 
ject habe, begnügen solle, jedoch geglaubt, der CGonferenz, der 
die vorhandenen Vorlagen zuzustellen seien, werde es gelingen, 
eine geeignete Vorlage zu machen. 

Der Antrag wird angenommen. 

Bischof: Wir kommen zu Nr. 10, betreffend die An- 
träge über den Gölibat. 

Dr. Petri beantragt, um die Discussion nicht zu unter- 
brechen, heute nur die im Berichte erwähnten und sonstigen 
Schreiben zu verlesen, die Debatte auf morgen zu vertagen. 

Director Eckhard für die sofortige Vornahme der Dis- 
zussion, zumal die Pause Gelegenheit gebe, die gegnerischen 
Argumente nochmals zu überlegen. Er sehe in der Unter- 
brechung keinen Fehler, glaube vielmehr, dass es passend 
sei, wenn einige Redner die verschiedenen Standpunkte er- 
örtern und man dann abbreche, um in Einem morgen zu 
endigen. 

Dr. v. Schulte: da die Reihenfolge angenommen ist, 
erledigt sich die Geschäftsordnungsfrage; es müssen zunächst 
die Schreiben verlesen werden, das wird wohl die heutige 
Sitzung ausfüllen. 

Bischof: Der Zusatz-Antrag von Offenbach ist zurück- 
gezogen; derselbe lautete: 

„Jeder bereits in der Seelsorge thätige Geistliche hat sich, für den 

Fall er eine Ehe einzugehen beabsichtigt, einer Neuwahl zu unterziehen.“ 

Ich ertheille das Wort nunmehr dem Referenten der 
Synodal-Repräsentanz, Herrn Geheim-Rath v. Schulte. 

Dr. v. Schulte: Die Synodal-Repräsentanz hat be- 
schlossen, der Synode durch Vorlesung "bekannt zu geben: 
1) ein Schreiben des Erzbischofs Heykamp von Utrecht, 
2) das Promemoria des Münchener Central-Gomites. 
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Bischof: Ich werde das erzbischöfliche Schreiben erst 
morgen verlesen. 

Das Münchener Promemoria wird verlesen. 

Dr. v. Schulte: Die Synodal-Repräsentanz sieht dies Pro- 
memoria nicht als Gegenstand der Discussion an, sondern nur 
als Erklärung des Münchener „Vereins für kath. Reform- 
bewegung‘, weshalb er sich nicht an der Synode betheiligen 
will; derselbe setzt auseinander, dass er sich in Gonformität 
mit der Erklärung auf der Synode des Jahres 1874 nicht be- 
theiligen dürfe, weil die geschilderten Verwicklungen eintreten 
könnten. Ob die angeführten Gründe stichhaltig sind, kann 
in der sachlichen Discussion geprüft werden, das Schreiben 
als solches ist nicht Gegenstand der Verhandlung, weil das 
Gesetz nur Verhandlungen der Synode kennt, keiner Gemeinde, 
keinem Verein das Recht gibt, anstatt der Beschickung der 
Synode diese über Promemoria’s verhandeln zu lassen, die 
Synodal-Repräsentanz hätte das Promemoria, da es keinen 
Antrag enthält, da für einen solchen der Zeitpunkt verstrichen 
war, ignoriren können, hat dies abes nicht gethan, zumal 
schon 1874 die Abgeordneten aus Bayern eine Erklärung über 
ihren Standpunkt abgaben, es folglich consequent ist, eine 
neue zuzulassen. | 

Die Synodal-Repräsentanz macht eine doppelte Vorlage. 
Unter a gibt sie einen Bericht, unter b stellt sie Anträge. 

Der Bericht stellt dar, was sie in Ausführung des vorig- 
jährigen Beschlusses unter 1.. gethan hat und gibt die Ant- 
wort auf die ihr gestellte Frage, zu prüfen, ob rechtliche Hin- 
dernisse der praktischen Beseitigung der Gölibatsvorschriften 
im Wege stehen. Dieser Bericht ist in der Sitzung vom 16. 
Mai, an der 'Theil nahmen: Bischof Reinkens, Geheim-Rath 
Meurer, Prof. Knoodt, Oberbürgermeister Walsch, Prof. Mi- 
chelis, Oberbergrath Brockhoff und ich, einstimmig genehmigt 
worden. Ob jede einzelne Ausführung richtig ist, darüber 
lässt sich streiten und das ist Gegenstand der Discussion ; 
der Bericht als solcher nicht. Durch den eventuellen Beschluss 
der Synode wird über die Deductionen des Berichts nichts 
beschlossen. Ich hebe das absichtlich hervor. 

(Referent verliest die Eingabe der Synodal-Repräsen- 
tanz vom 18. Juli 1877 an die Ministerien von Preussen, 
Baden und Hessen mit den respeetiven Antworten vom 
17/20. Dec. 1877, 14/15. Febr. 1878, 28. Sept., pr. 3. 
Oct. 1877.) we 
Ich füge noch einen formalen Punkt bei, zu dessen Mit- 

theilung ich auf mein Ersuchen in der Sitzung ermächtigt 
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wurde. Ich hatte als Referent den Antrag gestellt, die Zu- 
lassung verheiratheter Geistlichen zur Verwaltung der Seel- 
sorge für Baden zu beantragen. Zunächst war zu entschei- 
den, ob die Zulassung als solche beantragt werden solle. Es 
lautet der Passus des Sitzungsprotokolls vom 16. Mai 1878: 
„Die darauf gestellte Frage: »ob die Zulassung ver- 
heiratheter Geistlichen zum Fungiren der Synode vorge- 
schlagen werden«, wurde bejaht von v. Schulte, Malsch 
und Knoodt, verneint von Geheim-Rath Meurer, "Michelis 
und Brockhoff. Der Bischof erklärte mit Rücksicht auf 
die zu befürchtende Spaltung nicht abzustimmen. Darauf 
‚stellte der Geheim-Rath Meurer folgenden Antrag: »Die 
Ausführung des Beschlusses IV. Nr.2 der vierten Synode 
wird bis zum Jahre 1883 ausgesetzt.« Der Antrag wurde 

mit 4 geren 3 Stimmen angenommen.“ 

Für den Antrag der Synodal-Repräsentanz ist in der 
Sitzung geltend gemacht worden, dass die Aufhebung Spaltung 
herbeiführen könne, die Verhältnisse keine Aenderung der 
frühern Beschlüsse erheischten. Ich habe erklärt, das Re- 
ferat nur übernehmen zu können, wenn ich berechtigt bleibe, 
auf der Synode auch meine persönliche Anschauung geltend 
zu machen. Für jetzt habe ich nichts zuzusetzen. 


Bischof: Von Herrn Appellations-Gerichtsrath Dr. Petri 
ist folgendes Amendement eingebracht: 


I. Die Synode wolle beschliessen: 
in Erwägung, dass es, ganz abgesehen von Gründen der Zweckmässig- 
keit, namentlich im Hinblick auf die kechtslage in Bayern nicht un- 
zweifelhaft ist, ob rechtliche Hindernisse der Ausführung der Aufhebung 
des Cölibatsgesetzes im Wege stehen, über sämmtliche die Aufhebung des 
Cölibatsgesetzes betreffenden Anträge zur Tagesordnung überzugehen 
und zugleich die Erwartung aussprechen, dass diesen Gegenstand be- 
treffende Anträge innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren nicht 
mehr an die Synode gebracht werden; 
II. eventuell für den Fall der Ablehnung g dieses Antrags beziehungs-, 
weise des Antrags der Synodal-Repräsentanz 
a) in den Offenburger Antrag a, zwischen „sind“ und „aufgehoben“ 
einzuschieben „für Baden“ und nach Annahme dieses Antrags 
b) dem Herrn Bischof zur Erwägung anheimzugeben, ob es mit 
Rücksicht auf die durch Annahme des Offenburger Antrages geschaf- 
fene schwierige Lage der Altkatholiken in den nicht badischen Theilen 
des Deutschen Reichs nicht angezeigt erscheine, auf seine bischöflichen 
Rechte in Baden zu verzichten. EIRSEREENt. 


Ich bitte Diejenigen, welche dasselbe unterstützen wollen, 
aufzustehen. Es ist genügend unterstützt. 
Es ist ein Amendement eingebracht von Herrn Steffen 
und Genossen : 
1) Die Beschlüsse der zweiten Synode des Jahres 1875, Nro. IV 
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4. Absatz, 2 und Nro. V der dritten Synode, Nro. II, 2, 3, 4 sind 

aufgehoben. - 

2) Das der Eingehung einer Ehe durch einen Geistlichen vom Sub- 

diacon aufwärts entgegenstehende Verbot des canonischen Rechts bildet 

in der altkatholischen Gemeinschaft weder ein Hinderniss für die Ehe 
von Seiten der Geistlichen noch für die Verwaltung der Seelsorge. 
Steffen. C. Eckhard. Pf. Bauer. Scholl. Dr. Mosler. 
Strucksberg. Theophil Furtwängler. Graf Wrschowetz. 

Selz.. F. Müller. Schüele. Martin Weil. Dr. Stephan. | 

Beide Amendements stehen mit zur Discussion. Ich 
möchte nun doch vorschlagen, heute in die Debatte nicht ein- 
zutreten, vielmehr die früher angesetzte Angelegenheit Ma- 
zanec zu erledigen. 

Stadtgerichtsrath Hempel erstattet im Namen der Com- 
mission ein ausführliches Referat über die bezüglich des Pfar- 
rers J. Mazanec in Brenden gepflogene Untersuchung, liest 
die wichtigsten Actenstücke: Zeugenaussagen, Briefe desselben, 
Eingaben u. s. w. im Wortlaute der entscheidenden Stellen 
vor und begründet im Namen der Commission die Annahme 
des von der Synodal-Repräsentanz gestellten Antrages (oben 
Seite 8). | 

Dieser Antrag wird, nachdem der Referent der Sy- 
nodal-Repräsentanz v. Schulte und der Bischof noch Einzelnes 
nachgetragen, einstimmig angenommen. 

Bischof: Ich eröffne nunmehr die Debatte über die 
Cölibatsfrage. 

Auf Antrag von Dr. Petri wird die Vertagung beschlos- 
sen, die morgige Sitzung auf 9 Uhr Vormittags anberaumt 
und die Sitzung um 7! Uhr geschlossen. 


Dritte Sitzung 
am Donnerstag, 13. Juni 1878. 


Die Sitzung wird Vormittags 9 Uhr 20 Min. eröffnet, 
das Protokoll der zweiten verlesen und genehmigt. 

Bischof: Ich verlese das Schreiben des Erzbischofs von 
Utrecht und erwarte selbstverständlich, dass es mit jener 
Würde angehört werde, welche der Schwesterkirche gegen- 
über ziemt, mit der wir in Gemeinschaft stehen und der wir 
zum Dank verpflichtet sind. (Verliest.) 

Es ist mir noch ein Amendement übergeben von Herrn 
Prof. Michelis, das lautet: 

Im Falle der Antrag der Repräsentanz verworfen und die sofortige 
sogenannte Aufhebung des Priestercölibates beschlossen wird, möge dem 

Beschlusse folgende Form gegeben werden: 
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In Erwägung 

erstens, dass der Priestercölibat nicht dogmatischen, sondern nur 
disciplinären Charakter hat, 

zweitens, dass durch den jetzt bestehenden Zwangscölibat vielfach 
im höchsten Grade ärgerliche und die Sittlichkeit im Volke tief schä- 
digende Zustände hervorgerufen sind und mit der ausdrücklichen 
Erklärung, dass hierdurch der wahren kirchlichen Bedeutung des 
freiwilligen, im Geiste des Opfers übernommenen Cölibates, der mit dem 
übernatürlichen Glauben und mit dem sakramentalen Charakter der 
Ehe enge zusammenhängt, in keiner Weise zu nahe getreten werden soll, 
beschliesst die Synode, dass für die altkatholischen Priester in Deutsch- 
land die Verehelichung kein Hinderniss in der Ausübung ihrer prie- 
sterlichen Funktionen mehr sein soll. Die Bedingungen, unter denen 
ein Priester in die Ehe treten kann, werden durch einen Zusatz ge- 
nauer festgestellt. 

Als. solche Bedingungen stelle ich folgende auf: 

a. In jedem einzelnen Falle muss dem Bischofe die Absicht der 
Verehelichung angezeigt werden, damit ihm die Möglichket einer Prü- 
fung des wahren priesterlichen Sinnes trotz der Verehelichung gege- 
ben sei. 

b. Es müssen wenigstens ?”js der Gemeinde ihre Zustimmung geben 
und den übrigen freistehen, ihre geistliche Hülfe von einem anderen, 
nicht verehelichten Priester zu nehmen. 

ec. Es muss für gesicherte Subsistenz der Familie, einschliesslich 
der Wittwe, ausreichend gesorgt sein. Michelis. 


Dasselbe wird unterstützt. 

Dr. v. Schulte beantragt, die drei Amendements Petri, 
Steffen, Michelis drucken zu lassen. Nach einer Geschäfts- 
ordnungs-Debatte wird in die Berathung eingetreten, der 
Druck veranlasst und während der Debatte bewerkstelligt, so 
dass die Vertheitung nach einiger Zeit stattfindet. 

Appell.-Ger.-R. Dr. Petri*: M.H. Es ist wohl Nie- 
mandin diesem Saale, der sich des Gefühles erwehren könnte, 
dass wir vor einer Entscheidung stehen, vor einer Krisis 
unserer Bewegung, welche, wenn sie sich überhaupt über- 
winden lässt, meines Erachtens nur mit einem ganz unge- 
wöhnlichen Grade von Entsagung und Selbstbeschränkung 
überwunden werden kann. Ich bin mir bewusst, in dieser 
Frage auch nicht eines Haares Breite von meiner ursprüng- 
lichen Ansicht abgewichen zu sein; ich bin heute noch 
derselbe Gegner des Cölibatszwanges, der ich immer gewe- 
sen bin, so lange ich denken und dieses Gesetz begreifen 
gelernt. Ich bedauere es noch heute lebhaft, dass in dem 
Anfang unserer Bewegung mein Drängen auf dessen sofortige 
Aufhebung keinen Erfolg gehabt hat. Heute m. H. sage ich 
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*) Diese Rede ist wörtlich nach dem vom Redner selbst corrigirten 
bezw. festgestellten Texte abgedruckt. 
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mir, auf Grund der in einem bewegten Leben gemachten 
Erfahrungen, jetzt ist nicht die rechte Zeit, mit diesem Ge- 
setz aufzuräumen; meines Dafürhaltens kann diese Zwingburg 
Rom’s, deren ganze Bedeutung Niemand besser würdigt, als 
ich, in dem jetzigen Stadium unserer Bewegung und unter 
den jetzigen Verhältnissen nur durch eine systematische Be- 
lagerung, nicht durch den in dem Öffenburger Antrag vorge- 
schlagenen ungestümen Angriff genommen werden. M. H. ich 
trete für den Satz nach allen Richtungen ein: Etwas Rechtes 
zur unrechten Zeit, ist gerade so ein schwerer Fehler wie 
etwas Unrechtes thun und m. H. darüber bin ich mir voll- 
ständig klar, wir thun etwas Rechtes zur unrechten Zeit, 
wenn wir gegenwärtig das Cölibatsgesetz aufheben. Ich habe 
diese Ueberzeugung aus äusseren und aus.inneren Gründen. 

Ich theile nicht, wenigstens nicht in zwei Punkten die 
juristische Ausführung des hochgeehrten Herrn Vorredners, 
des Herrn G.-R. v. Schulte, ich theile dieselbe bloss in Bezug 
auf die Antwort der Hessischen und der Badischen Regierung, 
obgleich ich in Ansehung der letzteren auch einen Vor- 
behalt machen muss. Dagegen kann ich mich in keiner 
Weise mit der Auffassung der Rechtslage in Bayern und mit 
der Auslegung der preussischen Antwort einverstanden erklä- 
ren. M. H. mir ist es juristisch unzweifelhaft, dass sämmt- 
liche Altkatholiken in Bayern unter der lurisdietion der vatica- 
nischen Bischöfe stehen und dass diese Iurisdiction nur gegen- 
über dem Widerstand gegen das Vaticanum nicht Platz greift. 
Ich begreife es deshalb vollständig und billige es, wenn 
unsere bayerischen Brüder und Gesinnungsgenossen sich gegen 
die Aufhebung des Cölibatsgesetzes auf’s äusserste wehren: 
denn m. H.! für sie handelt es sich dabei darum, ob sie 
fernerhin einer anerkannten Kirche oder einer Secte angehören. 
Ich begreife es daher auch vollständige, wenn sie lieber aus 
unserer Gemeinschaft ausscheiden. Haben sie wirklich den 
Muth, Männer von der Bedeutung eines Döllinger, Männer 
von der Bedeutung des hier anwesenden H. Prof. Friedrich, 
von der Bedeutung eines Huber, Cornelius, und wie sie alle 
heissen, ich sage, haben sie wirklich den Muth, solehe Männer 
mil einem einzigen Federstrich, mit einem einzigen Wort von 
unserer Bewegung abzutrennen? Wo sind denn die Meisten 
von uns gewesen, als diese Männer zu den Waffen griffen 
und fast allein den Kampf aufnahmen? Wo sind die Meisten, 
die jetzt diese Männer von der Bewegung ausschliessen zu 
dürfen glauben, damals gewesen? Ich sage Ihnen mit der 
vollsten Ueberzeugung, mir gelten diese Männer mehr als 
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viele Hunderte von uns; ich zähle nicht die Stimmen, ich‘ 
wäge sie. Meine Herren, soviel über die Rechtslage in Bayern. 

Ich komme nun zu der Auslegung der preussischen Ant- 
wort. Herr v. Schulte sagt sehr euphemistisch, dass dieselbe 
„der Auffassung des Gegenstandes als eines innerkirchlichen 
nicht entgegentrete‘“. Ja, meine Herren, das ist sehr schön 
und äusserst geschickt gesagt, aber auch richtig? in meinen 
Augen nicht! Was sagt denn die preussische Antwort? sie 
supponirt die Auffassung in dem diesseitigen Schreiben und 
concludirt auf Grund dieser Unterlage; sie hütet sich aber 
sehr, auch nur mit einer einzigen Silbe anzuerkennen, dass 
diese Auffassung auch die der preussischen Regierung sei. 
Allerdings tritt sie auch der diesseitigen Auffassung nicht ent- 
gegen; aber sind Sie denn überzeugt, dass das nicht bewusst 
geschehen ist, dass sie absichtlich nicht der diesseitigen An- 
schauung entgegentreten will? Ich rufe den Herrn Bischof 
zum Zeugen. Ich glaube nicht zu irren, wenn ich annehme, 
dass absichtlich diese feine diplomatische Fassung des Schrei- 
bens gewählt ist. Noch bevor es hierher gelangt, hatte ich 
eine Unterredung mit einem sehr massgebenden Manne in 
Berlin, ich glaube sogar den Verfasser in ihm vermuthen zu 
dürfen. Dieser Mann sagte mir damals, die Antwort wird 
gerade so ausfallen, wie die hessische, d.h. wir werden keine 
Antwort geben, sondern die Sache an uns gelangen lassen. 
Ich habe damals dem Herrn Bischof sofort diese Aeusserung 
mitgetheilt. Später, als die Antwort eintraf, ist allerdings 
beliebt worden, ihr eine günstigere Deutung zu geben. Nun, 
meine Herren, das werden Sie doch anerkennen müssen, Sie 
mögen meine Auffassung oder die des Berichterstatters adop- 
tiren, dass die Rechtslage eine äusserst zweifelhafte bleibt in 
Bayern sowohl als auch in Preussen, wie dies auch in dem 
Bericht zugegeben wird. 

"Nun, meine Herren, wie stehen denn eigentlich die Dinge 
in Preussen? Ich glaube, wenn irgend Jemand darüber ein 
competentes Urtheil hat, so darf ich dasselbe für mich in 
Anspruch nehmen. Meine Herren! Ich kann versichern, und 
es wird mir sicherlich von Niemand ein Widerspruch ent- 
gegengesetzt werden, von Anfang unserer Bewegung an hat 
die preussische Staatsregierung eine äusserst zögernde Hal- 
tung gegen uns eingenommen. Alles, was erreicht worden, 
musste ihr sozusagen abgenöthigt werden.. Glauben Sie, dass, 
nachdem die Hoffnungen, die man im preussischen Ministerium 
auf unsere Bewegung gesetzt hatte, Hoffnungen, die an und 
für sich chimärischer Natur waren, sich nicht verwirklicht, 
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wenigstens sich nicht in dem Masse verwirklicht haben, als 
sie dort gehegt wurden, glauben Sie, dass jetzt diese Hal- 
tung eine bessere geworden? Keine Täuschung, meine Herren! 
Ich sage es schlank heraus: Wir sind dermalen der preus- 
sischen Regierung eine Verlegenheit, und es wäre reine Ilu- 
sion, wenn Jemand glauben sollte, wir würden das, was wir er- 
reicht haben, dermalen auch noch erreichen. Meine Herren, ich 
verstehe nicht, wie man sich dieser Sachlage verschliessen kann. 
Ich erinnere Sie an die Erfindung des Staatskatholicismus, 
die höchsteigene Erfindung des Gultusministers Falk. Was 
hat es denn damit auf sich? Weiter nichts, als dass dadurch 
dem Altkatholicismus der Stempel einer extremen Partei auf- 
gedrückt wurde, eine Massnahme, die uns schwerer geschä- 
digt hat als alles Andere, was gegen uns unternommen 
worden. Und, meine Herren, was hat es geholfen? Der 
Vertreter des Staatskatholieismus, der Domherr Künzer, ist 
ebenso im Banne, wie unser Bischof. 

Ich erinnere Sie an die Entscheidung der Steuerfrage, 
die vor noch nicht langen Wochen ergangen ist. Ich erinnere - 
Sie an die Entscheidung in der Schulfrage in Witten; ein 
Vertreter Wittens ist ja unter uns. Noch vor wenigen Tagen 
haben unsere vaticanischen Gegner in Wiesbaden einen Bazar 
zur Erbauung einer Nothkirche veranstaltet, und dazu hat 
nicht allein eine sehr hochstehende Dame im Deutschen 
Reiche Geschenke gegeben, auch ein preussischer Oberpräsi- 
dent hat keinen Anstand genommen, eine Tombola zu glei- 
chem Zweck zu gestatten. Und, meine Herren, ist die Er- 
richtung einer Nothkirche nicht eine offene Demonstration 
gegen ein zu Recht bestehendes Staatsgesetz, gegen das zu 
Recht bestehende Altkatholiken-Gesetz? Ich habe nicht den 
mindesten Zweifel, dass man mit Vergnügen jede Gelegenheit 
ergreifen wird, mit uns aufzuräumen. Drängt nicht die augen- 
blicklich sehr mächtige — das wird Niemand leugnen können 
— protestantische Hofpredigerpartei ungestüm auf einen Aus- 
gleich mit Rom, auf eine Beendigung des Culturkampfes? 
Und, meine Herren, sobald das geschieht, darüber machen 
Sie sich keine Illusionen, sind wir das Ausgleichs-Object. 
Kann überhaupt Jemand, der mit gesundem Blick die Tages- 
ereignisse verfolgt, sich Angesichts der für jeden Vaterlands- 
freund unerwarteten schweren Besorgnisse entschlagen? Glau- 
ben Sie denn, dass die Absicht allein dahin geht, mit dem 
neuen Reichstag ein Socialistengesetz, wie das, welches der 
alte verworfen, auf die Beine zu bringen? Gewiss, das auch; 
aber das nicht allein. Nein, meine Herren, man will einen 
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Reichstag, mit dem man eine vollständige Reaction auf poli- 
tischem und kirchlichem Gebiete einläuten und in’s Werk 
setzen kann. Wenn trotz alledem Ihnen die Nothwendigkeit 
nicht einleuchtet, mit Besonnenheit zu handeln, dann über- 
steigt dies eben mein Fassungsvermögen. Freilich, Sie sagen 
mir, haben mir oft gesagt: Aber, mein Gott, wie kann die 
Regierung gegen uns vorgehen? Wir haben den Beichtzwang 
beseitigt, da hat es sich auch um ein Disciplinargesetz gehan- 
delt? Gewiss, meine Herren! ich erkenne das vollständig an, 
obgleich immerhin ein Unterschied zwischen dem Beichtzwang 
und dem Gölibatsgesetz besteht. Das Cölibatsgesetz berührt 
die disciplina vigens, was bei dem Beichtzwang nicht der 
Fall ist. (Rufe: Das ist nicht richtig.) Sie können mich ja 
nachher widerlegen ! 

Ich erachte die Gefahr um so grösser, weil es in der 
That seitens der Regierungen gar nicht grosser Mittel, nament- 
lich nicht der Mitwirkung der gesetzgebenden Factoren be- 
darf, um uns alle Vorlheile, die wir in Folge der staatlichen 
Anerkennung unserer Gemeinschaft geniessen, zu entziehen. 
Denn, meine Herren, und das gilt sowohl von dem badischen 
wie von dem preussischen Altkatholikengesetz, in diesen Ge- 
setzen ist Alles auf das Wohlwollen der ausführenden Behör- 
den gestellt. In Folge der provisorischen Natur dieser Gesetze 
konnten andere Bestimmungen nicht wohl getroffen werden. 
Diese Abhängigkeit von dem guten Willen der Behörden er- 
streckt sich nicht bloss auf die Erlangung der durch die frag- 
lichen Gesetze gewährten Vortheile bei Neubildungen altkatho- 
lischer Gemeinschaften, sondern auch auf den Fortgenuss 
bereits erlangter Vortheile. Selbst die in Preussen gewährte 
Dotation ist an den guten Willen der Regierung geknüpft. 
Sie braucht nur in den Etats nicht mehr eingestellt zu wer- 
den und sie ist verschwunden und der Landtag wird sich 
schwerlich darüber erhitzen. Meines Erachtens müssen Sie 
nach alledem anerkennen, dass nicht bloss eine schwere Ge- 
fahr darin liegt, dass von der Regierung schwerlich viel guter 
Wille zu erwarten, sondern auch darin, dass alles, was wir 
erreicht haben, lediglich und allein in den guten Willen der 
Regierung gestellt ist. Wenn Sie aus Baden mir sagen, wir 
sind laut der Antwort unserer Regierung in einer günstigeren 
Lage, so muss ich das zugeben; aber glauben Sie denn wirk- 
lich, dass, wenn in Preussen, der Vormacht Deutschlands, die 
Reaction eingeläutet wird, wenn durch die bevorstehende 
Neuwahl, was gar nicht unwahrscheinlich ist, die Regierung 
eine willige Majorität vielleicht mit Hülfe des Gentrums er- 
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hält, die Reaction vor Baden stehen bleiben, Baden von die- 
ser Strömung verschont bleiben würde? Ich glaube es nicht; 
ich glaube, Preussen wird schon die Mittel und Wege finden, 
um mit Baden aufzuräumen. Es bedarf bloss der Entfernung 
der Person, deren Namen unter dieser Antwort steht, um 
auch bei Ihnen aus einer ganz anderen Tonart zu sprechen. 
Und, meine Herren, auch das müssen Sie anerkennen, dass 
selbst die badische Regierung einen Vorbehalt gemacht, den 
Vorbehalt einer andern Entscheidung der Gerichte; und so 
lange eine derartige Entscheidung der Gerichte nicht vorliegt, 
müssen Sie zugeben, dass auch in Baden trotz dieser günsti- 
gen Antwort der Regierung eine ganz klare und unwandel- 
bare Rechtslage nicht geschaffen ist. Was ist aber die Folge, 
wenn uns die staatliche Anerkennung entzogen wird? Dass 
wir eine Secte werden, dagegen lässt sich absolut nichts 
einwenden. Und, meine Herren, haben Sie sich die Trag- 
weite dieser Folge vollständig klar gemacht? Haben nament- 
lich Diejenigen, welche Kinder haben, sich die Tragweite die- 
ser Folge klar gemacht? Ich kann Sie versichern, meine 
Herren, das ist es, was mir am schwersten auf dem Herzen 
liegt, meine Kinder. In welche Lage gerathe ich, was soll 
ich thun als Vater? Soll ich sie wieder in die vaticanische 
Kirche zurückkehren lassen? Ich für meine Person kann am 
Ende auskommen, auch ohne einer anerkannten Kirchenge- 
meinschaft anzugehören, aber meine Kinder in einer Secte zu 
belassen — nein, meine Herren, das kann ich nicht. Ich 
will Ihnen offen sagen, wozu ich entschlossen bin, wenn es 
so weit kommen sollte. Ich lasse sie lieber protestantisch 
werden, so hart es mir ankommt. Und wie ich denke, so 
denken wohl auch noch andere Familienväter, wenigstens in 
der Gemeinde Wiesbaden. Nun frage ich aber, und möchte 
namentlich meinen verehrten Nachbarn, den Herrn Professor 
Weber, fragen, sind dies blosse Rücksichten, oder sind es 
schwere Bedenken, über die ein besonnener, verständiger 
Mann unmöglich leichthin hinwegkommen kann, es sei denn, 
dass er ganz und gar nur in dem Reich der Ideale, in dem 
Reich der Träumer lebt? Vor so schweren Bedenken muss 
jeder besonnene Mann stillstehen und überlegen, ob es nicht 
rathsamer, Angesichts solcher Gefahren die Lösung der Frage 
zu verschieben. Schon die gewöhnlichste Klugheit gebietet, 
zu warten. Selbst wenn wir ruhig bleiben, wenn wir den 
Regierungen keine Handhabe bieten, an der sie fassen kön- 
nen, ist es mir zweifelhaft, ob sie uns gewähren lassen wer- 
den? Aber danh haben wir den grossen Vortheil des Mar- 
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tyriums, wir können mit vollem Recht sagen, man hat uns 
vergewaltigt, während, wenn wir nicht als besonnene und 
ruhige Männer handeln, man uns mit Recht den Vorwurf 
machen wird: Ihr habt es selbst verschuldet. 

Und dann, meine Herren, schlagen Sie die uns in Aus- 
sicht gestellte kirchliche Isolirung so gering an; ist es Ihnen 
gleichgültig, ob wir mit einer Jahrhunderte älteren Kirche in 
Verbindung bleiben? (Rufe: die Schweiz!) Die Schweiz? 
Ich bin nicht sonderlich versessen auf diese Verbindung, das 
gestehe ich offen. Wie ich die dortigen Verhältnisse kenne, 
bin ich auf die Verbindung mit der Schweiz nicht so stolz. 
Und sind Sie sicher, dass nicht auch unsere Verbindung und 
kirchliche Gemeinschaft mit den Armeniern eine Unterbrechung 
erleiden könnte? Ich fürchte, dass wir auch von dort eine 
Zurückweisung erhalten und schliesslich unsere ganze kirch- 
liche Verbindung sich auf die anglicanische Kirche beschränkt. 

Unter Bezugnahme auf die bekannte Schrift des Herrn 
Prof. v. Schulte muss ich noch aus einem weiteren schwer- 
wiegenden äusseren Grund den Offenburger Antrag bekäm- 
pfen. Herr Prof. v. Schulte hat nach meinem Dafürhalten 
mit vollem Recht für die Lösung dieser Frage auch gefordert, 
dass vorher jedes wirthschaftliche Hinderniss, so will ich 
mich einmal ausdrücken, beseitigt wird. Ist dies in der That 
der Fall? Wie viele Gemeinden sind denn in unserer ganzen 
altkatholischen Gemeinschaft, welche auf eigenen Füssen stehen, 
welche nicht existenzunfähig werden ohne die Zuschüsse aus 
den Regierungskassen? Meines Wissens nur die einzige Ge- 
meinde Bonn. Meine Herren, gerade Sie aus Baden haben 
selbst einen Antrag eingebracht, man möge doch für die Pen- 
sionirung der Geistlichen sorgen, Sie selbst haben eingestan- 
den, dass nicht einmal ‘die dazu erforderlichen Geldmittel 
vorhanden sind, und nun wollen Sie gar den Gemeinden 
noch eine neue Last aufladen, den Gemeinden, die so schon 
nicht auf eigenen Füssen stehen, die Last, auch noch Frauen 
und Kinder zu ernähren. Als ruhiger Mann, der sich die 
Dinge nüchtern betrachtet, muss ich mit diesen Verhältnissen 
rechnen, und ich meine, Jeder müsse damit rechnen. 

Gleichwohl würden mich diese äussern Gründe allein 
nicht abhalten, dem Offenburger Antrag zuzustimmen, wenn 
ich auf der andern Seite eine Nothwendigkeit für die Auf- 
hebung des Cölibatsgesetzes und grosse Vortheile daraus er- 
erblicken könnte. Ich halte es für keinem Segen, dass die 
grossen christlichen Kirchen nach dem bestehenden positiven 
Rechte noch so vielfach mit dem Staate verquickt sind, aber 
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wir können dieses Verhältniss nicht auf einmal lösen und 
auf der andern Seite kann doch auch nicht bestritten werden, 
dass durch die ganze Geschichte nie eine Idee durch ihre 
Grösse und Reinheit allein sich Bahn gebrochen hat, sie 
mochte noch so tief in das Geislesleben einer Nation, ja 
selbst in das Geistesleben der ganzen Menschheit eingreifen ; 
es bedurfte einer äusseren Macht, eben des Staats, die ihr 
unter die Arme griff, sich ihrer bemächtigte, ihr Boden 
schaffte, die ihr entgegenstehende Hindernisse beseitigte, sie 
stützte, sie überhaupt in das Leben einführte. Auf diese 
Weise ist auch die Verquickung von Staat und Kirche ent- 
standen. Ich sage also, meine Herren, obgleich ich diesen 
Umstand in keiner Weise verkenne, so würde ich gleichwohl 
das Risico übernehmen und keine Rücksicht auf die Regie- 
rungen nehmen, wenn ich ein entsprechendes Aequivalent 
erblicken könnte. Ich sehe aber keinen Vortheil, der einge- 
tauscht würde. Ich erwarte von der Annahme des Antrags 
weder grossen Zuwachs, noch erwarte ich sonst irgend eine 
Förderung unserer Bewegung, im Gegentheil, ich sehe schwarz 
und fürehte nur Schaden. Es ist mir schon oft vorgeworfen 
worden, ich sei Pessimist; ich muss das, wie so viel Anderes 
über mich ergehen lassen.: Aber was hat denn bis jetzt diese 
unselige Frage und die sich daran knüpfende Asgitation zu 
ihrer Lösung zu Wege gebracht? Doch wahrhaftig wenig 
Gutes. Der Krebsschaden unserer Bewegung, wie gestern 
mein Freund, Herr v. Schulte, richtig betont hat, ist die Zer- 
fahrenheit, die Zerfahrenheit in Haupt und Gliedern und sie 
ist hauptsächlich auf den Streit zwischen uns um diese Frage 
zurückzuführen. Sie hat unsere gesetzlichen Organe gespal- 
ten und ihre Wirksamkeit gelähmt, sie hat auch in unsere 
Gemeinden und grösseren Verbände Zwietracht und Zerklüf- 
tung gebracht. Es ist gestern schon das Wort gefallen von 
einer unter uns bestehenden conservativen und revolutionären 
Partei. Ob diese Ausdrücke richtig gewählt sind, will ich 
nicht untersuchen, aber die Sache ist vollständig richtig. 
Was hat uns denn eigentlich m den Kampf mit Rom 
getrieben? Aeussere Güter gewiss nicht. Nein, wir wollten 
Zeugniss geben für unsern alten katholischen Glauben, wir 
wollten Hand anlegen an all die Ungebühr, die durch Rom 
in die Kirche gekommen ist, wir wollten die Kluft schliessen, 
die Priester, nicht Gottes Wort zwischen den einzelnen christ- 
lichen Bekenntnissen aufgerissen hat, wir gedachten auch 
unseres Vaterlandes, dessen wiedergewonnene Einheit und 
aufstrebende Grösse Rom stets ein Dorn im Auge sein wird. 
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Diese idealen Ziele, dieser reine Gehalt unserer Bewegung 
waren das scharfe Schwert, welches in der Hand von uns 
Wenigen gleichwohl uns unseren Gegnern, obgleich sie Legion, 
furchtbar gemacht hat, waren der Grund der Sympathien, 
welche uns von allen edlen Menschen, namentlich im Anfang 
unserer Bewegung, entgegengebracht wurden. Angesichts 
dieser hohen Ziele habe ich in der That kein Verständniss 
dafür, wie die gegenwärtig uns beschäftigende Frage zu einer 
solchen Bedeutung gelangen, die ganze geistige Kraft der Be- 
wegung absorbiren und damit zugleich die einzige Bürgschaft 
des sichern Erfolgs in Frage gestellt werden konnte. Ich 
bin überzeugt, dass, je mehr das äussere Kirchenthum in 
der katholischen sowohl als in der protestantischen Kirche 
das innere Religionsbewusstsein, den Gottesfunken im Innern 
überwuchert und unterdrückt, und je tollere Orgien der Un- 
glauben und Aberglauben feiert, desto intensiver die Anzie- 
hungskraft unserer Bewegung sein wird, wenn wir sie auf 
ihrer anfänglichen Höhe erhalten. 

Meine Herren! Noch Eines muss ich sagen. Ich habe 
nicht die Ueberzeugung, dass wir mit der Abschaffung des 
Gölibats eine sittliche That verrichten. Ich hatte diese Ueber- 
zeugung, so lange unsere Geistlichen sich einmüthig der Ab- 
schaffung widersetzten. Damals, als unsere Geistlichkeit nicht 
wollte, wollte ich; heute habe ich nicht mehr diese Ueber- 
zeugung. Ich habe sie nicht mehr, weil vorzugsweise aus 
diesen Kreisen die Agitation für die Abschaffung des Gölibats 
betrieben worden ist, und weil — (Widerspruch) — meine 
Herren! Sie können mich ja widerlegen, Sie mögen mir Alles 
nachsagen, nur nicht, dass ich geheuchelt hätte. Ich werde 
offen meine Ueberzeugung aussprechen, Niemanden zu lieb 
und Niemanden zu leid — ich sage also, weil ich diese Ueber- 
zeugung nicht mehr habe, weil ich im Gegentheil überzeugt 
bin, dass ein Theil unserer Geistlichen die Abschaffung will, 
deswegen will ich nicht mehr; ich bin furchtsam geworden; 
die Beseitigung des Gölibatszwanges ist für mich unter die- 
sen Verhältnissen nicht mehr die Verrichtung einer sittlichen 
That. 

Ich will wahrhaftig Niemanden kränken, Niemanden be- 
leidigen, ich will Sie bloss bitten und mahnen, streifen Sie 
nicht von unserer Bewegung den idealen Hauch, Sie nehmen 
ihr damit den Lebensodem; modeln Sie nicht an dem Gefäss, 
halten Sie sich an den Geist, reformiren Sie ihn; der neue 
Geist wird schon von selbst die rechte Form finden! Und, 
meine Herren, wenn unsere Mühe auch kein voller Erfolg 
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krönt, wenn wir auch alle Ziele, die vor unserm Blicke stehen, - 
nicht erreichen, wenn wir in diesem Geist arbeiten, wenn wir 
in diesem Geist ringen, unsere Arbeit, unser Ringen wird 
nicht vergeblich gewesen sein. Darüber bin ich ruhig, selbst 
wenn ohne unser Verschulden ein gänzlicher Misserfolg ein- 
treten würde, denn auch für uns gilt das Wort, welches 
Hutten in der aufdämmernden Morgenröthe besserer Tage in 
die damals noch in tiefen Schlaf versunkene Welt rief: aus 
unseren Gebeinen wird der Rächer entstehen. Deswegen bitte 
ich, lassen Sie uns einig bleiben, lassen Sie uns nicht von 
einander trennen, lassen Sie Nord und Süd zusammen, lassen 
Sie uns gegenseitig uns ergänzen; aus Ihrem Feuer und un- 
serer Ruhe und Besonnenheit wird erst die rechte Mischung. 
Wir haben uns gegenseitig zu verzeihen und zu vergeben 
und wenn wir dies mit ehrlichem Herzen thun, wird die 
Synode nicht mit einem Schisma schliessen. Wir werden, 
nachdem sich dieses Gewitter verzogen, neu gekräftigt in den 
Kampf gehen, und Gott wird uns seinen Beistand nicht ver- 
sagen. 

Bankdirector Eckhard: Meine Herren! Ich werde mich, 
obgleich ich den gegnerischen Antrag zu vertreten habe, so kurz 
fassen, als es bei der mannigfaltigen Anregung von Fragen mög- 
lich sein wird. Ich hätte gern gar manches Wort, das der Herr 
Vorredner gesprochen hat, nicht gehört. Es ist von den Be- 
strebungen, die ich zu vertreten habe, manchmal in einer 
Form gesprochen worden, die es schwer macht, unsererseits 
auch in dem Rahmen zu bleiben, den ich persönlich sehr 
eingehalten wünschte. Es ist da von Unbesonnenheit, Unver- 
ständigkeit, Ungestüm u. dgl. gesprochen worden — meine 
Herren! es thut der Sache nicht gut aber zu leid, wenn in 
der Form von den Dingen gesprochen wird. Es ist gestern 
an anderer Stelle ein mahnend Wort gesagt und ich will 
versuchen, diesem Wort nach allen Richtungen hin gerecht 
zu werden: ich werde sachlich die Dinge beim Namen nen- 
nen, wie ich sie nennen muss, persönlich aber mir alle Re- 
serve auflegen. Ich knüpfe an eine Frage an, die der Herr 
Vorredner uns zugerufen hat: wo sind sie gewesen, als jene 
Männer in Bayern die Fahne entfaltet haben? Ja, meine 
Herren! wenn man den Beginn des Altkatholieismus vom 
18. Juli 1870 an rechnet, dann ist es ja möglich, das alles 
das wahr ist, was der Herr Vorredner gesagt hat. Wir in 
Baden, erlauben Sie mir, dass ich auch etwas badisch mich 
ausspreche, denn wir haben ja die Sache da herein gebracht, 
wir in Baden haben ja von jeher die Dinge anders aufge- 
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fasst. Es gab eine Zeit in Baden, wo sehr ruhige, sehr mass- 
volle Männer energischer an der Arbeit der Reform waren, 
als wir, fast möchte ich sagen, heute es sind. Ich will mich 
nicht in Ausführungen einlassen, ich nenne Ihnen bloss einen 
Mann, der weit über die badische Grenze hinaus auch nicht 
mit den Machtmitteln, von denen .der Herr Vorredner sprach, 
ausgerüstet, aber mit den nie versiegenden Mitteln der Wahr- 
heit-und Ueberzeugung — ich nenne ihnen nur den Namen 
Wessenberg. Er gehört vorwiegend Baden an. Aber auch 
sagen muss ich, dass er diese Spuren in unserem geistigen 
Leben auch nach seinem Tode noch zurückgelassen hat. 
Nachher haben sich aus den Kreisen der Reform bedürftigen 
Katholiken stets neu und neu wieder Anträge erhoben, neue 
und neue Kämpfe sind entstanden und man ist nie müde und 
matt geworden auch vor dem Jahre 70. Es ist in mannigfal- 
tigen Versammlungen, auch geistlichen, der Gölibat kräftig ange- 
sriffen und er ist Gegenstand einer Berathung sogar in der land- 
ständischen Vertretung gewesen. Nun, meine Herren, als am 
18. Juli 1870 die Frage auftauchte, die uns in der katholi- 
schen Welt in zwei Lager auch äusserlich und überall spal- 
tete, da waren wir in Baden, glaube ich, doch ziemlich rasch 
bei der Hand. Und wenn unsere Männer auch nicht so 
schwer wogen, so dürfen sie überzeugt sein, die Absicht und 
der Eifer war ein guter. Meine Herren! Damals war auch 
Baden dasjenige Land, welches ein scharfes Augenmerk da- 
rauf hatte, dass nicht bloss die Bischöfe die kath. Kirche 
preisgaben, sondern dass sie sich mit den Leuten vereinigten, 
die auch geneigt waren, unsere ganze Nation preiszugeben. 
Und, meine Herren! von jenem Augenblick an war in Baden 
gar kein Zweifel, auf welche Seite man sich zu stellen hat 
und man hat sich auch kräftig und mit grosser Theilnahme 
auf diese Seite gestellt. Ich glaube auch die Haltung des 
ganzen badischen Volkes und die Haltung der badischen Re- 
gierung hat das bestätigt und in weitgenendem Masse und 
mit ziemlich erheblichem Erfolg auch für unsere Sache im 
Deutschen Reich bethätigt, dass sie ernstlich und freudig 
bei unserer Sache war. Aber als jene Scheidung vom 18. Juli 
1870 eintrat, da waren auch jene Parteien gegeben, von 
denen der Herr Vorredner gesprochen hat. Es war da eine 
Partei, welche erklärte, bis hierher und nicht weiter. Wir 
lassen uns nicht gefallen, dass in der kath>Kirche ein Dogma 
aufgestellt werde, durch welches die ganze Jurisdietionsgewalt in 
die Hand eines einzigen sündigen Menschen gelegt wird, das 
wollen wir nicht dulden und das werden wir nicht dulden, 
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Damit war aber für viele auch das Kampfgebiet abgeschlos- 
sen. Meine Herren! Mit dieser Negative, die so ziemlich 
auch mit dem Staatskatholieceismus zusammenfällt, auf den ich 
ungefähr dasselbe gebe, wie der Herr Vorredner, mit diesem 
Schritte hatten wir in Baden nicht geglaubt, unsere Ziele er- 
reicht zu haben; wir kehrten bei jenem Anlass, ich nenne es 
absichtlich Anlass, sofort wieder zurück nach unseren frühe- 
ren Bestrebungen. Wir glaubten, dass jetzt die Zeit gekommen 
ist, nicht bloss eine Vergewaltigung abzuweisen, sondern die 
Dinge so einzurichten, dass auch in Zukunft ähnliche Verge- 
waltigung über uns nicht kommen könne. Meine Herren! 
Wer in einer Noth, in einer Todesgefahr sich befindet, der 
wird sich damit nicht begnügen, mit der äussersten Gefahr 
seines Lebens momentan die Gefahr von- sich abzuwenden, 
sie aber immer vor sich pendent machen, sondern er wird 
alles aufbieten, damit solche Nothlagen für ihn nicht mehr 
eintreten und, meine Herren, da war nun in der ersten Reihe 
zu fragen, wo sind denn die Truppen, die vorwiegend in die- 
ser Armee gedient haben und zum Siege verholfen haben 
und da haben wir bei der Umschau gefunden, dass es gerade 
die durch den Zwangeölibat gefesselten Priester sind, die ab- 
getrennt von jedem Land, in dem sie wirken, nur ihr Auge 
nach einer Richtung und zwar nach Rom richten und auf 
jeden Wink von dort bereit waren, alles durchzusetzen, was 
man inRom eben haben will. Meine Herren! Das hat auch die 
altkatholische Bewegung erkannt und zwar alsbald bei Beginn 
derselben. Es ist keine Versammlung hier gehalten worden, 
ohne dass sie behelligt worden wäre — erlauben Sie mir 
jetzt, diesen etwas unangenehmen Ausdruck zu gebrauchen, 
mit Bezug auf den Gölibat. Die erste, die zweite, die dritte, 
die vierte Synode, alle haben sich mit Anträgen nach dieser 
Richtung hin befasst. Ja, meine Herren, glauben Sie denn 
wirklich, dass, wenn nicht ein gewisses Bedürfniss, wenn nicht 
ein instinctives Gefühl im Volke gelegen wäre, dass hier etwas 
nicht richtig ist, dass solche Anträge immer und immer wie- 
der an eine Versammlung kommen würden? an eine Ver- 
sammlung, die eher geneigt war, sie zurückzuweisen, als sie 
aufzunehmen? Und wie, meine Herren, sind die Anträge 
gekommen? Sind sie etwas schwächer zurückgekommen ? 
Nein, meine Herren, sie sind mit jedem Tag kräftiger ge- 
kommen und ich stehe Jhnen gut dafür, wenn auch der An- 
trag der Synodal-Repräsentanz angenommen werden sollte, 
was ich nicht wünsche, dass dieser Antrag immer und immer 
an diese Thür klopfen wird, bis sie ihm aufgethan wird, 
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Wie ist nun diese Sache gestanden? Es lagen in der letzten 
Synode viele Anträge vor und es ging endlich ein Antrag 
des Herrn Dr. Petri durch. Was besagte dieser Antrag? 
Der Antrag besagte, es soll zunächst in den Kreisen der be- 
treffenden Regierungen über diese Frage Umschau gehalten 
werden und der Antrag besagte, stillschweigend wenigstens, 
dass man auch in den anderen, unteren Kreisen sondiren 
möge, wie dort etwa die Frage aufgefasst werde. Wenn ich 
Ihnen sage, dass diese letztere Seite auch in dem Antrag 
begriffen war, so darf ich wohl auf eine Erklärung hinweisen, 
die Herr v. Schulte bei einer früheren Synode abgab, worin 
er die Entscheidung dieser Frage wesentlich davon abhängig 
macht, da er sagte, es müssen gewisse Vorbedingungen er- 
füllt sein und unter diese Vorbedingungen rechnete er wohl 
eine Anfrage bei den Regierungen, aber vor Allem betrach- 
tete er die Frage von Bedeutung, wie diese tief in’s Volks- 
leben einschneidende Frage in den Gemeinden, draussen im 
Volke aufgefasst werde. Nun, meine Herren, eine Seite die- 
ses Beschlusses, die Anfrage bei den Regierungen, fiel natür- 
lich der Synodal-Repräsentanz zu; der andere Theil war Auf- 
gabe von Ihnen, von den Synodalen, von den Männern, die 
die Gemeinden hier zu vertreten berufen sind und die wieder 
hinauszugehen haben und in den Gemeinden zu fragen haben, 
wie steht die Sache in den Gemeinden? Ich habe das 
Schreiben gestern angehört, welches an die Regierungen ge- 
richtet worden ist; es ist sehr bündig und genau und klar 
abgefasst; es sind dort alle Momente’ hervorgehoben worden, 
die für die Entscheidung dieser Frage auf dieser Synode ent- 
scheiden werden. An welche Regierungen hat man das 
Schreiben gerichtet? Man hat es gerichtet an die Regierung 
von Preussen, als die erste und grösste Macht Deutschlands, 
man hat es aber auch gerichtet an Baden, wo wir, wie Sie 
wissen, ein ziemliches Entgegenkommen und zwar zu allererst 
gefunden haben, und hat es auch an die hessische Regierung 
gerichtet. Meine Herren! Warum hat man denn die baye- 
rische Regierung nicht gefragt? — und von Bayern ist jetzt 
so viel Rede; jetzt wird, seit die Schreiben eingetroffen sind, 
viel weniger von diesen drei Regierungen, die man damals 
anzufragen beschlossen, als von Bayern gesprochen. — Ja 
aus einem sehr natürlichen Grunde, es sind die Verhältnisse 
in Bayern in einer Art gestaltet, dass die Antwort eigentlich 
ziemlich deutlich vorauszusehen war und dhne Zweifel an den 
Zuständen, die wir leider zu beklagen haben, vor der Hand 
nichts gebessert haben würde. Man hat sich deshalb, und 
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ich glaube mit Recht, darauf beschränkt, diese drei Regie- 
rungen zu fragen. 

Was haben nun die Synodalen gethan und was haben 
wir in Baden gethan? Und da komme ich nun zu dem Ka- 
pitel, wo man vorzugsweise von einer unbesonnenen und un- 
gestümen Behandlung, von einem solchen Angriffe dieser 
Frage gesprochen hat. Nun, meine Herren, wir sind in unser 
Land gegangen und haben Umschau gehalten, wie man sich 
diese Frage dort zurecht gelegt hat. Meine Herren! Ich 
mache Ihnen gar kein Geheimniss daraus, ich war früher für 
diese Frage gar nicht so aufgetreten; gar nicht! Es ist so- 
gar, wie ich gehört habe, davon gesprochen, es sei mir mit 
der Sache nicht so ernst. Ja, meine Herren, es war mir mit 
der Sache eine Zeit lang gar nicht so ernst, wie ich von der 
Annahme ausging, die Herr v. Schulte vertreten hat, dass 
man solche tief in das Volksbewusstsein einschneidende Fragen 
nicht lösen kann, wenn man nicht in einem gewissen Gontact 
mit dem Volke bleibt. Und ich wäre der letzte gewesen, der 
als Offizier die Fahne hätte vorantragen wollen, wenn ich 
nicht hätte sagen können, dass auch eine Armee dasteht, die 
dieser Fahne folge. Dazu müsste man aber fragen, man 
müsste Umschau halten, und das ist geschehen, meine Herren! 
Und wie ist es denn geschehen? Wir haben zuerst in klei- 
neren Kreisen uns besprochen; wir haben also, denn wir sind 
ja die Uebelthäter, in Mannheim, wir haben — ich sage es 
Ihnen ebenfalls offen, ich will auch ganz offen mit Ihnen 
sprechen: ich habe gar nicht geglaubt, so sehr ich sonst 
unser badisches Land kenne — ich habe gar nicht geglaubt, 
dass die Dinge so günstig liegen, wie ich sie jetzt gefunden 
habe — wir haben in Mannheim angefangen und da ist man 
für solche Fragen lange nicht mehr so empfindlich und lange 
nicht mehr so ablehnend, wie dies an anderen Orten der Fall 
ist. Ich habe dort gefunden, was ich dort auch gesucht habe. 
Man hat die Frage vollständig in’s Reine gebracht und es ist 
auch von dort mit Recht der Zug ausgegangen und es ist 
mit vollständiger Uebereinstimmung der Gemeinde geschehen. 
Dann hat man in anderen Kreisen geforscht, natürlich zuerst 
in den kleinen, wie man bei solchen Dingen zu thun pflegt, 
und von kleinen ist man zu grössern hinangestiegen und zu- 
letzt hat man es in Offenburg in der Landesversammmlung 
versucht. Ja nun, meine Herren, wie ist es bei dieser Lan- 
desversammlung hergegangen? Ich habe so viel in den Blät- 
tern über die Versammlung gelesen und es ist mir jetzt Her- 
zensbedürfniss, Ihnen zu sagen und ich glaube nicht, dass 
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dieser Behauptung von irgend einer Seite widersprochen wer- 
den kann, dass es in Offenburg friedlich, der Wichtigkeit der 
Sache gemäss besonnen und verständig hergegangen ist. Und 
ich berufe mich selbst auf das Zeugniss eines damaligen Geg- 
ners des Herrn Prof. Michelis und bitte ihn nur das zu wie- 
derholen, was er mir dort selbst gesagt hat. Nun, meine 
Herren, ich werfe auf Niemanden einen Stein und beschul- 
dige Niemanden, ich weiss ja nicht, ob, was in den Zeitungen 
‘steht, wahr ist und ich theile über das, was in den Zeitun- 
gen steht, die Meinung meines gegenwärtigen Herrn Nachbars 
v. Schulte, ich weiss, dass da vieles geschrieben wird — und 
manches, was er in der gestrigen Sitzung sagte, ist mir aus 
der Seele gesprochen — ich weiss, dass die Dinge dort sehr 
häufig ganz anders aussehen, als sie vor sich gegangen sind; 
ich habe es an mir ja selbst erfahren und das wird Jeder 
bestätigen, der im öffentlichen Leben thätig ist. Ich habe 
dort namentlich auch etwas gesagt, was ich Ihnen hier in’s 
Klare bringen muss, denn es ist gewissermassen eine Berich- 
tigung oder Rechtstellung meines Standpunktes, den ich Ihnen 
gegenüber — Sie kennen mich ja nicht — einnehmen möchte. 
Es ist dort gesagt worden, ich hätte mich über frühere Vor- 
gänge in der Synode etwa so geäussert, als ob man damals 
die Anträge immer so verschoben hätte, man habe dann die 
Abstimmung vertagt u. dgl. und in der Zwischenzeit seien 
mitunter etwas unlautere Dinge getrieben worden, um schliess- 
lich eine Abstimmung nach dem Wunsche einiger Personen 
herbeizuführen. Es sind ja Anwesende da aus jener Ver- 
sammlung. Wohl habe ich gesagt, meine Herren, und das 
halte ich noch heute aufrecht, dass man nach den öffentlichen 
Debatten sich im Privatverkehr noch ausspreche — wie das in 
öffentlichen Versammlungen vorkommt — sich manches aus- 
gleiche, namentlich wenn Fragen noch nicht reif seien; und 
wenn man dann in den Öffentlichen Sitzungen wieder zusam- 
menkäme, so vollziehe sich etwas, was denjenigen Synodalen, 
die in die Procedur nicht eingeweiht seien, ganz überraschend 
vorkomme — und glauben Sie denn, dass diese Protokolle 
Einen nicht überrascht haben? — Es lag eine Reihe von 
Anträgen da und sie wurden dann ziemlich rasch von allen 
Seiten zurückgezogen. Ich glaube, dass das ganz in Ordnung 
war; allein ich sagte nur, dass hinge mit solchen Vorkomm- 
nissen zusammen. Ich habe diese Gelegenheit wahrnehmen 
wollen, um Ihnen auch in dieser Beziehung zu sagen, wie 
man von den früheren Versammlungen in Offenburg ge- 
sprochen hat. | 
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Nun sind wir mit unserem Beschluss von dannen ge- 
zogen und haben ihn in allen Landen verkündigt. Wir haben 
gesagt, in Baden stehen die Dinge so und war da etwa ein 
Uebel drin? Ich kann es nicht finden. Wir haben gesagt: 
wir haben in unserem Lande Umschau gehalten; wenn sie 
in Bonn einen derartigen Beschluss fassen, so wird er im 
Lande Baden keinen Widerspruch finden. Nun, meine Herren, 
sind wir in Baden nicht allein geblieben. Von vielen Seiten 
von Deutschland sind Briefe nach Mannheim gekommen: man 
hat uns aus Preussen, man hat uns aus Hessen, man hat 
uns aus verschiedenen Orten — ja, meine Herren, man hat 
uns sogar aus Bayern geschrieben. Ich habe zu diesem Dinge 
gar nichts mehr gethan; ich habe einfach gefragt und die 
Leute haben so rasch geantwortet, wie ich wünsche, dass sie 
auf die Briefe antworten würden, von denen gestern der 
Herr Bischof gesprochen hat. Ich muss ihnen also, meine 
Herren, sagen: diese Versammlung ist in aller Ruhe und in 
Frieden verlaufen und mit aller Besonnenheit wurden die 
Gründe pro et contra abgewogen. Es ist auch ein böser 
Zug der, dass sich bei der Behandluug der Cölibats-Frage 
Sachen anzuschliessen pflegen — ich erinnere an die gestrige 
Verhandlung in Sachen Mazanee — man hat über diese Dinge 
meines Wissens mit keinem Wort gesprochen — es wird das 
auch Herr Prof. Michelis bestätigen — man hat die Frage 
überhaupt von diesem idealen Standpunkt, aber, meine Her- 
ren, auch von dem praktischen Standpunkt aus, den man ihr 
in Rom gibt, besprochen. 

Nun komme ich auf die heutige Synode zu sprechen und 
da habe ich einen Bericht in der "Hand — ja, meine Herren, 
der Bericht schliesst allerdings mit dem Antrage, dass wir 
die Sache auf fünf Jahre vertagen sollen. Aber ich muss 
Ihnen sagen: ich unterschreibe diesen Bericht, wenn es nöthig 
wäre, wie er liegt, mit Ausnahme der letzten Seite. Sonst 
bin ich mit dem Bericht ganz einverstanden und ich stehe 
also — lassen Sie es mich offen sagen — auf dem Stand- 
punkt der Synodal-Repräsentanz. Meine Herren! Wenn ich 
nun frage, was ist denn der Kernpunkt dieses Antrags der 
Synodal-Repräsentanz, darauf weiss ich keine Antwort. Ich 
kann ihn auch aus dem Bericht eigentlich nicht entdecken. 
Aber, meine Herren, glauben Sie denn, wenn wir die stän- 
digen Abgeordneten wären, die hier zu erscheinen berufen 
wären, glauben Sie denn, dass wir uns binden liessen durch 
einen solchen Beschluss? Meine Herren! Aber was glauben 
Sie denn, das die Männer thun werden, die unsere Gemein- 
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den später hierher schicken, also andere Leute, nicht wir; 
glauben Sie denn, dass diese Leute, wenn sie wirklich inner- 
lich das Bedürfniss fühlten, diese Frage in diesem Saale zur 
Sprache zu bringen, sich dureh dieses Stück Papier davon 
abhalten liessen? Ich wenigstens möchte nicht daran Hand 
legen, den Mund den Mitgliedern der altkatholischen Gemein- 
schaft zuzuschliessen in einer Frage, die Tag für Tag und 
Jahr für Jahr brennender wird — ich sage das nicht aus mir, 
Sie haben das in einem Zeitraum von fünf Jahren selbst und 
hier haben Sie das erfahren. Meine Herren! So weit geht 
ja die römisch-katholische Kirche nicht einmal. Man kann ja 
in der römisch-katholischen Kirche — es ist mir das auch 
schon vorgekommen — sich über dies und das beschweren, 
nur ist der Erfolg ein sehr geringer, aber schweigen muss 
man da nicht und wir wollen den Leuten Stillschweigen auf- 
legen! Meine Herren, dazu würde ich mit meinem Wissen 
und meinem Gewissen nie die Hand bieten. Wenn Sie nun 
fragen, wie ist es denn historisch in dieser Sache? Ja, es 
kommt Einem manchmal vor, als ob dieser Gölibat Jahrhun- 
derte und Jahrtausende nicht angegriffen worden wäre; so 
war es aber gar nicht. Ja, meine Herren, die Geschichte ist 
eine Wissenschaft, sie ist nicht bloss den Geistlichen, sondern 
zum Glück auch uns zugänglich und wir lesen darin und 
warum nicht? Es ist das ein Bildungsmittel, es ist das ein 
Schatz der Erfahrung, die man ja keinem Stand und keiner 
Berufsklasse verschliesst. Aus der habe ich oft gelesen und 
habe auch kirchliche Dinge nachgelesen, weil sie mich inter- 
essirt haben. Ich habe aber gefunden, dass man erstens sich 
mit einer furchtbaren Zähigkeit gesträubt hat gegen die Ein- 
führung des Gölibats von Seiten der Geistlichen und Laien. 
Und, meine Herren, die Einführung hat gar keine idealen 
Zwecke gehabt. Wenn man die Sache nimmt, wie sie in der 
praktischen Welt liegt, und die Rosen oben nur etwas ab- 
streift, unter welchen als derselben Blüthe dieses Gewächs 
gewachsen ist; es sind ganz reale Dinge, die damals das 
Papstthun: erzielen wollte. Und ist es dann immer unange- 
fochten geblieben? OÖ nein, meine Herren, gleich nach der 
Einführung, fortwährend war es Gegenstand der Angriffe und 
selbst auf dem Tridentinum haben Hohe und Niedere, Für- 
sten und Andere sich gegen diese Verfügung aufgelehnt, ja, 
warum sollen wir das heute nicht mehr thun? und man hat 
damals für die Aufhebung ungefähr dieselben Gründe an- 
geführt, die auch wir heute anführen. Man hat den Clerus 
wieder an die Nation und an das Land befestigen wollen, 
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dem er angehörte und ihn von Rom losziehen wollen; ja: 
„Los von Rom!‘ sagt man in der altkatholischen Gemein- 
schaft. Aber -mit diesem Wort allein ist es nicht gethan; 
Sie müssen die Bande erst abschneiden, wenn Sie dem Wort 
eine praktische Bedeutung geben wollen: Als ob dieses In- 
stitut eine der schönsten Blüthen des römischen Katholieismus 
wäre. Ja, meine Herren, so liegen aber doch die Dinge nicht. 
Ich muss sagen: ich halte es für das allerhässlichste der 
menschlichen Gesetze, und ich glaube, wenn irgend ein In- 
stitut mit Recht dem Ruin und dem Untergange geweiht ist, 
so ist es gerade der Gölibat mit allen seinen Folgen, wie er 
sich im staatlichen, im Gemeinde-, im Familienleben darge- 
stellt hat. 

Ich komme nun — nur mit wenigen Worten noch auf. 
die Anträge zu sprechen, die unseren Änträgen entgegen- 
stehen. Es ist zunächst der Antrag des Herrn Dr. Petri da. 
Ja, meine Herren, Herr Petri hat uns in Baden zugerufen — 
wir sitzen ja als Badener hier ziemlich versammelt, wir soll- 
ten doch bedenken, was das für Männer seien, die wir aus 
unserer Kirche hinauswerfen wollen; er hat uns auf ein so 
wichtiges Mitglied hingewiesen, das die Reise hierher nicht. 
gescheut hat. Meine Herren! Mit Protestiren allein wird in 
diesem Saale hoffentlich nächster Zeit nichts ausgeführt und 
selbst von dem Protest des Herrn Bischofs von Utrecht denke 
ich ganz desgleichen. Hier ist ein Saal, worin sich die Dele- 
girten der Gemeinden zu versammeln, persönlich ihre Meinun- 
gen und Ansichten einzubringen und zu vertreten haben. Ja, 
meine Herren, es ist gesagt worden, wir wollten die Herren 
hinauswerfen. Mir wenigstens ist es nicht eingefallen — ich 
weiss nicht, ob Jemand aus Baden diese frevelhaften Ge- 
danken gehabt hat — gar nicht, meine Herren! Wir haben 
keine Ursache dazu. Aber so nieder denke ich doch nicht, 
dass Männer — möchte ich sagen — sich einer Ghicane be- 
dienten, um verdiente, hoch angesehene Männer nach einem 
Beschlusse, an dem sie nicht mitwirkten, aus einer Gesell- 
schaft auszuschliessen und sie gleichsam exlex zu machen bei 
dieser Sache. Das traue ich dem König von Bayern nicht 
zu, auch der Regierung von Bayern nicht. Nun, meine Her- 
ren, aber was hat Herr Petri machen wollen? Herr Petri 
wirft ganz ungenirt ein ganzes Land hinaus; ja, wenn das 
einzelne Land, ja, wenn diese einzelnen Länder nicht so be- 
deutend sind (wir sind ein kleines Land, wir wissen es auch 
und wir haben uns nie grösser gemacht, als wir sind), aber 
aus dem kleinen Land, meine Herren, ist doch schon etwas 
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herausgekommen und doch auch für zweckmässig gefunden 
worden. Ich glaube, wenn Sie das Altkatholiken-Gesetz an- 
sehen, so hat es den Anfang in Baden gefunden; wir waren 
doch die ersten bei dieser Sache, und, meine Herren, ich 
glaube, unserer ist fast noch schöner und wenn man in 
Preussen das Beispiel ganz nachgeahmt hätte, dann wäre es 
ja ganz gut gewesen. Nun, wie ist es denn mit uns? Da 
heist es, man könne ein Separat-Gesetz für uns machen. Ich 
nun, meine Herren, ich bin zwar Badener und ich habe ein 
gut organisirtes Particulargefühl auch dafür, dass ich Badener 
bin, aber ich glaube, einem Lande klebt das doch nicht so 
stark an, dass wir darüber die Dinge im Grossen jemals ver- 
gessen hätten, und wir haben nicht hinter dem Ofen gesessen, 
als es gegolten hat. Wir haben in einer schweren Zeit, wo 
es sehr schwierig war, die deutsche Fahne hoch zu halten, 
in den Jahren 1866 bis 1870, als wir geschlossen in Baden 
lagen und eine erhebliche Kriegscontribution bezahlen muss- 
ten, meine Herren, da haben wir zuerst die Hand wieder zur 
Versöhnung gereicht, weil wir sagten, es muss auf diese Weise 
gehen, ob das Herz darüber bricht. So, meine Herren, den- 
ken wir auch kirchlich; und wenn uns Herr Petri so wohl- 
feilen Kaufes von sich gibt, wir gehen einfach nicht. Meine 
Herren, die Badener, wenn sie einmal irgendwo sich angesetzt 
haben, sind nicht so mit einem Antrag hinaus zu escamo- 
tiren, so geht das nicht, meine Herren! Es ist da noch der 
freundschaftliche Rath dem Herrn Bischof gegeben, er möchte 
uns auch gehen lassen, er möchte seine Pastoration und seine 
Jurisdietion über uns aufgeben. Ja, meine Herren, das ist 
nicht meine Adresse; wir werden uns bedenken und wir wer- 
den an Ihnen so festhalten, meine Herren! da mögen Sie 
schütteln, wie Sie wollen, wir fallen nicht ab. Aber was 
den Wunsch an den Herrn Bischof betrifft, so weiss ich ja 
nicht, was er zu thun gedenkt — es thäte mir leid — ob 
er dem Rathe folgen will; aber ich glaube, so weit ich den 
Herrn Bischof kenne, wird er sich die Frage doch überlegen 
mit uns Badenern und vielleicht ohne uns Badener. Ja, 
meine Herren, wie kommt mir das vor. Baden ist der erste 
Staat gewesen, der dem Herrn Bischof freundlich die Hand 
reichte; er hat unsere Bewegung aufgenommen; er hat ihn 
in unserem Lande willkommen geheissen; er hat so viel Ge- 
meinden bilden lassen; wir besitzen in Baden einen reichen 
Antheil von Pfründen; es gibt ein sehr reßes Leben, es ist 
Bewegung in der Sache und die gehört zu dieser Sache. Ja 
nun, meine Herren, was wird dem Herrn Bischof zugemuthet, 
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wo man ihn gastlich im Hause aufgenommen hat, wo er sich 
— denke ich — wohl fühlt, soll er auf einmal ziehen und 
soll sich dahin begeben und nach dem Hause, wo man ihm 
gar nicht aufgethan hat und wo, wer weiss, wie lange er 
dort stehen muss. Dass man Baden über Bayern aufgibt, 
das denke ich denn doch nicht; ich denke, wenn wir auch 
nicht die köstlichste Perle in der Mitra des Herrn Bischofs 
sind, so nutzlose Steine, dass man sie gerade hinwirft, das, 
meine Herren, sind wir in Baden nicht und das sage ich hier 
sanz offen und ausdrücklich. 

Meine Herren! Ich bin nahezu am Schluss. Es ist von 
den Schreiben noch die Rede gewesen; ja, meine Herren, 
diese Schreiben sind so, wie sie sein können. Sie hätten sie 
vielleicht besser erwartet — ich auch; aber im Ganzen sind 
sie eigentlich doch so, wie wir sie erwartet haben. Es ist 
von Herrn Petri die Rede davon gewesen, dass die Gerichte 
hiervon exempt gemacht seien. Ja, was soll denn die Re- 
gierung über die Gerichte sagen? Das wird mir Herr Petri 
doch zugeben, dass man für die Gerichte und ihre Urtheile 
von Regierungswegen keine Garantie übernehmen kann. Die 
Regierung spricht eben nur als höchste Verwaltungsbehörde. 
Nimmt die Regierung Stellung gegen den Altkatholicismus in 
Baden? Ihre Stellung ist eine freundliche und geht so weit, 
als sie eben auf Regierungs- und administrativem Wege gehen 
kann. Wenn aber etwas vor die badischen Gerichte kommt, 
Ja, meine Herren, in Baden haben wir, wie bei Ihnen in 
Preussen, unsere Gesetze, und nach denen entscheiden die 
Richter, und wie die Richter entscheiden, so muss es uns 
und auch der Regierung recht sein. Aber das werden Sie 
von jeder, auch der wohlwollendsten Regierung erwidert be- 
kommen. Nun, wenn Sie denn so empfänglich sind für diese 
Schreiben, so zeigen Sie mir doch einmal das Schreiben von 
der bayerischen Regierung, von dem habe ich gar nichts 
lesen hören. Nun hat Herr Petri über die Zustände in 
Preussen gesagt: die preussische Regierung hat sich reservirt 
ausgedrückt. Aber, meine Herren, ist das eine Abwehr gegen 
die Zustände, wenn wir uns platt und flach auf den Boden 
legen und der Regierung uns als einen leblosen, widerstands- 
losen Klotz entgegenbringen? Meine Herren, vor diesen Ge- 
bilden hat gar keine Regierung Respect. Wenn wir uns 
rühren und zeigen, dass wir lebendig sind, wenn wir sagen, 
was denkt man in den grossen Kreisen, die gemeinsam mit 
unserer Sache arbeiten, was denkt man in den gleichgesinnten 
Verhältnissen, wie z. B. in der Schweiz, was denkt man in 
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den Kreisen, in welche die altkatholische Bewegung hinein- 
gedrungen ist? sind das lebensfähige Leute, geben sie noch 
ein Leben von sich — dann, meine Herren, wird die preus- 
sische Regierung mit allen Regierungen rechnen — mit todten 
Gebilden, meine Herren, rechnet gar keine Regierung, am 
allerwenigsten die preussische. Und dann werden wir ihr 
ein ganz willkommenes Object sein. Und wir sind dann auch 
nicht mehr werth! DBeklagen Sie sich dann gar nicht, wenn 
etwa bei einem Abkommen mit der Curie wir schliesslich 
als Zugabe in die Wage hineingeworfen werden; wenn wir 
so es treiben wollen, wie Sie es uns empfehlen, dann ver- 
dienen wir nicht mehr! Also, ich wäre für Bewegung und 
nicht für’s todte Daliegen. 

Es ist dann noch die Rede gewesen von einem Antrag 
des Herrn Michelis, und darüber erlauben Sie mir noch ein 
paar Worte zu sagen. Es sind hier Motive gegeben; ich 
könnte mich ja mit der Sache einverstanden erklären und 
könnte mir nur die Frage vorlegen: wenn die Motive so ge- 
waltig waren, warum er sich nicht früher mit uns verstän- 
digt hat. Es heisst, es sei ein Disciplinar-Gesetz und deshalb 
könnten wir es aufheben; das denken wir ja auch! Es sei 
eine Institution, die eine eigentliche verheerende Wirkung er- 
zeugt hat in der menschlichen Gesellschaft — ja, das sagen 
wir auch. Meine Herren, das ist zum Theil ein Grund, war- 
um er die Aufhebung verlangt; es wird, wenn die Gesetze 
fallen, der freiwillige Priester-Gölibat auch in höherem Glanze 
strahlen; ja, das sagen wir auch. Meine Herren! Das sind 
Motive, die wir anerkennen; allein, ich glaube, dass sie nicht 
in einen Beschluss der Synode gehören; in einem Protocoll 
mögen sie Stelle finden. Meine Herren! Wenn Sie von einem 
freiwilligen Gölibate sprechen, da will ich Ihnen noch bemer- 
ken, ein gewisser Zwang wird immer noch dabei bleiben, das 
will ich unseren Geistlichen schon sagen. Herr Petri hat ein 
verhältnisssmässig grosses Gewicht darauf gelegt; ich lege ein 
verhältnissmässig kleines darauf: es werden nicht alle Priester 
heirathen können. 

Damit, dass wir den Geistlichen das Recht geben, sich 
zu verheirathen, damit ist die Sache noch nicht abgemacht. 
Die Juristen, die Mediciner, die Gelehrten, die Kaufleute, die 
Handwerker — Alles darf heirathen; aber es heirathet eben 
nicht Alles. Warum? Der Eine hat den Grund, der Andere 
einen andern, aber die Meisten haben den Grund, dass es an 
den nöthigen Subsistenzmitteln fehlt. Das werden unsere 
Geistlichen unter sich und mit den Gemeinden besprechen, 
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ob das möglich ist. Das sind Privat-Fragen, da wollen wir 
uns so wenig hineinmischen, wie wir das bei den anderen 
Ständen thun; aber ich gebe zu, dass das vorkommen kann 
und da wird also neben dem freiwilligen immer noch ein 
Stück unfreiwilligen Cölibats stehen bleiben können. Was 
‘dann die Anzeige an den Bischof betrifft, ja, meine Herren, 
da habe ich gar nichts dagegen, es wird sich’s so in der 
Praxis machen müssen. Wie das bei anderen Beamten ist, 
so wird es schon die Schicklichkeit verlangen, dass von einem 
so wichtigen Schritt der Oberbehörde Anzeige gemacht wird. 
Wie nun das zu regeln sein würde, das liegt mir jetzt nicht 
nahe, es wird sich aber schon finden. Was aber die Ge- 
meinde-Abstimmung betrifft, meine Herren, da möchte ich 
entschieden dagegen sprechen. Grössere Fragen kann man 
nicht in grossen Kreisen, sondern nur bei wenigen Leuten 
lösen. Meine Herren! . Sie sehen ja, wie wir gegen einander 
stehen; wollen Sie diesen Kampf in die Gemeinde tragen? 
Man wird bloss fragen müssen — das hat mein Nachbar zur 
Linken auch in seinem gelehrten Buche abgelehnt. Wie steht 
man zu dieser Frage im Grossen und Ganzen? Wenn es 
nicht gut stände, so hätten wir den Antrag nicht eingebracht 
und wenn Sie jede Gemeinde im Westerwalde, Schwarzwalde 
u. s. w. darüber entscheiden lassen wollen, ob zwei Drittel 
sich durch Verheirathete und ein Drittel durch Ledige sich 
pastoriren lassen sollen, ja, das geht ganz entschieden nicht, 
das gibt unklare und das innere Gemeindeleben geradezu zer- 
störende Verhältnisse. Meine Herren! Ich bin jetzt am Ende. 
Ich glaube wenigstens Niemand persönlich verletzt zu haben, 
ich habe ja Alles gesagt, was mir auf dem Herzen liegt und 
ich möchte wünschen, dass Sie Ihre Entscheidungen lediglich 
nach sachlichen Richtungen fassen; wenn ich das sage, - so 
schliesst das von selbst aus, dass Sie andere Meinungen als 
diejenigen, die in diesem Saale zur Geltung kommen, von 
sich weisen möchten. Und, meine Herren, da nehme ich 
nun keinen Anstand, und ich glaube, das bei allem Respect, 
den ich dem Herrn Erzbischof Heykamp schulde, und auch 
mit Beachtung der Aufforderung des Herrn Bischofs an uns, 
sagen zu dürfen, dass diese Aufforderung auf mich gar kei- 
nen, oder, wenn Sie wollen, den gegentheiligen Eindruck ge- 
macht hat. Die Art und Weise, wie man sich in diese Frage 
eingemischt hat, ist mir zu freundlich, das muss ich Ihnen 
offen bekennen und es sind hier Gründe angeführt, die ich 
gar nicht billige. Es hat mich auch ein ziemlich kalter Wind 
angeweht in sofern, als in diesem Briefe mit einer gewissen 
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Missbillieung von den Laien gesprochen ist. Ei, meine Her- 
ren, seien wir doch froh, dass endlich die Laien sich um 
diese Dinge bekümmern. Wenn Sie das Laienelement wieder 
von sich abstossen und wenn Sie die Laien wieder erkalten 
lassen, dann haben Sie nicht weit mehr nach Rom. Das 
können Sie ja nicht wollen. Sie wollen sich ja in der ent- 
gegengesetzten Richtung bewegen. Wenn die Laien unzweck- 
mässige Leute wären bei dieser Berathung, ja, dann wollte 
ich nichts dagegen sagen, aber Sie sehen ja, dass wir Alles 
mit regem Eifer, mit Besonnenheit und Ruhe erwägen; wir 
tragen Ihnen ja unsere Gründe vor und Sie die Ihrigen. 
Also lassen Sie das. Und ich möchte nicht wünschen, dass 
der Geist, der aus einzelnen Sätzen dieses Kirchenfürsten sich 


‚ergibt, in unseren Gemeinden Eingang finde. Ich kann mich 


in das Einzelne nicht einlassen. Instinktiv hat mich Manches 
sehr unangenehm berührt und namentlich auch die sehr 
starke Einmischung in unsere Verhältnisse. Meine Herren, 
wenn ich den Herrn Bischof Herzog in der Schweiz fragte, 
auf deren Verhältnisse der Herr Petri wenig gibt — ich gebe 
desto mehr darauf — so hätte ich wahrscheinlich ein ganz 
anderes Schreiben bekommen. Und, meine Herren, ich kenne 
die Schweiz auch Etwas; in Holland bin ich weniger bekannt, 
aber in der Schweiz ziemlich und habe gefunden, dass dort 
ein reges Leben ist. Ich habe persönliche Kenntnisse und 
ich weiss, dass wir aus jener Verbindung eine Kraft schöpfen, 
die wir nicht hier thätig zu schöpfen in der Lage sind. Ich 
möchte nicht so ablehnend gegen ein ganzes Land, ein Volk, 
ein respektables Volk hinwegsprechen. Ich glaube, es ist 
ganz zweckmässig, wenn wir uns an jene Seite anlehnen. 
Obwohl uns die Schweizer machen lassen, was wir wollen, 
sie haben im Innersten wahrscheinlich sehr viel Wünsche 
und Gebete in die Welt gesendet, aber Sie haben gedacht, 
das ist eine Angelegenheit des Deutschen Reiches, und da 
möge der heilige Geist über die Versammlung kommen, wir 
mögen nicht in die Sache hineinreden, aber wenn Sie recht 
geredet haben, so wollen wir uns recht sehr darüber freuen. 


_ Meine Herren! Ich glaube also, das will ich sagen, ich habe 


Niemand verletzt; hätte ich es, so würde ich meine Rede 
nicht besser schliessen können, als wenn ich den Betreffenden 
um Verzeihung bäte. Denn ich habe nur sachlich sprechen 
wollen, und ich glaube, ich habe es im grossen Genzen auch 
vollzogen und ich wüsste meinen Vortrag und das, was jetzt 
folgt, meine Herren, nicht besser zu schliessen, als wenn ich 
Ihnen ein paar Worte vorlese, die einmal der Bischof selbst 
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in diesem Saale gesprochen hat. Er hat gesagt bei der Er- | 


öffnung der dritten Synode: 

„Dagegen, was die Synode bestimmt als Gesetz, das 
muss — ich wiederhole es — Jedem heilig sein. Ich unter- 
werfe mich den Gesetzen der Verfassung und den Gesetzen 
der Synode ganz rückhaltlos.“ 

Meine Herren! Auch wir aus Baden wiederholen die 
Worte des Herrn Bischofs, auch wir unterstellen die Sache 
dem Entschluss der Synode. 

Prof. Michelis: Ich kann meine Rede beginnen mit der 
Erklärung, dass ich die Haltung des eben beendeten Vor- 
trages vollständig anerkenne und freue mich, dass die Erin- 
nerung meiner objectiven Stellung in Offenburg in der Seele 
des Herrn Vorredners nicht verloren gegangen ist und wie- 
derhole von ganzem Herzen, was ich in meinem Berichte 
über die Offenburger Versammlung im „Merkur“ dargestellt 
habe. Und vielleicht dient es zur captatio benevolentiae am 
Anfang der Rede, wenn ich meine Freude ausspreche dar- 
über, dass wir in unserer altkatholischen Bewegung in sol- 
chem Grade mit Ruhe und Mannhaftigkeit sprechen können 
in solchen Fragen und ich meine, darin liegt ein Bewusst- 
sein für den hohen Stand unserer altkatholischen Bewegung, 
dessen wir uns bei der Schwebe der äusseren Lage auch 
wohl erfreuen dürfen. Gewiss soll nun aber damit nicht von 
meiner Seite zugestanden sein, dass etwa nicht dasjenige, 
was mir nicht subjectiv, sondern objectiv, was mir nicht un- 
wesentlich, sondern wesentlich ist, mit ganzer Schärfe und 
Klarheit auch hervorzuheben sei. Zunächst also bezeichne 
ich den Standpunkt dieses meines Vorschlages, ich rede zu- 
nächst aus Anlass meines Amendements, ich rede aber eigent- 
lich zunächt nicht für mein Amendement. Das Amende- 
ment bezeichnet für mich die äusserste Grenze meines Gewis- 
sens, wonach ich mich noch an der Bewegung factisch be- 
theiligen kann. Meine Herren! Mein Standpunkt ist darin 
der, dass, so lange mir Gott als Katholiken meine gesunde 
Vernunft lässt, ich meinen Protest gegen die Unfehlbarkeits- 
erklärung zu Rom, welche nach meiner Ansicht die grösste 
Fläresie ist, die bis jetzt in der Kirche aufgekommen ist, 
nicht aufgeben werde. 

Bis zu welchem Grade aber der Einzelne, der gegen die 
Unfehlharkeit protestirt, sich an der positiven Reform-Bewe- 
gung betheiligen kann, das ist Sache seines Gewissens, und 
. dieses Gewissen lasse ich mir in keiner Weise beengen, da- 
rüber bin ich allein Richter und das habe ich allein vor 
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Gott zu verantworten, also ich bezeichne mein Amendement 
als den Standpunkt meines Gewissens und in der Beziehung 
hebe ich gleich hervor, als Erwiderung auf das zuletzt Ge- 
sagte, dass die Hervorhebung dieser Motive für mich nicht 
etwas Unwesentliches, sondern etwas Wesentliches ist und 
wenn etwa mein Amendement in diesem Sinn verworfen 
würde, so würde ich auf den Standpunkt gestellt sein, dass 
mein Gewissen mir sagt, jetzt darfst Du nicht mehr an der 
thätigen Bewegung theilnehmen. Das werde ich also zu 
motiviren suchen. Was nun den Eindruck angeht, den der 
ganze Vortrag des Herrn Vorredners auf mich gemacht hat, 
so muss ich zunächst als den allgemeinen Eindruck das her- 
vorheben, dass der Herr Vorredner auf das, was Herr Petri 
gesagt hat, auch mit keiner Silbe eingegangen ist. Er hat 
sich nach meiner Ansicht in allerlei Begriffen bewegt, die 
gar nicht intendirt sind. Es ist die Rede gewesen von Hin- 
auswerfen der Bayern. Herr Petri hat bloss die rechtliche 
Lage der Sache dargestellt, und die Folgen, die nothwendig 
kommen müssen und kommen werden, die Lage, worin wir 
uns befinden, factisch uns bewegen, wenn wir einen solchen 
Beschluss annehmen und dagegen ist ja nicht aufzukommen, 
wir können doch die factischen Verhältnisse nicht beseitigen, 
nicht umstürzen, wenn wir einen solchen Beschluss fassen, 
dann müssen wir auch eben der Folgen desselben uns be- 
wusst sein, soweit ich den Herr Petri verstanden habe, hat 
er auch nicht im Entferntesten die Meinung gehabt, dass hier 
irgend eine Vergewaltigung stattfinden soll, dass hier irgend 
einer Stimme die Freiheit genommen werden soll, sondern er 
hat eben erwartet und verlangt, dass wir als Männer das 
grosse Ziel der Bewegung im Auge halten und uns nicht auf 
Abwege bringen lassen durch Dinge, welche eben augenblick- 
lich nicht nothwendig sind, aber, wie wir sehen, vollständig 
dazu geeignet sind, die ganze Bewegung in ihrer inneren Kraft 
und ihrer inneren Bedeutung zu schwächen. In einer solchen 
Lage, wie sie factisch-ist, glaube ich, wird man doch von 
jedem ruhigen und besonnenen Manne erwarten können, dass 
er eben dieser Sache gemäss handelt und es ist also ein 
etwa entgegengesetzter Beschluss, der gegen die Mannheimer 
anginge, von Seiten der Synode nicht ein Zwang, der der 
altkatholischen Bewegung aufgelegt wird, sondern es ist ein 
Appell an die Vernunft der Bewegung und nur so fasse ich 
meine ganze Stellung auf. Es handelt sich überhaupt nicht um 
die Frage, ob der Cölibat gut ist oder nicht, sondern es handelt 
sich bloss um die Frage, wie ist die Lage derzeit, ist es in dem 
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Augenblicke, in dem wahren Geist, in der wahren Vernunft der 
Bewegung, dass wir eben jetzt einen solchen Beschluss fassen, 
ohne uns von allen Seiten genau um die Folgen bekümmert 
zu haben. Das ist (ich hätte noch mehrere Punkte da vor- 
läufig zu bemerken, ich will die gehen lassen) der allgemeine 
Eindruck, den ich von dem Vortrag habe. Um nun meine 
Stellung gegenüber dem, was der Herr Vorredner ausgeführt 
hat, genau zu präcisiren, so thue ich das dadurch, dass ich 
erstens im Allgemeinen sage, den eigentlichen kirchlichen Ge- 
sichtspunkt in der Sache, resp. den katholisch-kirchlichen hat 
der Herr Vorredner gar nicht berührt, das geht an ihm ganz 
vorbei. Wie ich das meine, das erkläre ich, indem ich mich 
auch üher das Schreiben von Holland ausdrücke. In dem 
Schreiben des holländischen Bischofs liegt eben ausgedrückt 
das Bewusstsein der innerlichen Verbindung, welche wir mit 
diesen Altkatholiken haben und er ist ja ein so inniger, dass 
wir jetzt keine wirkliche Stellung haben würden, wenn nicht 
jene Holländer treu ausgeharrt hätten. Ob wir nun deshalb 
mit Allem, was da im Einzelnen gesagt ist, einverstanden 
sein sollen, das will ich nicht sagen, das Schreiben ist sicht- 
bar von einer freundschaftlichen kirchlichen Gesinnung aus- 
gegangen und es enthält, wie ich glaube, ganz gewiss sehr 
viele bemerkenswerthe Sätze und Wahrheiten, die wir wohl 
überlegen sollen. Nun will ich aber diesen Mangel des kirch- 
lichen Gesichtspunktes, den ich als das durchgreifende em- 
pfinde, näher bezeichnen, indem auch ich auf die Geschichte 
zurückgreife. Jch glaube eben, dass der Gesichtspunkt des 
Herrn Vorredners zu eng gewesen ist. Wenn ich von dem 
kirchlichen und wie ich näher ausführen werde, von der Be- 
deutung unserer altkatholischen Bewegung spreche, dann kann 
ich mich nur auf der ganzen Höhe der Weltgeschichte bewe- 
gen. Diesen zu engen geschichlichen Gesichtspunkt des Herrn 
Vorredners will ich hervorheben. Herr Eckhard hat sich für 
die badische Bewegung, wie ihm das ja am nächsten liegt, 
auf Wessenberg berufen. Ich frage den Herrn Eckhard, ob 
er das, was Wessenberg geschrieben, wohl so gründlich an- 
gesehen und sich darum bekümmert hat, um sagen zu kön- 
nen, was Wessenberg wirklich gewollt hat. Mir ist bei Allem, 
was ich bis jetzt von Wessenberg habe lesen können, keine 
Regung gegen den Cölibat von Wessenberg vorgekommen. — 
Ich bitte mich zu berichtigen, wenn ich Unrecht haben sollte. 
Es ist aber nicht genug, dass man sich für die Aufhebung 
des CGölibats auf einen Mann immer berufe, ich verlange da 
Citate, ich. verlange bestimmte Beweise. Soweit wie ich 
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Wessenberg kenne, war Wessenbergs Reformbestrebung eine 
ebenso tiefe, wie die altkatholische jetzt ist. Ja, meine Her- 
ren, wäre das, was Wessenberg gewollt hat, durchgegangen, 
dann würden wir eine andere Entwicklung in Deutschland 
gehabt haben. Wessenberg ist dabei aber hauptsächlich zu- 
rückgegangen auf den Zustand des Constanzer Coneils, das 
war der Standpunkt Wessenbergs, der mit einem tiefen, be- 
deutenden philosophischen Blick in die Entwicklung hinein- 
blickte. Also er griff die Sache tief und ernst an, mir aber, 
ich wiederhole es nochmals, ist nicht bewusst, dass von Wes- 
senberg aus irgend eine Agitation gegen den Cölibat aus- 
gegangen ist. Die Herren Badenser nehmen es gewöhnlich 
an. Aber, meine Herren, da irren Sie sich, es ist eben die 
kirchliche Bewegung - Wessenbergs in Baden nicht durch- 
gesetzt. Baden hat sich dann in die politische Bewegung 
geworfen, die wir ja all mit grossem Dank anerkennen, und 
der eigentliche kirchliche Charakter der Wessenbergischen 
Bewegung ist zurückgetreten und von den sog. Wessenber- 
gianern in Baden hat sich auch keine Seele gegen die römi- 
sche Infallibillität erhoben. Ich möchte da zunächst eine be- 
deutende Correction anbringen. Zweitens greift Herr Eckhard, 
was die Geschichte des Cölibates angeht, auch nicht weit 
genug zurück; nur bis auf die Kirchenpolitik Gregor VII. 
Wir wissen alle, wie dieser die jetzigen Gölibatsgesetze mit 
Zwang und allen möglichen Mitteln durchgesetzt hat. Aber 
es ist nicht der Anfang und die eigentliche Grundlage, die 
dieser kirchlichen Auffassung zu Grunde liegt, so wenig wie 
Gregor VH. überhaupt Urheber der Kirche ist. Gregor VII. 
ist eben derjenige, der dem weltgeschichtlichen schon ent- 
wickelten und durchgekämpften Berufe der Kirche diese poli- 
tische Wendung gegeben hat, deren innere Bekämpfung nach 
meiner Ueberzeugung die eigentliche Aufgabe des Altkatho- 
liken ist. Gregor VII. hat dadurch ganz gewiss den Gölibat 
zu einem Hauptmittel der römischen Weltherrschaft gemacht. 
Das erkenne ich ja ganz vollständig an; aber so wenig ich 
mich durch die Stellung Gregors VII. in meinem katholischen 
Bewusstsein irren lasse, so wenig lasse ich mich in Mass- 
regeln Gregor’s VII. in Beziehung auf den Cölibat bis auf die 
heutige Zeit irre machen an dem hohen Moment, was nicht 
bloss im Sinn von diesem und jenem, sondern was im 
Sinn der heiligen Schrift, was im Sinn der göttlichen Offen- 
barung, was im Sinn des ganzen übernatürlichen Glaubens- 
lebens, welches den Menschen nicht auf das Diesseits, 
sondern auf das Jenseits wesentlich stellt, für Priestercölibat 
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im höheren Sinne des Opfers liegt. Da liegt ein hohes Mo- 
ment, das eben durch die falsche Stellung, die Rom genom- 
men hat, zerstört worden ist. Also werde ich mich un- 
möglich, indem ich diesen Zwangscölibat bekämpfe, irre 
machen lassen an der höheren Bedeutung, die die Sache hat 
im wahren Sinn, und deshalb komme ich wieder auf den 
Punkt zurück, dass für mich diese Motivirung geradezu das We- 
sentlichste in dieser Sache ist. Nicht etwa würde ich ohne 
diese Motivirung dem andern zustimmen, sondern nur durch 
diese Motivirung, und wenn sie durchgeht, werde ich bleiben 
können; hier liegt nach meiner Ueberzeugung der eigentliche 
Schwerpunkt der Sache und deshalb habe ich auch in Offen- 
burg schon zugegeben, dass man allerdings, wenn man mit 
Gewalt will, diesem Beschluss zustimmen kann, obgleich es 
nicht opportun ist und Sie werden sich erinnern, dass das 
ganz dieselbe Stellung ist, die ich in Offenburg eingenommen 
habe und damit komme ich auf den eigentlichen Punkt, den 
ich zu vertreten habe, den ich nur noch mit einigen wenigen 
und kräftigen Zügen ausführen werde, ohne mit Beziehung 
auf die Personen zu reden, aber doch, indem ich offen und 
frei mich ausspreche. 

Ich habe von revolutionärer Bewegung gesprochen. Das 
kann nur verstanden werden, wenn das Wort nicht in dem 
ganzen Ernste genommen wird, wie es in unserer Aufgabe 
ist, eben die Welt, die menschlichen Verhältnisse aus dem 
Zustande der Revolution, worin wir sind, wieder herauszu- 
bringen auf eine wahrhaft conservative Grundlage dadurch, 
dass wir eben die Kirchen von ihrer politischen Stellung 
befreien, sie aber in ihrer sittlichen Bedeutung vollständig 
aufrecht halten. Wenn ich also da von „‚revolutionär" ge- 
sprochen habe, so lag darin nichts besonders Aufregendes, 
wie man es genommen hat. Ich wollte jetzt meine Erkiä- 
rung von „revolutionär“ sehr vollständig anpassen dem, was 
Herr Petri gesagt hat. Revolutionär ist eben, wenn man auf 
das Richtige zur ungeeigneten Zeit und mit den falschen Mitteln 
losgehen würde. Das ist mir revolutionär. Darin liegt der 
ganze Schwerpunkt der Sache; darin liegt auch das Ver- 
ständniss des Antrages auf Verschiebung der Sache. Es geht 
die Gegenpartei immer, wie ich das aus dem altkatholischen 
Boten nehme, davon aus, dass es uns, insoweit der Antrag 
von mir ausgeht, nicht ernst sei, dass es nur so ein Mittel 
sei, um die Sache hinzuhalten. Ja, meine Herren, das ist 
die ganze Grundlage, worauf der Kampf von ihrer Seite 
steht! fassen sie einmal ernstlich in’s Auge, dass es doch viel- 
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leicht etwas wenig christlich gedacht wäre, wenn ein Mann 
im Ernst etwas sagt und nun noch anzunehmen, das ist 
nicht ernst gemeint. Nein, es ist mir vollständig ernst ge- 
meint; ich habe von Anfang an gewusst, dass der Gölibat 
nicht dürfe jetzt hervorgehoben werden im Anfang, aber dass 
die Zustände geändert werden; so gut wie in der ersten 
Christenheit, so gut werden sie aueh öfter anders werden 
müssen und wir müssen da einen neuen Boden den richtigen 
Verhältnissen erst schaffen. Das also ist nun ganz klar und 
die Agitation, die davon ausgeht, als ob das nicht ernst sei, 
ob es sich darum handelte, dies oder jenes durchzusetzen, 
die steht eben auf dem falschen, auf dem unwahren Boden 
und auf diesem unwahren Boden hat sich die Agitation bis 
jetzt bewegt. Da muss ich nun zweierlei scheiden. Der 
eigentliche Agitator für die Sache ist Keiner als der „alt- 
katholische Bote‘. Ich verwechsele keineswegs den „altkatho- 
lischen Boten‘ mit der Stimmung, mit der sittlichen Stimmung 
der Altkatholiken in Baden. Ich gehöre zu denen, welche die 
höchste Hochachtung empfinden vor der sittlichen Stellung der 
Altkatholiken und dem sittlichen Ernste der Altkatholiken in Ba- 
den und ich glaube genug in Baden gethan und erlebt zu 
haben, um mir darüber auch ein Urtheil zuzumessen, doch 
ich will mich dabei weiter nicht aufhalten, aber, wie es in 
Baden steht mit dem Altholicismus, das weiss ich auch. Also 
ich habe die grösste Hochachtung, ich bin der Ueberzeugung, 
dass im badischen Altkatholieismus ein tief ernstes, sittlich- 
religiöses Moment liegt und ich verstehe vollständig, wie der 
Sinn sich auf gerade diesen Punkt wenden konnte, denn wenn 
man einmal die Zustände dort hat kennen gelernt, wie der 
Gölibatszwang von der andern Seite dort wirkt, dann muss 
man sich ein sittliches Urtheil darüber bilden, ‚das ist klar; 
darüber bin ich mir vollständig klar. Ich leugne nur, dass 
vom eigentlich besonnenen Altkatholicismus in Baden diese 
Bewegung ausgegangen ist. Meine Herren! Diese Bewegung 
ist noch nicht so alt. Es hat mir — Gott sei Lob — der 
Herr Vorredner das schon unnöthig gemacht, was ich sonst 
würde gesagt haben, ‘dass der Herr Vorredner vor nicht lan- 
ger Zeit, eben noch als Politiker das Urtheil gehabt hat, dass 
es jetzt nicht an der Zeit sei, mit der Aufhebung des Göli- 
hats voranzugehen und das war nicht bloss die Meinung von 
Herrn Eckhard, das war die Ansicht von allen politischen 
Männern, so weit ich sie habe kennen gelernt; ich habe mit 
ziemlich vielen gesprochen und kann das Urtheil eines Pro- 
testanten anführen, der sagte: behalten Sie ihren Gölibat, Sie 
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können nichts thun, wodurch Sie Ihre Sache sicherer ver- 
derben, als wenn- Sie das jetzt thun. Das habe ich gesagt: 
die allgemeine Stimmung der politisch gebildeten Männer in 
Baden — ich berufe mich auf Herrn Scholl, der von Offenburg 
da sitzt, der sich erinnern wird, wie er auf der Offenburger 
Versammlung sich in diesem Sinn mit aller Energie und mit 
allem Ernst ausgesprochen hat — es war das die Stimmung 
aller politisch gebildeten Männer in Baden und nun ist erst 
in dem letzten Jahre, vielleicht 1'e Jahre, diese Agitation 
hineingeworfen worden, sie ist getrieben worden durch den 
„altkatholischen Boten“. Ich lege dem „altkatholischen Bo- 
ten‘ — es ist das einzige altkatholische Blatt, was eben da 
war und das hat mit Geschick diese Sachlage ergriffen und 
hat, was dann ja sehr leicht war, in dieser Weise die Agi- 
tation auf die Höhe gebracht, auf der sie jetzt steht. Die 
Art und Weise, wie das getrieben worden ist, war das, was 
ich in etwas schwächerem Sinn als Revolution bezeichnete. 
Dass die Frage augenblicklich so steht, ist nicht eine Wirkung 
der inneren Entwicklung der altkatholischen Bewegung, ist 
nicht aus dem sittlichen Sinn der Bewegung, obgleich dieser 
da ist, hervorgegangen, sondern dieser ist nur benutzt wor- 
den. Wenn jetzt also die Synode, welche eben nicht mehr 
Agitation ist, welche eben im höheren Sinne entscheiden 
soll, wenn sie sich diesem Resultat einer Agitation unter- 
wirft, wenn durch eine blosse Majorisirung hier der innere, 
wahre Geist der Reform-Bewegung unterdrückt wird, wenn 
man, ohne ein kirchliches Bedürfniss zu empfinden, alles 
das nicht fühlt, was eben in dem Schritt, den wir thun, jetzt 
liegt, wie wir gesehen haben; wenn man alle diese Folgen 
ignorirt und dass wir, statt uns den grossen Gedanken, der in 
der Wiedererneuerung der ganzen Kirche zunächst gründet, 
das für Nichts achten, dass wir durch einen solchen Be- 
schluss unfehlbar zu Wege bringen: eine innere Spaltung in 
unsere Bewegung selbst. Um das zu signalisiren, weise ich 
nun auf die Art und Weise, wie der kritisch allerdings so sehr 
angreifbare Antrag der Repräsentanz zu Stande gekommen 
ist; es war eben auch nicht ein Erfolg der hervorgehenden 
Feststellung, Erläuterung und Herr v. Schulte hat einen an- 
deren Antrag gestellt und weil nun in der Repräsentanz sich 
herausstellte, dass ebenso gut vom Süden erklärt werden 
könnte: wenn das geschieht, dann sind unsere Gemeinden ge- 
stört; da ist eben dieser Antrag zu Stande gekommen, das 
ist also ein Resultat, eine CGonsequenz der Lage der Sache. 
Ja, ich glaube also, wenn ihnen das gleichgültig ist, dass Sie 
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unfehlbar einen inneren Riss in unsere Gemeinschaft hinein- 
bringen und wenn Ihnen gleichgültig ist, dass Sie den Riss 
mit den Badensern, zwischen Nord und Süd, mit Bayern her- 
vorbringen; wenn Sie das nicht achten, dass wir durch einen 
solchen Beschluss uns ausser jeder kirchlichen Verbindung 
setzen, dass wir die letzten Reste, die wir haben, aufgeben ; 
wenn Ihnen das alles gering scheint, wenn Sie darauf nichts 
geben — die politischen Gründe will ich jetzt nicht wieder- 
holen, an Ihre Klugheit will ich nicht appelliren, aber dann 
ist mir allerdings klar, dass ein solcher Beschluss nicht von 
dem wahren, inneren Bedürfniss der Kirche ausgehen kann 
und also in dem Sinne kann ich Sie nur eigentlich dringend 
ermahnen, dem Antrag der Synodal-Repräsentanz Recht zu 
tragen und einfach zu beschliessen, die ganze Sache jetzt 
noch abzuwerfen, was dann kommen wird, wird sich zeigen; 
wenn die Synode einen solchen Beschluss fasst, dann ist für 
fünf Jahre officiell Ruhe. 

Dr. Schilz: Wenn ich mir heute erlaube, in dieser viel- 
besprochenen Angelegenheit an Sie das Wort zu richten, so 
geschieht es im Auftrage der Gemeinde in Köln. Wir sind 
speciell in denı Auftrag hierher geschickt, um für den Frie- 
den zu sprechen und für die Eintracht, weil wir das Gefühl 
hatten, dass wir vor einer schweren Krisis stehen, weil wir 
das Gefühl hatten, dass wir vor einem so entscheidenden 
Schritte stehen, der unsere Existenz für die Zukunft bedroht. 
Ich kam hierher mit bewegtem Herzen, denn es handelt] sich 
um eine Angelegenheit, die mich bis in’s innerste Herz er- 
schüttert und ich kam hierher, um dieser Sache Ausdruck zu 
geben. Ich kam hierher mit dem Bewusstsein, mit dem Ge- 
fühl, dass wir die Minderheit bilden, indem wir gegen diese 
reformatorische Bestrebung ankämpfen, dass wir aber die 
Verpflichtung haben, zu kämpfen bis auf den letzten Augen- 
blick für unsere Ueberzeugung. Ich kam hierher — und von 
der Ueberzeugung — davon, dass wir das Recht haben, dass 
wir an die Mehrheit appelliren und sie bitten um Schutz und 
Bewahrung des Friedens; ich kam hierher also, um gegen 
diese Agitation für Aufhebung des Cölibatsgesetzes zu wirken 
und zwar, weil wir in Köln und auch in grossen Bezirken 
die Jeberzeugung haben, dass es den Geist der Zwietracht 
zwischen uns säen wird und dass es von unberechenbaren 
Folgen sein wird. Ich komme nun zur.Sache. Zur Sache 
will ich Ihnen weiter in Erinnerung bringen, dass allerdings 
kein Zweifel darüber ist, dass das Gölibats-Gesetz aufgehoben 
werden kann und das Christenthum bleibt, was es immer 
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war. Denn wo wäre das Christenthum geblieben in den 
ersten acht oder zehn Jahrhunderten, wo das Cölibats-Gesetz 
nicht bestanden hat — da besteht ein Unterschied zwischen 
uns Allen wohl nicht — wohl aber darüber, ob es zeitge- 
mäss ist, ob es uns in unseren Bestrebungen nützlich sein 
kann oder nicht. Und die Nützlichkeit muss ich ganz ent- 
schieden in Abrede stellen. Ich stehe überhaupt sowohl in 
der Auffassung meiner Person, als auch der anderen Herren, 
die mich geschickt haben, auf dem Standpunkte des Herrn 
Dr. Petri, dessen Antrag ich zu unterstützen aus voller Kraft 
den Auftrag habe. Ich bitte Sie, zu berücksichtigen, in Sachen 
des Dogma haben Sie bisher stets festgehalten, dass eine 
Aenderung, eine durchgreifende Aenderung überhaupt auch 
nicht auf irgend einer Synode beschlossen werden kann. Eip 
Dogma kann nur definirt werden; also an dem Geist des 
Dogma kann nicht gerüttelt werden, auch keine Synode hat 
das Recht, das Dogma zu machen, es sei denn, dass es von 
dem Geiste aller getragen werde. In Sachen der Diseiplin 
aber ist es ein Act der Klugheit, dass eben nichts beschlos- 
sen werde — ich stelle Ihnen bloss vor, worauf unsere Be- 
strebungen hingehen müssen, in diesem Geist richten wir 
unsere Worte an die Majorität, stützen und schützen, da 
wir uns bloss böse Folgen von dieser Sache versprechen, 
wenn es uns gelingt, eine grössere Zahl von Anhängern zu 
gewinnen. Sie können allerdings hingehen, das Schadhafte 
auszumerzen, allein, was kann es uns nützen, für eine kleine 
Zahl auszumerzen, wenn wir nicht an Zahl zunehmen. Neh- 
men Sie keine Rücksicht auf die Zahl derjenigen, die zu uns 
stehen, dann werden Sie sich überzeugen davon, dass die 
altkatholische Bewegung in einem Rückgang sich befindet 
und aus diesem Grunde lege ich Ihnen wiederholt an’s Herz, 
dass also Ihre Bestrebungen sich beruhigen möchten bis zu 
einer günstigeren Zeit; denn noch ist die Zeit nicht da; es 
wird eine Menge Leute von uns abwenden, die bis dahin 
noch zu uns gehört haben und es wird uns nicht gelingen, 
das zu erreichen, wohin wir doch offenbar streben müssen. 

Stadtgerichtsrath Hempel. Meine Herren! Der Göli- 
batszwang ist verwerflich — das haben wir bis jetzt von 
allen Rednern gehört; nur in Bezug auf die Opportunität 
gehen die Meinungen auseinander. Wenn ich die Rede des 
Herrn Dr. Petri zusammensetze, so will mir scheinen, dass 
der Anfang mit dem Ende nicht übereinstimmt. Er hat aus- 
drücklich erklärt, dass er ein entschiedener Gegner des Cö- 
libatszwanges gewesen ist; er kommt aber im Verlaufe seiner 
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Rede darauf, dessen Aufhebung eine Verirrung zu nennen 
und warnt uns davor, auf diese Abwege zu kommen. Er 
stellt den Grundsatz auf, dass man nichts Rechtes zur un- 
rechten Zeit machen solle. Herr Prof. Michelis hat gesagt, 
was vernünftig ist, ist nicht überall vernünftig. Meine Her- 
ren, diesen beiden Grundsätzen muss ich entschieden wider- 
sprechen. Wenn die Apostel, wenn Christus erst angefragt 
hätten bei den Behörden — nehmen Sie die Geschichte zur 
Hand und fragen Sie, welche Zustände damals waren — und 
hätten gefragt: Ist es jetzt vernünftig, ist es jetzt recht, die 
Religion einzuführen, die wir einführen wollen: dann wären 
wir wahrscheinlich heute nicht so weit, nicht Christen; hät- 
ten die Apostel angefragt: erlaubst Du, dass wir jetzt an 
einen andern Gott glauben als Du ihn hingestellt hast — 
ich glaube, niemals wäre das Christenthum geworden und 
niemals wäre es entstanden. Meine Herren! Was man als 
Wahrheit in seinem Gewissen, was man als Wahrheit in sei- 
ner Vernunft anerkennt, das muss man ohne Rücksicht auf 
den Gegner, die Umstände zu verfechten suchen. Ich ver- 
stehe die einzelnen Ausdrücke, die Herr Dr. Petri heute ge- 
braucht hat, anders, als er. Er sagte also, abgesehen von 
diesen staatlichen Rücksichten, es solle für Baden gelten, für 
die anderen nicht. In dieser Beziehung stelle ich mich auf 
den Standpunkt: Gleiches Recht für Alle! Wir bilden eine 
Kirche und ob wir in Altpreussen oder in Baden wohnen, 
wir gehören alle zusammen unter einen altkatholischen Bischof 
und der altkatholische Bischof kann nicht einem Theil seiner 
Geistlichen gestatten, zu heirathen, dem andern verbieten. 
Also nehmen Sie den Antrag an, den der Herr Petri einge- 
bracht hat für Baden, so bringen Sie uns in die Lage, dass 
wir erst ein Schisma haben, was er vermeiden will. Die 
Zerfahrenheit, die der altkatholischen Bewegung vorgeworfen 
wurde, die glaube ich nicht. Der Eine horcht hier, der An- 
dere dahin; der Eine nimmt hier, der Andere da Anstoss. 
Ich wiederhole nur, was Herr Dr. Petri vor mehreren Jahren 
in der Kammer in so beredter Weise ausgeführt hat. Wir 
haben reformirt und wir werden reformiren und wir werden 
uns nicht scheuen, auch alle Dogmen zu revidiren ohne Rück- 
sicht auf die Gegner, unbekümmert um die Angriffe unserer 
Gegner, denn wir haben das Ziel im Auge, dass wir eine 
deutsche Nationalkirche bilden wollen und uns lossagen von 
Rom; eine solche Nationalkirche, wie die gallicanische, ist in 
ihren Rechten verkümmert worden durch die Gewaltthaten 
von Rom. Meine Herren! Wenn wir also wollen reformiren, 
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dann müssen wir auch unbekümmert um die Angriffe unserer 
Gegner vorgehen. Es ist von einer Seite gesagt worden: es 
sei eine Ueberstürzung. Das glaube ich nicht. Denn wenig- 
stens, was unsere Provinz anbetrifft, so versichere ich Sie, 
dass schon lange von dem Volk und nicht von den Geist- 
lichen allein die Wünsche geäussert worden sind, dass der 
Cölibat aufgehoben werde, und verstehe daher auch den 
weiteren Ausspruch nicht: aus unseren Gebeinen solle ein 
Rächer erstehen.: Dass wir hier sagen: wir werden noch 
warten — mögen die Anderen es thun. Nun, meine Herren, 
ich verstehe es gerade umgekehrt: wir sollen uns opfern 
dazu, damit unsere Nachkommen das Gute davon geniessen 
können. Und ich bitte daher, den Antrag Petri abzulehnen. 
Was den Schlusspassus des Herrn Prof. Michelis anbetrifit, 
so glaube ich, dass er lediglich Sache der Diseiplin ist und 
dass wir nicht nöthig haben, ihn besonders hier zur Abstim- 
mung zu bringen und uns darüber auszusprechen. Das ver- 
steht sich von selbst, meine Herren, dass ein altkatholischer 
Geistlicher, wenn er überhaupt bei Vernunft ist, nicht eine 
Ehe eingehen wird mit einem liderlichen Subject und dass 
er gleich jedem besonnenen Manne nur dann eine Ehe ein- 
gehen wird, wenn er die nöthigen Subsistenzmittel besitzt. 
Prof. Reusch: Meine Herren! Ich habe auf der dies- 
jährigen Synode noch nicht gesprochen; mehr als ein Mal 
glaube ich das Recht gehabt zu haben, mich zu einer per- 
sönlichen Bemerkung einmal zu melden. Ich habe von dem 
Recht keinen Gebrauch gemacht, und das mit Rücksicht dar- 
auf, dass es mir unzweckmässig schien, meine Person ohne 
irgend einen Grund in den Vordergrund zu stellen. Ich will 
bei dieser Gelegenheit die Herren nur bitten, aus meinem 
Stillschweigen gegenüber einzelnen Angriffen nur nicht die 
Folgerung ziehen zu wollen, dass ich die gegen mich als 
thatsächlich angeführten Behauptungen als thatsächlich rich- 
tig anerkenne, oder die daraus gezogenen CGonclusionen für 
berechtigt halte; ich habe mich in keinem Falle zur Debatte 
gemeldet, obschon ich geglaubt hätte, in dem und jenem 
Falle etwas zur Sache Dienliches vorbringen zu können. Da- 
von, ich will Ihnen offen sagen, hat mich zurückgehalten das 
Gefühl, dass ich eigentlich in Folge von Verhältnissen, die ich 
nicht beherrschen kann, eine sehr unpopuläre Persönlichkeit 
in diesem Saale geworden bin, und dass vielleicht die guten 
Sachen, die ich hätte vorbringen können, wegen der Unpopu- 
larität meiner Person nicht genützt hätten. Das ist der 
Grund gewesen, warum ich geschwiegen habe. Ich will auch 
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ferner hinzufügen, ich mache mir keine Illusion darüber, es 
hat Mancher erwartet, vielleicht Mancher gewünscht, ich möge 
dem Beispiele eines sehr verehrten Gollegen gefolgt und auf 
der Synode gar nicht erschienen sein. Ich bin nicht darum 
gekommen, weil ich mein Recht hier handhaben wollte, son- 
dern darum, weil ich es für meine Pflicht gehalten habe, auf 
der Synode zu erscheinen; darum für meine Pflicht, weil ich 
meine mehr als siebenjährige Thätigkeit, und ich darf hinzu- 
fügen, gewissenhafte Thätigkeit, im Dienste der altkatholischen 
Bewegung nicht schliessen möchte in einer Weise, die an die 
 vaticanischen Bischöfe erinnert, wo die Herren sich ausser 
' Stande erklärten, im Angesichte des Papstes und der Majo- 
 rität ein non placet zu sagen. Das möchte ich nicht nach- 
machen. Was diesen Gegenstand angeht, will ich mich ganz 
kurz fassen, und da bitte ich Sie um die Erlaubniss, bloss 
eine kurze Erklärung von wenigen Zeilen verlesen zu dürfen, 
die ich in Ausübung des mir nach $ 13 der Geschäftsordnung 
zustehenden Rechts bei der Abstimmung zu Protocoll geben 
werde. Die Erklärung lautet einfach dahin, dass ich gegen 
den die Aufhebung des Cölibats betreffenden Antrag ausser 
anderen Gründen wesentlich aus dem doppelten Grunde stim- 
men werde: weil ich die gegenwärtige Synode zu einem der- 
artigen Beschluss nicht für befugt halte und darum, wenn 
die Majorität der Anwesenden einen solchen Beschluss fasst, 
diesen nicht als einen rechtsgültigen Synodalbeschluss an- 
erkennen kann, und weil ich überzeugt bin, dass durch einen 
solchen Beschluss Bestrebungen gefördert werden, welche 
dem ursprünglichen und wahren Charakter der altkatholischen 
Bewegung durchaus fremd, ja widersprechend sind. Auf 
diese Bemerkungen beschränke ich mich. Es ist selbstver- 
ständlich, dass, wenn per majora die Mannheimer Anträge 
angenommen werden, ich mit diesem Augenblick aus der 
Synode ausscheiden werde. Wenn ich mich in diesem Augen- 
blicke entferne, bitte ich, es nicht als eine Ausscheidung an- 
zusehen, denn ich bin durch unaufschiebbare Pfarrgeschäfte 
genöthigt. 

Pf. Dr. Mosler: Meine hochverehrten Herren Synoda- 
len! Es gibt ein Gesetz, welches die ganze christliche Ge- 
 meinschaft beherrscht und dieses geht dahin, dass alle Gläu- 
bigen, alle die von christlich-religiöser Gesinnung Erfüllten 
als Glieder betrachtet werden des Leibes, dessen Haupt 
Christus ist. Als solche haben sie das Recht und die Pflicht, 
die Eigenthümlichkeiten, welche einem Jeden gegeben sind 
ohne Verletzung der Rechte, die der Andere hat, zu benutzen 
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und auf die Weise für’s gemeinsame Ganze beizutragen. Es 
sind von hervorragender Seite sowohl in der Synode als 
ausserhalb derselben beherzigenswerthe Worte gesprochen 
worden und auch in die Seele gedrungen, dass wir alles ver- 
meiden möchten, was etwa frühere Missverhältnisse erhalten 
könnte, und es schliesst sich an ein anderes Gebot, dass wir 
nach Möglichkeit einander verzeihen. Und wir haben uns in 
der That gefreut darüber, dass der Geist der Liebe so viel 
zu Stande gebracht hat, dass die Verhandlung mit einer ge- 
wissen Ruhe geführt wird. Aber es kommt noch etwas an- 
deres ausser diesem Entgegenkommen der Liebe in Betracht: 
das ist die Gerechtigkeit und ich beschränke mich auf den 
ganz kurzen Satz, dass es Pflicht ist, Ungerechtigkeiten zu 
entfernen, wo es möglich ist, also hier, speciell hier den Cö- 
libatszwang, so weit es in unserer Macht steht. Es ist kei- 
nem Menschen überhaupt gestattet, einen Priester in Bezug 
auf das Recht der Ehe irgendwie zu beschränken nach der 
materiellen Seite des Rechts; dass natürlich formelle Gesetze 
bestehen können, welche dem Einzelnen, der der Gesellschaft 
angehört, bestimmte Bedingungen vorschreiben, das wird 
nicht bestritten. Ich behaupte nur dieses, dass nach der 
theologischen und nach der historischen Seite nämlich auch 
auf Grund einer dem Originaltext entsprechenden Auslegung 
des Neuen Testaments die Beschränkung des Priesters in Be- 
zug auf die Ehe ein Gesetz gegen seine persönlichen Rechte 
ist. Ich wollte mich darauf beschränken, dieses kurz als 
meine Ueberzeugung, wie ich auch sonst gethan habe, darzu- 
thun und zwar um so mehr, als ich gefunden habe, dass wir 
so ziemlich alle über die Verwerfung des Gölibats einig sind. 
Dann möchte ich noch auf einen Punkt zurückkommen, den 
Herr Dr. Petri berührt hat, es sei zu befürchten oder scheine 
ihm vorzuliegen, dass durch die Befürwortung der Aufhebung 
die Bewegung an Idealität verliere, dass sie dadurch nicht 
mehr so rein sei. ‚Ich glaube, dass eben dieses doch ein 
Widerspruch ist gegen die Ueberzeugung fast Aller, die hier 
anwesend sind und auch gegen die Ansicht, die Herr Dr. Petri 
selbst vertreten hat, dass eben der CGölibatszwang verwerflich 
sel. Wie nun, nachdem man sich von der Verwerflichkeit 
überzeugt hat, nachdem auch in früheren Jahrhunderten, 
vom dritten Jahrhundert durch jedes derselben bis zu dieser 
Stunde, sowohl in Schriften der Gelehrten als auch in popu- 
lären Schriften die Berechtigung des Cölibats bestritten und 
gegen denselben gekämpft worden ist, ich kann den Grund 
und die Berechtigung nicht einsehen, warum Denjenigen, die 


61 


die Aufhebung vertreten, entgegengehalten wird, die Be- 
wegung verliert dadurch an Idealität und Reinheit. Herr 
Dr. Petri hat uns sodann darauf hingewiesen, dass wir bei 
Erreichung von unseren Zielen an reale Mittel denken müssen. 
Seien Sie versichert, meine Herren, wir Pfarrer, die wir ın 
der praktischen Seelsorge stehen und sehr oft nicht nur um 
eine Gemeinde, sondern um verschiedene uns bekümmern, 
Fühlung mit verschiedenen Geistlichen, Gemeinden und ein- 
zelnen Personen haben, sind schon von selbst darauf hin- 
gewiesen, mit den realen Verhältnissen zu rechnen und es 
wird mir Herr Petri zugestehen, dass eine ideale Auffassung 
nicht hindert, wenigstens, wenn man sich Mühe gibt, die 
Dinge in dieser Beziehung sehr nüchtern zu betrachten. Auf 
der andern Seite hat es mich sehr gefreut, dass Herr Dr. 
Petri grade am Schluss seiner Rede an die ideale Auffassung 
unserer Bewegung appellirt hat. Ich darf an den einfach 
ausgesprochenen Gedanken erinnern, dass wir Alle bereit sind 
und es hat sich das uns thatsächlich gezeigt, dass wir Alle 
bereit sind, zunächst die gute Meinung, die Prüfung und Ge- 
wissenhaftigkeit keines Einzelnen zu bezweifeln und wir stehen 
hier Alle, wenn auch die Individualitäten verschieden sind, 
wenn der Eine mehr praktisches Talent hat, der Andere mehr 
einen andern Gesichtspunkt hervorhebt, wir stehen doch Alle 
für eine ideale Bewegung ein und ich glaube, dass vielleicht 
doch noch das in Erfüllung geht, was ich, als ich zur Synode 
ging, erwarlet habe, trotz sehr betrübender Wahrnehmungen, 
die ich auf Reisen kurz vorher in Baden, wie am Niederrhein 
gemacht hatte, das trotzdem vielleicht in Erfüllung geht, dass 
dieses, weit entfernt, uns zu zersplittern, praktisch uns zur 
Einigkeit führt. 

Dann erlauben Sie mir noch kurz einen Gesichtspunkt 
zu vertreten, nach dem das Juristische und Politische so aus- 
führlich und vortrefflich behandelt worden. Meine Herren! 
Ich habe seit Jahren und bis zur Stunde und auch bis jetzt 
mit dem ultramontanen Volk in Berührung gestanden und ich 
habe die Wahrnehmung gemacht, seitdem die Hetzereien sich 
vermindert haben, die politischen Hoffnungen auf Paris und 
Rom abgenommen haben, namentlich aber seit der Wahl 
Leo’s XIII., nachdem die erste Ueberraschung vorbei war, 


' das katholische Volk sich sehr zu beruhigen angefangen hat. 
Wir müssen das einzige Mittel, das wir fest haben, gebrau- 
chen, nämlich in der Bethätigung unserer „Ueberzeugung zu 


verharren, uns auch nicht irre machen lassen, sondern dem 
Wort des Apostels folgen, die Verleumdung durch die That 
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widerlegen, dann wird das katholische Volk sich uns nähern. 
Und wenn dasselbe in socialer Beziehung nicht so gewaltig 
unterdrückt würde, so würden wir grade im Bürgerstande 
und bis in’s Volk hinein die Leute, die schon im Herzen unser 
sind, auch in den grossen Rahmen hinein bringen. Aber, 
meine Herren, ich habe gestern schon bei einem Punkte, der 
sich auf die Pensionirung der Geistlichen bezog, also bei 
einem ganz praktischen, realen Punkte darauf aufmerksam 
gemacht, was wir der Oeffentlichkeit in unserem Interesse 
schulden. Es wird von vielen Seiten — es wird von unseren 
protestantischen Freunden, es wird namentlich auch von Sol- 
chen, die unter der römisch-katholischen Jurisdietion stehen, 
erwartet, dass wir bei aller Masshaltung doch auch mit einer 
gewissen Bestimmtheit auftreten. Das kann natürlich erst 
allmälig eintreten, dass bei den vielen Verleumdungen gegen 
uns unsere Genossen in den anderen CGonfessionen klar sehen, 
wie wir auf positivem katholischem Boden stehen und doch 
Reformbestrebungen in richtiger Weise befürworten und ver- 
folgen. 

Nur ein Wort noch zum Schlusse. Es ist nicht nothwen- 
dig mit dem Talent, wie es die anderen Herren hier gethan 
haben, die Sache, die ich hier noch geltend machen möchte, 
vorzutragen. Nur Eines möchte ich als die Ueberzeugung 
aussprechen, die ich mir gebildet habe und die auch, wie ich 
meine, viele der Herren Synodalen theilen; es handelt sich 
für uns nicht mehr bloss um die möglichen Erfolge, vielleicht 
nur in einzelnen Fällen möglichen Folgen, oder auch weiter 
hinaus sich dehnende Folgen auf politischem und socialem 
Felde, sondern es handelt sich für mich und für viele Andere 
darum, dass wir wirklichen Schwierigkeiten gegenüberstehen. 
Diese müssen nach Möglichkeit gehoben werden. Denn ein 
fortwährend so weit hinausgesponnener Kampf, besonders bei 
der Beschränkung der moralischen und materiellen Mittel, na- 
mentlich bei den vielfachen Schwierigkeiten, verliert durch 
stetes Schwanken; dies kann auf Niemanden einen günstigen 
Eindruck machen, wenn es auch bloss hervorgeht aus einer 
gewissen Besonnenheit und Vorsicht, diese wird von Allen 
gewünscht; aber dieses fortwährende Schwanken zehrt nach 
meiner Ueberzeugung und ich glaube nach der vieler Ande- 
ren, an dem Marke der Gemeinden und auch der einzelnen 
Geistlichen. Wir Geistlichen haben doch auch ein Ehrgefühl 
und es wird sogar immer noch mehr verlangt in Bezug auf 
unsern Stand. Diejenigen Geistlichen, die das Unglück haben, 
weder in der Seelsorge viel zu arbeiten, noch auch in sitt- 
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licher Beziehung intact da zu stehen, vielleicht selbst die Ge- 
meinden durch Aergerniss untergraben und viel mehr viel- 
leicht, als Ihnen bekannt ist — wir wissen das aber — diese 
und Alles, was ich geschildert, drückt auf diejenigen Geist- 
lichen, welche das wissen und welche in der Ueberzeugung 
für ideale Ziele noch fest stehen. 

Dr. Stammer: Meine Herren! Ich würde es nicht wagen, 
als Neuling hier unter Ihnen noch zu reden — ich habe so 
manches zu sagen, was vielleicht von anderen Sprechern 
besser gesagt worden ist — wenn ich nicht die Pflicht hätte, 
die Gesinnung einer Gemeinde hier zum Ausdruck zu bringen, 
welche trotz ihrer geringen Zahl wohl eine andere Bedeutung 
hat, als ihr bisher zu Theil geworden ist. Es ist das die 
Gemeinde zu Düsseldorf. In einer Gemeindeversammlung, 
die zu dem Zweck berufen war, haben sich die Anwesenden 
fast einstimmig für die Aufhebung des Gölibatszwanges 
ausgesprochen. Es ist vorhin gesprochen worden von dem 
idealen Sinn; ich kann Ihnen versichern, auch meine Aufgabe 
habe ich darin gefunden, dem idealen Sinn nachzustreben. 
Es ist sehr schön, zu sagen, der Mann, dem die Leitung der 
Gemeinde anvertraut ist, soll nach dem Ideal streben, voll- 
ständig frei von allem Irdischen sein und nur dem Beruf leben, 
der ihm aufgetragen worden ist. Bedenken Sie, meine Herren, 
die Menschen, die wir zu unseren Seelsorgern gewählt haben, 
sind glücklicherweise nicht Engel, sondern Menschen; sie sind 
auch Sünder, Menschen mit menschlichen Gefühlen, mit 
menschlichen Bedürfnissen: sie haben doch auch das Gefühl 
der Liebe in ihrer Brust. Die Liebe ist als das höchste Ge- 
bot hingestell. Nehmen Sie es mir nicht übel, wenn ich 
vielleicht nur einige abgerissene Gedanken vor Ihnen hinwerfe. 
— Sehen wir auf die Folgen des Gebots. Ich denke, Ihnen 
Allen sind die Folgen bekannt. Soll denn an die Stelle einer 
wahrhaft christlichen Ehe treten ein Concubinat? Nun, die 
römische Kirche weiss sich ja zu helfen: sie deckt die Fol- 
gen mit dem Mantel der christlichen Liebe zu, die altkatho- 
lische nicht. Sie ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass ihre 
Geistlichen in der vollkommensten Weise leben — die rö- 
mische Kirche ist gross und mächtig genug, sie kann sich den 
Luxus gestatten. Erschweren wir doch unseren Leuten den 
Kampf, der uns wahrhaft schwer geworden ist, nicht noch 
mehr durch dergleichen Gesetze. Es ist nur eine Stimme 
darüber, dass das Gebot des Gölibats ein durchaus verwerf- 
liches sei; für uns gilt nur die Frage, ob es opportun sei, es 
jetzt schon abzuschaffen. Ja, meine Herren, wenn wir jetzt 
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es nicht thun würden, dann würde ich auffordern zu sagen, 
in welchem Augenblick Sie es thun werden. Ob wir in fünf 
Jahren noch überhaupt so weit sind, dass wir daran treten 
können, dass man uns noch fünf Jahre darnach sagen wird, 
ihr habt den richtigen Zeitpunkt versäumt — wie uns heute 
schon gesagt worden ist, dass es zu spät sei? . Es ist die 
materielle Frage auch betont worden; es ist gesagt worden: 
das Verhältniss zur Regierung. Ja, meine Herren, bei dem 
entsetzlich unklaren Verhältniss, welches durch die ganzen 
Verhandlungen mit der Regierung hindurchblickt, da möchte 
ich schliesslich bitten, wonach wir uns doch richten können. 
Da möchte ich fragen, was hat die Regierung zu thun? bei 
jedem Schritt und Tritt „Gefahr“ zu rufen, zu sagen: halt! 
hier hört der Altkatholieismus auf, von jetzt an seid ihr die 
Altkatholiken nicht! So schön sich die. Regierungen ausge- 
drückt haben, so schön sie sich vorbehalten wollen, uns das 
zuzurufen, für die Gelegenheit dazu kann ich die Cölibatsfrage 
durchaus nicht ansehen. Es ist von Leuten, die durchaus 
tüchtiger Erfahrung sind, gesagt worden: es ist kein Dogma, 
es ist bloss eine einfache Massregel, und dann kann ich nicht 
begreifen, wie man über die Frage gleich Ankläger sein will 
und fragen soll, ob wir noch Katholiken sind oder nicht! 
Wir sind eine selbstständige Kirche und thun nichts weiter, 
als dass wir in unseren inneren Dingen das thun, was wir 
für den Augenblick für's Zweckmässige halten, vollständig 
frei. Die Männer, die im Jahre 70/71 den Muth hatten, ich 
frage Sie, haben sie sich dann lange besonnen und haben sie 
gefragt, was wird Der und Der sagen, könnten wir unter 
den Bedingungen noch leben? Nein! damals waren die Ver- 
hältnisse noch viel ungünstiger; muthig sind wir ihnen ge- 
folgt, unbekümmert sind wir in den Kampf getreten und un- 
bekümmert darum, ob unsere ganze Existenz in Frage gestellt 
würde. Wenn wir das damals gethan haben, können wir 
dies jetzt auch, da wir mit vollem Bewusstsein sagen können, 
dass wir nicht aufhören, Katholiken zu sein. Wollen wir da 
noch immer zögern? Im Gegentheil, wir profitiren, wenn wir 
das, was wir einmal für Recht erkannt haben, auch durch-- 
kämpfen und durchfechten bis auf den letzten Mann und da- 
mit werden wir der Regierung einen ganz anderen Respect 
einflössen, als wenn wir sagen: bitte, ihr werdet uns doch 
nicht wehe thun, wenn wir das oder das sagen? Es ist uns 
die Masse entgegengehalten worden. Ob wir 1000 oder 20,000 
Mann sind, ich glaube, wir haben das Recht, nach unserem 
Gewissen zu handeln und in unseren inneren Anordnungen 
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nach unseren Bedingungen und nicht danach zu fragen, was 
die anderen Leute dazu sagen werden! 

Ich möchte noch auf eine ideale Seite der Ehe hinweisen, 
fragen, ob Sie nicht glauben, dass der verheirathete Geist- 
liche, dass der Mann, der eine Familie gegründet hat, dass 
der eine ganz andere sittliche Macht in sich hat, als Der- 
jenige, der vielleicht von der Ehe nichts anderes gelernt hat, 
als dass die Ehe mit Unfrieden gleichbedeutend ist. Ich erin- 
nere Sie nur an einen einzigen Mann, an Oberlin im Elsass, 
was war der allein durch seine Ehe, sein eheliches Leben! 
welchen Einfluss er auf ein verrottetes Thal gefunden hat — 
vergessen Sie das ja nicht! Schliesslich indessen kann ich 
nicht in Abrede stellen, ich hätte dringend gewünscht, die 
Frage wäre vorläufig noch aufgeschoben worden; aber sie 
ist einmal nicht aufgeschoben worden und der Riss wird 
nicht entstehen durch die Aufschiebung. Ein Theil wird 
jedenfalls glauben, sich auf der richtigen Seite zu befinden 
und majorisirt zu sein und der Riss ist ohnedies da. Dass 
aber die Majorität die Minorität schützen sollte, bloss weil 
die Minorität erklärt hat, sie trete dann aus, das ist doch 
auch eigen; — ich richte mich an die Männer — es ist im- 
mer gesagt worden: um des Himmels willen, weil die Männer, 
die euch so nothwendig sind, weil die erklärt haben, sie thun 
dann nicht mehr mit — ja, meine Herren, wenn es Jemand 
bedauert, so bin ich es, das deutsche Volk bittet die Männer 
nicht, zu bleiben; es hat das Recht, es von ihnen zu ver- 
langen, sie haben auszuhalten! Im Vertrauen auf ihre Weis- 
heit und ihren Muth sind wir ihnen gefolgt, obgleich wir 
nicht in der Lage waren, alles einzusehen; wir sind ihnen 
gefolgt, sie haben uns geleitet und wir verlangen, dass sie 
uns noch weiter leiten; nicht aber in dem Augenblick die 
Fahne verlassen, wo sie uns vor übereilten Schritten warnen 
sollen, und nur wenn sie das thun, nur dann dürfen sie 
sagen: sie haben ihre Pflicht erfüllt! 

Bischof: Ich möchte dem Herrn Dr. Stammer die Be- 
merkung machen, dass wir Theologen die neutestamentlichen 
Stellen von der. Liebe etwas weitherziger auslegen. 

Weber: Meine Herren! Der Herr Dr. Petri hal in 
seiner Ausführung mich direct angezogen und veranlasst, 
dass ich mich. hoffentlich in grosser Ruhe auch direct 
gegen die Erklärung des Herrn Appellationsraths Petri richte. 
Petri hat gegen den Schluss des Vortrages es beklagt, dass wir 
in unsern Synodalverhandlungen und in einer Reihe von 
Jahren fast ausschliesslich auf die Gölibatsgeschichte uns con- 
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centrirt halten. Das beklage ich auch. Er hat ferner ge- 
sagt, die Gölibatsagitation hat uns nichts genützt; dem stimme 
ich aus voller Seele bei. Er hat weiter behauptet, unsere 
Bewegung sei ursprünglich aus dem Gewissen geboren wor- 
den; das behaupte auch ich und ich habe nicht bloss von 
mir, sondern von einer grossen Zahl der Männer, die hier in 
der Versammlung sind und anderer, die nicht in der Ver- 
sammlung sind, auch jetzt noch die Ueberzeugung, wenn 
auch verschiedene Auffassungen da sind, dass bei Ihnen der 
Altkatholieismus noch täglich uud stündlich aus dem Herzen 
komme und bloss aus dem Gewissen geboren werde. Herr 
Dr. Petri hat’ von idealen Zielen gesprochen und hat sehr 
ernst dagegen gewarnt, diese idealen Ziele nicht aus. den 
Augen zu verlieren. Ich spreche auch -von idealen Zielen, 
aber ich habe schon einmal auf einer früheren Synode ge- 
sagt, mir ist der Ausdruck ideale Ziele viel zu unbestimmt. 


Ich kann nach meiner ganzen Denkweise nichts daraus machen 


und ich sage Ihnen Eins, meine Herren, nach meiner Ueber- 
zeugung ist die Idealität des Christenthums noch niemals zu 
ihrem vollen Ausdruck gekommen, das ist meine Ueberzeu- 
gung, darin liegt der Grund unserer Missstände, und dass 
wir nicht weiterkommen, weil wir die Dinge, für die ich zu 
leben und zu sterben bereit bin, und die ich ganz allein als 
CGhristenthum ansehen kann, mit ihrem rechten Namen auf 
dieser Synode zu nennen, bis jetzt noch nicht unternommen 
haben. Ich habe das lebendige Gefühl in mir, meine Herren! 
auch auf dieser Synode kämpfe.ich für Dinge, für die viel- 
leicht Viele aus Ihnen nicht kämpfen. Ich habe das Gefühl 
in mir, dass wir bei der Synode äusserlich zusammen sind, 
aber innerlich, wenn wir uns einmal gegenseitig fragten, was 
hälst Du für Christenthum, was hältst Du für katholische 
Kirche, da würden wir wahrscheinlich in unseren Ansichten 
himmelweit auseinandergehen. Das ist nach meiner Ueber- 
zeugung der Grund alles Uebels, und weil wir dieses Uebel 
bis jetzt nicht gehemmt haben, darum sind wir nach meiner 
Ueberzeugung nicht weiter gekommen. Nun, meine Herren, 
in Beziehung” auf die Sache selbst, den Gölibat hat Herr Dr. 
Petri einen Krebsschaden genannt, diesen starken Aus- 
spruch, obschon ich für Aufhebung sehr entschieden eintrete, 
hätte ich für mein Leben nicht gebraucht. In dieser Allge- 
meinheit kann man ‘dieses vom Cölibat nicht sagen, ferner 
hat er gesagt, er wäre principiell — das bin ich auch immer 
gewesen — gegen das Gesetz als Gesetz, aber nicht für des- 
sen jetzige Aufhebung. Das ist nach meiner Ansicht verkehrt 
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und warum ist es verkehrt? Ich sehe von allen Nebenrücksichten 
ab, ich habe die Ueberzeugung, das Gesetz als Gesetz ist gegen 
den Geist des Evangeliums und die Lehre Christi, und weil ich 
diese Ueberzeugung habe, deswegen sage ich einfach, da folge 
ich dem Worte Christi: Wer in meinen Geboten bleibt, wer 
meinen Worten nachfolgt, der wandelt nicht im Finstern. Ob 
die Regierungen sich so stellen, wie Herr Dr. Petri befürchtet, 
ob sie sich günstiger stellen als andere von uns meinen, 
meine Herren! das ist für mich eine Sache, die mögen die 
Regierungen ausmachen. Ich halte an dem Wort: Wer 
Gutes thut, an diese gute That können sich zwar üble Fol- 
gen anschliessen, aber dann bin ich für diese üblen Folgen 
nicht verantwortlich; aus einer guten That kann aus sich 
nichts Schlechtes werden. Aber gestatten Sie mir noch Eins. 
Die kurze Erklärung, die Herr Prof. Reusch gegeben hat, 
hat auf mich, das muss ich gestehen, einen ausserordentlich 
tiefen Eindruck gemacht, und die Befürchtung, die er zuletzt 
aussprach, dass er voraussehe oder ahne, oder befürchte, es 
möchten aus der Aufhebung des Cölibates Tendenzen ent- 
keimen, welche die Ziele unserer Bewegung alteriren würden, 
ich kann nicht leugnen, meine Herren, und um der Gewissen- 
haftigkeit willen muss ich es sagen, diese Befürchtung habe 
auch ich. ich kann nicht verkennen, dass die Aufhebung 
des CGölibates möglicherweise uns in eine Bahn leiten könnte, 
wo wir statt das Christenthum in der Verfassung der katho- 
lischen Kirche, wir wir es wollen, wie wir es immer gewollt, 
gesagt haben, aufzubauen, mehr und mehr untergraben müs- 
sen. Meine Herren! Ich bin nicht so gesinnt, dass ich 
dächte, es wäre genug mit dem blossen Kampfe gegen den 
Ultramontanismus, bloss immer rufen, Rom ist das Unheil, 
ist die Quelle des Uebels — das ist ja wahr, es kann Keiner 
mehr durchdrungen sein von der Ueberzeugung, von der 
greulichen Verwüstung, welche die Kirche am 18. Juli 1870 
zu Grunde gerichtet hat, als ich. Aber, meine Herren, es 
gibt dann doch auch andere Quellen, die das Christenthum 
zerstören, es gibt auch eine Wissenschaft, die ich für meine 
Person zum Teufel wünsche und die auch das Christenthum 
zerstört. Meine Herren! Lassen Sie mich damit schliessen, 
wenn wir die Gölibatsgeschichte endlich einmal aus der Welt 
schaffen, wenn endlich einmal Zustände geschaffen werden, 
durch einen definitiven Entschluss, dass sie nicht mehr zur 
Verhandlung kommen kann und nie mehr zur Verhandlung 
kommen wird, dann lassen Sie mich zugleich die Hoffnung 
aussprechen, dass wir auf unsern Synoden unser Augenmerk 
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auf dasjenige richten, nicht was wir entfernen wollen, son- 


dern was wir beibehalten und was unsere positive Schöpfung 


ist. Bis jetzt bewegen wir uns in Negationen, das ist ein | 


unfruchtbarer Standpunkt, fruchtbar ist nur die Idealität des 
Christenthums in derjenigen Gestalt, um dem Volk zu zeigen, 
wie unser göttlicher Erlöser in den neutestamentlichen Schrif- 
ten durch seine Apostel es hat niederlegen lassen. Diesen 
Punkt werde ich noch bei einer anderen Gelegenheit be- 


sprechen. | 
Bischof: Ich muss doch Einsprache dagegen erheben, 


dass auf unseren Synoden das Ideal des Ghristenthums nicht 


zur Sprache gekommen sei; wir haben im vorigen Jahre dar- 
über eifrig gesprochen, da hat Herr Prof. Weber einen An- 
trag vertreten, der dahin ging: 

„Die Synode erklärt, dass die altkatholische Kirche die Lehre der 
Gesammtkirche ihrem ganzen Umfange nach und in dem Sinne, wie 
sie von der Gesammtkirche allezeit verstanden worden ist, festhält und 
als unveränderliche Wahrheit behauptet. In Folge dessen sind die in 
der altkatholischen Kirche fungirenden Geistlichen sowie alle nicht 
geistlichen Religionslehrer sowohl im Gewissen als amtlich verpflichtet, 
nur die erwähnte Lehre der Gesammtkirche und in dem von der Ge- 
sammtkirche festgehaltenen Sinne den Gläubigen als das Wort Gottes 
zu verkünden. 

Gleichzeitig bittet die Synode alle Mitglieder der Kirche, und ins- 
besondere die Geistlichen und Religionslehrer, nach Kräften sich mit 
der Erforschung des erwähnten Wortes Gottes angelegentlich zu be- 
schäftigen und dasselbe ernstlich zu beherzigen, damit durch die Wirk- 
samkeit des Altkatholicismus das in dem Worte Gottes und Christi ent- 
haltene wunderbare Licht mehr und mehr sich verbreite und an Viecen 
der Ausspruch des Apostels sich erfülle, welcher sagt: Ich schüme mich 
des Evangeliums nicht, denn eine Kraft Gottes ist es zum Heide für 
einen Jeden, der daran glaubt.“ 


Ich habe ausdrücklich erklärt, wir sind nicht die Reprä- 
sentation der Gesammtkirche, welche die Dogmen zu revi- 
diren haben, wir stehen und bleiben stehen bei den Dogmen 
der alten Kirche. Ich setze das voraus bei Jedem, der un- 
serer Sache officiell angehört und in der Synode ist, dass er 
dabei steht. Aber, was ich nicht will, das ist eine Inquisi- 
tion und ich bin überzeugt, dass Herr Prof. Weber das auch 
nicht will, ich muss das einem jeden Gewissen überlassen, 
aber ich setze immer voraus, und habe auch jedes Wort, 
das ich bei den Eröffnungen der Synoden gesprochen habe, 
stets das positive Christenthum nach seinem ganzen idealen 
Gehalt nicht bloss vorausgesetzt, sondern auch in wesent- 
lichen Grundzügen wiederholt zur Aussprache kommen lassen. 
Ich bin sonst für die Begeisterung meines Freundes mit Ver- 
ehrung und Dank erfüllt, ich schätze ihn ganz ausserordent- 
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lich als einen apostolisch gesinnten Mann, der sich nicht bloss 
mit Worten, sondern auch in der That einsetzt für die Sache, 
aber ich glaube, er thut uns Unrecht, wenn er sagt, das 
Ideal sei auf unseren Synoden nicht zur Aussprache gekommen. 

Prof. Weber: Ein paar Worte! Meine Herren! Das 
Lob, welches der Herr Bischof mir gespendet, lehne ich dank- 
bar ab, ich thue nichts, als meine Pflicht. Die Bemerkungen, 
_ welche er in Beziehung auf meine Ausführungen gemacht 
_ hat, kann ich nicht concediren. Ich habe im Entferntesten 
nicht an eine Glaubensinquisition gedacht, ich habe auch 
nicht sagen wollen, unsere Synoden hätten die Idealität des 
Christenthums nicht zum Ausdruck gebracht, aber, meine 
Herren, dabei muss ich bleiben, es ist meine unerschütter- 
liche Ueberzeugung, der Grad, wenn ich es so ausdrücken 
will, wie er bei den massgebenden Versammlungen zum Aus- 
druck kommt, oder der Umfang, in dem der positive Glaube 
zum Ausdruck gebracht wird, ist mir nicht ausgedehnt genug, 
und darin sehe ich den Grund des Uebels. Nach dieser Erklä- 
rung glaube ich den Missverständnissen abgeholfen zu haben. 

Bischof: Damit bin ich auch zufrieden. Ich schlage 
vor, da wir eine lange Debatte hinter uns haben, die Sitzung 
zu schliessen, aber um 3 Uhr die Nachmittagssitzung zu 
beginnen, da heute keine Gommissionssitzungen dazwischen 
liegen. 

Bankdirector Eckhard: Ich muss eine einzige Be- 
merkung dem Herrn Prof. Michelis machen, ich habe den 
Namen Wessenberg angeführt, aber ich glaube, ich müsste 
mich denn sehr in meiner Erinnerung täuschen, dass ich den 
Namen Wessenberg mit der CGölibatsfrage in gar keine Ver- 
bindung gebracht habe, ich habe gesagt, es sei in früheren 
Zeiten schon vor dem 18. Juli 70 in Baden die Anschauung 
gewesen, dass man sich mit Negationen nicht begnügen, son- 
dern sich auf Reformen werfen solle und dafür habe ich den 
Namen Wessenberg angerufen. Ich kenne die Schriften von 
Wessenberg, ich lese sie öfter, er ist mein verehrter Lands- 
mann und ich habe die Ehre, ihn noch persönlich gekannt 
zu haben; was aber den Cölibat betrifft, meine Herren, so 
muss ich Ihnen nachträglich doch noch bemerken, dass sehr 
nahestehende Schüler von Wessenberg an diese Frage Hand 
angelegt haben. 

Bischof: Ich schliesse die Sitzung und bitte die Herren, 
um 3 Uhr Nachmittags zu erscheinen. 

Die Sitzung wird 12 Uhr 45 Min. geschlossen. 
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Vierte Sitzung 
am Donnerstag 13. Juni 1878. 


Der Bischof eröffnet die Sitzung um 3 Uhr Nachmittags, 
das Protokoll der dritten Sitzung wird verlesen und genehmigt. 
Bischof: von Herrn Pf. Dr. Thürlings ist folgendes Unter- 
Amendement zum Antrag Michelis eingebracht worden: 
„In Erwägung, 1) dass der Priestercölibat nicht dogmatischen, 
sondern nur disciplinären Charakter hat; 
2) dass die sogenannten Cölibatsgesetze als Gesetze mit dem Geiste 


des Evangeliums und folglich auch mit dem Geiste der katholischen 
Kirche nicht im Einklange_stehen ; 

3) dass durch den bestehenden Zwangseölibat vielfach im höchsten 
Grade ärgerliche und die Sittlichkeit im Volke tief schädigende Zustände 
hervorgerufen sind; und mit der ausdrücklichen Erklärung, dass hier- _ 
durch der wahren kirchlichen Bedeutung des freiwilligen, im Geiste 


des Opfers übernommenen Cölibates in keiner Weise zu nahe getreten 
werden soll; 


beschliesst die Synode: 


1. Das der Eingehung einer Ehe durch einen Geistlichen vom Sub- 
diakon aufwärts entgegenstehende Verbot des canonischen Rechts bildet 
in der altkatholischen Gemeinschaft weder ein Hinderniss für die Ehe 
von Seiten der Geistlichen, noch für die Verwaltung der Seelsorge durch 
einen verheiratheten Geistlichen ; 


2. Die dieser Bestimmung entgegenstehenden Beschlüsse der zweiten 
und dritten Synode sind aufgehoben ; 


3. Der einzelnen Gemeiude bleibt bis auf Weiteres das Recht gewahrt, 
über die Anstellung eines verheiratheten und die Beibehaltung ‚eines 
sich verchelichenden Seelsorgsgeistlichen durch ihre ordnungsmässigen 
Organe selbstständig zu entscheiden.“ 

Ich bitte diejenigen Herren, welche dies Amendement 
unterstützen wollen, aufzustehen. — Die Unterstützung reicht 
aus. Ich ertheile das Wort Herrn Pf. Thürlings. 

Pf. Dr. Thürlings: Meine Herren! Ich habe diesen An- 
trag gestellt mit Rücksicht darauf, dass die bis jetzt vorlie- 
genden Anträge mir, jedenfalls nicht jeder einzeln für sich, 
das zu bieten scheint, was uns Noth thut. Sie alle wissen, 
meine Herren, wie ich seit Jahren zu der Hauptfrage stehe 
und ich will mich darüber gar nicht weiter auslassen. Ich 
für meine Person wäre aber auch jetzt heute bereit, die An- 
träge, die ich habe, einfach zu vertreten und zu sagen, die 
praktische Ausführung der Aufhebung des Cölibatsgesetzes 
dürfen wir noch verschieben. Ich für meine Person hätte 
noch manche Gründe, die heute noch gar nicht geltend. ge- 
macht worden sind, welche vielleicht auch Einiges in die 
Waagschale für eine solche Verschiebung legen könnten. 
Allein ich halte alle Dergleichen in diesem Momente für un- 
nütz. Wir kommen nicht dazu, die Sache zu verschieben, 
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wir kommen aber auch nicht dazu, einen vollkommen ein- 
heitlichen Beschluss zu fassen, so dass wir sagen könnten, 
es ist heute ein Beschluss möglich, durch den eine Spaltung 
durchaus unmöglich wird. Ich halte einen solchen Beschluss 
nicht für möglich, und darum bin ich dazu gekommen, diesen 
Antrag zu stellen in dem Sinne, dass wenigstens so viel, als 
es unter den gegenwärtigen Umständen erreichbar scheint, 
der Friede unter uns erhalten bleibe. Um den Frieden zu 
erhalten, soweit als es in diesem Augenblick möglich ist, ist 
nöthig, dass der praktische Schritt geschehe, und dass wir 
sagen, die Gölibatsgesetze sind aufgehoben. Es ist aber auf 
der andern Seite auch nöthig und erspriesslich, dass wir eine 
Motivirung beifügen, und diese Motivirung, welche ich beige- 
fügt habe, besteht aus drei Sätzen, die Sie gehört haben. 
Ich brauche mich auf die Begründung derselben kaum ein- 
zulassen. Zwei stehen im Antrage Michelis, und der mittlere 
Satz entspricht dem, was Herr Prof. Weber diesen Morgen 
sehr beredt gesagt hat, und womit wir gewiss alle überein- 
stimmen. Und wenn wir nun diese Motivirung an den An- 
fang setzen, so dürfen wir den Beschluss so fassen, glaube 
ich, wie Herr Steffen und Genossen beantragt haben. Ein 
Bedenken seitens der linken Seite, wenn ich mich so ausdrücken 
darf, in dieser Versammlung, dürfte nur der dritte Satz 
haben, welcher den einzelnen Gemeinden das Recht bewahrt, 
in Bezug auf die Anstellung eines verheiratheten oder auf die 
Nichtbehaltung eines sich verehelichenden Geistlichen selbst- 
ständig zu beschliessen. Allein, meine Herren, gerade auf 
diesen Satz lege ich Werth, und ich möchte den verehrten 
Freunden, nämlich den Herren aus Baden, noch nahe legen, 
dass dieser Satz wirklich eine Nothwendigkeit ist. Es ist 
nicht allein das, dass der einzelnen Gemeinde vor der Hand 
das Recht gewahrt werden soll, auch in dieser Hinsicht in 
kirchlicher Beziehung etwas langsamer vorzugehen, nur dass 
damit also es etwa ermöglicht werde, in diesen betreffenden 
(Gemeinden weiter zu fungiren, welche im Grossen und Ganzen 
mit dem heutigen Beschluss nicht einverstanden sind, sondern 
es sind noch bedeutsamere Gründe, die es mir für durchaus 
nothwendig erscheinen lassen, dass diese Bedingung nicht 
wegfalle. Vor allen Dingen, wir müssen ja doch auch der 
einzelnen Gemeinde in Bezug auf die materielle Lage sich zu 
entscheiden, überlassen, dann aber ist es auch nicht zu läug- 
nen, und dies wird kein Mensch von uns .läugnen, dass die 
ganze sociale Stellung eines Geistlichen in der Gemeinde tief 
alterirt werden kann durch die Verehelichung, denn durch 
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die Verheirathung wird für die Gemeinde ein neuer Zustand 
geschaffen. Sie haben es nicht mehr zu thun mit einem ein- 
zelnen Mann, sondern mit einer Familie, und das ist nicht 
nur in materieller Beziehung, sondern in vielen anderen Be- 
ziehungen sehr wichtig. Ich möchte sagen, die Gemeinde be- 
kommt nicht nur den Pfarrer, sondern auch die Frau des 
Pfarrers, und die gehört auch der Gemeinde an und die Ge- 
meinde ist unendlich interessirt dabei, wie die Familienver- 
hältnisse des Pfarrers beschaffen sind. Und aus diesem Grunde 
glaube ich, dass wir auf diese Art den Zusatz machen müs- 
sen. Ich habe Herrn Prof. Michelis gefragt, ob er besonderen 
Werth auf diese Zusätze gelegt habe, er meinte aber, es 
sei ihm gleich, welche Cautelen man in dieser Hinsicht hin- 
zufüge. Da glaube ich, dass auch der Herr Prof. Michelis 
einverstanden sein wird. Das ist der Antrag, von dem ich 
glaube, dass es möglich sein wird, dass wir uns soweit dar- 
auf vereinigen, als überhaupt eine Einigung möglich ist, d.h. 
dass wenn die Herren aus Baden besonders ein wenig mass- 
voll und nachgiebig sind, dass wir dann auf diesen Antrag 
die meisten Stimmen vereinigen können, die heute zu ver- 
einbaren sind. Es ist aber auf der andern Seite doch auch 


zu bedenken, dass wenn einmal die Hauptsache entschieden 


und erledigt ist in einem Sinne, den wir für den richtigen 
halten, dass wir auch in Nebensachen könnten nachgiebig 
sein und, was wir von den anderen Herren verlangen, das 
können die liberalen Herren auch einmal thun. In diesem 
Sinne möchte ich das Eine noch erwähnen, dass ich manche 
Gründe habe, warum ich eigentlich heute nicht einmal so 
sehr für die sofortige Aufhebung stimme; ich war ja, wie 
Sie wissen, stets begeistert für diese Sache und bin es im 
Grunde des Herzens jetzt auch noch, allein es sind doch viele 
Dinge vorgekommen im Laufe der Zeit und namentlich in den 
letzten Jahren, welche besonnene Leute stutzig gemacht haben; 
es ist darüber heute schon Vielerlei gesagt worden, ich muss 
aber betonen, dass ich dem Herrn Dr. Petri gerade darin 
nicht so vollständig Unrecht geben kann, wenn er gesagt 
hat, als wir noch jung und frisch waren, da wäre es an der 
Zeit gewesen; jetzt ist es vielleicht eher wieder zu spät und 
dann auf der andern Seite ist wieder zu früh und darum hätte 
ich gedacht, dass es doch möglich gewesen wäre, noch ein 
paar Jahre lang zu arbeiten und noch das Vertrauen und 
die Zuversicht der Gemeinde zu erwecken, dass unsere Geist- 
lichkeit es mit den Zielen unserer Bewegung ernst nimmt. 


Das ist das Eine, was auch besonders in dieser Hinsicht‘ 
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stutzig gemacht hat, das kann ich gar nicht läugnen, denn 
dass sich unsere Agitation vielfach auf diesen Punkt concen- 
trirt hat, das ist unwiderleglich gewiss — zweitens aber stehen 
-wir gerade in diesem Zeitmoment in einer eigenthümlichen 
Lage, nicht in unserer Bewegung allein, sondern insbesondere 
in unserm Vaterlande und in der ganzen christlich-gebildeten 
Welt; wir befinden uns in einer solchen Gährungsperiode, 
dass wir heute nicht wissen, was morgen geschieht. Ich 
will Ihnen nur Eines sagen. Als vor einigen Monaten der 
alte Papst gestorben ist, da ist mir gleich der Gedanke ge- 
kommen, wenn nun vielleicht in Rom eine Spaltung eintritt 
und es kommt zu keiner Wahl, dann kann eine solche Gäh- 
rung eintreten, dass wir in unserer altkatholischen Bewegung 
einen grossen Fehler begehen, wenn wir mit der Aufhebung 
des CGölibats kommen würden, denn da wäre jetzt möglich | 
gewesen, dass die Gährung so gross gewesen wäre, dass wir 
mitten drin hätten untergehen können und dasselbe ist heute 
der Fall. Meine Herren! Die politische und kirchliche Lage 
ist in einer Weise getrübt, dass Niemand von uns sagen 
kann, wie sich die Zukunft gestalten wird, ob wir auf einem 
festen, sicheren Fundament stehen; wir wissen heute nicht, 
wie das Christenthum sich gestalten wird, was für Entwick- 
lung sich aus dieser Gährungszeit ausbilden wird; gerade 
darum, weil Alles heut zu Tage nach Reform ruft, auch jene, 
die sich früher um Religion nicht bekümmert haben, gerade 
darum sollen wir inne halten. Das sind Dinge, die Einen 
bewegen könnten, langsam vorzugehen und die auch mich 
hätten bewegen können und bewegt haben, meine Freunde 
aus dem geistlichen Stand zu bitten, bei dieser Frage selbst 
einen Schritt zu thun und zu sagen: die Zeit ist jetzt nicht 
darnach, den Gölibat abzuschaffen; wartet, haltet Euch die 
Rechte vor, auch heute. Ich sehe auch, dass sich Niemand 
heute zwingen lassen will und darum will Jeder sein Recht 
wahren, er wird danach stimmen. Aber was man entgegen 
sage, ist alles berechtigt bis auf einen gewissen Punkt und 
deshalb bitte ich Sie, auch ihren Gegnern gerecht zu werden. 
Wie die Dinge liegen, halte ich die Discussion für unnütz 
und stelle einen Antrag, von dem ich glaube, dass er im 
Stande ist, die verschiedenen Meinungen, so weit es nur ir- 
gend möglich ist, mit einander zu versöhnen. 

Ein Wort über den letzten Satz. Er..ist vielleicht etwas 
ungeschickt ausgedrückt. Ich will weiter Nichts sagen als: 
ein verheiratheter Geistlicher .soll einer Gemeinde, die einen 
solchen nicht will, nicht aufoctroyirt werden, und wenn sich 
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ein Geistlicher verheirathet und nicht mehr im Stande ist, 
sich sein Recht in der Gemeinde wieder neu zu erwerben, 
dann gehört er gar nicht dahin. 

Gobbers: Meine Herren! Ich werde höchst wahrschein- 
lich für den Offenburger Antrag in der Form des Amende- 
ments Thürlings stimmen. In einem Augenblick, wo man 
sich gewissermassen in Opposition mit Freunden, mit hoch- 
verdienten Männern findet, mit denen man Hand in Hand 
gegangen ist, möchte ich die Motive darlegen, welche mich 
zu diesem Schritt zwingen, da ich glaube, dass es Motive 
sind, die ich nicht allein, sondern die ein grosser Theil dieser 
Versammlung hat. Ich hätte nur den Wunsch gehabt, dass 
sie von besserer und competenterer Seite heute vorgebracht 
worden wären. Wir müssen uns bei allem, was wir thun, 
die Frage vorlegen, ist das, was du thust, auch ausführbar? 
Ich glaube, es ist Männer, und namentlich gereifter Männer 
unwürdig, fortwährend hier in Discussion zu sein und Wasser 
in den Sieb zu giessen und babylonische Thürme zu bauen, 
dafür sind die Stunden im Leben zu kostbar und wir müssen 
uns sagen, — ich will das Bild brauchen, was Herr Dr. Petri 
gebraucht hat —, können wir diese römische Zwingburg im 
Herzen unseres deutschen Vaterlandes länger aufrecht erhal- 
ten? Da müssen wir uns doch fragen, sind es denn Men- 
schen, die diese Zwingburg stürmen oder sind es Gesetze 
(Gottes, die dagegen mit ganzer Kraft angehen? Meine Herren, 
werfen wir einen Blick zurück auf die Entwicklung und auf 
die Gründung unserer altkatholischen Gemeinden. Im ersten 
Augenblick waren vielleicht sehr viele katholische Priester 
der Ueberzeugung, dass die vaticanischen Dekrete für jeden 
Katholiken unannehmbar seien. Was sie bewogen hat, nicht 
zu uns zu kommen, in dem Augenblick sich für uns zu er- 
klären, das war vielleicht bei vielen ein dunkler Punkt im 
Leben, der jetzt in den Akten des Genervalvikariats begraben 
ist, der aber aufgebauscht worden wäre zu einer unendlich 
grossen Gestalt und unserer altkatholischen Bewegung ge- 
schadet hätte, das waren vielleicht die Rücksichten, die sle 
bestimmt haben, uns nicht beizutreten. Aber andere haben 
sich durch diese Rücksichten nicht verleiten lassen, andere 
sind trotzdem zu uns gekommen : und haben gefordert, in 
unsere Reihen aufgenommen zu werden. Ich weiss ganz gut, 
als der Herr Bischof Herzog Crefeld verliess, meldeten sich 
drei Geistliche bei uns, die wir nicht aufnehmen konnten, um 
unsere junge Bewegung nicht — wenn ich mich so aus- 
drücken darf — mit einem gewissen unsittlichen Nimbus zu 
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umgeben. Und diese Erfahrung hat der Herr Bischof sicher 
in weit mehreren Fällen gemacht als wir; denn wir waren 
nur eine einzelne Gemeinde. Und so möchte ich sagen, die 
Priesterschaft, mit der wir unsere altkatholische Bewegung 
gegründet haben, die war eine sittlich reine, die sittlich reine 
Elite der römisch - katholischen Priesterschaft. Alles andere 
haben wir damals im der römisch-katholischen Kirche zurück- 
gelassen. Aber wir müssen auch einen Nachwuchs von jun- 
gen Priestern haben, die in einem Alter kommen, wo der 
Mensch noch nicht weiss, was er im Leben einmal thun und 
denken wird — es gibt in dem Leben, wie der Apostel sagt, 
solche, die von Gott die Gabe haben und solche, die sie 
nicht haben — und unsere jungen Geistlichen können das 
durchaus nicht wissen, ob sie diese Gabe haben oder nicht — 
und deshalb wird, je länger wir von dem Augenblick entfernt 
sind, wo die römische Kirche sich von uns trennte, unsere 
Priesterschaft immer mehr und mehr — das unterliegt keinem 
Zweifel, meine Eerren, — sie wird aus solchen bestehen, die 
die Gabe von Gott haben und aus solchen, die sie nicht 
haben. Nun, meine Herren, frage ich denn, was sollen die- 
jenigen Priester, die die Gabe von Gott nicht haben, was 
sollen die thun? Der Apostel Paulus gibt ihnen den Rath, 
sie sollen heirathen; das Gesetz und bisher wir mit ihm 
sagen: Nichts da, der Apostel kann sagen, was er will, ihr 
sollt nicht heirathen und wenn ihr heirathet, dann jagen wir 
euch aus Amt und Brod! Ja, meine Herren, wenn wir sie 
aus Amt und Brod jagen, dann können sie erst recht nicht 
heirathen, denn von der Liebe kann auch ein Geistlicher nicht 
leben, der Gatte erst recht nicht. Und nun dürfen Sie auch 
nicht vergessen, dass es nicht allein Liebe zum Weibe ist, 
der er sich hingibt, sondern dass es auch die warme und 
hingebende Liebe für seinen Beruf und seine Gemeinde ist, 
die ihn erfüllt, und wenn er nun vor die Alternative gestellt 
wird hier oder da, was soll er dann schliesslich thun? Wir 
fühlen, dass wir in eine Sackgasse gekommen sind. Sie kön- 
nen anführen, der Priestercölibat besteht in der römisch- 
katholischen Kirche. In dem tausendjährigen Kampf mit Rom 
da ist wohl kein Mittel unversucht geblieben, den Priester- 
cölibat durchzuführen, und es wäre uns vielleicht möglich, 
solche Zustände, wie sie thatsächlich in der römischen Kirche 
existiren, auch heute in unserer Kirche zu schaffen. Aber, 
meine Herren, wollen wir das denn? ein jeder von uns wird 
sagen: das wollen, das dürfen wir nicht. Es ist heute ge- 
sagt worden, die römische Kirche darf sich manchen Luxus 
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erlauben, den wir uns nicht erlauben dürfen. Es ist nicht 
möglich, den ewigen Gesetzen Gottes in’ der Schöpfung zu 
trotzen, wir können sie wohl bis zu einem gewissen Grade 
gestalten, ihnen eine bestimmte Richtung geben; die Richtung 
des Stromes, der vorüberfliesst, ist ewig von Fels zu Meer, 
wir können ihn in Dämme einweisen, wir können ihm seine 
Wege weisen, das thun wir dem Gesetze, das in dem Men- 
schen lebt, durch die Ehe. Aber, meine Herren, wenn wir 
heute hier aus dem Saale heraustreten und geben uns daran 
und bauen eine Mauer in den Rheinstrom, dann wird der 
Rhein manche von uns begraben, wenn wir es aber doch 
thun, was wird er dann thun? Dann wird er die Dämme 
überschreiten. Das sind die Zustände, die in der römischen 
Kirche existiren und solche Zustände wollen wir nicht, des- 
halb wollen wir ein entschiedenes Nein sagen. Wir müssen 
sagen, wir können diesem Gesetz jetzt nicht mehr widerspre- 
chen, das ist unmöglich, und das, meine Herren, ist die Ver- 
anlassung, die uns heute zwingt, dem Offenburger Antrage 
zuzustimmen. Und die Herren, die da widersprechen, wer- 
den das mit uns fühlen und einsehen. Ich muss nun hinzu- 
fügen, die Macht, die heute die römische Kirche über ihre 
Priester hat, wird noch lange nicht brechen. Wir haben 
auf allen Synoden erklärt, der Zwang ist verwerflich, aber 
das Ideal muss man im Auge haben. In der römischen 
Kirche wird der Gölibat auch idealisirt, dem Priester wird 
gesagt, dass er auf der Stufe der Menschheit nicht einige 
Stufen, sondern mehrere steigt. Ich habe selbst gehört, dass 
der Erzbischof von Köln seiner Zeit den jungen Geistlichen 
gesagt hat, sie seien bis jetzt Knechte Gottes gewesen, und 
von heute wären sie Freunde Gottes, und wir wissen alle 
recht gut, was die Jesuitenlehre ist. Die versprechen sogar 
den Geistlichen, dass sie in der heiligen Communion ausser 
Fleisch und Blut Christi auch Fleisch und die Milch der 
Mutter Gottes für ihre Enthaltsamkeit empfangen. Sollen 
wir auch solche Dinge sagen? Und dann fehlt es uns auch 
am ganzen hierarchischen Apparat, wir haben keine. Emeri- 
tenanstalten, das haben wir Alles nicht, wir müssen also 
sagen, wir werden, wenn wir auch wollen, gegen diese Ge- 
setze Gottes nicht kämpfen können, das ist uns rein unmög- 
lich und da meine ich, betrachten wir Gott und seine ewigen 
Naturgesetze als den Stärkeren, und sagen und bekennen 
unser Unvermögen und sagen, Herr! nicht unser, sondern 
Dein Wille geschehe, und ich glaube, wenn wir das in De- 
muth bekennen, so kommen wir darin wohl zurecht. Auf 
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der andern Seite wird man mir wohl sagen, wir wollen den 
Geistlichen nicht binden, wir wollen nur für den Seelsorger 
den Zwängscölibat nicht aufheben. Ich glaube, es geht uns 
wie dem Vogel, dem man die Käfigthüre öffnet. Die Thür 
ist offen, aber wir wagen doch nicht den Flug, weil man 
dann der Flugkraft unserer Fittiche kein Vertrauen schenkt. 
Und was man von wissenschaftlicher Seite dagegen vorbringt, 
da möchte ich an das Eine erinnern, wir achten alle die 
Wissenschaft, die steht über unserer Beurtheilung, aber, 
meine Herren, wir zollen auch der Vernunft unsere Hoch- 
achtung. Und ich meine, was gegen die Vernunft ist, das 
kann die Wissenschaft nicht stützen. Es ist den Herren da- 
mals, namentlich den Münchener, von dem Erzbischof Scherr 
zugemuthet worden, dass sie das neue Dogma der Unfehl- 
barkeit, dies grosse Kameel, durch ein Nadelöhr zwingen. 
Die haben gesagt, wir lassen uns nicht zu Kameelen degra- 
diren. Sorge, dass Du selbst mit Deiner Infallibilität fertig 
wirst. Und dasselbe findet auch Anwendung auf den Göli- 
batszwang der Priester. Ich glaube, meine Herren, wir gehen 
Hand in Hand und bekennen, dass wir arme und schwache 
Menschen sind, dass wir den Naturgewalten keinen Trotz 
bieten können und dürfen, und schliesse nochmals mit dem 
Ausdruck, Herr! Dein Wille geschehe und nicht der unsere. 

Prof. Friedrich: Meine Herren! Es wird mir erlaubt sein, 
ein Wort an Sie zu richten. Viele von Ihnen haben mich 
zu anderen Zeiten gehört. Es ist wahrscheinlich ein Ab- 
schiedswort. Sie haben die Lage, in der wir uns befinden, 
gehört. Sie ist so, wie der Herr Appellations - Gerichtsrath 
Petri sie auseinandergesetzt hat. Da hilft nichts dagegen, 
mögen sie dieses oder jenes sagen, wir sind einmal in der 
Lage in Bayern. Meine Herren, wie mir es vorkommt, ich 
will nicht darauf eingehen, ich habe nicht vor, in die Dis- 
kussion einzugreifen. Ich bin überhaupt nur hierher gekom- 
men, um eine Erklärung abzugeben zu den Beschlüssen, die 
Sie hier machen werden. Ich hätte Gelegenheit, allerdings 
Manches zu sagen, Manches zu rektificiren, was gestern und 
heute gesagt worden ist. Ich werde es nicht thun, und ich 
sage, ich bin eigentlich unnütz geworden. Es ist von ver- 
schiedenen Seiten auf München hingewiesen worden. Wir 
haben einige Verdienste. Aber, meine Herren, es kommt 
mir vor, und wenn ich das ausspreche, so ist es das Gefühl 
der Münchener überhaupt, ich spreche aber nur in meinem 
Namen und ich habe kein Mandat, von keiner Seite, Sie kön- 
nen ohne mich ja auch sehen, wie Sie weiter kommen, wenn 
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Sie nicht schen, dass wir in München so weit gekommen 
sind, das ist Ihre Sache, wie weit Sie kommen, das geht 
mich alles Nichts an, — ich habe das Gefühl: der Mohr hat 
seine Schuldigkeit gethan, der Mohr kann gehen! Ja, meine 
Herren, der Mohr hat seine Schuldigkeit gethan und der Mohr 
geht auch; er geht nicht, weil Sie ihn hinauswerfen, er geht 
freiwillig; er erklärt, dass er es in seiner Würde auch findet, 
dass er nicht erst gegangen wird. Meine Herren! Wir in 
München stehen auf dem Standpunkt nicht, Ihnen erst sagen 
zu wollen, was Wahrheit ist; nicht etwa sagen zu wollen: 
Sie sollen etwas annehmen, etwas beschliessen, was Sie nicht 
für wahr halten — das fällt uns nicht ein! Meine Herren! 
Wir stehen auf dem nämlichen Grund der Wahrheit, auf dem 
Sie stehen; wir sagen nicht, dass Sie etwa beschliessen sol- 
len, der Gölibatszwang ist etwas Berechtigtes u. s. w., son- 
dern wir sagen ganz anders. Wir sagen: wir sind in einer 
Zeit, in einer schwer kranken Zeit, wo schwere Opfer nöthig 
sind und wo nur der Opfersinn für die Religion begeistern 
kann, und wir brauchen Priester, die wirklich für die Reli- 
sion eintreten, und, wenn es nöthig ist, auch für einige Jahre 
Opfer bringen. Meine Herren, wir verwehren Niemand, dass 
er heirathet, im Gegentheil, Jeder kann heirathen: aber wir 
sind der Meinung, wir sind in München der Meinung, dass 
Derjenige, der eben das Opfer nicht so lange auf sich neh- 
men kann, dass er eben dann sagt: ja, ich bin nicht kräftig 
genug, das Opfer zu bringen. Meine Herren, das ist unser 
Standpunkt; Sle können ja beschliessen, wie Sie wollen. Ich 
habe nur noch gegen ein anderes W ort mich zu verbreiten 
im letzten Augenblick; es ist allerdings nicht hier ausgespro- 
chen worden, aber es ist im Zusammenhang mit der Synode 
gesprochen worden. Meine Herren, glauben Sie nicht, dass 
wir aus Egoismus etwa das thäten, aus egoistischen Gründen; 
ich glaube nicht, dass uns Münchenern, oder auch mir, Jemand 
einen solchen Vorwurf machen kann; unser Egoismus besteht 
einzig und allein darin, dass wir uns als Altkatholiken eben- 
falls erhalten wollen, und dass wir die Wege einschlagen, 
auf denen es uns möglich ist, uns zu erhalten. Das ist der 
einzige Egoismus und Sie werden nicht verlangen, dass wir 
so ganz selbstlos sind, dass wir uns etwa selbst todtschlagen; 
ein solches Opfer ist noch niemals vorgekommen, das ist 
auch nicht von einem Apostel geleistet worden! — und hier- 
mit, meine Herren, habe ich gesprochen, es ist, wie ich An- 
fangs sagte, vielleicht das letzte Wort; es ist ein Abschieds- 
wort, aber ich glaube, dass ich nicht unrichtig gesprochen 
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und dass wir schliesslich dennoch auf dem rechten Wege 
gewesen sind! | 

Bischof: Die Rednerliste ist erschöpft und damit 
die Debatte zu Ende; es haben also ausser dem Bericht- 
erstatter der Synodal-Repräsentanz noch die Antragsteller 
das Recht zu sprechen. Ich ertheile zunächst dem Herrn 
Appellations-Gerichtsrath Dr. Petri das Wort. 

Dr. Petri: Ich habe nichts zuzusetzen zu dem, was 
ich gesagt habe und ich habe nichts zurückzunehmen von 
dem, was ich gesagt habe; ich stelle alles in Ihre Liebe zur 
Sache, überlegen Sie wohl, was Sie thun, ob Sie ein Schisma, 
eine Trennung von Männern, die uns allen werth geworden 
sind, ob Sie dies herbeiführen wollen. So lange Sie mir 
nicht das dringende Bedürfniss aus der Sache heraus nach- 
weisen, so lange muss ich sagen, Sie haben kein Recht da- 
zu, dieselben aus uns auszuscheiden und, meine Herren, ich 
will nur noch auf einen Gesichtspunkt hinweisen, der ange- 
deutet worden ist, aber noch nicht ausgesprochen. Ich bin 
es gewesen, der mit Rücksicht auf die Seite der Sache, die 
eben von dem Herrn Vorredner Gobbers hervorgehoben wor- 
den ist, den Antrag stellte, dass Niemand aus unserer Ge- 
meinschaft ausgeschlossen werden soll, der bisher geistliche 
Functionen hatte, aber den Drang in sich spürte, sich zu 
verehelichen; wir haben bloss von ihm verlangt, er solle 
nicht mehr fungiren. Also, meine Herren, mit der Annahme 
dieses Beschlusses, der bisher auch gehandhabt worden ist, 
kann ich umsoweniger einsehen, dass irgendwie ein dringen- 
des Bedürfniss vorliegt, unsere geringe Anzahl in neue Theile 
zu zersplittern. Es werden nicht bloss die Bayern ausschei- 
den; nein, meine Herren, in den übrigen Landestheilen wer- 
den viele und wahrhaftig nicht die schlechtesten Männer in 
den Hintergrund treten, ja, ganz unsere Sache verlassen; 
also ich kann Nichts sagen, als ich gebe es auf Ihr Gewis- 
sen, ob Sie die Verantwortung, die ganze schwere Verant- 
wortung eines solchen Beschlusses auf sich nehmen wollen, 
oder aber, ob Sie in weiser Selbstbeschränkung, in weiser 
Mässigung — was die erste Pflicht für Jedermann in allen 
Lagen des Lebens — ob Sie da nicht wollen sagen: gul, wir 
wollen günstigere Zeiten ankommen lassen und dann wollen 
wir die Sache in Angriff nehmen, und das Versprechen gebe 
ich Ihnen, wenn in mir die Ueberzeugung feststehl, dass ohne 
Schädigung der Sache der Beschluss gefasst werden kann, 
dann werde ich der erste sein, der sagt: nun wollen wir an’s 
Werk schreiten; ich glaube, ich habe den Beweis seiner Zeit 
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geliefert, dass es mir ernst ist mit der Sache; ich bin damals 
in der Minderheit geblieben und ich bin in der Ueberzeugung, 
dass es ein Fehler war, den wir gemacht haben, der aber 
nicht mehr rückgängig gemacht werden kann; jetzt aber in 
der jetzigen Zeit, da glaube ich nicht, die Verantwortung 
für einen derartigen Schritt übernehmen. zu können — .also 
ich habe sonst nichts mehr zu sagen. 

Bankdirector Eckhard: Was Herr Petri von dem Aus- 
scheiden einer Anzahl von Mitgliedern spricht, das muss ich auf’s 
Entschiedenste von uns zurückweisen. Wir besitzen in der alt- 
katholischen Gemeinschaft eine Verfassung, die alle bindet, 
welche Mitglieder der altkatholischen Gemeinschaft sind. Wir, 
die Majorität dieser Gemeinschaft, bewegen uns in dieser Ver- 
fassung und sind noch kein Jota von dieser Verfassung ab- 
gegangen; nicht ein einziges Mitglied der Partei, die für die 
Aufhebung des Cölibats ist, hat sich dahin erklärt, wenn 
der heutige Antrag von uns abgeworfen wird, so scheiden 
wir einfach aus, sondern wir haben einfach gesagt, wir 
unterstellen unsere Sache der Berathung der Synode und das 
ist innerhalb der Grenzen unserer altkatholischen Verfassung. 
Wenn aber eine Minorität in der Weise sich erklärt, dass, 
wenn es nicht nach ihrem Wunsche geht, wenn die Majorität 
sich nicht nach ihrem Wunsche fügt, sie der Majorität den 
Vorwurf macht, als ob sie Mitglieder der altkatholischen Ge- 
meinschaft hinaustreibe; dann muss ich diese, Behauptung 
als eine unrichtige bezeichnen; ich muss sie umsomehr als 
eine unrichtige bezeichnen, als nicht in Bezug auf’s Prineip 
eine Verschiedenheit ist. Denn, meine Herren, alle die Gegner 
erklären uns, ich habe noch gar keine andere Stimme ge- 
hört, es sei im Princip ganz richtig, dass der Gölibat ein ver- 
werfliches Institut sei; daraus folgt doch viel eher als Schluss 
das, was die Majorität verlangt, als das, was die Minorität 
verlangt. Wir verlangen ein verwerfliches Institut auszu- 
scheiden aus dem, was uns gehört und wollen es denen über- 
lassen, zu deren Gunst und Vortheil es eingeführt worden 
ist. Wenn man aber erklärt, es ist schädlich und verwerf- 
lich, aber wir wollen es noch Jahre lang bestehen lassen, 
dann, meine Herren, besorgen Sie die Sache der römischen 
Curie, aber nicht unsere eigene. Meine Herren! Was den 
Antrag des Herrn Thürlings betrifft, so könnte ich mich aber 
nur aus Rücksicht des Friedens dafür erklären, dass man 
ihn mit Ausnahme des letzten Satzes annimmt. Ich bin zwar 
nicht der Meinung, dass es Sache eines Synodalbeschlusses 
ist, Motive aufzuführen; die Motive haben Gelegenheit, sich 
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in diesem Saale weit und breit zu machen und das Protokoll 
wird über jeden Einzelnen, der gesprochen hat, Aufschluss 
geben. Meine Herren! der Eine stimmt aus den Motiven 
einem Beschlusse bei, der Andere aus anderen Motiven, und 
ich möchte also die Zumuthung eines Mitgliedes, nur seinen 
Motiven als die eigenen zuzustimmen, auch als eine gewisse 
Vergewaltigung von Anderen ansehen. Lassen Sie doch 
Jedem — ich meine das ist auch ein Grundzug unserer Ge- 
meinschaft — seine eigene Meinung, warum er einem Be- 
schlusse beistimmt — ich kann darin nur eine unberechtigte 
Forderung eines Mitgliedes derselben finden. Indessen des 
Friedens halber, meine FIlerren, und da diese Motive mir 
nichts Gefährliches zu enthalten scheinen, denn sie besagen 
allesammt, was wir auch sagen, dass es ein verwerfliches 
und deshalb zu beseitigendes Institut ist; sie besagen alles 
dasjenige, was wir in unseren Ansprachen heute wiederholt 
und immer auch gesagt haben’: wenn es also einem Mitgliede, 
dessen Verbleiben mir so werth ist, wie das aller Männer 
die für uns gewirkt haben, wenn es dem zur Befriedigung 
gereicht, dass das in unseren Antrag aufgenommen wird — 
meine Herren, so eitel auf meinen Antrag bin ich gar nicht, 
dass er in der Formel gerade angenommen werden muss, 
in welcher er vorgeschlagen ist; und ob der Rock nun au- 
ders aussieht, als wie ich ihn ihm angezogen habe, das ist 
mir ganz gleichgültig — meine Herren, lassen Sie den An- 
trag in der Form durchgehen, ich habe auch nichts dagegen. 
Sachlich aber ist der letzte Absatz — und darüber haben 
wir doch in unseren Debatten schon reelle Erfahrung ge- 
macht — tragen sie doch nicht die Prinzipienfrage von 
einem engen Kreis von Männern, die sie verstehen und be- 
greifen, hinaus in die Gemeinden, die der Sache einmal nahe 
treten können; sie werden die schwerwiegende Frage, die 
schon viele Männer beschäftigt hat, aber nicht erst seit dem 
18. Juli 1870 — schon lange ist, meine Herren, über diese 
Frage Discussion in der Welt und in allen Ländern — und 
überall und auch nicht in Baden allein — aber,. meine Her- 
ren, tragen Sie doch diesen Streit nicht in die einzelne Ge- 
meinde! Glauben Sie ja nicht, es werde in diesen Gemein- 
den nur rein und ganz theoretisch diese Frage entschieden 
werden. Nein; dann kommen allerlei persönliche Dinge in 
den Kauf; da wird die Frage nie theoritisch und rein ent- 
schieden, sondern sie wird an einem gewissen Menschenkinde 
vollzogen und es wird die menschliche Leidenschaft an die 
Entscheidung dieser Frage haften. Entscheiden wir diese 
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Frage, wo sie hin gehört, d. h. in der Synode ; und ich habe 
eine bessere Meinung von unseren Geistlichen, dass, wenn ein 
Geistlicher in einer Gemeinde sich so unsicher fühlt und sein 
Wirken von keinem Gedeihen mehr sein kann, da kann doch 
kein Geistlicher wirken; undich denke, so denken noch manche 
mit mir, wenn einmal diese Frage so entschieden ist, dass der 
grösste Theil der Gemeinde einen Widerwillen und zwar einen 
Widerwillen deswegen habt, weil dieser Mann verheirathet ist, 
oder sich verheirathen will; wo in aller Welt sollte dieser 
Mann, wenn er nur einen Funken Ehrgefühl im Leibe hat, sich 
dieser Gemeinde aufdrängen wollen? Meine Herren! Da sind 
noch andere Dinge im Wege gelegen, als dass wir uns darüber 
— ich will das nicht aussprechen. Es gelten Grundsätze in dieser 
Welt, die gelten, ob Sie beschliessen oder ob Sie nicht be- 
schliessen; und ich glaube, dem Herrn Bischof wird es ein 
leichtes sein, wenn eine solche Zwietracht entsteht, Frieden 
und Rath zu schaffen und wenn es dem Herrn Bischof nicht 
gelingt, so wollen wir in einem solchen Falle ihm Beistand 
leisten und zwar ganz kräftig. Dazu werden Sie mich auch 
bereit finden, wenn ein Geistlicher den Weg nicht findet 
zu einer Gemeinde, wo ihm das Vertrauen fehlt, dann wollen 
wir ihm hier den Weg weisen. Ich bitte Sie, ja im Interesse 
der endlichen Erledigung dieser unsere Gemeinschaft so lange 
beunruhigenden Frage, endlich heute durch einen Beschluss 
ein gründliches Ziel zu setzen! 

Prof. Michelis: Ich werde für das sprechen — wo mög- 
lich — was mir jetzt noch in diesem Augenblick am Herzen 
liegt. Ich will zunächst noch einmal den ganzen wirklichen 
Stand der Sache Ihnen der Wahrheit gemäss zu Gemüthe 
führen und vor den Geist legen. Es wird beständig der Vor- 
wurf erhoben, als ob durch die Bestimmung, die ich hier 
aufgeworfen habe, als ob dadurch der Streit in die Gemeinde 
geworfen würde. Meine Herren! Nicht der theoretische 
Streit soll in die Gemeinden geworfen werden, sondern ich 
habe den Streit im Auge, den Sie in die Gemeinden werfen; 
wenn Sie das Gesetz nun durchsetzen wollen, meinen Sie 
‘ dann, dass sich das so einfach stellen wird, dass alle Ge- 
meinden ohne Weiteres mit einem verheiratheten Geistlichen 
zufrieden sein werden? Meinen Sie dann, dass nicht eine 
grosse Anzahl Katholiken jetzt auch noch ist und speciell in 
Baden, die ihre innere Befriedigung nicht in einem verhei- 
ratheten Geistlichen findet? Das sind thatsächliche Verhält- 
nisse, ich spreche hier nicht theoretisch und will damit auf 
den ganzen Stand unserer Discussion, wie er bis jetzt gewesen 
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ist, eingehen. Meine Herren! Unsererseits sind die realen 
Verhältnisse hervorgehoben worden, wir haben hervorgehoben, 
die realen Verhältnisse und wie sie sich naturnothwendig ge- 
stalten werden durch die Annahme des Beschlusses ; Sie ihrer- 
seits übersehen die realen Verhältnisse völlig und schieben 
die schlimmsten Folgen, die entstehen, uns zu. Ich habe in 
der gunzen Rede, ich wiederhole das noch einmal, des Herrn 
Bankdirector Eckhard diesen Morgen auch keinen einzigen 
Punkt gesehen, wo das, was der Herr Petri — und so deut- 
lich — entwickelt hat, auch nur einmal berührt wäre. Be- 
denken Sie das wohl, das Verhältniss haben Sie noch nicht 
in’s Auge gefasst. Wir wollen wenigstens mit dem Bewusst- 
sein von hier scheiden, dass wir die realen Verhältnisse Ihnen 
klar und bestimmt vorgelegt haben; die Beschlussnahme liegt 
natürlich in ihrer Hand; wir können im Interesse der Sache 
nur dahin wirken, dass Sie keinen übereilten und ganz sicher 
— den Verhältnissen nach — nur schlimmes wirkenden, an 
sich aber nicht nöthigen Beschluss fassen mögen. Das ist 
die einzige Warnung, dass dann für das Gewissen eines jeden 
Katholiken und speciell eines jeden katholischen Priesters 
die volle Freiheit bleiben muss, trotz der Entscheidung der 
Synode, sich zu entscheiden, wie er es für sein Gewisssn 
entscheiden muss. Ob Herr Eckhard für eine Eitelkeit an- 
sieht die Weise, in der ich mein Gewissen gewahrt habe, 
das ist mir, das muss ich sagen, indifferent, ich würde da- 
rüber nicht streiten; mir ist es nicht eine Eitelkeit, sondern 
mir ist es die Form, in welcher ich es vor meiner Gewissens- 
stellung mir möglich gemacht habe, trotz eines solchen Be- 
schlusses, der gegen meine innerste Ueberzeugung geht, noch 
bei der Bewegung mich thatkräftig zu betheiligen. Eben mein 
Gewissen will ich aber gewahrt haben und dafür habe ich 
diese Form, da ich nach meiner Denkart keine andere Form 
finde. Ich habe mich da zu meinem grossen Schmerz schon 
in Etwas scheiden müssen von meinem Freunde Reusch, der 
so weit, wie ich gehe, nicht gehen wird. Ich weiss, welchen 
Vorwürfen ich mich auch vor der Welt aussetze. Ich bin 
das gewohnt und lasse mich dadurch nicht beirren, aber ich 
drücke noch einmal aus, dass für mich die Form, in der ich 
die Motivirung gegeben habe, den Gewissensstandpunkt be- 
zeichnet, über den ich in keiner Weise hinausgehen werde. 
Wenn Sie eine solche Motivirung als Aussprache der Synode 
nicht annehmen, dann ist für mich der rechte Zeitpunkt da, 
wo mein Gewissen mir sagt, dass ich mich an der thätigen 
Theilnahme, an der Reformbewegung nicht mehr betheiligen 
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kann, dass ich ausscheide. Das hängt für mich von dieser Mo- 
tivirung ab, darüber kann ich Keinem Rechenschaft geben, 
das werden Sie mir mindestens doch zugeben, bemerke aber, 
dass ich mit der Fassung, die Herr Thürlings der Sache ge- 
geben, einverstanden bin, weil eben der wesentliche Inhalt 
darin liegt, und dass ich mich bei der Bewegung betheiligen 
werde, so lange es mir irgend möglich ist. Was die anderen 
Punkte angeht, so habe ich die nur als Nachtrag hinge- 
stellt zur Discussion. Ich bin zufrieden mit der Form, wenn 
sie in der Weise ausfällt, nur müsste noch etwas ausgedrückt 
werden, oder dass irgendwie eine Norm gegeben wird, was 
sie nach meiner Ueberzeugung sehr bald thun, wenn wir so 
nude die Entscheidung geben werden. Ich,sehe schrecklichen 
Folgen davon entgegen, wie ich die Sache beurtheile. Also, 
wenn Sie eine andere Form geben sollen, bin ich einver- 
standen, aber in irgend einer Weise muss dann ausgesprochen 
werden, wie die wirkliche Ausführung des Gesetzes nun im 
Einzelnen sich gestalten soll. Damit spreche ich nun also auch 
mein letztes Wort und bemerke nur noch, falls die Motivi- 
rung verworfen wird, dass ich mir eine Erklärung vorbe- 
halte, schriftlich. Ich ziehe mein Amendement zurück. 

Dr. Thürlings. Ja, meine Herren, in Bezug auf den 
dritten Satz, der Schlussbestimmung, finde ich mich in der 
Verlegenheit, dass ich die Anschauungen der Herren nicht ge- 
kannt habe oder verkehrt beurtheilt habe. Ich für meine 
Person habe durchaus nichts dagegen, wenn der vierte Satz 
wegfällt; dass aber irgend eine Cautele an die Stelle treten 
soll, ist auch meine Meinung. Ich glaube nicht, dass es sich 
rechtfertigen lässt, wenn wir pure der Gemeinde dieses Recht 
aus der Hand reissen bei einer so eingreifenden soeialen Ver- 
änderung der Stellung des Geistlichen mitzuwirken, und in 
irgend einer Form sollte das doch angeführt werden. Allein 
ich muss gestehen, dass ich zur Zeit auf dieses gar nicht 
vorbereitet bin; vielleicht sind Andere in der Lage, ein an- 
deres Amendement zu stellen. Ich habe zu meinem sonstigen 
Vorschlage eigentlich nur noch das Eine zu bemerken, dass 
die Hinzufügung der Motive, welche dem Herrn Prof. Michelis 
und auch Anderen sehr werthvoll sind, und die auch dem 
Herrn Bankdirector Eckhard ungefährlich erscheinen, doch 
nicht ganz werthlos zu sein scheint, sondern ich glaube, für 
uns hat sie einen grossen Werth. Dieser Beschluss wird mor- 
gen in allen Zeitungen von ganz Deutschland abgedruckt sein 
und wenn die Motive, die uns bewegen, gleich beigedruckt 
sind, so ist das ein bedeutsamer Schild für uns und deswe- 
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gen halte ich das für nicht so unwichtig. Den Satz drei, 
meine Herren, ziehe ich vollständig zurück. Ausserdem 
möchte ich nun noch eine Bemerkung machen in Bezug auf 
die rechtlichen Verhältnisse in Bayern, über die Herr Prof. 
Friedrich gesprochen hat. Der Beschluss, welcher in Mün- 
chen gefasst worden ist, ist Ihnen durch Vorlesung seitens des 
Herrn Referenten bekannt. Es ist eigentlich an und für sich 
nicht meine Aufgabe, diesen Beschluss’ zu kritisiren, und auch 
nicht meine Aufgabe, zu vertheidigen, allein das, was mir 
durchschlagend in unserer Stellung in Bayern erscheint, das 
ist eben dieses: Wir haben im Jahre 1874 bei der ersten 
Synode schon erklärt, dass die sämmtlichen Beschlüsse der 
altkatholischen Synoden des Deutschen Reiches, welche hier 
gefasst werden, für uns in Bayern nur bindend sind, sofern 
sie mit der bayerischen Staatsgesetzgebung nicht im Wider- 
spruch stehen. Sollte es sich also herausstellen, oder sollte 
das bayerische Gentralcomite oder sollten sämmtliche baye- 
rischen Altkatholiken der Meinung sein, dass in der That 
dieser Beschluss mit der bayerischen Staatsgesetzgebung im 
Widerspruch stehe, so gilt er einfach für Bayern nicht, und 
ich bin überzeugt, dass das auch ausdrücklich wird aufrecht 
erhalten werden in allen Gemeinden und von den Gemeinden 
Bayerns. Ich bin eben auch in Bayern und ich möchte meine 
Abstimmung rechtfertigen. Also, wie gesagt, wenn man in 
Bayern der Meinung ist, dass ich. durch meine Abstimmung 
etwas Präjudicirendes gethan habe, so bin ich in Bayern 
natürlich auch nicht möglich; ich kann auch weggehen und 
es wird auch ein Anderer an meine Stelle gern treten. Aber, 
wie gesagt, ich glaube mich durchaus berechtigt, in dem 
Sinne für diesen Antrag und für die Aufhebung des Gölibats 
zu stimmen, indem wir für unsere kirchliche Gemeinschaft 
allerdings die sämmtlichen Beschlüsse der Synoden für ver- 
bindlich halten und nicht nur das Recht, sondern auch die 
Pflicht haben, glaube ich, an den Beschlüssen unserer Syno- 
den stets theilzunehmen, aber auf der andern Seite bleibt 
der Protest bestehen, dass die Beschlüsse der Synode nur 
sofern bindend sind, als sie mit der bayerischen Staatsgesetz- 
gebung nicht in Widerspruch sind. 

Dr. v. Schulte. Meine Herren! Ich gestehe, dass ich 
mich in diesem Moment in einer Situation befinde, wie sie, 
so lange unsere Bewegung besteht, ein zweites Mal an mich 
herangetreten ist. Der gegenwärtige Moment ist aber trotz- 
dem, meines Erachtens, fast noch wichtiger als der erste. 
Meine Herren! Was unsere Bewegung gewollt hat, das glaube 


86 


ich auch zu wissen; ich bin Derjenige gewesen, der, wenn 
auch die Idee nicht in seinem Kopfe allein entsprungen ist, 
im Mai 1870 den Versuch gemacht bat, die Geister in Deutsch- 
land zu sammeln, um dem entgegenzutreten, was am 18. Juli 
1870 geschehen ist, von dem ich Jahr und Tag vorher wusste, 
und den juristischen Beweis jeden Moment liefern kann, dass 
ich wusste, dass es kommen werde. Ich habe damals ver- 
sucht, eine Erklärung abzugeben, die von mir redigirt, und 
dann von Döllinger und Kuhn angenommen und an zahl- 
reiche Theologen u. s. w. in Deutschland gesandt worden 
ist. Als der 18. Juli da war, und die Erklärung der deut- 
schen Bischöfe vom 17. Juli vorhergegangen war, da wurde 
mir von vielen Seiten geschrieben: die Erklärung — die be- 
reits Hundert Unterschriften hatte, deren Träger zum gröss- 
ten Theil jetzt dem Vaticanismus nicht bloss anhängen, son- 
dern hervorragende Häscher geworden sind in dem Verfahren 
gegen uns — diese Erklärung sei zu schwach, das gehe nicht, 
dem könne man nicht beitreten. Ja, wenn die Bischöfe sich 
anders gestellt hätten, dann wäre es eine ganz andere Sache. 
Auf diesen Gegenstand will ich mich nicht weiter einlassen. 
Wir haben dann in München zu Pfingsten 1871 unser be- 
kanntes Programm festgesetzt; ich war zugegen und habe 
auch etwas bei der Redaction mitgewirkt. Ich habe seit der 
Zeit allen unseren CGongressen und allen unseren Synoden 
beigewohnt mit Ausschluss der Synode und des Congresses 
im vorigen Jahre, wo mich Krankheit abhielt. Ich glaube 
daher auch über das informirt zu sein, was wir gewollt und 
intendirt haben. Ich habe Ihnen gestern, als ich die Schrei- 
ben mitzutheilen in der Lage war, welche über den Gegen- 
stand angekommen und beziehungsweise abgegangen sind, 
mitgetheilt, dass der Antrag, den ich gestellt habe, in der 
Synodal-Repräsentanz nicht angenommen worden ist, dass 
mein Antrag dahin ging, ausserordentliche Gründe, welche in 
dem schriftlichen Bericht niedergelegt sind — nebenbei be- 
merkt, hat diesen meines Erachtens Einer der Antragsteller 
sehr unrichtig immer mit meinem Namen bezeichnet; denn, 
wenn die Synodal-Repräsentanz den Bericht durch Beschluss 
zu dem ihrigen gemacht hat, dann ist es nicht mehr mein 
Bericht, sondern dann ist es der Bericht der Synodal- 
Repräsentanz und da mein Näme nicht unter dem Bericht 
steht, so darf ich auch verlangen, dass man nicht von den Mo- 
tiven des Herrn v. Schulte spreche, sondern dass es sich da 
handelt um den Bericht der Synodal-Repräsentanz; doch das 
nur in Parenthese — ich sage, ich habe da erklärt, mein 


87 


Antrag sei nicht durchgeganrgen, und habe, ermächtigt, aus 
dem Protocoll die Abstimmung vorgelesen. Ich habe schon 
mitgetheilt, dass ich mir in der Synodal-Repräsentanz das 
Recht vorbehalten habe und dass mir das zugestanden sei, 
meinen persönlichen Ansichten und meiner Ueberzeugung in 
dieser Sache hier Ausdruck zu geben. Meine Herren! Ich 
werde von diesem Rechte keinen Gebrauch machen; ich werde 
meine Aufgabe als Berichterstatter so objectiv erfüllen, wie 
das nur überhaupt möglich ist. Ich werde — und das halte 
ich jetzt für meine Aufgabe, wie es überhaupt die Aufgabe 
eines jeden Referenten ist, der das Schlusswort hat — die 
Gründe, welche pro und contra hier vorgekommen sind, noch 
einmal vorführen, diejenigen Gründe, welche aus objectiven 
Momenten mir nicht stichhaltig zu sein scheinen, mögen sie 
für oder gegen das sprechen, was gewollt ist, in dieser Rich- 
tung beleuchten. Meine Herren! Ich glaube, es ist eines 
jeden Einzelnen Pflicht — ich bin nämlich der Ansicht, dass 
weder der A, noch der B das Privileg hat, sein Gewissen 
in den Vordergrund zu stellen, sondern dass jeder Einzelne 
von uns, mag er im Uebrigen an Erfahrung oder sonst dem 
Andern gleich stehen oder nicht, überhaupt und als Mitglied 
der Synode das gleiche formelle Recht hat — über den Be- 
schluss, welchem er zustimmt, absolut und vollständig sich 
zu unterrichten, damit er, wenn die Sache zur Abstimmung 
gelangt, in seinem Gewissen beruhigt, sagen kann: ich thue 
das, was Pflicht ist. Weil mir aber scheint, dass es ausser 
der Aufgabe eines jeden einzelnen Mitgliedes einer Versamm- 
lung liegt, alle Momente sich gegenwärtig zu halten, die bei 
den verschiedenen Discussionen vorgekommen sind, werde ich 
ganz objectiv verfahren. Wenn durch mein Verfahren der 
Eine oder der Andere sich zu einem bestimmten Modus der 
Abstimmung sollte bewogen finden lassen, so halte ich es für 
meine Pflicht, vorerst zu erklären: Sie haben gesehen, meine 
Herren, ich habe kein Wort bei der Discussion gesprochen; 
ich habe mich .nie zum Wort gemeldet, habe lediglich die 
Schreiben verlesen, habe kein Amendement, was gestellt, un- 
terstützt; ich bin niemals aufgestanden: ich stehe also ganz 
vollkommen frank und frei. Meine Herren! Ich stehe dem 
Antrage der Synodal-Repräsentanz gegenüber, dem ich nicht 
zugestimmt habe, persönlich gerade so frank und frei, wie 
den einzelnen Amendements, die hier gestellt worden. sind. 
Ja, ich halte mich für berechtigt, um meine persönliche Stel- 
lung‘ ganz klar herauszukehren, auch noch Eines zu sagen. 
Ich selbst bin aufgetreten gegen die Cölibatsgesetze und zwar 
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in einer eigenen Schrift; man hat mir von verschiedenen Sei- 
ten gesagt, es sei die Bewegung dadurch noch mehr befördert 
worden, ja, es sind mir schriftlich und mündlich Aeusserun- 
gen vorgekommen, als wenn ich der Vater der Bewegung 
wäre. Das ist nicht richtig. Im Jahre 1873 ist die Frage 
aufgetaucht, 1874 ist die Frage erörtert, 1875, also auf zwei 
Synoden, bevor Ende Januar 1876 meine Schrift „Der Göli- 
batszwang‘‘ erschien. Aber, meine Herren, auch diese 
Schrift stellt mieh in meinem Urtheil und in dem, 
wofür ich stimme, vollständig frei; denn das, was 
ich gewollt habe, ist von keiner Seite acceptirt. Die Be- 
dingungen, die ich gemacht, bevor überhaupt die Frage end- 
gültig gelöst werden konnte, sind nicht gelöst. Ich habe z. B. 
als nothwendige Bedingung gefordert, dass sämmtliche Ge- 
meinden vollzählig, nicht bloss die Kirchenvorstände, ihr Ur- 
theil abgeben müssten; ich bin mit den formalen Anträgen, 
als ich diese gestellt habe, auch in der Synodal-Repräsentanz 
Aurchgefallen. Ich habe weiter gefordert, es müsse ein jeder 
Geistliche ein Votum abgeben und sich persönlich äussern; 
ich bin mit dem Antrage in der Synodal-Repräsentanz, als 
es sich um die Ausführung des vorigjährigen Beschlusses 
handelte, durchgefallen. Meine Herren! Es hat also Niemand 
das Recht, mag er hier sitzen oder auswärts sein, zu sagen 
nach meiner Abstimmung, werde sie, welche sie will, dass 
ich inconsequent wäre; ich kann ganz einfach sagen, da ich 
doch auch das Recht habe, meiner Ueberzeugung zu folgen, 
was ich gewollt habe und was ich als praktische Vorbedin- 
gung gefordert habe, das hat die Mehrheit auszuführen nicht 
für gut befunden. Ob nun die Sache jetzt so reif ist, ob 
alle die Vorbedingungen da sind, ob wir sagen können, es 
ist in unserer Gemeinschaft die Ueberzeugung eine so unbe- 
dingt gefestigte, dass über deren Klarheit kein Zweifel sein 
kann; ob wir sagen können und ob wir durch unseren Be- 
schluss feststellen können, dass Hlindernisse — nicht bloss 
keine rechtlichen, sondern andere Hindernisse nicht vorliegen, 
das hat jeder Einzelne zu beurtheilen. Ob rechtliche Hinder- 
nisse vorliegen oder nicht, das hat die Synodal-Repräsentanz 
in der Form beantwortet, die der Bericht enthält, der aller- 
dings von mir verfasst worden ist. Meine Herren! Ich werde 
Sie zunächst damit nicht behelligen, Ihnen auseinander zu 
setzen, ob die Ansicht des Berichts über die Verhältnisse in 
Bayern berechtigt, die richtige, oder ob die Ansicht des Mün- 
chener Promemoria die richtige ist, und zwar aus einem sehr 
einfachen Grunde nicht, Diese Frage erfordert ganz subtiles 
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Studium des bayerischen Religions-Edictes. Nun darf ich 
wohl, ohrie Jemand nahe zu treten, sagen, dass die Wenig- 
sten in ihrem Leben jenes Edict gesehen haben und ich weiss 
auch nicht, ob in der ganzen Versammlung ein halbes Dutzend 
Personen sich befinden — ich bitte, zu verzeihen, es können 
vielleicht auch mehr sein — welche auch jetzt in diesen Ta- 
gen das Religions-Ediet zu diesem Zweck studirt haben. Ver- 
zeihen Sie mir also, wenn ich offen sage, wenn ich mich 
auch in eine Deduction einlassen wollte, die könnte hier 
kaum verständlich werden. Es stehen Ansichten gegen An- 
sichten — ich habe in meinem Leben auf Unfehlbarkeit noch 
keinen Anspruch gemacht. Ich bitte Sie also, ignoriren Sie 
einfach die Deduction, die in dem Bericht steht; sagen Sie 
sich ganz einfach selbst, was Sie als das Richtige annehmen 
wollen; da haben Sie also auf einer Seite die — ich weiss 
nicht, wie viele oder wie wenige — Münchener Bayern, un- 
ter denen, wie wir gehört haben, die ersten bayerischen 
Gelebritäten sind und auf der :anderen Seite die Ansicht eines 
einzelnen auswärtigen Gelehrten, welche Ihre Repräsentanz 
angenommen hat. 

Entscheiden Sie nach Ihrem Ermessen; Ihr Votum bitte 
ich durch den Umstand, dass ich für eine bestimmte Ansicht 
mich ausgesprochen habe, nicht beeinflussen zu lassen. Und 
nun noch Eins. Ich wünsche nicht, und ich sage hier das- 
selbe, was ich an einem anderen denkwürdigen Tage gesagt 
habe, auf den ich zurückkomme, ich wünsche nicht, meine 
Herren, dass Einer unter Ihnen sich in seinem Urtheil da- 
durch bestimmen lässt, dass ich eine bestimmte Ansicht aus- 
gesprochen habe. Meine Herren, ich habe nicht die Eitelkeit, 
mich für nothwendig zu halten, und ich gebe Ihnen mein 
Wort, heute am Tage trete ich gern aus jeder activen Be- 
theiligung heraus, wenn das etwa das Mittel sein könnte, um 
namentlich auch diejenigen Männer wieder activ in die Be- 
theiligung zu bringen, die vielleicht deswegen ausgetreten sind, 
weil sie ihre Ansicht gegen die meinige nicht haben durch- 
setzen können. Ich, meine Herren, suche nicht meine Person, 
mir ist es um die Sache zu thun, und ich muss daher auch 
mich dagegen verwahren, es mag nun die Abstimmung hier 
sein, wie sie will, es mag herauskommen, was da heraus- 
kommen will, dass irgend Jemand sage, mein Vorgehen sei 
für ihn bestimmend gewesen. rn 

Ich gehe zur Sache über. Es ist eine ganz eigenthüm- 
liche Lage. Alle Discussionen baben auf mich einen merk- 
würdigen Eindruck gemacht. Die Einen haben als selbstver- 
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ständlich vorausgesetzt, dass die Entscheidung vorher fertig 
war, und es hat immer geheissen oder durchgeschienen, die 
Majorität ist hierher gekommen mit dem fertigen Beschluss, 
den CGölibat aufzuheben ; die Andern haben das zum Theil, 
wie es mir geschienen hat, auch vorausgesetzt, und da ist‘ 
denn von einer Unterdrückung der Minorität und dergl. die’ 
Rede gewesen. Ja, meine Herren, ist denn das der richtige 
Standpunkt? Sollten wir denn annehmen, dass die Discus- 
sionen hier gar keinen Einfluss auf das Urtheil haben? Wenn 
das der Fall ist, dann bleiben wir doch ruhig zu Hause, 
dann schicke Jeder sein Votum ein, dann ist gar keine Synode 
nothwendig, concludire man einfach aus den Zustimmungs- 
erklärungen z. B. wie sie hier in einem Packet sind, zum 
Mannheimer Antrag und er sage, so viele Gemeinden sind da 
und so und so viele haben zugestimmt, also ist die Majorität 
da. Meine Herren! Wozu ist denn die Synode? Die Sy- 
node ist doch dazu da, um allseitig die Gründe zu erwägen, 
und ist es denn etwas Unrechtes, wenn der Einzelne z. B. 
hierher kommt mit einer ganz positiven Meinung, und wenn 
er nun Gründe und Verhältnisse trifft, durch welche seine 
Meinung erschüttert wird und er ändert seine Meinung? Ja, 
meine Herren, wenn wir nichts lernen wollen, dann brauchen 
wir ja auch nicht zu hören und ich glaube, es ist doch die 
Absicht eines jeden Einzelnen, der überhaupt ein so schweres 
Mandat, wie Theilnahme an einer Synode, auf sich nimmt, 
das zu thun in dem Bewusstsein, er wolle das thun, was 
sich wirklich schliesslich als seine Ueberzeugung herausstelle, 
und, meine Herren, wenn wir anders verfahren wollen, nun, 
dann erlauben Sie mir auch, vom specifisch religiösen Stand- 
punkt aus zu sagen, wäre es doch merkwürdig, eine solche 
Versammlung für nothwendig zu halten. Wenn Christus sagt, 
wo zwei oder drei in meinem Namen versammelt sind, bin 
ich mitten unter ihnen, so haben wir doch wohl ein Recht, 
das auch von uns anzunehmen; wir stehen allerdings nicht 
auf dem Standpunkt, dass der h. Geist in irgend einer Weise 
uns mechanisch zukomme, aber dass wir doch alle zusam- 
menkommen in der Absicht, mit Gottes Gnade das zu thun, 
was uns als das Richtige sich zuletzt herausstellt, das scheint 
mir doch unzweifelhaft und daher gestehe ich Ihnen offen, 
wenn meine Ansichten und das, was ich für Recht halte, 
sich z. B. in Folge von Verhandlungen u. s. w. anders her- 
ausstellen, dann sage ich nicht etwa, ich habe darum meine 
wissenschaftliche oder sonstige Ansicht über die Sache noth- 
wendig geändert; aber ich thue das, was ich für Recht er- 
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kenne, nachdem ich Alles gehört habe. Wir befinden uns in 
einem ähnlich kritischen Punkt, wie am 23. September des 
Jahres 1871, wo auf dem Münchener Congress mein Antrag 
über die Gemeindebildung zur Discussion stand. Diesen An- 
trag bekämpfte bekanntlich auf das Allerheftigste der Herr 
Stiftspropst v. Döllinger. Er sagte — ich bitte Sie, über- 
haupt gelegentlich die Münchener Verhandlungen einmal be- 
sonders von S. 108 ff. an zu lesen, es ist das für unsere 
jetzige Zeit nicht übel —: „Wenn wir Glieder der katho- 
lischen Kirche sind und bleiben wollen, versteht es sich doch 
wohl von selbst, dass wir diese Kirche in ihrem gegenwär- 
"tigen Bestande anerkennen, also auch die gegenwärtige Ver- 
 fassung der Kirche, also auch selbst bis zu einem gewis- 
‘sen, leicht zu bestimmenden Punkte hin die Träger der kirch- 
lichen Gewalt. Denn wenn wir das nicht mehr wollen, wenn 
wir sagen wollen: die Verkünder und Bekenner der vatica- 
nischen Decrete haben dadurch allein aufgehört, die recht- 
mässigen Träger der kirchlichen Autorität zu sein, dann kön- 
nen wir doch unmöglich noch behaupten, dass wir auch noch 
Mitglieder dieser selben Kirche sind. Wir stehen ja der 
grossen Masse der Mitglieder dieser Kirche dann geradezu 
feindlich entgegen.“ Er schildert dann den Nothstand, be- 
hauptet, die Einrichtung einer regelmässigen, selbstständigen 
Seelsorge oder einer bischöflichen Jurisdietion gehe darüber 
hinaus, mache uns zur Secte, als solche müsse uns die Staats- 
gewalt behandeln. Ich bemerke, dass Herr v. Döllinger das 
Manuscript seiner Reden in seinem Hause gehabt und durch- 
corrigirt hat, denn ich habe es ihm als Präsident des CGon- 
gresses in München selbst zugestellt und das von ihm durch- 
corrigirte Manuscript zurückbekommen; es ist also die steno- 
graphische Aufzeichnung authentisch von ihm. Herr Döllmger 
sagte: man muss .im Nothstand bleiben; man hat Kirchen 
genug, man kann da hineingehen und wenn ein Nothstand 
da ist, dann gehe man zu irgend. einem beliebigen; unter 
keiner Bedingung regelmässige Seelsorge, Pfarrer und gar ein 
Bischof. Und als dann insbesondere der jetzige Bischof ihm 
entgegengetreten war, ebenso der Herr Prof. Huber entschie- 
den und dann der Herr Prof. Michelis und nicht minder Prof. 
Friedrich, Baron Stauffenberg, trat Döllinger von Neuem auf 
und deducirte seinen Standpunkt und deducirte, was ich zu- 
letzt erwähnte. Ich habe damals und. alle Herren, welche 
denselben Standpunkt hatten, mit schwerem Herzen auf mei- 
nem Antrag beharrt und gemacht, wie die Verhandlung zeigt, 
dass der Antrag nicht an eine Commission verwiesen wurde, 
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Nun, meine Herren, was ist aus jenen Befürchtungen gewor- 
den? Herr v. Döllinger sagt: wie wird eine Regierung das an- 
erkennen — hoffnungslos — nie wird sie den Vaticanismus 
in den Schulen publiciren lassen, namentlich wo sie ihn nicht 
anerkannt hat, viele Geistliche, hoffentlich der grössere Theil, 
der steht noch ganz fest. Ja, ein zweiter Redner, der ver- 
storbene Stumpf, sprach aus, wenn er denken könnte, dass 
auch nur die Mehrzahl der Geistlichen dem Vaticanismus zu- 
neige, dass die Mehrzahl auch nur wankend wäre, dann 
würde er dem Antrag zustimmen. Was ist aus allen diesen 
Voraussichten und diesen ganz apodietischen Erklärungen ge- 
worden? Das war am 23. September 1871. Am 4. Juli 1873 
wählten wir den Bischof; im Herbst wurde der Bischof an- 
erkannt vom Kaiser, von den Grossherzögen von Baden und 
Hessen; es ist das Altkatholiken-Gesetz in Baden, es ist das 
Altkatholiken-Gesetz in Preussen gekommen. Meine Herren, 
wenn wir uns nicht organisirt hätten, dann wären wir ein 
Sauerteig im Nothstande, der einfach verschwunden wäre, 
Niemand hätte weiter auf uns Rücksicht genommen. 

Ja, meine Herren, wenn man nun glaubt, es sei unsere 
Aufgabe, nicht das zu thun, was unsere Ueberzeugung ist, 
und nicht das zu Ihun, meine Herren, was recht ist, dann 
‚gestehe ich Ihnen offen, gibt es für mich nur eine Alternative, 
entweder ist das Christenthum wirklich der Welt so sehr ab- 
handen gekommen, und ist der wirkliche Glaube und die 
religiöse Ueberzeugung so selten, dass man die Leute eigent- 
lich mit der Diogenes-Laterne suchen muss, die sie noch ha- 
ben und wenn das der Fall ist, nun dann ist ganz einerlei, 
ob das Häuflein, was daran hält, in alter Form klein oder 
gross ist — oder die christliche Ueberzeugung ist noch wirk- 
lich bei einer grossen Menge vorhanden, aber sie ist nur 
nicht in der Lage, sie in der bisherigen Weise richtig zu fin- 
den, und dann werden überhaupt die Verhältnisse andere 
werden müssen, damit diese Leute den richtigen Weg finden. 
Ich gestehe Ihnen daher ganz offen, dass ich auf alle diese 
Prophezeiungen von dem, was kommen werde, was bevor-. 
stehe u. s. w. kein Gewicht legen kann. Ich glaube, man 
ist nur vollständig objecliv berechtigt, das in die Wagschale 
zu legen, was sich auf Thatsachen gründet, und dasjenige 
in Erwägung zu ziehen, was wirklich objectiv begründelt 
wird und begründet werden kann. 

Es liegen Amendements vor zu dem Antrage der Syno- 
dal-Repräsentanz der eigenthümlichsten Art: Das Amendement 
des Herrn Dr. Petri in Nro. 1 schliesst sich dem Antrage 
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' der Synodal-Repräsentanz an in einer Form, die noch zu- 
fügt, dass auch innerhalb fünf Jahren keine derartigen An- 
träge an die Synode gebracht werden dürfen. Ja, meine 
Herren, wenn Sie den Antrag der Synodal-Repräsentanz an- 
nehmen, dann scheint mir die Annahme dieses Zusatzes auch 
nothwendig zu sein, denn ich gestehe Ihnen, das möchte ich 
nicht ein zweites Mal erleben, dass die Synode einen Beschluss 
fasst und im nächsten Jahre kommt man mit dem Gegentheil, 
also das würde ich für selbstverständlich halten, selbst wenn 
die Worte nicht angenommen würden. Wenn Sie überhaupt 
den Gegenstand vertagen wollen auf fünf Jahre, dann muss 
durch diese fünf Jahre absolutes Stillschweigen über die 
Sache gehalten werden. Unter Nro.2 sagt das Amendement, 
dass es die Beschränkung einfügen soll „für Baden‘, ich habe 
schon gesagt, dass dieses mein ursprünglicher Antrag auch 
war. Ich bin aber hier nicht in der Lage, auf ihn zurück- 
zukommen, da ich mir die Reserve auferlegt habe, als Refe- 
rent nur objectiv zu reden, aber ich werde die Momente, 
welche objectiver Natur sind, schon beleuchten. Es wird 
dann unter b) beantragt, es soll dem Herrn Bischof die Er- 
wägung anheimgegeben werden, im Falle das angenommen 
wird, auf bischöfliche Rechte in Baden zu verzichten. Meine 
Herren! Die Annahme dieses Punktes zu b) kann nach mei- 
nem Erachten der Herr Antragsteller unmöglich wirklich er- 
warten, da in der That es fast — ich finde keinen anderen 
Ausdruck — juristisch monströs wäre, wenn eine Synode, 
welche eine Kirchengemeinschaft umfasst, in der, wie der 
Bericht ausweist, über ein Drittel Baden angehört, selbst den 
Antrag annähme, der Bischof solle erwägen, ob er dieses 
‘ Drittel nicht aufgeben wolle. Ich glaube, über den Punkt 
des Amendements ist es nicht nothwendig, weiteres zu sagen. 
Das Amendement Michelis ist zurückgezogen, es bleibt also 
der Antrag Thürlings, dessen dritter Punkt zurückgezogen ist. 
Was die anderen Punkte angeht, sind das, wie auch von 
anderer Seite bemerkt worden ist, Motive,. die, wie mir 
scheint, theils selbstverständlich sind. So, dass der gesetz- 
liche Cölibat keinen dogmatischen, sondern einen disciplinären 
Charakter hat, das Gegentheil hat Keiner aufgestellt. Aber 
vom Standpunkt der Synodal-Repräsentanz aus kann gegen 
die Motive nichts eingewendet werden, meines Erachtens 
würden sie, da in der Diskussion überhaupt gar kein Wi- 
derspruch erfolgt ist, dazu dienen, dem Antrage zur An- 
nahme zu verhelfen. Was das dritte Amendement betrifft 
von den Herren Steffen, Eckhard und Genossen, so hängt 
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das mit der Sache selbst zusammen, auf die ich jetzt kom- 
men muss. 

Meine Herren! Es ist eine eigenthümliche Sache, nicht 
eine einzige Stimme unter uns ist aufgetreten, um den Göli- 
bat zu rechtfertigen, nicht ein Wort ist in dieser Diskussion 
zu seinen Gunsten gefallen, und so viel mir bekannt ist, sind 
überhaupt in der ganzen Reihe der Jahre in unserer Gemein- 
schaft nicht, ich glaube nur drei, aber jedenfalls nicht fünf 
oder sechs Stimmen, die man als solche erkennen kann, laut 
geworden, die sich dafür erhoben haben. Es wird also die 
Institution von allen Seiten verworfen, und hier in der Ver- 
sammlung ist mir nur, ich glaube, Herr Pfarrer Braun, be- 
kannt, der für ihn in gewisser Beziehung eingetreten ist. Ich 
kann also, wenn einer oder einige Andere anderer Ansicht 
sind, doch wohl bei der Behauptung bleiben, es werde eine 
Einrichtung allseitig für verwerflich erklärt, und doch, meine 
Herren, bildet diese Einrichtung den allergrössten Zankapfel. 
Man hat sich über das Sichwegziehen unter der Jurisdietion 
des Papstes, der bestehenden Bischöfe u. s. w. hinweggesetzt, 
man hat vollständig die Getahr auf sich genommen, die ja, 
wie ich Ihnen gezeigt habe, dräuend uns entgegengestellt 
wurde, als Secte betrachtet zu werden; man hat die eigene 
Organisation vorgenommen, man hat Reformen durchgeführt, 
die in meinen Augen viel wichtiger sind als diese, denn ich 
halte die Beseitigung der absoluten Zwangsbeichte für wich- 
tiger, als die Aufhebung einer Verpflichtung, die nur einer 
geringeren Zahl von Personen entgegensteht, deren Fortfall 
aber sie zu gar nichts verbindet; ich halte auch mit Rück- 
sicht auf das Volksleben das, was wir gethan haben hinsicht- 
lich der Abschaffung der Stolgebühren, der Messstipendien, 
der Missbräuche in Beziehung auf den Ablass, der Fasten, 
der Dispensen, der Aufhebung sämmtlicher Ehehindernisse 
für unsere Gemeinschaft, soweit sie nicht im Reichseivilgesetz 
anerkannt sind und soweit es sich nicht handelt um das Ehe- 
gesetz, welches einer Ehe zwischen Christen und Nichtchri- 
sten entgegensteht, oder welches aus der Unauflöslichkeit 
des Ehebundes hervorgeht, für unendlich wichtiger, denn alles 
das betrifft die ganze christliche Gemeinschaft, nicht bloss 
Einzelne, ist zum Theil Etwas, was unendlich viel weiter 
geht, der öffentlichen Anschauung vielmehr entgegentritt, denn 
in katholischen Gegenden da gilt es noch als selbstverständ- 
lich, dass ein Vetter eine Cousine nicht heirathen darf, bis 
der Papst dispensirt hat. Ja, meine Herren, wie, gesagt, sub- 
jektiv und vom ganz objektiven Standpunkt aus muss mir 
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das Alles für unendlich wichtiger erscheinen als dasjenige, was 
hier beantragt wird, eine Erklärung abzugeben, dass eine 
Einrichtung nicht mehr bindend sein soll, die von nahezu 
Allen für verwerflich erklärt wird. Und doch, meine Herren, 
wenn nun gerade durch diesen Punkt die Gefahr uns droht, 
dass unsere Gemeinschaft in einer Weise geschädigt werden 
möchte, wie das bisher noch nie dagewesen ist, dann muss 
die Sache ihren eigenen Haken haben und wir müssen uns 
also objektiv die Gründe vergegenwärtigen. Herr Prof. Reusch 
hat die einfache Erklärung abgegeben, er werde aus zwei 
Gründen dem Antrage nicht zustimmen können und wenn 
der Antrag gefasst werde, die Synode verlassen, erstens weil 
er die Synode nicht für befugt halte und zweitens, weil er 
die Furcht habe, es werde ein derartiger Beschluss Bestre- 
bungen hervorrufen, welche den Intentionen und Zwecken 
der altkatholischen Bewegung fremd seien. 

Ich kann natürlich jetzt auf eine Prüfung der Gründe 
für das Erstere nicht eingehen, denn es sind dafür keine 
Gründe angegeben worden, es ist das also eine blosse Er- 
klärung, ob die Synode befugt ist, competent, berechtigt 
dazu oder nicht, das ist natürlich eine Rechtsfrage. Die 
Synodal- Repräsentanz hat in dem Bericht die Berechtigung 
der Synode von dem Standpunkt des kirchlichen Rechts aus 
angenommen. Dieser Berechtigung steht die ausgesprochene 
einzelne Ansicht der Nichtberechtigung entgegen. Das ist ein 
Punkt, wo der Einzelne, wenn er die Frage selbst für sich 
nicht vollkommen zu lösen im Stande ist, die Macht hat, ob 
er der Ansicht des Herrn Prof. Reusch, oder ob er der An- 
sicht, die in dem Bericht niedergelegt ist, beipflichten will. 
Ich gebe zu, dass aus dem Beschlusse Bestrebungen hervor- 
gehen können, welche nicht gut wären und welche auch mit 
den Zielen, die wir im Auge gehabt haben, nicht in Ueber- 
einstimmung ständen, obschon ich, da keine einzelnen, con- 
creten derartigen Bestrebungen angegeben sind, auch nicht 
persönlich in der Lage bin, an etwas Bestimmtes zu denken; 
aber Möglichkeiten. der Art kann ich ja nicht in Abrede 
stellen. Meine Herren! Das ist ganz dasselbe Argument, wel- 
ches auch am 23. September 1871 und wiederholt jedes Mal, 
wenn es sich um Reformen handelte, hervorgekehrt wurde; 
es wurde dann auch bisweilen mündlich und schriftlich — 
Sie haben ja das in einzelnen Artikeln»gesehen — auf alle 
möglichen Vorbilder aus den vierziger Jahren u. s. w. hin- 
gewiesen, auf die wir zurückkommen könnten. Meine Herren! 
Das wird keine Gemeinschaft jemals vermeiden können, dass 
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Bestrebungen sich Bahn zu brechen versuchen, die nicht gut 
sind, und wenn man nun aus einem solchen Beschluss die 
Möglichkeit herleiten wollte, dass wir vielleicht Geistliche in 
unsere Bewegung bekommen, die nur zu uns kommen, um 
heirathen zu können, oder, wenn selbst das richtig wäre, 
oder ist, was auch gesagt worden ist, dass Geistliche, der 
Eine oder der Andere, nur zu uns gekommen sei, weil er 
dächte, über kurz .oder lang könnte er heirathen, so würde 
das allein auch kein Argument sein können gegen die Fest- 
setzung dessen, was der Einzelne für richtig und für gut hält. 
Denn woher wären denn diese Personen gekommen? Aus 
dem Ultramontanismus; es würde dadurch doch jedenfalls 
der Beweis geliefert worden sein, dass die vortreffliche In- 
stitution des Ultramontanismus in der ultramontanen Kirche 
nicht geeignet gewesen ist, dasjenige fern zu halten, was sie 
bezweckt und dass sie jedenfalls nicht den idealen Sinn dem 
Einzelnen gegeben hätte, den der Cölibat nothwendig nach 
der Ansicht des Einen oder des Andern haben soll. Meine 
Herren! Es ist Ghristus bekanntlich nicht möglich gewesen, 
unter zwölf Aposteln den Judas zu verhüten — ich nehme 
nämlich an, wenn das nicht der Fail wäre, würde er den 
Judas nicht zum Apostel genommen haben. Wenn Christus 
unter seinen zwölf Aposteln einen Judas hatte, nun, da kann 
man auch ‚Nichts dagegen sagen, wenn in den einzelnen Ge- 
meinschaften unter dem Glerus, mag er in grosser oder ge- 
ringer Zahl vorhanden sein, sich auch der eine oder der 


andere Judas findet, und dann glaube ich — es ist ja ganz 
richtig, wenn man die Forderung aufstellt, dass die Geistlichen 
Apostel sein sollen — sind die Geistlichen Apostel, dann 


haben sie keine Zeit zum heirathen. Ich bin überzeugt, jedem 
Geistlichen, der in sich wirklich den Beruf fühlt, Apostel zu 
werden, der wird auch nicht heirathen. Das Alles sind da- 
her keine Argumente, die objectiv in Betracht genommen 
werden können. Es ist uns weiter in Aussicht gestellt wor- 
den und plausibel gemacht, wir würden in Beziehung auf 
unsere Bewegung den grössten Schwierigkeiten von der Welt 
entgegengehen. Herr Dr. Petri hat in beredter Weise aus- 
einandergesetzt, wir befinden uns augenblicklich in einer, 
grossen Krisis, er hat mit Recht hervorgehoben, die politischen 
und die sonstigen Verhältnisse ; diese Krisis könne nur über- 
wunden werden durch Entsagung und durch Beschränkung. 
Ich glaube, er hat nicht ganz recht gethan, dieses Moment in 
den Vordergrund zu kehren, denn objeetiv handelt es sich ja 
darum gar nicht. Es handelt sich gar nicht darum, den 
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Geistlichen einen Gefallen zu thun, es hat sich auch, soweit 
ich mich gegen das Institut ausgespsochen habe, sich mir 
nie darum gehandelt, etwa dem einzelnen Geistlichen, der 
heirathen will, dazu zu verhelfen, dass er heirathen und 
zu gleicher Zeit im geistlichen Amte bleiben könne. Meine 
Herren! Mir scheint, objeetiv muss man doch ganz einfach 
sagen, die Anschauung, wie sie in der Laienwelt überhaupt 
herrscht, ist die, man will eine Institution aus der Welt, aus 
der Kirche haben, die man für schlecht hält, von der man 
allseitig zugibt, dass sie verderblich ist, von der gar nicht zu 
läugnen ist, dass sie viele schlechte Folgen stets hatte und 
hat; man will also nicht den Geistlichen einen Gefallen thun; 
es handelt sich also gar nicht um die Beschränkung und um 
die Entsagung der Geistlichen. Ja, wenn ich für meine Per- 
son den Zeitpunkt dafür für angemessen halte, mich auszu- 
sprechen für die Aufhebung einer solchen Institution, dann 
würde ich das auch thun, wenn die sämmtlichen Geistlichen, 
die wir haben, sagten: wir protestiren dagegen und wir 
wollen uns notariell verpflichten, in unserem ganzen Leben 
nicht zu heirathen. Das Moment, meine Herren, ist gar kein 
objectives, es ist das ein ganz gutes Moment, um in einer 
bestimmten Weise in der Discussion zu wirken, aber objectiv 
kann das Moment nicht ziehen, weil es den Standpunkt in 
der Sache versetzt. Es ist von dem Herrn Antragsteller be- 
dauert worden, dass sein Drängen vor drei Jahren auf sofor- 
tige Aufhebung ohne Erfolg geblieben sei; ja, meine Herren, 
auch ich gestehe Ihnen zu, es hat mir schon oft leid gethan, 
dass ich es gewesen bin, der auf dem Congress zu Köln 1872 
und nachher wesentlich dazu beigetragen hat, dass man im- 
mer über die Sachen nur dilatorisch hinausgegangen ist. Ob 
nun hieraus der logische Schluss folgt, dass, weil man den 
richtigen Moment oder den ganz passenden Moment versäumt 
habe, man es jetzt nicht thun könne, das glaube ich nicht. 
Es kommt also Alles darauf an, ob der jetzige Moment der 
richtige ist, oder nicht. Meine Herren! Ich gebe zu den 
Satz, dass man etwas Unrichtiges thut, wenn man das Rechte 
zur unrechten Zeit thut, und das ist der einzige objective 
Gedanke, der, wie mir scheint, von den verschiedenen Red- 
nern geltend gemacht worden ist. Ich glaube aber auch, es 
ist ein nicht zu bestreitender Satz, dass das Nothwendige 
niemals zur unrechten Zeit geschehen kann, aber dasjenige, 
meine Herren, was nicht nothwendig ist, das kann allerdings 
zur unrechten Zeit geschehen, und da glaube ich, man kann 
ein noch so grosser Gegner des Instituts sein, noch so sehr 
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die feste Absicht haben wollen, unsere Gemeinschaft des In- 
stituts zu entledigen, und doch sagen, heute bin ich noch 
nicht dafür, weil in der That der unrichtige Moment gekom- 
men ist. Denn dieser Satz, den man nicht bestreiten kann 
in seiner Allgemeinheit, der kann auch durch dasselbe Argu- 
ment gestützt werden, wovon ich eben gezeigt habe, dass 
man sich unrichtig darauf beruft. Ich habe gesagt, vom ob- 
jeetiven Gesichtspunkt aus kann die altkatholische Kirche nie- 
mals sagen, wir heben den CGölibat auf, um den Geistlichen 
einen Gefallen zu thun, sondern nur, wir heben ihn auf, weil 
wir die Institution nicht mehr wollen, weil wir unsere Ge- 
meinschaft davon befreien wollen, weil wir die Ueberzeugung 
haben, dass ohne Abschaffung dieser Institution es auf die Dauer 
nicht gelingen wird, alle Priester oder auch nur die Mehrzahl zu 
wirklichen Anhängern des Vaterlandes, zu guten Staatsbür- 
gern, zur Liebe des Staats, zu Befolgern der einheimischen 
Gesetze und zu Menschen zu machen, die nicht blindlings 
einer Gewalt gehorchen und zu Leuten, die wirklich nach 
jedweder Richtung, nicht bloss als Beherrscher der Gemein- 
den, ein Herz haben und die fähig sind, weil sie selbst in 
der Familie leben, allseitig und unbedingt, nicht bloss theo- 
retisch und von dem vorgefassten Standpunkte einer unfehl- 
baren Ueberzeugung aus Pädagogen zu sein und also in 
Wirklichkeit von Jugend auf den Menschen seiner wirklichen 
Bestimmung zuzuführen. Das, glaube ich, ist der Standpunkt, 
den man haben kann und ich habe oft gesagt und ich wieder- 
hole das, das nehme mir auch kein Geistlicher übel, der Va- 
ter, der nicht auf den Kopf gefallen ist und der seine Kinder 
wachsen sieht und der an den Kindern sieht, wie sich das 
Denken und alles entwickelt, der ist ein besserer Pädagoge 
und Schulmann als Derjenige, der dicke Bücher darüber 
schreibt. Man sagt, man kann sagen: wie kommen wir Laien 
dazu, um in einem solchen Moment, wo wir alle möglichen Ge- 
fahren befürchten und wo wir diese Gefahren vor den Augen 
sehen, um in einem solchen Moment nur etwas zu thun, das 
wirklich bloss nöthig ist für die paar Geistlichen, die glauben, sie 
könnten ohne Heirathen nicht existiren? Meine Herren! Den 
Laien und den Gemeinden als solchen schafft die Aufhebung 
des Gölibats unfehlbar gar keine Erleichterung; er schafft einen 
unmittelbaren Vortheil schliesslich nur den wenigen Geist- 
lichen, er schafft unter Umständen den Laien und den Ge- 
meinden einen bedeutenden Nachtheil, nämlich dann, wenn die 
Bedingungen nicht vorliegen, wenn z. B. ein Geistlicher hei- 
rathet, der kein genügendes Einkommen hat und wenn dann 


99 


der Geistliche stirbt, die Frau und Kinder der Gemeinde, wo 
er Heimathsrecht hat, zur Last fallen. Sie sehen, meine Her- 
ren, die Frage tritt allerdings berechtigt auf, ist der rechte 
Moment da, und wenn der Moment als solcher nicht der 
richtige ist, dann wäre es meines Erachtens von Seiten der- 
jenigen Gemeinden, die dafür stimmten, eine Thorheit. Es 
fragt sich, wie steht nun jetzt objectiv die Sache? Sie haben 
auseinandersetzen hören alle diejenigen Gründe, welche von 
politischer Seite dem entgegenstehen. Sie haben zunächst, was 
Preussen betrifft, auseinandersetzen hören alle die Schwierig- 
keiten, die uns die Regierung gemacht hat; ja, meine Herren, 
ich wäre in der Lage, Ihnen auch sehr viele Sachen mitzu- 
theilen und könnte Ihnen auch sehr viele Aeusserungen mit- 
theilen; ich bedauere sogar, dass auch da wieder ein Punkt 
ist, in dem ich vor Jahren schon, was gekommen ist, voraus- 
gesagt habe. Meine Herren! Ich bin dem Staatskatholicis- 
mus in dem Moment, wo er begründet wurde, in einer Öffent- 
lichen Versammlung in Köln entgegengetreten und das hat 
man mir in Berlin curios übel genommen und mein Freund 
Dr. Petri wird sich erinnern, dass auch er damals nicht zu- 
frieden war mit meiner Erklärung; er hat mir geschrie- 
ben, die Staatskatholiken würden schon kommen, das sei 
der erste nothwendige Schritt; ich habe gesagt, das ist 
nur ein Manöver, um uns brach zu legen und Derjenige, der 
sich zu diesem schalen Staatskatholieismus und zu den ge- 
wünschten Adressen. hergibt, der ist für uns verloren! Ich 
habe es leider vorhergesehen. Es ist so gekommen; aber, 
meine Herren, richtig ist es; das ist Eins der Momente, die 
uns entgegenstehen. Es ist Ihnen gezeigt worden, dass die 
preussische Regierung es in der Hand hat, trotz des Gesetzes 
uns lahm zu legen, indem sie das Gesetz nicht ausführt; es 
ist Ihnen gezeigt worden,. dass sie aus dem Budget uns her- 
ausbringen kann, indem sie uns in das Budget nicht wieder 
einsetzt. Meine Herren! Alles das ist nicht zu bestreiten; 
es fragt sich nur, liegt wirklich ein Anhalt vor, dass die 
Regierung dies thun werde? Herr Dr. Petri war nicht in 
der’ Lage, auch nur ein einziges positives Moment 
dafür anzugeben, dass Derartiges zu befürchten sei; ich bin, 
meine Herren, nicht in der Lage, irgend ein Moment anzu- 
geben dafür, dass es nicht kommen werde. Sie sehen, Sie 
haben also hier mit einer Sache zu thün, wo Sie Gründe 
und Gegengründe, wo Sie die ganze Sachlage objectiv auf 
sich müssen einwirken lassen. Aber, meine Herren, ich gehe 
sogar weiter: für mich persönlich würde gar kein Grund sein 
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— ich gestehe Ihnen offen — wenn die Regierung dazu fähig 
ist, uns einfach als Ausgleichs-Objeet, falls die Schale der 
Concessionen nicht schwer genug wäre, auf diese Schale zu 
werfen, ich ebenso überzeugt bin, dass sie das thun würde, 
mag in Beziehung auf das Cölibatsgesetz oder irgend etwas 
anderes ein Schritt geschehen oder mag er nicht geschehen. 
Wenn ich die Regierung dazu für fähig halten könnte und 
müsste, dann müsste ich sie objectiv dazu für fähig halten, 
und daher kann das meines Erachtens nicht eine unbedingte 
Einwirkung sein. Meine Herren! Es steht nicht anders in 
Hessen, es steht nicht anders in Bayern. In Hessen hat die 
Regierung selbst jede positive Erklärung abgelehnt; es ist 
also überhaupt gar nicht zu sagen, welchen Standpunkt sie 
dort hat; mir ist aber für dieses Land ganz klar, dass das 
einfach in diesen Dingen denjenigen Gang einhalten würde, 
welchen die grösseren Staaten vorgezeichnet haben. Die An- 
erkennung des Bischofs ist, nachdem sie vorausgegangen war 
in Preussen und in Baden, in Hessen ohne jede Schwierigkeit 
erfolgt und es würde, wenn das Prophezeite einträte, viel- 
leicht oder wahrscheinlich die gegentheilige Situation die Folge 
sein. Was dann, meine Herren, Bayern anbetrifft, so kann 
ich mir natürlich nicht anmassen, dass ich besser beurtheilen 
soll, wessen man sich von der Regierung dort zu versehen 
habe, wie die Herren in München. Ich werde das um so 
weniger thun, weil ja die Ansicht, die darüber in dem Be- 
richt niedergelegt worden war, als ‚„vertrauensselig‘‘ officiell von 
dem Münchener CGomite bezeichnet worden ist; aber das, 
glaube ich, kann man auch objectiv sagen, wenn die baye- 
rische Regierung einen Beschluss über den Gölibat dazu er- 
greift, dann zieht sie die Gelegenheit bei den Haaren herbei, 
denn sie hat, wie ich Ihnen vorgelesen habe, das, was für 
unmöglich erklärt wurde am 23. September 1871 in München, 
das hat sie theils durchgeführt, theils hat sie kein Gewicht 
darauf gelegt und hat einfach unsern katholischen Bischof 
und vorher den Utrechter fungiren lassen u. s. w. Also Sie 
sehen, meine Herren, ein objectives Moment, ob das oder das 
geschieht, liegt auch nicht vor und ich darf daher auch hier, 
da die bayerische Regierung bisher sich durch das angeblich 
bestehende Recht nicht hat geniren lassen, für uns zu sein, 
die Gonclusion fassen als unbedingt berechtigt: wenn die 
bayerische Regierung dessen fähig ist, was man ihr zumuthet, 
dann wird sie das thun in jedem Moment, den sie dafür als 
den richtigen erachtet, ohne Rücksicht darauf, dass ein Be- 
schluss in der Gölibat-Sache gefasst ist und ohne dass dieser 
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Beschluss überwogen hat, vielleicht den Beschluss als äusse- 
res Motiv annehmen. Es ist ja das gar nicht schwer. Man 
kann ja ein Motiv angeben — ob es das wirkliche Motiv ist, 
ja, wer kann das wissen? Und wenn dann ein Schriftstück, 
ein äusserer Act hinausgegeben ist, dann, meine Herren, hat 
man es nicht mit Personen zu thun, denen man bekanntlich 
auch nicht in ihr Gewissen sehen kann. Meine Herren! Die 
Situation, wie Sie sehen, ist, was die Regierungen anbetrifft, 
eine ganz eigenthümliche. Ich für meine Person — Etwas 
habe ich ja auch mit der Situation zu thun gehabt; ich habe 
bekanntlich die Verhandlungen mit der preussischen Regierung 
geführt über die Anerkennung des Bischofs, und bevor dieser 
das Anerkennungsdecret von Sr. Majestät dem Kaiser erhielt, 
hat Niemand eine Zeile mit den Regierungen gewechselt oder 
ein Wort mit ihnen amtlich gesprochen, als ich; ich habe ja 
persönlich und schriftlich mit den leitenden Staatsmännern 
diese Verhandlungen geführt; ich habe die Anerkennung in 
Baden zur Zeit des Gonstanzer Gongresses persönlich bei 
Sr. Königlichen Hoheit dem Grossherzog betrieben und habe 
auch manche der anderen Schritte in dieser Sache gethan, 
so dass ich glaube, mir wird wohl Niemand den Vorwurf 
machen können und jemals machen wollen, dass ich fähig 
sei zu einem Schritt zu rathen oder irgendwie für einen 
Schritt auch nur ein Wort zu sprechen, der unsere Bewegung 
zu schädigen und ihr geradezu zum Unheil gereichen müsste, 
‚und doch muss ich sagen, für mich fallen diese Anschauun- 
gen über das, was die Regierungen wollen mögen oder thun 
werden, nicht ın die Wagschale der Entscheidung. Alles das, 
was von Seiten der Regierungen geschehen kann, hängt ab 
von Erwägungen, von Gonstellationen der Politik, die über- 
haupt kein objectives Moment in der Entscheidung bilden 
kann. Kein Mensch kann voraussagen, dass in fünf Jahren 
die Verhältnisse anders liegen; sollen also solche Rücksichten 
gelten, dann gibt es nur einen consequenten Beschluss, näm- 
lich den, über diesen Antrag zur Tagesordnung überzugehen, 
und dieser Beschluss muss dann so oft gefasst werden, wenn 
ein neuer Antrag kommt, bis überhaupt kein Mensch mehr 
da ist, der dem Antrag zustimmen würde. 

Es ist weiter geltend gemacht der Erfolg, den ein solcher 
Beschluss nach Aussen haben würde. Das ist Etwas, was schwer 
in die Wagschale fallen kann. Die Holländer sagen uns die Ge- 
meinschaft und die Verbindung, wie Sie gesehen haben, auf. 
Mich wundert, dass sie es nicht schon früher gethan haben, 
und man sieht auch hier wieder, dass es ganz merkwürdig ist, 
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was gerade der Gölibat thut; es kommt mir da in der That 
eigenthümlich vor, da unsere früheren wichtigen Beschlüsse 
keine solche Veranlassung gegeben haben. Die Holländer 
sind allerdings ein sehr kleines Häuflein, aber die Holländer 
haben mit uns in Gemeinschaft gestanden, wir haben die 
Consecration unseres Bischofs ihnen zu verdanken; wir haben 
zwar seit der Zeit von ihnen keine Lebenszeichen mehr ge- 
sehen. Als im Jahre 1873 der Herr Bischof zuerst in Rot- 
terdam war und ich ihn begleitete, da waren die Holländer 
von der Gemeinschaft ganz voll; da sollte bald, nachdem der 
dritte Bischof in Holland consecrirt sein würde, ein gemein- 
samer Hirtenbrief von den drei holländischen Bischöfen und 
dem unsrigen erlassen werden; da sprach man auch schon 
von einer gemeinsamen Synode. Nichts ist geschehen. Die 
Gemeinschaft mit den Armeniern ist nie eine formelle gewe- 
sen; die Gemeinschaft hat sich darauf beschränkt, dass ein 
paar freundschaftliche Briefe gewechselt sind, aber eine wei- 
tere Verbindung ist mir absolut nicht bekannt. | 

Nun ist von verschiedenen Rednern darauf das Hauptge- 
wicht gelegt worden, dass wir unserer Bewegung einen tieferen 
Charakter geben, uns habe in den Kampf getrieben das Gewissen, 
die jetzige Frage habe mit all dem früheren gar Nichts zu thun. 
Gewiss, es hat uns das Gewissen in den Kampf getrieben, 
aber wenn wir bloss gewollt haben, oder bloss gewollt hät- 
ten, als wir den Kampf aufnahmen, unserem entrüsteten Ge- 
wissen ob der freventlichen That des 18. Juli 1870 Ausdruck 
zu geben, dann, meine Herren, brauchten wir Nichts zu thun, 
als Erklärungen oder Proteste zu erlassen, im Uebrigen uns 
ruhig zu verhalten, keine Gemeinde zu organisiren; dann, 
meine Herren, brauchte sich der Münchener Verein nicht 
Verein der katholischen Reformbewegung zu nen- 
nen, denn aus dem Dogma des 18. Juli folgt auch nicht mit 
nothwendiger Gonsequenz eine Reform der katholischen 
Kirche; logisch folgt einfach nur, dass man das Dogma nicht 
anerkennt, verwirft. Die Reform ist, so weit sie nothwen- 
dig sei, schon in Nürnberg ın unser Programm geschrieben 
und ist immer festgehalten worden, das, glaube ich, zeigt 
Ihnen der Bericht. Wenn irgend eine Reform in unserer 
Kirche für nothwendig und wesentlich erachtet wird, dann 
stehen wir mit unserem Gewissen in der vollsten Harmonie, 
wie unser Gewissen uns in die Bewegung getrieben hat, und 
Niemand soll überhaupt sagen: wenn das geschieht, geht es 
gegen das Gewissen; Jeder kann sagen: gegen meine subjec- 
tive Ansicht, also gegen mein subjectives Gewissen, dagegen 
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geht das; das hat jeder Einzelne für sich zu prüfen, aber 
Nieniand soll sagen, Jass das gegen das Gewissen überhaupt 
geht, denn die Thatsachen, wie sie geschichtlich vorliegen, 
die zeigen, worin sich das objective Gewissen bekundet hat. 

Ich komme nun zum Schluss. Meine Herren! Ich habe her- 
vorgehoben, es handelt sich bei der Frage nicht darum, den 
Geistlichen einen Vortheil zuzuwenden, es handelt sich bei der 
Frage nicht darum, dass man Reformen aus dem oder jenem 
Grunde machen soll; ich habe angenommen und glaube, mögen 
auch die oder jene Symptome vielleicht auf eine gegentheilige 
Erscheinung schliessen lassen, dass die Anschauung, von welcher 
im Grossen und Ganzen die altkatholische Gemeinschaft geleitet 
ist, dahin geht, es soll einer Institution der Garaus gemacht 
werden, welche man für eine Schädigung unserer Kirche hält. 
Ich habe aber auch hervorgehoben, dass Niemand läugnen 
wird, dass der richtige Zeitpunkt nur dann vorliegt, wenn 
ohne grosse, tiefe Schädigung eine derartige Reform gemacht 
werden kann, denn nur dann stellt sich die Sache als zuläs- 
sig dar, und dann, wenn die Zulässigkeit unserer Frage fest- 
steht, dann halte ich es für nothwendig, das zu thun, was 
man für das Rechte erkannt hat: denn das Rechte einen 
einzigen Tag nicht zu thun, das wäre auch Unrecht. Es 
fragt sich also, ist objectiv der richtige Zeitpunkt vorhanden, 
jetzt einen Beschluss zu fassen, und wenn der richtige Zeit- 
punkt vorhanden, für welchen Beschluss ist er denn vorhan- 
den? Dass eine absolute Nothwendigkeit in irgend einem 
Moment vorliege, den Zwang aufzuheben wegen der Geist- 
lichen, kann Niemand behaupten: das wäre ja das persönliche 
Motiv an die Stelle des objectiven, sachlichen gelegt. Nun 
sind vorhanden zwei entgegenstehende Anschauungen; die 
eine geht dahin, die Sache pure aufzuheben, dazu ist ein 
Amendement gestellt worden, die Sache für Baden aufzu- 
heben. Der ersteren ist Ausdruck gegeben worden in dem 
Antrage des Herrn Steffen und Genossen und des Herrn 
Thürlings, die sich ja nur in der Motivirung, respective in 
der Beifügung und Nichtbeifügung von Motiven unterscheiden 
und dem anderen ist Ausdruck gegeben worden in dem Amen- 
dement des Herrn Dr. Petri, indem dieser beantragt, einzu- 
schieben ‚für Baden“, wobei er diese Einschiebung wahr- 
scheinlich auch im Falle der Annahme auf das Amendement 
Steffen ausgedehnt wissen will, denn der ursprüngliche Offen- 
burger Antrag ist von Herrn Steffen und Genossen in einer 
etwas anderen Form aufgenommen worden. Objective Gründe 
gegen die Beschränkung des Beschlusses auf ein bestimmtes 
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Land und speciell auf Baden liegen nicht vor; es ist aller- 
dings misslich, das gebe ich zu, es ist auch bei diesem Ge- 
setze ja geradezu eigenthümlich, wenn auf ein einzelnes Land 
ein derartiger Beschluss eingeschränkt wird; aber das Vor- 
bild ist da; sie haben in der römisch - katholischen Kirche 
auch den CGölibat praktisch aufgehoben nur für die grie- 
chisch - katholische. Sie haben also da nach den Personen 
und nach den Bekennern eines bestimmten Ritus geschieden 
und daher haben sie z. B. in Galizien, Bukovina, dass der 
Priester des lateinischen Ritus als Seelsorger nicht fungiren 
kann, wenn er verheirathet ist, dass er überhaupt nicht hei- 
rathen kann; bei den Anderen haben Sie, dass er fungiren 
kann. Auf den griechischen Usus zurückzugehen, dafür hat, 
soviel ich weiss, sich keine Stimme erhobeny der griechische 
Usus besteht darin, dass man heirathen muss vor dem Dia- 
conat, denn der Subdiaconat ist bei den Griechen keine 
höhere Weihe. Für die Beschränkung auf Baden könnte nur 
sprechen, dass die Situation unbedingt geklärt ist. Der Be- 
weis zeigt, dass abgesehen von Baden die Sache nicht ab- 
solut klar vorliegt; sie liegt nicht absolut klar vor und des- 
halb kann ich Ihnen den Rath nicht geben, einem Dinge zu- 
zustimmen, das ich nach meiner subjectiven Ueberzeugung 
nicht unbedingt verantworten kann. Wenn ich auch habe 
sagen müssen, für mich subjectiv würde das, was hervorge- 
hoben ist über die mögliche Stellung der preussischen und 
bayerischen Regierung, nicht in Betracht kommen, und wenn 
ich mich auch dagegen verwahrt habe, dass Jemand sich 
darauf berufen könnte, mein Votum habe bestimmend auf 
ihn eingewirkt: so würde ich doch gegen meine objective 
Pflicht handeln, wenn ich sagen wollte, ich kann dazu 
rathen, das zu thun, wofür ich keine objective Klarheit 
sche. Meine Herren! Sie haben es nun in Ihrer Hand, zu 
erwägen, wollen Sie eine derartige Ausnahme für ein einzel- 
nes Land, dann müssen Sie es thun in der Form, welche der 
Herr Director Eckhard mit dem Zusatze des Herrn Dr. Petri 
gemacht hat. Denn einfach zu sagen, das Gesetz wäre auf- 
gehoben, das wäre von dem rechtlichen Standpunkt aus sehr 
wenig klug, denn Sie lösen sonst eine Frage, die Sie gar 
nicht lösen können, Sie können nur für die altkatholische 
Gemeinschaft etwas thun, und da können Sie nur die 
Form wählen, dass Sie sagen, innerhalb der altkatholischen 
Gemeinschaft stehen diese Gesetze dem nicht entgegen, d. h. 
wir sehen für unsere Gemeinschaft, ohne irgendwie der vir- 
tuellen Bedeutung der Gesetze entgegenzutreten, davon ab. 
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Die Form des ursprünglichen Offenburger Antrages ist meines 
Erachtens ungeeignet. Wollen Sie diese Beschränkung auf 
ein einzelnes Land nicht, glauben Sie diese nicht annehmen 
zu können, dann stehen Sie vor der Alternative, die ich Ihnen 
auch in ihren objectiven Folgen darzustellen mich gedrungen 
fühle. Es wird von Leuten versichert, welche die Gemeinden 
genau zu kennen behaupten, dass die und jene Gemeinden 
zerfallen werden, wenn der Beschluss gefasst werde. Es 
würde dann, wie es heisst, der Herr Prof. Reusch, Langen, 
Menzel zurücktreten, es würde eine Masse von anderen Per- 
sonen zurücktreten; es wird mir von allen Seiten von Per- 
sonen versichert, welche die Verhältnisse in Köln genau ken- 
nen wollen, dass die Gemeinde Köln zerfallen würde, dass 
nicht bloss der Pfarrer, sondern viele Anderen zurücktreten 
würden und dass ein Zerfall der Gemeinden ausser Frage 
stände. Es lässt sich auch nicht behaupten, dass innerhalb 
der altkatholischen (remeinschaft überall die Sache so geklärt 
ist, wie das der Fall in Baden nach Allem, was man,äusserlich 
und aktenmässig sieht, der Fall zu sein scheint. Da nun tritt 
an uns die Frage: was ist das Richtige? sollen wir einem An- 
trag zustimmen, welcher die Möglichkeit herbeiführt oder von 
dessen Annahme uns die Möglichkeit in Aussicht gestellt ist, 
dass eine Spaltung in unserer Gemeinschaft einträte, dass 
einzelne Gemeinden aufgelöst werden, dass vielleicht ein gros- 
ser Theil von uns fortgehe? oder sollen diese Gründe für so 
wichtig gelten, dass überhaupt kein derartiger Beschluss ge- 
fasst werde? Meine Herren! Das muss jeder Einzelne aufs 
Reifste mit seinem eigenen Gewissen überlegen. Mag der 
Einzelne sich zum Einen oder Andern bestimmen, für mich 
persönlich gilt Jedes, was der Einzelne nach seiner besten 
Ueberlegung thut, als eine That seiner Ueberzeugung. Ich 
glaube, und dessen ist sich gewiss Jeder von uns bewusst, 
dass man weder auf die Menschheit im Grossen noch im Ein- 
zelnen einwirkt durch Worte und Redensarten, sondern durch 
Thaten. Nur das Beispiel zieht und nur Derjenige, der wirk- 
lich wirken will, der wirkt, wenn er sich auch als einen 
Mann der That beweist. Ob es an der Zeit ist, das zu thun, 
was die Anträge wollen, das ist jedes Einzelnen Sache; ich, 
für meine Person, werde Ihnen zu gar nichts rathen, wie 
ich es anfänglich gesagt habe, ich schliesse aber mit dem 
einen Wunsch: ich bitte Sie, meine Herren, jeden Einzelnen, 
erwägen Sie Alles, was vorgekommen ist, und lassen Sie sich 
nur durch Ihre Ueberzeugung leiten, damit jeder Einzelne, 
wenn schwierige Krisen kommen und wenn unsere Gemein- 
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schaft Schaden leidet, mit der Ueberzeugung weggehe, er 
habe so gehandelt, dass er mit dem Manne, von dem wir 
gerade in unserer Lage jedenfalls Grosses halten müssen, das 
Wort aussprechen könne, das dieser in Worms aussprach: 
„Hier stehe ich, ich kann nicht anders!“ 

Bischof: Ich werde, meine Herren, bevor wir zur Ab- 
stimmung schreiten, meine persönliche Abstimmung inotiviren. 
Ehe ich das aber thue, ertheile ich dem Herrn Dr. Petri das 
Wort zu einer persönlichen Bemerkung. 

Petri: Ich kann nicht anerkennen, dass eine Reihe von 
Sätzen, welche mir der Herr Referent in den Mund gelegt 
hat, authentisch seien. Ich verzichte indessen darauf, sie im 
Einzelnen klar zu stellen, und verweise lediglich auf's Steno- 
gramm. 

Prof. Reusch: Meine Herren! Ich habe die Erklärung 
abgegeben, dass ich für den Fall der Annahme des Offen- 
burger Antrages oder jedes äquivalenten nach der Abstim- 
mung die Sitzung verlassen will und ich will Ihnen ganz an- 
heim stellen, ob Sie das Motiv, welches mich dazu bestimmt, ‘ 
als subjektive Ueberzeugung oder als mein Gewissen ansehen 
wollen. Ich habe mich im Gewissen für verpflichtet gehalten, 
einer grösseren Kirchenversammlung, als diese hier, ins An- 
gesicht zu widersprechen, weil ich ihr Dekret für Ketzerei 
hielt, ich werde mich auch im Gewissen für verpflichtet hal- 
_ ten, der hier tagenden Versammlung ebenso zu widerspre- 
chen, oder mich ihrem Beschlusse zu entziehen, weil ich die 
Ueberzeugung habe, dass ein solcher Beschluss zum Schisma 
führt. | | 

Bischof: Meine Herren! Kurz, aber hoffentlich klar 
werde ich mich jetzt äussern. Ich habe seit gestern um 
dieselbe Stunde Redner gehört mit diametral entgegengesetz- 
ten Anschauungen, und einen tiefen Zwiespalt mit sehwerem 
Herzen immer meine Seele durchschneiden gefühlt. Es war 
meine Pflicht, mir die Frage zu stellen, wie ich zu den bei- 
den 'Theilen stehe, da muss ich nun zuerst sagen, ich um- 
fasse sie auch in dieser Stunde noch beide mit derselben 
Liebe, und das Scheiden des einen oder des anderen Theiles 
würde mir tief das Herz verwunden. Ich habe auch in den 
eifrigsten Reden derer, die für die sofortige Beseitigung des 
Hindernisses der Verheirathung unserer Geistlichen sind, in 
keinem Momente die Absicht durchblicken sehen, verdiente 
Männer aus unserer Gemeinschaft hinauszudrängen, und ich 
habe ferner, soweit ich persönlich die Herren zu kennen die 
Ehre habe, die Ueberzeugung, dass diese Absicht in der That 
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bei Keinem obwaltete. Andererseits haben diejenigen Herren, 
welche uns erklärt haben, dass sie, wenn jener Beschluss 
gefasst würde, die Gemeinschaft mit uns officiell nicht fort- 
setzen könnten, dies — ich bin auch davon überzeugt — 
nicht mit leichtem Herzen uns erklärt. Sie haben aber zwei 
Gründe, welche sie bestimmen. Meine Freunde in München 
insbesondere weisen auf die unüberwindlichen kirchenpoli- 
tischen Rechtshindernisse hin und die Bischöfe in Holland 
und meine hiesigen Bonner Freunde glauben vor einem kir- 
chenrechtlichen Hindernisse zu stehen, das sie nicht über- 
winden könnten. Was meine Freunde in Bayern betrifit, so 
erkenne ich an, dass jene Rechtshindernisse für den katho- 
lischen Geistlichen, der in Bayern als verheiratheter Geist- 
licher funetioniren wollte, unüberwindlich sind, aber ich ver- 
mag bei aller Erwägung ihrer rechtlichen Deductionen nicht 
einzusehen, dass ihnen unüberwindliche Hindernisse für die 
Fortsetzung der Kirchengemeinschaft mit uns im Wege stehen, 
wenn die dort functionirenden Geistlichen selbst nicht heira- 
then. Die Herren aber, welche die Competenz der Synoae 
bestritten haben, geben zu und dies thut namentlich ein Theil 
meiner hiesigen Freunde, dass es sich um die Entscheidung 
einer Sache handelt, die nicht wesentlich zur katholi- 
schen Kirche gehört. Nun scheint es mir, dass, wenn auch 
die Synode durch eine objectiv irrthümliche Auffassung ge- 
leitet ihre CGompetenz überschritte, in der Beschlussfassung 
einer Sache, die nicht wesentlich zur katholischen Kirche ge- 
hört, es nicht nothwendig sei, sich deshalb von der Gemein- 
schaft zu trennen. Indessen, sowohl meine Freunde in Bayern 
als die Herren Bischöfe in Holland, denen ich zu Dank ver- 
pflichtet bin, mit denen ich innerlich in brüderlicher Gemein- 
schaft gestanden habe und stehe, und meine Freunde hier in 
Bonn stehen vor einer ihnen unüberwindlichen Gewissens- 
frage. Bei ihnen entscheidet, so kenne ich sie und dafür 
stehe ich mit ihnen ein, bei ihnen entscheidet ein lauteres 
Gewissen und dieses Gewissen ehre ich und werde ich immer 
ehren. Hinwiederum bin ich ebenso überzeugt, dass auch die 
Herren, welche den Beschluss fassen wollen, dass das Ehe- 
hinderniss für die fortfunctionirenden Priester in unserer Ge- 
meinschaft nicht mehr bestehen solle, nach ihrem Gewissen 
handeln und dass sie nach einem reinen, lauteren Gewissen 
handeln. Ich kann nicht für jeden Einzelnen einstehen, auf 
keiner Seite, ich kann ja nicht in die Herzen schauen, nicht 
Herz und Nieren durchforschen, aber ich fasse Sie alle im 
Grossen und Ganzen, wie sie alle mir begegnet sind, urtheile 
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über keinen Einzelnen, den ich nicht genau kenne, und so- 
erkläre ich, dass nach meiner Ueberzeugung die Einen wie 
die Andern ihrem Gewissen folgen. Nun muss ich sagen, 
was Diejenigen, welche das Ehehinderniss beseitigen möchten, 
wollen, ist keine schlechthinige Nothwendigkeit. Der Be- 
schluss, den sie fassen wollen, ist nicht nothwendig, nicht 
in diesem Augenblick nothwendig — denn dass wir das Ge- 
setz an sich nicht im Geiste Jesu Christi und der katholi- 
schen Kirche finden, das weiss die ganze Welt und die weni- 
gen unter uns, die anderer Ansicht sind, haben das kund- 
gegeben, also das zu erklären, ist gar nicht nothwendig. Die 
Situation, in der ich mich befinde, ist für mich daher in ge- 
wisser Weise eine tragische. Ich soll scheiden sehen aus der 
nächsten Gemeinschaft mit mir Männer, mit denen ich in 
Nürnberg zusammengestanden habe im August 1870, mit 
denen ich mich seitdem allen_Verfolgungen ausgesetzt und 
mit denen ich rastlos gekämpft habe; ich soll diese Männer 
aus der engeren Gemeinschaft der Altkatholiken scheiden 
sehen, ich soll den Zerfall von Gemeinden als bevorstehend 
mir denken, ich soll verzichten auf das schöne Verhältniss, 
das ich zu den bayerischen Gemeinden bisher gehabt habe 
— denn ich sage es offen, ich lasse weder auf die bayeri- 
schen noch auf die badischen Altkatholiken Etwas kommen, 
ich habe in beiden Ländern viele gleichbrave, gläubige Katho- 
liken gefunden und schätzen gelernt, mit ihnen mich erbaut 
und mit ihnen mich gefreut — also ich soll nun wenigstens 
auf einen Theil der Gemeinden in Bayern verzichten, viel- 
leicht auf die Gemeinschaft hinsichtlich meiner Functionen für 
sie, mit Allen, das weiss ich nicht: das Alles erwägend, 
werden Sie, meine Herren Synodalen, begreifen, dass das für 
mich eine tragische Situation ist. Weil ich also nicht die 
schlechthinige Nothwendigkeit erkenne, am heutigen Tage 
jenen Beschluss zu fassen, so erkläre ich Ihnen, dass ich, 
wenn der Antrag der Synodal-Repräsentanz oder das Amen- 
dement von Dr. Petri nicht angenommen wird, gegen jeden 
der Anträge, welche die sofortige Beseitigung des Ehehin- 
dernisses bezwecken, stimmen werde — ich für meine Per- 
son allein — ich will damit in keiner. Weise einen Druck 
ausüben, ich will kein Gewissen beengen; urtheilen sie einzig 
und allein nach der Berathung mit Gott, wie es Ihr Gewissen 
Ihnen eingibt — aber diese offene Erklärung, dass ich so 
stimmen werde, war ich Ihnen schuldig, war ich mir schul- 


dig, war ich der Sache schuldig und somit schreiten wir zur 
Abstimmung. 
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Es erhält Pf. Braun für seinen Antrag, da derselbe 
nicht früher zur Discussion gestellt war, mit Zustimmung der 
Synode das Wort und begründet ihn. 


Nach einer Geschäftsordnungsgebatte wird abgestimmt. 
Es wird abgelehnt: der Antrag Petri in getrennten Abstim- 
mungen über I bis zu den Worten „und zugleich“, wodurch 
eine Abstimmung über die folgenden Worte entfällt, der An- 
trag der Synodal-Repräsentanz, der Antrag Rose, Braun, 
Amendement Petri in Punkt Il. 


Der Antrag Steffen und Genossen wird zu Gunsten 
des von Thürlings zurückgezogen. Es erfolgt auf Antrag 
von Dr. Schilz, Dr. Petri, J. Friedrich und dreizehn andern, 
nachdem die Synode dies, da die Geschäfts-Ordnung keine 
Bestimmung hat, zugelassen, über den Antrag Thürlings 
namentliche Abstimmung. 


Mit Ja stimmten: 


Prof. Dr. Knoodt. Prof. Dr. Michelis. Prof. Dr. Lutterbeck. Prof. 
Dr. Weber. Pfarrer Bauer. Pf. Demmel. Pf. Dr. Thürlings. Pf. Strucks- 
berg. Pf. Steinwachs. Priester Siemes. Pf. Rabbertz. Pf. Wagener. 
Pf. Thelen. Pf. Kiss. Pf. Bodenstein. Pf. Duren. Pf. Rieks. Pf. Dr. 
Mosler. Pf. Pyszka. Geh. Justizrath Dr. v. Schulte. Oberbürgermeister 
Malsch. Materialienverwalter Schmidt. Graf Wrschowetz. Stadtgerichts- 
rath Hempel. Kaufmann Löhrke. Freiherr v. Dürsch. Kaufmann Renn. 
Dr. Mayer. Fabrikant Klock. Kaufmann Todt. Kassirer Hirsch. Prof. 
Bauer. Bankdirector Eckhard. Fr. Kayser. Prof. Dr. Wilbrand. Fabri- 
kant M. Weil. Eisenbahn - Maschinenmeister Nepilly. Notar Schlerath. 
Demmel. Bureanvorsteher Meyer. H. J. Steffen. Dr. med. Wienand. 
Fabrikant W. Gobbers.- Dr. Denk. Th. Furtwängler. Ingenieur Scholl. 
Rentner Karle. W.Firmenich. Jos. Rothkopf. Gutsbesitzer Stump. Jos. 
Ziegler. E. Eglau. Rechtsanwalt Riggler. Bezirksrichter Reuthner. Kö- 
niglicher Schichtmeister Goergen. Bürgermeister Kleiner. Schüele. Leh- 
rer Gockel. Domänen-Verwalter Futterer. Kaufmann Keller. Calculator 
Pisters. G.Hassler. M.Faller. Maler J. Köchling. Stadtbaumeister Vogel. 
Prof. Selz. Kaufmann F. Müller. Fabrikant L. Müller. Baumeister Meess. 
Bürgermeister Roder. Rathschreiber Schellinger. Dr. jur. C. Stephan. 
Ph. Rösch. B. Sauter. Oberlehrer Dr. Stammer. 


Mit Nein stimmten: 


Bischof. Prof. Dr. Friedrich. Prof. Dr. Reusch. Pfarrer Braun. 
Pf. Kopp. Pf. Dr. Hochstein. Geh. Justizrath Meurer. Oberbergrath 
Brockkoff. Lieutenant Franke. Landesbankrath Reusch. Appell.-Ger.-R. 
Dr. Petri. Justizrath Dr. Schultz. Dr. Mäkler. Bauunternehmer Frey. 
Assessor Biecker. Gymnasiallehrer Schrammen. Dr. Schilz. Oberlehrer 


Dr. Spengler. Staatsanwalt Drescher. Rentner Schwecht. Advokat-Anw. 
Richter. Dr. Bettendorf. 


Es fehlten: ? 

Pfarrer Weidinger, Landrath Rospatt, E. Zohlen. 

Bischof: Das Resultat der Abstimmung ist dieses: Es 
haben abgestimmt 97 Mitglieder, 3 gefehlt, von den Abstim- 
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menden haben 75 mit Ja, 22 mit Nein gestimmt. Der An- 
trag Thürlings ist somit angenommen. 

Hierauf gibt Prof. Dr. Friedrich folgende Erklärung zu 
Protokoll: 

„Der Unterzeichnete erklärt hiermit, dass er sich 
von der von Bonn aus geleiteten altkatholischen Be- 
wegung zurückzieht. 

Bonn, 13% Junı1873 

| Prof. J. Friedrich” 
Prof. Reusch gibt die folgende Erklärung zu Protokoll: 

„In Ausübung des mir nach $13 der Geschäftsord- 
nung zustehenden Rechtes erkläre ich hiermit, dass 
ich gegen den auf Beseitigung des Gölibatsgesetzes 
gerichteten Antrag ausser anderen Gründen wesentlich 
aus dem doppelten Grunde stimme, weil ich die gegen- 
wärtige Synode zu einem derartigen Beschlusse nicht 
für befugt halte und darum, wenn die Mehrzahl der 
Anwesenden einen solchen Beschluss fasst, diesen nicht 
als einen rechtsgültigen Synodal-Beschluss anerkennen 
kann, und weil ich überzeugt bin, dass durch einen 
solchen Beschluss Bestrebungen gefördert werden, wel- 
che dem ursprünglichen und wahren Charakter der 
altkatholischen Bewegung durchaus fremd, ja wider- 
sprechend sind. 

Bonn, 13. Juni 1878. 

Reusch.“ 
Die nächste Sitzung wird auf Donnerstag, 8 Uhr Vorm., 
anberaumt, diese Sitzung um 7 Uhr 15 Min. geschlossen. 


Fünfte Sitzung 
am Donnerstag, 14. Juni 1878. 


Die Sitzung wird um 8 Uhr von dem Herrn Bischof er- 
öffnet, das Protokoll der vierten vorgelesen und genehmigt, 
hierauf in die Tagesordnung eingetreten. 

Erster Gegenstand: Bericht über den Entwurf des Diseci- 
plinarstatuts. 

Staatsanwalt Drescher als Berichterstatter der Com- 
mission: Ich erkläre von vornherein, dass der Antrag der 
Commission dahin geht: 

„Die Synode wolle beschliessen: 
dem von der Synodal-Repräsentanz vorgelegten Entwurfe eines Sta- 


tutes für die Handhabung der Diseiplin über den Klerus mit folgenden 
Veränderungen die Zustimmung zu ertheilen;: 
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I. Der $ 4 wird in folgender Fassung angenommen: 

»Zulässige Strafen sind: 

1) im Falle der aussergerichtlichen Handhabung ($ 13 seq.), Ermah- 
nung, Verwarnung, Verweis; 

2) im Falle der gerichtlichen Handhabung ($ 20 seq.), zeitweilige 
Amtsentziehnng (Suspension), unfreiwillige Emeritirung, Amtsent- 
ziehung (Privation), Amtsentsetzung (Deposition).« 

II. Im $ 31 wird das Wort »jederzeit« gestrichen und dafür 
eingeschoben: »smit Zustimmung der Synodal-Repräsentanz.« 

III. Im $ 32 werden die Worte: »zu den Verhandlungen« 
umgeändert in die Worte: »zu der Hauptverhandlung.« 

IV. In den $ 42 und in den $ 48 wird statt des Wortes »Ein- 
vernahme« das Wort: »Vernehmung« aufgenommen. 

V. Im $ 42 werden die Worte: »in einem vom Bischof zu 
bestimmenden Blatte« umgeändert in: »in dem amtlichen 
Kirchenblatte.« 

VI. Folgende offenbare Druckfehler des Entwurfes werden dahin 
berichtigt: 

1) Im $ 56 ist zu setzen: statt: im Falle des $ 53 — im Falle des $ 52. 

9) Im $ 59: statt: ($ 59) — ($ 58). 

3) Im $ 60: statt: ($ 54-56) — ($ 53—55). 

Das sind die Aenderungen, welche Ihnen die Commission 
zur Annahme vorschlägt und gleichzeitig den Antrag stellt, 
im Uebrigen das Statut en bloc anzunehmen. Um diese en 
bloc-Annahme zu begründen, muss ich nothwendig einige 
allgemeine Bemerkungen machen. Meine Herren! Ich glaube, 
wir smnd es von vornherein der Synodal-Repräsentanz schul- 
dig, die Vorlage nicht wieder dieses Jahr ebenso dilatorisch 
zu behandeln, wie im vorigen Jahre. Das Gesetz muss mei- 
nes Erachtens zu Stande kommen, denn es ist absolut noth- 
wendig, und ich glaube, es ist absolut nothwendig auch in 
Bezug auf den Beschluss, den die Synode gestern gefasst hat; 
es ist nothwendig meines Erachtens und die Nothwendigkeit 
werden Sie auch ersehen haben aus der Erfahrung; wenn 
Sie sich vergegenwärtigen den Fall Mazanec, den wir hier 
vor der Synode abgeurtheilt haben. Es ist immerhin schlimm 
für die Synode, in die Lage zu kommen, auf Grund eines, 
meines Erachtens, formalen Verfahrens so wichtige Entschei- 
dung zu treffen, die Synodal- und Gemeinde-Ordnung hat ja 
eine Form bis jetzt nicht vorgeschrieben und es musste 
selbstverständlich die Art und Weise, wie sich das Vorver- 
fahren regelte, ganz in der Luft schweben. Andererseits ist 
es aber auch gewiss ein Gegenstand von grosser Tragweite, 
die Frage, ob ein Mann seines Amtes, seiner Würde entsetzt 
werde oder nicht; es ist eine so grosse“Lebensfrage für den 
Betreffenden, dass es meines Erachtens absolut nothwendig 
ist, ein geregeltes Verfahren bei diesem Punkt einzuführen 
und die Handhabung dieses Verfahrens gibt Ihnen das gegen- 
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wärtige Statut. Es ist meines Erachtens absolut nothwendig, 
jetzt dieses Statut zu machen, es nicht wieder auf die lange 
Bank zu schieben, etwa mit grossen Anträgen zu diesem 
Statut zu kommen. Die Commission ist bei der Berathung 
von dem Gesichtspunkte ausgegangen, dass sie etwas absolut 
Vollkommenes nicht schaffen kann, aber die Commission ist 
anderseits auch der Ansicht, dass es im Laufe der Zeit sich 
herausstellen wird, in welchen Punkten dieses Statut Schwä- 
chen und Mängel habe, dass es dann Sache der weiteren 
Berathung der Synode sein würde, mit Bezug auf die erkann- 
ten Mängel und Schwächen Abänderungen zu machen; für 
jetzt aber glaubt die Commission Ihnen empfehlen zu dürfen, 
dieses Gesetz en bloc anzunehmen. Meine Herren! Das Sta- 
tut gibt Ihnen, was die geschichtliche Entwicklung angeht, 
auch die Garantie, dass es nach allen Richtungen hin den 
Erfordernissen entspricht, die an dasselbe gestellt worden 
sind. Vergegenwärtigen Sie sich, wie das Statut entstanden 
ist. Im vorigen Jahre hat der Synode ein derartiges Statut 
schon vorgelegen; es ist einer Commission überwiesen WOor- 
den, die Commission ist in Berathung über das Statut ge- 
treten und hat geglaubt, der Synode empfehlen zu müssen, 
das vorigjährige Statut nicht anzunehmen, weil es verbesse- 
rungsbedürftig sei. Die Synode ist, dem Antrag stattgebend, 
zum Beschlusse gekommen, das Statut nicht anzunehmen, 
sondern die Synodal-Repräsentanz aufzufordern, ein revidirtes 
Statut in der diesjährigen Synode vorzulegen. Die Synodal- 
Repräsentanz hat sich demnächst mit Denjenigen in Verbindung 
gesetzt, welche entgegengesetzte Wünsche gegen den dama- 
ligen Entwurf hegten und ausgesprochen hatten und hat sie 
aufgefordert, doch ihrerseits der Synodal-Repräsentanz Wün- 
sche kund zu geben, um nun auf Grund dieser entgegenge- 
setzten Wünsche ihrerseits einen revidirten Entwurf vorzu- 
legen; es sind zwei Mitglieder der damaligen Commission, 
Prof. Dr. Berchtold in München und Oberamtmann Esch- 
born in Karlsruhe, diesem Wunsche auch nachgekommen 
und haben ihrerseits der Synodal-Repräsentanz je einen Ent- 
wurf eingesandt. Nunmehr hat sich die Synodal-Repräsen- 
tanz an das Werk gemacht in Verbindung mit dem früher 
vorgelegten Entwurf und in Vergleichung mit den eingesand- 
ten Gegenentwürfen ihrerseits einen revidirten Entwurf anzu- 
fertigen; das Resultat ist das gegenwärtige Statut. Die Art 
und Weise, wie es zu Stande gekommen ist, bietet Ihnen 
also schon die Garantie, dass, soweit es möglich war, allen 
entgegengesetzten Wünschen auch schon Rechnung getragen 
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ist, und wenn Sie eine Vergleichung des jetzigen mit dem 
vorigjährigen Entwurfe, der ihrer damaligen Commission vor- 
lag, vornehmen, so werden Sie auch finden, dass in der That 
diesen Wünschen Rechnung getragen ist. Meine Herren! 
Was das Gesetz selbst angeht, so sind wir gewiss Alle dar- 
über einig, dass das Princip desselben dahin gehen muss, 
Zucht, Ordnung und Sitte im Clerus in erster Linie zu er- 
halten, und in Bezug auf dieses unabwendbare Erforderniss 
auch die Autorität des Bischofs zu statuiren und zu stützen: 
anderseits aber — und das ist der zweite wichtige Gesichts- 
punkt, den das Statut haben musste — den Glerus zu schützen 
vor Vergewaltigung seitens der Behörde und ihm die Sicher- 
heit und die Garantie zu geben, dass ein Verfahren bei vor- 
ausgehenden Beschwerden und Vergehen eingehalten wird, 
welches geeignet ist, zu den Rechten zu kommen und das 
zu thun und das zu erkennen, was Rechtens sei. Diese Ge- 
sichtspunkte sind für den Entwurf — und das hat die Gom- 
mission anerkannt — massgebend gewesen und diese Gesichts- 
punkte sind erreicht. Wenn Sie sich das Gesetz im Allge- 
meinen ansehen, so werden Sie sehen, dass von vornherein 
in den beiden ersten Titeln allgemeine Gesichtspunkte ange- 
geben sind: Vergehen und Strafen; bei den Vergehen ist 
wieder eine Unterordnung gemacht worden zwischen bürger- 
lichen und kirchlichen Vergehen, beide sollen zur Verfolgung 
geeignet sein können, sobald der Thatbestand vorliegt. Was 
die kirchlichen Vergehen angeht, so ist gerade im $ 3 einigen 
Wünschen, die schon früher gemacht sind, Rechnung getra- 
gen worden; es sind die einzelnen Vergehen speciell angeführt 
worden. Redner motivirt die Aenderung zu $ 4 formell und 
fährt fort: Eigentliche Strafen sind das nicht, aber die Com- 
mission glaubte die Aenderung vorschlagen zu müssen, damit 
gekennzeichnet wird die ganze Handhabung des Verfahrens, 
das sich eben scheidet in ein aussergerichtliches und ein ge- 
richtliches; das aussergerichtliche in minder schweren Fällen, 
das gerichtliche bei den schweren Fällen. 

Was die Handhabung anlangt, so ist der Wunsch ge- 
äussert worden, doch auch auf die aussergerichtliche Hand- 
habung einen grossen Werth zu legen, und das hat auch die 
Commission keineswegs verkannt, ist aber auch anderseits zu 
dem Resultate gelangt, anzuerkennen, dass mit dem Entwurf 
das nothwendig gegeben worden ist, und dass weitere, ein- 
gehendere Bestimmungen über die aussergerichtliche Hand- 
habung nicht nothwendig sind, weil sie vertrauensvoll in die 
Hand des Bischofs gelegt werden können. Die aussergericht- 
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liche Handhabung setzt ja eben voraus, dass dem Betreffen- 
den, der das Verfahren handhabt, vollständig freie Hand ge- 
lassen werde, auf möglichst milde Weise die Sache beizule- 
sen. Alles, was ich gehört habe, was von einer Seite als 
Wunsch vorgetragen wird, kann im Wege dieser ausserge- 
richtlichen Handhabung vertrauensvoll Demjenigen überlassen 
werden, welcher beauftragt ist, dieses Verfahren zu leiten, 
und das ist der Bischof. Und dabei komme ich auf den 
weiteren Gesichtspunkt, dass auch dieser Abschnitt nothwen- 
dig ist zur Stärkung der Autorität des Bischofs gegenüber 
dem Klerus. Meine Herren! Es ist absolut nothwendig, dem 
Klerus gegenüber diese Autorität aufrecht zu erhalten, die ja 
in ihrem Endresultat zu keinen anderen Strafen führt, als zu 
den Strafen — wenn ‚wir diese überhaupt Strafen nennen 
wollen — der Ermahnung, der Verwarnung, des Verweises. 
Dass ein Vorgesetzter seinen Untergebenen gegenüber die Be- 
fugniss habe, diese Strafen festzusetzen, das findet wohl, 
meine ich, keinen Widerspruch; in allen Beamtenkategorien 
haben Sie es, im ganzen Staat gehört es zur Aufrechterhal- 
tung der Disciplin und der Ordnung. Was die gerichtliche 
Handhabung anlangt in dem zweiten Abschnitt, so will ich 
und kann selbstverständlich mit Rücksicht auf die Kürze der 
Zeit, die uns überhaupt noch zur Disposition steht, auf die 
einzelnen Paragraphen nicht eingehen; wenn Sie aber diesen 
Theil des Entwurfes gelesen haben, und das ist ja gewiss 
vorauszusetzen, so finden Sie allerdings eine grosse Ansamm- 
lung von formellen Vorschriften, die auf den ersten Blick den 
Eindruck ‘der Umständlichkeit machen. Aber gerade diese 
Umständlichkeit und diese Anhäufung von Formen ist noth- 
wendig, es ist im Interesse des Glerus, die Sicherheit einer 
richtigen Handhabung des Verfahrens zu geben, und deshalb 
und weil diese Formvorschriften sich im Wesentlichen anleh- 
nen auch an das Staatsgesetz, und an das staatsgesetzliche 
Verfahren sich anschliessen und an die staatsgesetzlichen For- 
men, deshalb, glaube ich, werden Sie trotz jenes Eindruckes 
sich nicht der Ueberzeugung verschliessen können, dass diese 
Vorschriften absolut nothwendig sind; sie sind nothwendig, 
ich wiederhole es, im Interesse des Glerus, im Interesse der 
Sicherheit der Handhabung des Rechtes. Die Commission 
hat bei diesen formellen Vorschriften ebenfalls einige Abän- 
derungen getroffen. Zu $ 31 ist aus der Mitte der Commis- 
sion von einer Seite der Einwand gemacht, dass der Satz 
des Entwurfes: „die Ernennung kann jederzeit zurückgenom- 
men werden“, nämlich die Ernennung des Synodal-Anwaltes, 
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möglicherweise von der Behörde missbraucht werden könnte, 
um auf die schwebende Untersuchung einzuwirken dadurch, 
dass während des Verfahrens eine Aenderung auf Grund die- 
ses Paragraphen durch etwas Persönliches bewirkt werden 
könnte. Die Commission hat sich der Ueberzeugung nicht 
verschlossen, dass dies Bedenken begründet ist, und hat des- 
halb vorgeschlagen, anstatt zu setzen ‚jederzeit‘ zu setzen 
„mit Zustimmung der Synodal-Repräsentanz‘, einestheils in 
der Absicht, doch die Sieherheit zu geben, dass eine Mehrheit 
von Personen zu der Ueberzeugung gekommen ist, dass cine 
Aenderung nothwendig ist, anderseits aber hat sie auch die 
Worte „jederzeit“ gestrichen, um nicht besonders noch hervor- 
heben zu müssen, dass die Commission von der Ansicht aus- 
geht, dass der Bischof und die Synodal-Repräsentanz während 
des Schwebens der Untersuchung ohne nothwendigen 
Grund, also Verhinderung, Krankheit und andere Umstände, 
die eintreten können, nicht berechtigt sind, eine Aenderung 
in der Anstellung oder Ernennung des Synodal-Anwalts ein- 
treten zu lassen. Von diesem Gesichtspunkte, den ich aus- 
drücklich autorisirt bin, auszusprechen, ist die Commission 
ausgegangen und sie ist ausgegangen im Interesse der Sicher- 
heit der Rechtspflege und des Klerus. Meine Herren! In 
S 32 hat die Commission eine Aenderung dahin vorgeschla- 
gen, dass anstatt der Bestimmung: „Der Angeklagte ist be- 
rechtigt ... . mitzubringen‘ gesetzt werde: „zu der Haupt- 
verhandlung‘“. Denn es ist zur Vereinfachung des Verfahrens 
und anlehnend auch an das staatliche Gesetz erforderlich, 
die Vorverhandlung möglichst zu vereinfachen und den gan- 
zen Schwerpunkt auf die Hauptverhandlung zu legen, und 
die Commission ist auch von der Ansicht ausgegangen, dass, 
wenn der betreffende Angeklagte berechtigt ist, zu der Haupt- 
verhandlung die Vertrauensmänner mitzubringen und ihnen 
die Verhandlung zugänglich zu machen, dass das vollständig 
für seinen Zweck auch ausreiche. In den SS 42 und 48 sind 
ganz unwesentliche  redactionelle Aenderungen vorgeschlagen. 
Ich darf schliessen, meine Herren, mit dem Wunsche, dass 
in der That dieses absolut nothwendige Gesetz von Ihnen als 
solches anerkannt und angenommen werden möchte! 

Bischof: Ich eröffne die Discussion. 

Prof. Dr. Weber: Meine Herren!. Ich bin selbst von 
Ihnen in die Commission für dieses Statut gewählt worden, 
ich bitte aber, jetzt mich nicht als Gommissions-Mitglied zu 
betrachten, sondern als Mitglied des Klerus, für welchen das 
Gesetz gemacht ist. Ich will mich auch bloss an meine Amts- 
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genossen, an die Herren Pfarrer und an die übrigen Geisl- 
lichen wenden. Es versteht sich, wie ich glaube, für Jeden 
von uns von selbst, dass wir aus Pflichtgefühl, aus Interesse 
für die grossen und ewigen Dinge, für die wir kämpfen, dem 
von uns gewählten Herrn Bischof einen Gehorsam schulden, 
der nicht erst befohlen zu werden braucht; aber ich kann 
nicht verhehlen, im Fortgang unserer Bewegung habe ich so 
Vieles gehört, so Vieles von Seiten unserer mitbetheiligten 
Laien gehört, dass leider auch unter unserem Klerus Zustände 
zu sein scheinen, von denen Jeder von uns wünschen müsste, 
dass sie nicht da wären. Von diesem Gesichtspunkte aus 
wird es Keiner von uns übelnehmen können, dass ein Gesetz 
für den Klerus gemacht wird und ich habe auch die feste 
_ Ueberzeugung, dass wir Alle die religiöse Verpflichtung ha- 
ben, unserem Bischof diejenige Disciplinargewalt zu geben, 
die er haben muss, wenn unter dem Klerus namentlich in 
einer so ausgedehnten Diöcese, wie die unsrige, Ordnung, 
Sitte und Zucht und was dazu nothwendig ist, vorhanden 
sein soll. Ich bitte Sie deswegen, meine Herren, lassen Sie 
uns dieses Gesetz nicht als ein Zwangsgesetz für uns ansehen, 
sondern lassen Sie es uns einfach als eine Nothwendigkeit 
betrachten. Darin nun aber, was das Gesetz selbst angeht, 
so kann ich mich dem verehrten Referenten nur anschliessen, 
mehr kann Keiner von uns verlangen, als dass ein gerichtliches 
Verfahren Platz greife, worin über den Angeklagten, nach den 
gegenwärtig üblichen Rechtsnormen von dem Gerichtshofe 
Recht gesprochen werde; über die Strafen, sollten sie selbst 
hart sein, was sie nach meiner Ueberzeugung nicht sind, 
kann, sobald dies Verfahren eingeleitet ist, Keiner sich irgend- 
wie beschweren. Das ist ja, was wir im Vaticanismus be- 
klagen, dass dort Recht gesprochen wird, ohne dass die Be- 
schuldigten einen Einblick in das gerichtliche Verfahren haben 
und auch ohne gerichtliches Verfahren. Hier ist aber ein 
Gerichtshof constituirt, wo über Jeden nach gesetzmässigen Nor- 
men mit Bekanntmachung der Organe, mit der Möglichkeit, sich 
nach allen Seiten zu verlheidigen, wo Recht gesprochen 
werden soll, und ich glaube, von diesem Gesichtspunkte aus 
muss Jeder sagen, das ist recht, das ist billig, das erfordert 
unsere ganze Sache. Ich möchte deswegen eine Bitte an 
meine priesterlichen Amtsgenossen richten, lassen Sie uns 
als Geistliche, die das Gesetz vorwiegend angeht, in dieser 
Versammlung nicht dagegen irgend eine Einsprache erheben, 
mag eine Bestimmung sein, die vielleicht etwas besser sein 
könnte, das wird sich ja bei der Handhabung herausstellen, 
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und das kann auf den kommenden Synoden geändert werden, 
lassen Sie uns dahin wirken, dass auf dieser Synode gerade 
dieses Gesetz, welches zur Aufrechterhaltung der Zucht bei- 
tragen soll, von uns einmüthig angenommen werde. 

Pf. Rieks: Ich stimme auch dem bei, was mein Freund, 
Herr Prof. Weber, eben gesagt hat, dass wir dieses Gesetz 
annehmen sollen, indessen ich glaube aber nicht, dass wir 
von diesem Gesetz hoffen können, dass es Zucht und Ordnung 
in dem Klerus herstellen kann. Wenn wir zu dem Falle 
kommen, der hier vorgesehen ist, dann ist die betreffende 
Gemeinde schon verloren, oder der Geistliche muss entlassen 
werden. Ich möchte darum bitten, dass das aussergericht- 
liche Verfahren geregelt werde, dass gerade vorher, ehe es 
so weit kommt, etwas geschehe, und dieses kann nur ge- 
schehen, wenn wir ähnliche Einrichtungen haben und treffen, 
wie das in anderen Kirchen der Fall ist. Nur wo die Geist- 
lichen sich zusammen wissen, wo sie gemeinschaftlich arbei- 
ten können, wo sie wissen, dass für sie Etwas geschieht, 
dass man sich um sie bekümmert, dass sie zum wissenschaft- 
lichen Streben angehalten werden, dass sie hier und da revi- 
dirt und controlirt werden, nur da ist eine Zucht und Ord- 
nung möglich. Ich habe daher schon vor zwei Jahren gerade 
zu diesem Zweck einen längeren Antrag gestellt, der gedruckt 
vorliegt in der officiellen Ausgabe der dritten Synode. Dort 
ist von CGonferenzen und verschiedenen anderen Gegenständen 
die Rede, deren wir absolut bedürfen, und nur dadurch, 
glaube ich, kann in den Klerus ein guter Geist kommen, nur 
dadurch können wir Ordnung erhalten. Ich gebe das Alles 
zu, was gesagt ist, dass wir ein solches Gesetz nothwendig 
haben, davon bin ich überzeugt und bitte, Alles das en bloc 
anzunehmen, aber ich glaube, wenn wir zu diesem Schritt 
kommen, dann ist die betreffende Gemeinde bereits verloren, 
oder der Geistliche muss entlassen werden, Eines von Beiden. 
Das Andere gebe ich auch zu, dass er auch freigesprochen 
werden kann, aber wie das einmal so ist, es ist immer schon 
sehr gefährlich, es bleibt immer etwas hängen, und ob die 
Wirksamkeit eine gedeihliche ist, möchte ich sehr bezweifeln. 
Darum möchte ich bitten, jenen Antrag von damals, ich will 
ihn jetzt nicht neu einbringen, dass der ausgeführt werde, 
dass der Herr Bischof die Freundlichkeit haben möge, das 
anzuordnen, das kann er ja thun im amtlichen Kirchenblatt, 
oder wie er das am besten will. Deswegen verzichte ich auf 
die Stellung eines besondern Antrages. Hinweisen möchte 
ich aber auf diesen wunden Punkt vor Allem — Niemand 
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fühlt es mehr, wie wir, wie schlimm es ist, wenn faule Ele- 
mente in unseren Reihen sich befinden. Das fühlt Niemand 
mehr und Niemand hat mehr mehr darunter zu leiden, wie 
wir, und gerade in dieser Hinsicht bitte ich, jenen Antrag, 
der damals der Berücksichtigung überwiesen wurde, wieder 
aufzunehmen und die Ausführung desselben anzuordnen und 
zwar in der Weise, dass man die Aeltesten der Geistlichen, 
oder vielleicht Decane ernennt, oder eine Commission von 
einem Geistlichen und zwei Laien, oder wie man das am 
besten will. Ich verzichte auf die weitere Entwicklung und 
bitte also auch um die en bloc-Annahme. 

Dr. v. Schulte: Als von der Synodal-Repräsentanz, so 
weit diese bei der Sache mitzuwirken hat, bestellter Referent: 
erkläre ich mich mit den sämmtlichen Anträgen und be- 
ziehungsweise Amendements der Commission einverstanden 
und bitte Sie auch, das Statut en bloc anzunehmen inclusive 
der von der Commission gewollten Aenderungen. Zur Sache 
selbst nur noch einige Worte. Das angeführte Münchener 
Promemoria verwirft, wie ich auf Grund eines Synodalbe- 
schlusses mittheilen muss, auch dieses Statut. Dem gegen- 
über hebe ich nur hervor, dass, wie die Acten beweisen, der 
Münchener Entwurf, mit ganz unwesentlichen Ausnahmen, 
ganz ‚auf dem vorigjährigen fusst und von den jetzt vorge- 
brachten Bedenken nichts enthält. | 

Es ist gewiss richtig, meine Herren, dass durch dieses 
Gesetz Niemand gebessert wird. Ein Gesetz über das gericht- 
liche Verfahren kann diesen Zweck nicht haben, denn es wird 
weder aussergerichtlich noch gerichtlich gegen Jemand ein- 
geschritten, der sich Nichts hat zu Schulden kommen lassen. 
Es ist also ganz richtig, was der Herr Vorredner gesagt hat, 
dass die Besserung überhaupt, denn omnis reformatio incipit 
ab ego, von dem Einzelnen, wenn etwas zu bessern ist, selbst 
geschehen muss. Aber Sie müssen ein derartiges Gesetz 
geben; einmal müssen Sie es geben mit Rücksicht auf die 
Staatsgesetze. Wenn z. B. Jemand in Preussen entlassen werden 
sollte, so steht ihm das Recht zu, an den Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten zn appelliren und das Staatsgesetz 
fordert ein geordnetes gerichtliches Verfahren. Dieses Statut, 
meine Herren, schliesst sich im Ganzen an die Grundsätze, 
welche die Reichs-Strafprocess-Ordnung, die am 1. October 
nächsten Jahres in Kraft zu treten hat, festhält. Mehr glaube 
ich, kann der Klerus nicht verlangen, als wenn dieselben 
Grundsätze in dem Gesetz niedergelegt sind, welche über- 
haupt nach Reichsrecht gelten sollen. Ja, meine Herren, es 


119 


geht aber viel weiter. Der Entwurf zieht ja ausser den 
ständigen Richtern die Schöffen aus dem Glerus und den 
Laien hinzu, trägt also der modernsten Anschauung, die Sie 
in. dem Reichsgesetz bei den niedrigsten und bei den schwer- 
sten Sachen haben, dass das Volk selbst entwickeln soll, Rech- 
nung. Was nun den Wunsch des Herrn Pf. Rieks betrifft, 
so scheint mir, liegt die Sache einfach so. Durch dieses 
Statut, wenn Sie es sanctioniren, haben Sie dem Herrn 
Bischof die Möglichkeit gegeben, eine aussergerichtliche Dis- 
eiplin zu handhaben. Die Mittel und Wege und die Formen, 
wie er das thun will, kann er selbst bestimmen. Er ist be- 
rechtigt, da und dort Laien und Geistliche zu bestellen, welche 
eine solche Aufsicht haben sollen und es bedarf meines Er- 
achtens für ihn gar keiner Ermächtigung der Synode, um, 
Decane zu bestellen, denn wir haben in unserer Synodal- und 
Gemeinde-Ordnung ausdrücklich erklärt, das gemeine Recht 
besteht, bleibt in Kraft, so weit es nicht ausdrücklich abge- 
ändert ist. Nun sind Decane eine Einrichtung des gemeinen 
Rechts, die nicht nothwendig sind, die aber im gemeinen 
Recht existiren, es brauchen nicht überall Decane zu sein, 
es können aber überall welche sein. Meine Herren! Es wird 
der Gegenstand gewiss von dem Herrn Bischof und der Sy- 
nodal-Repräsentanz in reiflichste Erwägung genommen; wir 
haben jetzt auch das Organ im amtlichen Kirchenblatt, wo- 
durch man alle derartigen Massregeln zur allgemeinen Kennt- 
niss bringen kann. Meine Herren! Wenn ich nun mit diesem 
Wort noch ein anderes verbinde, so glaube ich auch gewiss 
in der Intention aller anwesenden Geistlichen und Laien zu 
reden. Meine Herren! Wir stehen in einer sehr kritischen 
Zeit, wir können es uns nicht verhehlen, dass vielleicht der 
gestrige Beschluss Missstände nach sich führen wird — wir 
wollen das Gegentheil hoffen — wir können uns vielleicht 
nicht verhehlen, dass man darauf gewartet hat, däss man 
alle möglichen Folgerungen daraus zieht. Meine Herren! In 
einer solchen Zeit tritt an jeden Einzelnen und am allermeisten 
an die Geistlichen die Mahnung heran, nun aber auch sich 
nicht zu begnügen mit dem, was der Einzelne thun muss, 
um noch als ordentliches Mitglied überhaupt zu gelten in der 
amtlichen Stellung, die er hat, um darin nicht als ein un- 
nützes Mitglied zu gelten, sondern, meine Herren, mehr zu 
thun. Es ist jetzt die Zeit, wo jeder Einzelne sagen muss, 
ich habe nicht das Recht, mit dem einen Talent, das mir 
gegeben ist, allenfalls eines zu machen, oder auch das eine 
Talent zu vergraben, sondern wo er bestrebt sein muss, 
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mit dem einen Talent viel Talente zu machen! Es gibt Geist- 
liche, die so viele Amtsgeschäfte haben durch die Verwaltung 
in anderen Orten u. s. w., dass ihre Zeit ausgefüllt ist, aber, 
meine Herren, im Grossen und Ganzen wird mir doch Jeder 
zugeben, wer will, kann immer mehr thun, als wozu er ver- 
pflichtet ist; denn wenn man mehr thun will, findet man, 
glaube ich, die Zeit dazu und, meine Herren, wir dürfen 
gerade jetzt unsere Bewegung absolut nicht stille stehen 
lassen und daher möchte ich an alle, an die Laien, die dazu 
fähig sind und die Zeit und die Mittel haben, deren wird es 
gewiss auch genug unter uns geben, besonders aber an die 
Herren Geistlichen den dringenden Wunsch und die Bitte 
richten, »sie mögen nun aber auch durch Vorträge, durch 
Eifer in der Schule und in jeder derartigen Weise, durch 
persönliche Einwirkung für das Weitergreifen unserer Bewe- 
gung, für das feste Halten, für das Auffordern der Leute, 
für’s Stärken alles thun, was in Ihren Kräften steht! Ich 
glaube, es fordert die jetzige Zeit, dass alle Geistlichen als 
eine Ehrensache ansehen, dass keiner von ihren Mitbrüdern 
sich auch das geringste zu Schulden kommen lasse. Wenn 
dieser Geist in einem Stande herrscht, dann ist, meine Her- 
ren, auch Hoffnung vorhanden, dass es zur Handhabung 
eines derartigen nothwendigen Gesetzes nie kommen werde. 
Und indem ich dem Wunsch nochmals Ausdruck gebe, es 
möge jetzt und namentlich nach dem gestrigen Beschlusse 
ein solcher Geist unter unserem Clerus herrschen, dass man 
Alles und Jedes thue, um zu zeigen, dass unser Glerus 
rein und makellos dasteht, in diesem Wunsche bitte 
ich Sie und. damit dieser Wunsch sich erfülle, das Statut an- 
zunehmen. 

Bischof: Meine Herren! Was Herr Pf. Rieks ge- 
sagt hat, veranlasst mich doch noch zu einer Aeusserung, 
obgleich ich mit der Rede des Herrn Geheim-Rath v. Schulte 
vollständig übereinstimme. Es klang durch das Wort des 
Herrn Pf. Rieks die Klage hindurch, dass eigentlich ein Man- 
gel an Diseiplin vorhanden gewesen sei, dem wir nicht hätten 
abhelfen wollen, obgleich er Anträge in dieser Beziehung ge- 
stellt hätte. — Als Sie mich nöthigten, moralisch nöthigten, 
gegen meinen Willen die Bischofswahl anzunehmen, war ich 
so durchdrungen von dem Unheil, das die römische Juris- 
dietion in der Kirche angerichtet hatte und von dem Miss- 
verhältniss zwischen der Hierarchie und dem Klerus und den 
Laien, dass ich sagte, in der tiefsten Erregung: ich werde 
annehmen, aber reden Sie dann nicht von Gehorsam, ich will ein 
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anderes Wort; und auf die Frage des Herrn Geheim-Rath 
v. Schulte sagte ich: .‚Liebe‘‘ und darauf fügte der Herr 
Geheim-Rath das Wort: „Verehrung“ hinzu. Wie ich da- 
mals in der Täuschung befangen war, es gäbe noch Tau- 
sende und aber Tausende Männer, welche das Gewissen über 
alles setzten, welche weder Hindernisse nach Innen und nach 
Aussen fürchteten, um die Wahrheit zu bekennen, so war ich 
damals auch der harmlosen Meinung hingegeben, es kämen nur 
Priester zu uns, die ergriffen seien von dem Gedanken, der uns 
bewegte, Priester, die ein Herz für das Volk hätten, Priester, 
die in derselben Gemüthsstimmung sich befänden, wie der 
Offizier, der vor der Schlacht steht für’s Vaterland. Darin 
habe ich mich bitter getäuscht. Ich habe übrigens nur lang- 
sam mich von dieser Täuschung erholt und die Enttäuschung 
erst allmälig mir eingestehen mögen. Darum entschloss ich 
mich so schwer zum Einschreiten. Andererseits war ich auch 
gebunden. Ich erwartete das Heil gegenüber der persön- 
lichen Willkürherrschaft der römischen Hierarchie von 
der Synodal-Regierung der Kirche und darum war ich 
einverstanden, dass die Behörde, welche die Synode mir zur 
Seite setzte und deren Vorsitz ich führe, „Synodal-Reprä- 
sentanz‘ genannt werde. Das war- eine Bezeichnung, 
welche die Schweizer nicht verstanden, weshalb sie Synodal- 
Rath sagten. Nein, nicht Rath, sondern Repräsentanz der 
Synode soll die Behörde sein, die Synode in Permanenz, 
und darum habe ich nichts gethan, nicht einen Finger ge- 
rührt, ohne die Synodal-Repräsentanz; ich habe die kleinsten 
Anordnungen in die Behörde gebracht und habe nur aus- 
geführt, was die Behörde gewollt hat. Erhalte ich durch 
dies Statut eine Gewalt, so würde ich sie üben. 


Der Antrag der Commission wird hierauf einstimmig an- 
genommen. 


Zweiter Gegenstand: Antrag des Herrn Prof. Dr. Michelis: 


„Die Synode wolle die Erklärung abgeben: 

Gegenüber den mannigfachen Hoffnungen, welche seit dem Thron- 
wechsel in Rom die Welt bewegen, als ob durch eine diplomatische Ver- 
ständigung mit dem sich unfehlbar nennenden römischen Papste der 
Friede in den erschütterten Grundlagen der menschlichen Gesellschaft 
erreicht werden könne, sieht sich die fünfte Synode der Altkatholiken 
zu dem Bekenntnisse sowohl ihres unerschütterlich festgehaltenen ka- 
tholischen Glaubens als ihres unerschütterlichen Festhaltens an dem 
Ziele einer vollen Reformation gedrängt. Wir bewahren nicht allein 
fest den ganzen Schatz der übernatürlichen Wahrheiten unseres Glau- 
bens, soweit diese in der göttlichen Offenbarung wirklich und nicht 
scheinbar begründet sind, sondern auch die Ueberzeugung, dass Chri- 
stus eine feste, aber lebensfähige Ordnung der Kirche als Grundlage 
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der höchsten Entwicklung der Menschheit auf Erden gestiftet hat, zu 
welcher auch der im Apostolat vom Herrn selbst begründete Primat 
gehört. Und wenn wir nun auch die ganze Corruption, welche aus 
der menschlichen Handhabung dieser göttlichen Ordnung zum Fluche 
statt zum Segen, namentlich durch den römischen Missbrauch des Pri- 
mates hervorgegangen ist, geschichtlich hinnehmeu müssen und auch 
verstehen können, ohne das vielfache Gute zu verkennen, was aus der- 
selben für die Menschheit hervorgegangen ist, so ist doch über Alles 
klar, dass der bis zur Unfehlbarkeit sich verirrende, der Reform und 
der Besserung widerstrebende Geist der römischen Curie vor allem 
andern das für eine glückliche Entwicklung der mehschlichen Gesell- 
schaft zu bekämpfende Hinderniss ist. Und in diesem Sinne geloben 
wir, fest und unverbrüchlich auszuharren in der Sache, die Gott auf 
unser Gewissen gelegt hat.“ 
Dr. v. Schulte als Referent der Synodal-Repräsentanz 
beantragt in deren Namen: 
„den Antrag des Herrn Prof. Dr. Michelis wegen des Mangels jedes 
Bedürfnisses einer solchen Erklärung abzulehnen,“ 


indem er ausführt, dieselbe erkenne die vortreffliche Intention 
vollkommen an, halte es aber nicht für die Aufgabe der 
Synode, einen Beschluss über die ausgesprochenen Ideen zu 
fassen, weil das Untersuchungen erfordere, welche während 
der Synode und von einer solchen nicht gut vorzunehmen 
seien; er hoffe, der Antragsteller, werde auf einer Discussion 
nicht bestehen. 

Prof. Dr. Michelis: Meine Herren! Wenn ich nicht 
vollständig diesem Wunsche genügen kann, so sehen Sie das 
als eine Folge meiner Haltung in der gestrigen Debatte an, 
die, davon seien Sie überzeugt, mich so tief ergriffen hat, 
wie irgend einen und je etwas. Ich habe mich so gestellt, wie 
ich es meinem Gewissen gemäss glaubte thun zu können, 
und wenn ich von denen mich trennte, mit denen ich zu- 
sammengestanden habe im Anfange der Bewegung, die jetzt 
von der unmittelbaren Theilnahme sich ausgeschlossen haben, 
so ist das mir bloss möglich geworden durch das, was man 
in einem ganz anderen Sinn, als wie ich es verstehe, immer 
die ideale Auffassung der Sache nennt. Ich weiss nun ganz 
gut, dass ich darüber hier nicht weiter sprechen kann, aber 
ich möchte doch mit einem kurzen Worte meine wahre Stel- 
lung bezeichnen. Ja, meine Herren, ich lebe in dem, was 
man Idee nennt, aber ich kann Ihnen versichern, eben des- 
halb bin ich durch Nichts so unangenehm berührt, als durch 
den Gebrauch des Wortes Idee. 

Ich verstehe unter Idee und Idealismus den Gegensatz 
zum Materialismus, die Realität von etwas Höheren, und darin 
steht nicht allein der ganze Mensch, sondern steht vor allem 
unsere altkatholische Bewegung, die so sehr in der Wirklich- 
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keit aber doch ideal ist, dass ich in der That nicht begreife, 
wie es nicht in der Aufgabe oder in der CGompetenz einer 
Versammlung liegen sollte, gegenüber diesen tiefsten Erregun- 
gen, die jetzt durch die Menschheit gehen, auch ein klares 
und ernstes Wort zu sagen. Was eigentlich den Anstoss 
bildet, das kann ich ja hier hervorheben, dass ich immer 
glaube, wenn ich vom Primat in der Kirche spreche, als 
von einem Organismus, wie Christus sie gestiftet hat, das ich 
das gar nicht anders kann; ich kann keinen Begriff haben, 
ohne seine nothwendigen Bestandtheile. Das ist aber nicht 
dasselbe mit dem, was man jetzt Primat nennt im jetzigen 
Sinn.. Ja, meine Herren, wir lassen uns da durch ein Schreck- 
bild ganz aus unserer Position hinauswerfen, wenn wir uns 
scheuen, diesem Begriffe klar in’s Angesicht zu schauen. Ich 
habe allemal in Vorträgen den grossen Gedanken ausgeführt, 
die Kirche, wie Christus sie gegründet hat, ist die sittliche 
Organisation der Menschheit. Anders habe ich keinen Be- 
griff von der Kirche. Dann gehört aber zu diesem Begriff 
der Kirche eine Organisation mit einer Spitze, aber das ist 
nicht das, was man jetzt den Primat nennt. Der jetzige rö- 
mische Primat ist mir nichts anders, als eine weltgeschicht- 
liche Entwicklung, die ich als solche auch weltgeschichtlich 
beurtheilt haben möchte. Nebenbei bemerke ich, dass ich 
das durchaus der altkatholischen Bewegung unwürdig erachte, 
die Scandale von Rom u. s. w. aufzuzählen; wir müssen 
uns erhaben über diesen niedrigen Standpunkt wissen, wir 
müssen eben gegen die grosse weltgeschichtliche Entwicklung 
weltgeschichtlich verfahren, sonst kann man nicht mehr dar- 
über sprechen. Es ist eine weltgeschichtliche Entwicklung, 
die werden wir nicht ignoriren dürfen, sonst setzen wir uns 
ausserhalb des Urtheils der Menschheit. Um wirklich die 
Aufgabe, die bisher die Weltgeschichte nicht gelöst hat, aus- 
zuführen, nämlich diese römische Herrschaft zu stürzen, müs- 
sen wir eben an den idealen Punkt einsetzen, auf dessen 
Missbrauch sie sich gegründet hat. Wenn wir nicht als Ka- 
tholiken die Idee des Primats im richtigen Sinn annehmen, 
so haben wir gar keinen einzigen Angriffspnnkt zum Kampfe 
gegen Rom. Mir ist eigentlich unsere ganze Bestrebung. zu- 
sammengefasst in dem Gedanken: der Altkatholieismus führt 
einen Verfassungskampf in der Kirche, wir führen in der 
Kirche das System jetzt durch, was im Staat durch die Con- 
stitutionen durchgeführt worden ist und das ist nicht eine 
später gekommene Idee, sondern ist die ursprüngliche Idee 
der Kirche; und in unserer Synodal-Verfassung und in un- 
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‚ serer Gemeinde-Verfassung, in unserer Anerkennung des Con- 
stitutionalismus in der Kirche. Da ist vollständig, wenn wir 
das überhaupt durchführen, die Möglichkeit gegeben, dass 
Sie die Idee des Primats in der inneren christlichen Auffas- 
sung wieder herstellen und befreien von der Missbildung, zu 
der sie gekommen ist. Also, wenn wir über dieses Missver- 
ständniss erst streiten müssen — ich begreife gar nicht, wie 
man darüber streiten kann, wenn man die Sache richtig 
fasst. Als ich das Bedürfniss hatte, das auszusprechen, da 
standen wir auch nicht in der furchtbaren kritischen Lage, 
in der wir jetzt stehen und deshalb kann ich nicht zugeben, 
dass es nicht an der Zeit, dass es nicht ein Bedürfniss wäre, 
dass von der Synode aus eine solche Ansprache gegeben 
werde; ich meine, es wäre durchaus der Lage der Sache 
gemäss, wenn in einer solchen Lage die altkatholische Sy- 
node eben auch ein kräftiges, mächtiges Wort in die Zeit 
hineinredete, und ich kann nicht zugeben, dass es etwa un- _ 
geeignet wäre. Aber die Zeit ist vorüber, ich werde also 
das weitere nicht durchführen, ich habe wenigstens vorläufig 
das Meinige gesagt. 

Thürlings: Meine Herren! Ich glaube, Herr Prof. 
Michelis unterschätzt die Mühe und die Zeit, die uns die De- 
hattirung dieses Antrages verursachen würde. Wenigstens 
über jeden einzelnen Satz müssten wir verhandeln und es ist 
meine Meinung und ich habe so die Meinung der Synodal- 
Repräsentanz aufgefasst, ganz unmöglich, in dieser Beziehung 
zu Ende zu kommen. Der Primat ist meiner Meinung nach 
eine Frage, die für uns so ausserordentlich wenig praktisch 
ist, dass ich glaube, wir dürfen vor der Hand, da wir nicht 
anders können, mit dem zufrieden sein, was wir haben. 
Warum sollen wir das Dach des Hauses bauen, ehe wir die 
Mauern fertig haben; wir können nichts anders thun und 
ich meine, dass wir alle in unserem Inneren und in der Mitte 
unserer Verfassung die Kirche vollständig erkennen können, 
so weit sie für uns überhaupt möglich ist. Die weitere Aus- 
führung der kirchlichen Verfassung und die Einheit der Kirche, 
das ist eine Frage, an die wir heute kaum noch denken 
dürfen. 

Bischof: Herr Prof. Michelis hat den Antrag zurück- 
gezogen, damit ist die Sache erledigt. Der Herr Geheim-Rath 
v. Schulte ist Berichterstatter über No. 12. 

Dritter Gegenstand: Anträge der Synodal-Repräsentanz 
betr. die Synodal- und Gemeinde- und Geschäfts-Ordnung. 

Nach kurzer Motivirung des Referenten der Synodal- 
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Repräsentanz, Dr. v. Schulte, werden einstimmig ange- 
nommen ohne Debatte die folgenden von der Synodal-Re- 
präsentanz gestellten Anträge, betreffend Zusätze und Abän- 
derungen der Synodal- und Gemeinde - Ordnung und der 
Geschäfts-Ordnung; 

„I. Die Synodal- nnd Gemeinde-Ordnung wird in folgen- 
den Punkten ergänzt, bezw. abgeändert: 

$ 16. Wenn im Laufe des Jahres ein Mitglied der Synodal- Re- 
präsentanz ausscheide, so können die übrigen Mitglieder für die 
Zeit bis zur nächsten Synode einen Ersatzmann wählen. 

Zusatz zu S 40 als Abs. 3. 

Jede Gemeinde, bezw. jeder Verein hat bis zum 1. Juli jedes Jahres 
dem Bischof die Namen des Vorsitzenden und der Mitglieder des Kir- 
chenvorstandes mitzutheilen und von jeder eingetretenen Veränderung 
binnen acht Tagen Mittheilung zu machen. 

Zu $S$ 55 und 56. 

Das von der Synode beschlossene »Statut für die Handhabuny der 
Disciplin über den Klerus« bildet _ einen Theil der Synodal- und Ge- 
meinde-Ordnung. 

ZuS$ 8. 

$ 3 ist aufzuheben. 

II. Die Geschäfts-Ordnung wird in folgenden Punkten abge- 
ändert, bezw. ergänzt : 

Zu $5. Zusatz: 

»auf Grund der stenographischen Aufzeichnungen einen alles We- 
sentliche der Debatte enthaltenden.« 

Jede Gemeinde, bezw. jeder Verein ist verpflichtet, ein Exemplar 
des Berichtes gegen Einsendung von zwei Mark in Baar oder Reichs- 
briefmarken von der bischöflichen Kanzlei zu beziehen. Der Ueber- 
schuss fliesst in die Kasse zur Unterstützung der hülfsbedürftigen Geist- 
lichen und Gemeinden. 

Zu $ 25. 

Der Paragraph erhält folgende Fassung: Die Synodal-Repräsentanz 
stellt die Reihenfolge fest, in welcher die Berathungsgegenstände zur 
Verhandlung gelangen. 

Zu $S 35. Zusatz: 

. Bleibt die Abstimmung zweifelhaft, so ist der Schlussantrag ab- 


Auf schriftlichen Antrag von zwanzig Mitgliedern findet nament- 
liche Abstimmung Statt. 

Zusatz zu $ 43: 

»entscheidet die Synode ohne vorherige Debatte.« 

Zu $S 48. Zusatz: 

»Beim Beginn der zweiten Sitzung wählt« u. s. w. 

Zu $S 50. 

»in Bonn oder so nahe bei Bonn wohnen, dass sie durch eine fünf- 
stündige Reise« u. s. w.“ 


— 


Der letztere, unter Annahme des von Herrn Weil ge- 
stellten Amendements, anstatt „fünfstündige“ zu setzen: 
„halbtägige‘, sodann der Antrag der Synodal-Repräsentanz: 


„Die Synodal- Repräsentanz hat eine neue Ausgabe der Synodal- 
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und Gemeinde-Ordnung zu veranstalten, worin die seit 1874 gefassten 
Abänderungen und Zusätze unter Hervorhebung der früheren mitzu- 
theilen sind. Als Anhang dazu ist ein Abdruck der übrigen Beschlüsse 
der fünf Synoden, soweit sie gelten, und ein möglichst vollständiger 
Abdruck der staats-kirchlichen Gesetze u. s. w. zu geben. 


Jede Gemeinde, bezw. Verein ist verpflichtet, diese Ausgabe gegen 

Erlag von zwei Mark von der bischöflichen Kanzlei zu beziehen. Um 

denselben Preis kann sie jeder Andere beziehen. Der allfällige Ueber- 

schuss fällt dem Fonds für Unterstützung der hülfsbedürftigen Geist- 
lichen und Gemeinden zu,“ 
mit dem von Herrn Staatsanwalt Drescher beantragten 
Zusatze: 
„Synodal- und Gemeinde - Ordnung und der Geschäfts-Ord- 
nung für die Synode“ 

Die Frage, über welche sich die Herren’Keller, Malsch, 
Stapf, Knoodt, der Bischof äussern, ob lateinische oder 
deutsche Typen zu wählen seien, wird der Synodal’- Reprä- 
sentanz überlassen. 

Der fernere Antrag der Synodal-Repräsentanz: 


„Dezüglich des $21 Synodal- und Gemeinde-Ordnung folgenden Be- 
schluss zu fassen: 


Nachdem die Organisation der altkatholischen Gemeinschaft im We- 
sentlichen durchgeführt ist, stellt die Synode dem Bischof anheim, die 
Einberufung der nächsten Synode mit Zustimmung der Synodal - Re- 
präsentanz auch nach Ablauf eines längeren Zeitraums, als den im 
$ 21 bestimmten vorzunehmen,“ 

wird von dem Referenten der Synodal-Repräsentanz, Dr. v. 
Schulte, wesentlich dahin motivirt, dass er als Antrag- 
steller in der Synodal - Repräsentanz ihn gestellt habe, um 
eventuell, d. h. im Falle der Annahme des Antrags der 
Synodal-Repräsentanz bezüglich der Gölibatsfrage der Syno- 
dal- Repräsentanz das Mittel zu geben, denselben auszu- 
führen; dass die jährliche Absendung von Delegirten vielen 
Gemeinden schwere Opfer auferlege, während möglichste 
Vollzähligkeit wünschenswerth sei, dass für den Fall eines 
Bedürfnisses (z. B. Disciplinarsachen) oder eines allgemeinen 
Wunsches die Berufung im nächsten Jahre selbstverständlich 
sei, jedenfalls dies in drei Jahren zu geschehen habe. 


' Dagegen machen die Herren Weil, Weber, Stephan, 
Selz geltend, dass es insbesondere nach dem gestrigen Be- 
schlusse bezüglich der Cölibatsfrage misslich sei, gerade jetzt 
den Antrag anzunehmen, weil das einen übeln Eindruck machen 
könne und es höchst wünschenswerth sei, im nächsten Jahre 
zusammen zu kommen. 


Der Referent zieht mit Zustimmung der Synodal - Re- 
präsentanz den Antrag zurück. 
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Der letzte Antrag der Synodal-Repräsentanz: 

„Zu beschliessen : 

Es ist im Allgemeinen unstatthaft, dass ein altkatholischer Geist- 
licher das von der Geistlichkeit einer andern christlichen Confession 
verweigerte kirchliche Begräbniss einer Person. vornehme, welche im 
Leben weder einer altkatholischen Gemeinschaft förmlich angehört, noch 
am altkatholischen Gottesdienste Theil genommen hat. Kann jedoch 
die Verweigerrng nach klarer Lage der Sache nicht gebilligt werden, 
so ist auf Ansuchen der hierzu berechtigten Verwandten des Verstor- 
benen oder sonst legitimirten Personen die Vornahme gestattet,“ 

wird vom Referenten, Dr. v. Schulte, ausführlich motivirt, 
von Pf. Rieks bekämpft, weil er überflüssig sei und zu Miss- 
ständen führe, von Prof. Weber im Hinblick auf seine eigene 
Erfahrung befürwortet. Der Referent hebt hervor, dass alle . 
geltend gemachten Bedenken nicht zutreffen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Man schreitet zu den Wahlen. Bezüglich der Wahl der 
Schöffen wird auf Vorschlag des Dr. v. Schulte einstimmig 
beschlossen: Diejenigen als gewählt anzusehen, welche die 
meisten Stimmen haben, sämmtliche acht Geistliche und ebenso 
alle acht Laien auf Einen Zettel zu schreiben, die Feststellung 
des Resultates dem Bureau zu überlassen. Zugleich wird 
hervorgehoben, dass bei Aufstellung der Liste die Rücksicht 
obgewaltet habe, möglichst in der Nähe von Bonn wohnende 
Personen zu nennen. 

Das Wahlresultat war; es sind zu Schöffen gewählt 
von 73 Abstimmenden: 

Geistliche: Lutterbeck 70 Stimmen. Mosler 65 St. Thürlings 
65 St. Rieks 62 St. Steinwachs 62 St. Weber 57 St. Rabbertz 55 St. 
Weidinger 38 St. 

Laien: Rentner Wachendorf in Bonn 64 Stimmen. Oberlehrer Dr. 
Giesen daselbst 67 St. Sanitätsrath Dr. med. Schäfer daselbst 65 St. 
Kaufmann Jos. Keller in Heidelberg 64 St. Stadtrath M. Weil in Offen- 


bach 59 St. Anwalt Struve in Mainz 57 St. Landtagsabgeordneter Ste- 
phan in Hessloch 47 St. Dr. Zeroni in Heidelberg 48 St. 


Zu Synodal-Examinatoren werden auf Vorschlag 
des Dr. v. Schulte mit allgemeiner Zustimmung per Acela- 
mation wiedergewählt die vorjährigen mit der Massgabe, dass 
dem Herrn Bischof für den Fall der Nichtannahme Seitens 
eines Gewählten die Wahl eines Ersatzmannes überlassen werde. 

An die Stelle der ausgeschiedenen ordentlichen Mit- 
glieder der Synodal-Repräsentanz wurden gewählt: 
Pfarrer Dr. Tangermann und Geh. Justizrath Meurer in 
Köln, zu ausserordentlichen: Prof. Dr. Michelis in Frei- 
burg, Prof. Dr. Weber in Breslau, Oberbürgermeister a. D. 
Malsch in Karlsruhe, Bezirksrichter Reuthner in Kaisers- 
lautern. 
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Bischof: Meine Herren! Wir sind am Schlusse unserer 
Verhandlungen. Meine Herren! Was sie alle erlebt haben 
in diesen Tagen, das hat einen so mächtigen. Eindruck her- 
vorgerufen, dass ich es nicht für nöthig erachte, mich dar- 
über weiter zu äussern. Nur eins möchte ich noch sagen: 
Es werden, wie viele einsichtige, ernste Männer auch hier 
versammelt sind, doch nur Wenige von ihnen annäherungs- 
weise eine Vorstellung davon haben, in welche Lage ich 
durch den gestrigen Beschluss versetzt worden bin. Indem 
ich daher einerseits zu Gott bete, dass er alle die von den 
Einen gefürchteten Nachtheile abwenden möge und den von 
den Andern gehofften Segen von dem Beschluss reichlicher 
verleihe, als es Einer zu hoffen wagt, bitte ich jedoch jeden 
Einzelnen aus uns, alles zu thun, was seine heilige Pflicht 
ist, um durch seine eigene Persönlichkeit, durch seine Arbeit, 
durch semen Lebenswandel zu zeigen, was der Altkatholieis- 
mus ist. Wollen wir wirklich eine Kirche von etwa 180 Mil- 
lionen in die Reform hereinziehen, dann müssen wir in Zu- 
kunft mehr durch Thaten als durch Worte reden. Das Wort 
des Apostels, das Wort der Ermahnung, wobei er sich selbst 
voranstellt, dass Jeder möge also wandeln, dass die Sache 
Jesu Christi nicht gelästert werde, das ist auch an uns ge- 
richtet, denn es ist ja keine andere Sache, die wir vertreten 
wollen, als diese; in ihr sehen wir ja den Frieden des Vol- 
kes, das Heil der Nation. Darum lassen Sie uns also wan- 
deln, dass Niemand auch durch den Schein Anlass nehme, 
die Sache zu tadeln, die wir vertreten. Es ist hervorgehoben 
worden, es möge Niemand an die Rechte rühren, die den 
Laien zu Theil geworden sind; ich bin wohl am allerfernsten 
von dem Gedanken, die Rechte der Laien zu beschränken; 
aber ich erinnere daran, dass, wenn die Laien jetzt beson- 
dere Rechte haben, sie auch Pflichten haben; es entspricht 
jedem Recht für den Mann eine heilige Pflicht und die Pflicht 
besteht wesentlich darin, dass Jeder es an keinem Studium 
fehlen lasse, um in den Geist der katholischen Kirche einzu- 
dringen, dass Keiner es unterlasse, das Wort Gottes in seiner 
Reinheit in sich aufzunehmen, um überall, wo er zur Rechen- 
schaft gezogen wird, auch Rede und Antwort darüber stehen 
zu können; diese Pflicht besteht auch für den Laien darin, 
dass er das wunderbare Sittengesetz des Evangeliums, wel- 
ches alle socialen Fragen lösen würde, wenn es allgemein 
befolgt wäre, an sich selbst also zu verwirklichen strebe, 
dass Jeder es anschaut an ihm. Ich hielt es für nothwendig, 
obgleich ich es glaube, dass Sie diese Erwägung selbst 
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machen, sie doch noch auszusprechen; und somit bitte ich 
Sie, in Ihre Gemeinden zurückzukehren in der Absicht, möge 
Einer nun in der Minorität geblieben sein oder mit der Ma- 
jorität seinen Wunsch erfüllt gesehen haben, daheim Frieden 
zu stiften. Jeder möge die Gemeinden beruhigen, Jeder sich 
bemühen, die Einheit in der eigenen Gemeinde zu bewahren, 
aber auch den Frieden mit den Nachbargemeinden, damit 
nicht ganze Gemeinden abgestossen werden, noch innerhalb 
der Gemeinden Zwiespalt entstehe; denn das Wort ist un- 
trüglich, dass in der Einmüthigkeit der Geist Gottes sich offen- 
bart. Wo die Einmüthigkeit nicht ist, da ist der Geist Gottes 
nicht und da kommt er auch nicht. Also das ist unsere 
nächste Aufgabe in unseren engeren Kreisen, diese Ein- 
müthigkeit nicht bloss zu erhalten, sondern da, wo sie be- 
sonders gefährdet ist, sie wieder zu gewinnen und zu befesti- 
gen zu suchen! Mit diesem Wunsche also, dass Jeder als 
Friedensstifter in seine Gemeinde zurückkehre, entlasse ich 
Sie und hoffe, dass, wenn wir uns wiedersehen, wir in einer 
freudigeren Stimmung uns befinden, als sie jetzt bei manchem 
vorhanden ist. 

Prof. Bauer gibt der frohen Hoffnung in die Zukunft 
Ausdruck, leiht dem Danke der Synode gegen den Bischof 
warme Worte, bringt demselben ein Hoch aus, in das drei- 
mal die Anwesenden einstimmen. 

Das Protokoll der Sitzung wird verlesen und genehmigt, 
die Sitzung und mit ihr die ‚fünfte Synode um 12 Uhr ge- 
schlossen. 


Beilagen‘). 


1. Bericht der Synodai-Repräsentanz betreffend 
die Cölibatsfrage. 


(Beschluss von 1877 sub IV.) 


Die Synodal-Repräsentanz hat nach eingehender Berathung 
am 20. Juni v. Js. den Beschluss gefasst, an die Ministerien 
von Preussen, Baden und Hessen eine Anfrage zu richten. 
Das nach schriftlicher und mündlicher Berathung festgestellte 
Schreiben ist am 28. Juli v. Js. abgegangen. Die Antwort- 
schreiben folgten von Hessen d. d. 28. Sept. v. Js., Preussen 
17. Dec. v. Js., Baden 14. Febr. d. Js. Alle vier Schreiben 
werden zur Kenntniss der Synode gebracht werden. 

I. Während das grossh. hessische Ministerium eine Beant- 
wortung ablehnt, ergeben die Schreiben des preussischen und 
badischen: 

erstens, dass eins die Aufhebung des CGölibatszwanges 
als eine innerkirchliche Angelegenheit erklärt (Baden), das 
andere der Auffassung des Gegenstandes als eines inner- 
Kirchlichen nicht entgegentritt (Preussen); 

zweitens, dass beide, soweit ein richterliches Urtheil 
in Betracht kommen kann, einen Ausspruch ablehnen; 

drittens, dass keine Bedenken geltend gemacht werden. 

II. Was nun den cersten Punkt des Synodalbeschlusses, 
betreffend den Auftrag an die Synodal-Repräsentanz: 


*), Da in der „Sammlung von kirchlichen und staatlichen Vorschrif- 
ten für die altkatholischen Kirchengemeinschaften“ (siehe oben S. 126) das 
„Statut für die Handhabung der Disciplin über den Klerus“, sowie die 
übrigrn bereits in dem voraufgehenden Berichte enthaltenen Beschlüsse 
abgedruckt sind, ist ein erneuerter Abdruck unterblieben. Das Münchener 
Promemoria (oben S. 21 fg.) ist nicht abgedruckt worden, weil dasselbe 
bereits im „Deutschen Merkur“ Nr. 25 veröffentlicht wurde, 
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„festzustellen, ob und welche rechtliche Hindernisse der 

praktischen Ausführung der Aufhebung des Cölibatsgesetzes, 

im Wege stehen‘, 
angeht, so gibt die Synodal-Repräsentanz ihre Ansicht im Fol- 
genden kund.. Das Reichsgesetz vom 6. Febr. 1875, $ 39, 
hebt alle Vorschriften auf, welche das Recht zur Eheschlies- 
sung weiter beschränken, als es durch dieses Gesetz geschieht. 
Hieraus folgt, da der CGölibat im Gesetze nicht vorkommt, 
erstens, dass dem Geistlichen kein civilrechtliches Hinder- 
niss der Heirath im Deutschen Reiche entgegensteht, zwei- 
tens, dass kein staatlicher Richter als solcher aus dem 
Verbote der Ehe der Kleriker irgendwelche civilrechtliche 
Wirkung ableiten kann. Insoweit eine civilrechtliche Wirkung 
Folge eines innerkirchlichen Aktes ist, könnte die Sache 
anders stehen. 

Diese Voraussetzung könnte in dem Falle Anwendung 
finden, wenn ein Geistlicher, welcher der altkatholischen Ge- 
meinschaft beigetreten und eine Pfründe besitzt, die als solche 
der betreffenden Altkatholikengemeinschaft nicht überwiesen 
worden ist, heirathete. 

In Baden würde derselbe keinen Nachtheil von dem 
Augenblicke an nach Art. 1. Gesetz vom 15. Juni 1874, er- 
leiden können, wo innerhalb der altkatholischen Kirche der 
Cölibat aufgehoben sein würde, weil das Gesetz Besitz und 
Genuss der Pfründe sichert und die Ehe keinen Grund mehr 
bilden würde, die Erledigung der Pfründe zu erklären. Da- 
gegen wird in Preussen $ 3. Gesetz vom 4. Juli 1875, von 
den Behörden dahin interpretirt, dass ein Pfründeninhaber, 
der der altkatholischen Gemeinschaft beitritt, nur dann ge- 
schützt wird, wenn eine altkatholische Gemeinschaft sich im 
Sprengel der betreffenden Pfarrei befindet. So lange also 
die Pfründe selbst den Altkatholiken nicht zugewiesen ist, 
stände sie unter der Jurisdiction des römischen Bischofs. 
‘Wenn dieser sie wegen Verheirathung des Pfründeninhabers 
für erledigt erklärte, stände Letzterem die Berufung an den 
Königl. Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten frei. Ob 
dieser, auf das Reichsgesetz gestützt, das Kirchenrecht für 
abrogirt ansehen würde, ist nicht festzustellen, also fraglich. 
So lange freilich in den jetzt staatsgesetzlich erledigten 
Diöcesen keine Ordinarien zu fungiren berechtigt sind, würde 
ein sich verheirathender Beneficiat im Genusse der Pfründe ver- 
bleiben. Der Fall Susczynski hat dies gezeigt. Aus dem Ge- 
sagten folgt, dass die etwa von der Synode zu beschliessende 
Zulassung verheiratheter Priester zur Vornahme der Seel- 
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sorge keineswegs als ein Mittel ausgelegt werden könnte, um 
Geistliche heran zu ziehen; weil dieser legislatorische Schritt 
rechtlich für kein deutsches Land eine Aenderung herbei- 
führen würde. 

- IM. Die von der Synode der Synodalrepräsen- 
tanz aufgegebene Frage muss also hinsichtlich 
der Person der Geistlichen verneint werden. Ein 
Gleiches ist der Fall bezüglich unserer rechtlichen Lage 
überhaupt. 

Für Preussen und Baden ist die Sache durch die Er- 
klärung der Ministerien erledigt. Wenn man gesagt hat, die 
bayerische Regierung könne vielleicht aus der Aufhebung 
des Gölibatszwanges einen Anlass hernehmen, die Altkatho- 
liken nicht mehr als Katholiken anzusehen, so hat man die 
rechtlichen Bestimmungen übersehen. Nach der II. Beil. der 
Verf.-Urk. (Rel.-Edict) vom 26. Mai 1818, $ 64 lit. d. werden 
die „Ehegesetze, insofern sie den bürgerlichen Vertrag und des- 
sen Wirkungen betreffen‘, als reine Staatssache erklärt. Durch 
das Reichsgesetz ist das Ehehinderniss „der Priesterweihe‘, 
welches der God. Max. bav. civ.I. 6. SS hat, entfallen, eben- 
so alle sonstigen dasselbe anerkennenden Gesetze u. Ss. w. 
Nach Rel.-Ed. S 64, lit. c. sind weiter als „weltliche Gegen- 
stände“, welche sich nach den Gesetzen des Staates richten, 
erklärt: „Verordnungen und Erkenntnisse über Verbrechen 
und Strafen der Geistlichen, welche auf ihre bürgerlichen 
Rechte einen Einfluss haben.“ Es gibt kein geltendes baye- 
risches Staatsgesetz, aus welchem irgendwelche staatliche 
Nachtheile sich ergeben, die mit der Einhaltung oder prak- 
tischen Beseitigung des Cölibatsgesetzes verknüpft sind. Im 
Rel.-Ed. $ 38, e und d ist als ‚innere Kirchenangelegenheit“ 
erklärt, die „geistliche Amtsführung‘‘ und ‚die Kirchendisci- 
plin“, im $ 103, Abs. 3, für „die übrigen inneren Kirchen- 
angelegenheiten‘ das Concordat, also nach dessen Art. XII. d. 
XVII und XVII das canonische Recht. Hieraus ergibt sich 
unzweifelhaft, dass in Bayern die Verheirathung eines katho- 
lischen Geistlichen den Ordinarius zu denjenigen Schritten be- 
rechtigt, welche das canonische Recht zulässt. Die bayeri- 
sche Regierung hat, obwohl sie die förmliche ‘Anerkennung 
des Bischofs abgelehnt hat, bisher die Altkatholiken als Ka- 
tholiken anerkannt und den Massregeln der römischen Bi- 
schöfe, welche sich auf die staatlich nicht anerkannte Const. 
Pastor aeternus vom 18. Juli 1870 stützten, jede Wirkung 
versagt. Die Altkatholiken waren wegen der Nichtanerkennung 
des Bischofs nicht in der Lage, für die bisherigen Synodal- 
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beschlüsse, soweit das hätte geschehen können oder müssen, 
das Placet einzuholen. Für eine den Cölibatszwang prak- 
tisch beseitigende Verordnung wäre, da diese, wie gezeigt, 
keine bürgerlichen Wirkungen erzeugen würde, nach Rel.-Ed. 
S 59 eine Genehmigung nicht erforderlich, weil sie sich. auf 
ein in Bayern geltendes Gesetz, das Reichsgesetz vom 6. Febr. 
1875, stützt. 

Es ist nun gar nicht denkbar, dass die bayerische Regie- 
rung, wenn man das unter I. und III. Gesagte in Betracht 
zieht, ein etwaiges den Zwangscölibat beseitigendes Synodal- 
statut zur Veranlassung nehmen könnte, ihren bisherigen 
Standpunkt aufzugeben. 

Bezüglich der übrigen Staaten bedarf es keiner weiteren 
Ausführung, weil kein dem CGölibate rechtliche Wirkungen 
beilegendes Gesetz in ihnen existirt, für die Folgen der 
innerkirchlichen Normen das Gesagte in Betracht kommt. 

IV. Es ergibt sich demnach, dass die praktische Aus- 
führung der Aufhebung des Gölibatsgesetzes rechtlich in Ba- 
den auf kein Hinderniss stossen würde, dass aber in Preussen 
und Bayern ein bepfründeter, zur altkatholischen Ge- 
meinschaft tretender Geistlicher seine Pfründe verlieren könnte. 

V. Was die praktische Ausführbarkeit betrifft, so hält 
die Synodal-Repräsentanz es nicht für ihre Aufgabe, über die 
Frage: ob das Einkommen überall genügen werde, 
eine Familie zu ernähren? ein Urtheil abzugeben. 

VI. Die weitere Frage, ob die praktische Aus- 
führung an der Ansicht des Volkes scheitern könne, 
hat zwei Seiten. Wer die Aufgabe des Altkatholicismus le- 
diglich darein setzt, blos innerhalb der katholischen Kirche 
ein Element des lebendigen Protestes gegen die römische Ver- 
sewaltigung der Kirche zu bilden und möglichst viele Vati- 
kaner zu diesem Standpunkte äusserlich zu bekehren, mag 
sich darauf berufen, dass bei der Masse des Volkes das 
Nichtheirathen der Geistlichen als das wesentlichste Unter- 
scheidungsmerkmal der Geistlichen namentlich gegenüber den 
Evangelischen gilt; er hat Recht, nachdem sich gezeigt hat, 
dass der grossen Masse an den Dogmen und der kirchlichen 
Grundverfassung wenig liegt, dass Bischöfe und Klerus der 
vaticanischen Kirche den alten Glauben preisgeben, um nur 
die geistliche Macht, ihre sonstige Stellung und die römische 
Einheit zu retten. Wer aber davon ausgeht, dass der Alt- 
katholicismus, treu der Erklärung zu München von Pfingsten 
1871 (Stenogr. Ber. über die Verh. des Kath. Gongr. in Mün- 
chen. 1871. S. XIIL): 
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„Wir leben der Hoffnung, dass der jetzt ausgebrochene Kampf unter 
höherer Leitung das Mittel sein wird, die längst ersehnte und unab- 
weisbar gewordene Reform der kirchlichen Zustände sowohl in 
der Verfassung als im Leben der Kirche anzubahnen und zu verwirk- 
lieben, * 


und haltend an dem Beschlusse des ersten Congresses zu 
München (das. S. 222): 


„Wir erstreben unter Mitwirkung der theologischen und canonisti- 
schen Wissenschaft eine Reform in der Kirche, welche im Geiste der 
alten Kirche die heutigen Gebrechen und Missbräuche heben und ins- 

‘ besondere die berechtigten Wünsche des katholischen Volkes auf ver- 
fassungsmässig geregelte Theilnahme an den kirchlichen Angelegenheiten 
erfüllen werde, wobei, unbeschadet der kirchlichen Einheit in der Lehre, 
die nationalen Anschauungen und Bedürfnisse Berücksichtigung finden 
können,“ 


wirklich alle Reformen vorzunehmen hat, durch welche 
die Kirche, haltend am Glauben, wie ihn Christus verkündet, 
sich mit den Forderungen und Anschauungen der Gultur in 
vollen Einklang setzt, — der darf nicht die alleinige Rück- 
sicht auf die dem Vaticanismus huldigende Masse als ent- 
scheidend ansehen, sondern muss die Forderung als einzig 
richtig zugeben: dass der Altkatholieismus auf der Grundlage 
der alten Kirche in Verfassung und Disciplin ein Gemein- 
wesen bilde, welches durch seine innere Wahrheit und Rich- 
tigkeit die wirkliche Reform anstrebe und geeignet sei, durch 
die Ueberzeugung von seiner Tüchtigkeit die Geister zu ge- 
winnen. Wir haben seit dem September 1871 unsere kirch- 
liche Organisation begründet und die unbestreitbare Erfah- 
rung gemacht, dass die Masse der Römisch - Katholischen in 
Folge Jahrhunderte hindurch andauernder geistiger Dressur 
und unselbständiger Leitung unfähig geworden ist, an der 
Wahrheit zu halten, wenn sie von der Hierarchie gebrochen 
und wenn das Gegentheil der Wahrheit von dieser befohlen 
wird. Unsere geringe Zahl kann nicht als Grund angesehen 
werden, das nicht zu setzen, was wir als richtig, wahr und 
nothwendig erkannt haben. Es kann für das Leben nur dar- 
auf ankommen, was in unserer Gemeinschaft selbst dafür 
erachtet wird. Die Opportunität eines Beschlusses ist 
gegeben für eine Gemeinschaft, sobald der Beschluss an sich 
richtig, durch die allgemeine Anschauung derselben als noth- 
wendig erkannt wird. 

VII. Die Sachlage ist nun diese. Schon der ersten Syn- 
ode wurden Anträge, welche die Aufhebung des Cölibats 
bezweckten, vorgelegt, aber durch die Tagesordnung (Beschl. 
S. 11) beseitigt. Die zweite, auf der von drei Gemeinden 
Anträge vorlagen, verneinte unter Nr. V. die praktische 
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Frage: ob verheirathete Geistliche in altkatholischen Ge- 
meinden sollen fungiren dürfen, so lange die gegenwärtigen 
Verhältnisse nicht wesentlich verändert sind. Die dritte, der 
wiederum eine Reihe von Anträgen vorlag, stellte der Synodal- 
Repräsentanz anheim, die Sache auf die Tagesordnung zu 
setzen, sobald sie eine Entscheidung für möglich halte (Beschl. 
I.), gestattete die kirchliche Einsegnung einer Ehe, welche 
ein altkatholischer Priester nach Aufgebung seiner priester- 
lichen Thätigkeit vor. dem Standesbeamten geschlossen hat, 
entzog einem solchen aber das Recht, als Geistlicher auf der 
Synode zu erscheinen. Die vierte endlich, an welche massen- 
hafte Anträge gelangten, wies (Beschl. Nr. IV.) die Synodal- 
Repräsentanz an, 1. die Eingangs erwähnte Feststellung vor- 
zunehmen, 2. der diesjährigen Synode bestimmte Vorschläge 
zu unterbreiten. 

Angesichts der den bisherigen Synoden unterbreiteten 
Anträge auf die Aufhebung des Gölibats: 1876 von 17 Geist- 
lichen und 23 Gemeinden Preussens, Badens, Bayerns; 1877 
trotz des Beschlusses der 3. Synode von 2 Bezirksversamm- 
lungen und 16 Gemeinden, Angesichts des Umstandes, dass für 
die jetzige Synode & (3 badische und die rheinisch-westfälische) 
Bezirksversammlungen und eine Landesversammlung Badens 
vom 19. März d. J., welche von 100 Delegirten aus 29 Ge- 
meinden und Vereinen besucht war, fast sämmtlich einstim- 
mig — letztere gegen eine Stimme — die Aufhebung bean- 
tragen, das Gleiche geschehen ist von mehreren anderen 
Gemeinden, nichts auf eine Aenderung der Anschauungen in 
jenen schliessen lässt, die sich früher in gleichem Sinne aus- 
gesprochen und offenbar mit Rücksicht auf den Beschluss 
von 1877 eine Wiederholung nicht nöthig fanden, dass nur 
von einzelnen Altkatholiken ein eigenthümlicher nicht gerade 
ablehnender Antrag vorliegt, ausserdem von einem Geist- 
lichen ein solcher, kann nicht geleugnet werden, dass die 
grosse Mehrzahl der Altkatholiken die Aufhe- 
bung verlangt. Die Verwerflichkeit des Gölibats- 
zwangs- Gesetzes ist selbst von solchen Geistlichen zu- 
gestanden worden, welche sich der praktischen Ausführung 
überhaupt, oder zur Zeit entgegenstellen, z. B. von Prof. 
Dr. Reusch im Theol. Literatur-Blatt 1876 (Sp. 54 ff.), in 
der schärfsten Form von Prof. Dr. Michelis in dem am 
8. Juni 1876 auf der 3. Synode gestelten Antrage (Beschl. 
S. 26) und auf der Offenburger Versammlung vom 19. März 
d. J. (Deutscher Merkur 1878, S. 111), nicht minder von 
solchen Synodalen, welche auf der 4. Synode den die sofor- 
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tige Abschaffung beseitigenden Beschluss bewirkten. Auch 
der Deutsche Merkur hat z. B. (Nr. 4 von 1876, Seite 29) 
„den erzwungenen Gölibat verwerflich und verderblich‘ er- 
klärt. Keine altkatholische Stimme hat den Zwang als 
solchen gerechtfertigt; rücksichtslos hat nnr Prof. Dr. Lan- 
sen (Deutscher Merkur 1876, S. 70 ff.) gegen die Aufhebung 
gesprochen: 1. weil der altkatholische Klerus kein Bedürfniss 
dazu habe, 2. weil mit der Aufhebung der freiwillige entfalle, 
indem „er ohne Gesetz Werth und Anerkennung verliere,‘ 
3. der: Altkatholicismus in seiner Reputation leide und höch- 
stens Geistliche dadurch gewonnen würden, an denen nichts 
sei. Unbestreitbar sind somit diejenigen Stimmen, welche 
sich für Beibehaltung des Gölibatsgesetzes ausgesprochen 
haben, vereinzelte. Die Synodal-Repräsentanz kann es mit 
Rücksicht auf den erhaltenen Auftrng und unter den vorlie- 
genden Umständen nicht als ihre Aufgabe ansehen, sich in 
eine Prüfung über die principielle Würdigung des 
Gölibates einzulassen, da es sich nicht um die Frage han- 
delt: ob der von einem Geistlichen aus höheren Rücksichten 
gewählte ehelose Stand dem ehelichen vorzuziehen sei? son- 
dern ausschliesslich um die: ob fernerhin die Ehelosigkeit von 
den Seelsorgern praktisch gefordert werden soll oder nicht? 

VIII. Die letzte Frage, deren Beantwortung der Synodal- 
Repräsentanz obliegt, ist die: ist die Synode zur Auli- 
hebung des Gölibatsgesetzes kompetent? Es steht 
fest, dass der Cölibat nur in der Weise von occidentalischen 
General-Synoden (Lateran 1123, 1139, Trient) anerkannt wor- 
den ist, dass man die Ehen der Geistlichen, vom Subdiacon 
aufwärts, für ungültig erklärt hat, sodann mit der Folge, 
dass die Verheirathung die Erledigung der Pfründe herbei- 
führt. Indem die dritte Synode (Beschl. II. S. 41) den Be- 
schluss fasste: 


„Die kirchliche Einsegnung einer Ehe, welche ein altkatholischer 
Priester nach Aufgebung seiner geistlichen Thätigkeit vor dem Standes- 
beamtengeschlossen,hat, ist nicht zu beanstanden,“ 

hat sie damit von selbst den Fortfall des kirchlichen 
Ehehindernisses für unsere Gemeinschaft ausgespro- 
chen, weil nach dem canonischen Rechte die Ungeül- 
tigkeit einer solchen Ehe eintritt ohne jede Rück- 
sicht darauf, ob der Geistliche fungirt, fungiren 
will oder nicht. Diesem Beschlusse hat nicht blos die 
Synodal-Repräsentanz*), soweit es auf die vorliegende Frage 


*, Der Antrag der Synodal-Repräsentanz lautet wörtlich (Beschl. S. 25): 
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ankommt, zugestimmt, sondern auch als deren Mitglieder die- 
selben Personen, welche im „Deutschen Merkur“ die Compe- 
tenz der Synode zur Abschaffung des Cölibatsgesetzes be- 
stritten haben; es ist der Synodal-Repräsentanz keinerlei 
Widerspruch gegen diesen Beschluss bekannt geworden, noch 
in der Oeffentlichkeit gegen denselben von altkatholischer Seite 
hervorgetreten. Es ergibt sich, dass die Gompetenz der Sy- 
node thatsächlich von ihr selbst anerkannt und verwirklicht 
worden ist. Wenn ein Artikel des „Deutschen Merkur“ in 
Nr. 19 von 1876 (S. 162) sich bemüht, den Beschluss der 
zweiten Synode bezüglich der Ehehindernisse damit zu moti- 
viren, dass dieSynode alle Dispensen, die der Papst und die 
Bischöfe ertheilen dürfen, fallen zu lassen berechtigt war, 
weil die Altkatholiken den Papst nicht angehen können, so 
hat der Verfasser übersehen, dass er durch seine Deduction 
selbst die Gompetenz der Synode gründlich anerkennt. Aus- 
ser Zweifel steht: 1. dass das Cölibatsgesetz ein rein disci- 
plinäres ist, 2. dass der Papst von dem durch dasselbe auf- 
gerichteten Ehehindernisse dispensiren kann. Solche Dispensen 
sind bekanntlich in grossem Massstabe von Julius III. und 
Pius VII. ertheilt, in einzelnen Fällen für Subdiaconen und 
Diaconen aber auch öfter. Die griechisch-unirten Geistlichen 
fungiren, wenn sie auch verheirathet sind, was die Regel ist. 
Wenn nun das Ehehinderniss entfällt, ist die Ehe gültig. 
Also bleibt nur die rein praktische Frage: ob ein ver- 
heiratheter Geistlicher als Seelsorger fungiren darf? Diese zu 
bejahen, steht der Synode mit dem gleichen Rechte zu, womit 
sie die Einsegnung der Ehe gestattet hat. Die Frage ist 
für das canonische Recht sogar juristisch noch viel einfacher, 
als der von der ersten Synode unter Nr. IV. 5 (S. 50) be- 
züglich der einmaligen Jahresbeichte gefasste Beschluss. Denn 
der Canon Omnis utriusque (ec. 12. X. de poenit. et re- 
miss. V. 38.) des vierten lateranensischen CGoncils von 1215 
schreibt die einmalige Jahresbeichte absolut vor bei Strafe 
der Excommunication ohne Gestattung einer Ausnahme. So 
wenig nun Jemand behaupten kann, dass dadurch dem Dogma 


„3. Die Synodal-Repräsentanz zu ermächtigen, vorkommenden Falls 
altkatholischen: Seelsorgern zu erlauben, eine Ehe kirchlich einzusegnen, 
welche ein altkatholischer Priester nach Aufgebung seiner geistlichen 
Thätigkeit vor dem Standesbeamten geschlossen hat.“ 

Dieser Antrag hat denselben Inhalt mit dem Beschlusse, soweit die - 
Gültigkeit der Ehe in Frage steht; er unterscheidet sich nur von ihm da- 
durch, dass er eine Erlaubniss der Einsegnung proponirt, während der 
Beschluss diese allgemein gibt. 
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von dem Busssacramente zu nahe getreten ist, ebenso wenig 
kann man behaupten, dass durch die Zulassung verheiratheter 
Geistlichen zu seelsorgerlichen Functionen das Sacrament der 
Priesterweihe berührt werde. Als Ausfluss der Ordina- 
tion ist der Gölibat niemals von der Kirche betrach- 
tet worden. Schliesslich sei noch hervorgehoben, dass es 
sich hier um keine grössere Gompetenz handelt als die, welche 
für die Synodalbeschlüsse hinsichtlich der Fasten und Absti- 
nenzen, der Liturgie u. s. w. von der Synode vorausgesetzt 
und thatsächlich ausgeübt worden ist. 

IX. Die Synodal-Repräsentanz hat es in Anbetracht des 
ihr ertheilten Auftrags für ihre Sache nicht erachtet, die innere 
Seite, d. h. die Verdienstlichkeit des freiwillig ohne gesetz- 
liche Verpflichtung aus dem Motive der ausschliesslichen Hin- 
gebung an die Seelsorge, oder aus noch höheren subjectiven 
Beweggründen übernommenen Gölibats zu beleuchten; sie 
enthält sich weiter jedes Eingehens auf eine Betrachtung dar- 
über: ob nach der heutigen sittlichen Anschauung das Nicht- 
heirathen gegenüber dem ehelichen Stande irgendwie höher 
oder niedriger erscheine? ob die oben referirte Ansicht, dass 
mit der Aufhebung des gesetzlichen Cölibats der freiwillige 
Werth und Anerkennung verliere; richtig sei, oder nicht. 
Sie muss ferner constatiren, dass mit verschwindender Aus- 
nahme alle Stimmen sich für die Alternative: entweder 
Beibehaltung oder gänzliche Beseitigung ausge- 
sprochen haben, insbesondere die Herren Langen und Reusch 
in den angeführten Artikeln. 

Es lag ihr nur die rechtliche und praktische Seite zu 
prüfen ob. 

Sehen wir auf die rechtliche Art, wie die gestellte Frage 
gelösi werden kann, so ist Folgendes unzweifelhaft. 

Wir haben lediglich für unsere Gemeinschaft Bestimmun- 
gen zu erlassen, mithin Gesetze, die nicht von unserer Synode 
erlassen sind, noch für unsere Gemeinschaft allein galten und 
bis jetzt gelten, nicht aufzuheben; wir können bei dem Be- 
stande solcher aus dem, von uns, wie gezeigt wurde, seit dem 
ersten Beginne unserer Bewegung und Organisation einge- 
nommenen Standpunkte gleichwohl diejenigen Massregeln tref- 
fen, welche unserer Gemeinschaft zuträglich sind. Die Auf- 
hebung der sich auf den Gölibat beziehenden canonischen 
(Gesetze als solcher ist für uns weder erforderlich, noch steht 
sie in unserer Macht, weil wir kein Gesetz beseitigen können, 
das über unsere Gemeinschaft hinaus gilt. Wohl aber sind 
wir, wie bezüglich der bereits erwähnten Disciplinarpunkte: 


159 


Zwangsbeichte, Zwangsfasten und Abstinenzen, Liturgie 
u. Ss. w., berechtigt, festzusetzen: ob seine praktische Anwen- 
dung in unserer Gemeinschaft noch fernerhin nöthig ist und 
geboten bleiben soll, oder nicht? Wir stehen damit auf dem 
Standpunkte des Münchener Pfingstprogramms des Jahres 
1871, dass ein „jedes (Gulturvolk) sein Kirchenwesen, ent- 
sprechend seiner Eigenart und im Einklange mit seiner Gultur- 
mission und einträchtiger Arbeit von Klerus und Laien gestaltet 
und ausbildet, ohne Beeinträchtigung seiner Gliedschaft an 
dem Leibe der allgemeinen Kirche, aber frei von dem 
Joch en Herrschsucht‘‘ (Münchener Gongressber. 
S. XIll.). 

Indem wir juristisch den Standpunkt der allgemeinen 
und ausnahmslosen Dispens durch ein Synodalstatut für un- 
sere Gemeinschaft festhalten, ist selbst der leiseste Zweifel 
an der Gompetenz der Synode beseitigt. 

Was nun endlich die praktische Ausführbarkeit betrifft, 
so ist die äussere Lage folgende. 

Wir dürfen nach den früheren Auseinandersetzungen an- 
nehmen, dass die Anschauung unserer Gemeinschaft mit ganz 
vereinzelten Ausnahmen prinzipiell den Gölibatszwang ver- 
wirft und dessen praktische Beseitigung verlangt. Wir kön- 
nen uns aber nicht verhehlen, dass die sofortige Durchfüh- 
rung dieses Gedankens nicht allgemein gefordert wird, noch 
bezüglich derselben die Lage der Verhältnisse eine überall 
gleiche ist. Für Baden trifft Alles zu: allgemeiner gegen 
verschwindende Ausnahme constatirter Wunsch, Beseitigung 
praktischer Schwierigkeiten, gesicherte Stellung (an 14 Orten 
Besitz von Pfründen), Mangel jeder gesetzlichen Schwierig- 
keit. Was hingegen Preussen betrifft, so sind bisher auf 
den Synoden nur von neun Gemeinden unter 35 (Breslau, 
Berlin, Gottesberg, Hirschberg, Kattowitz, Saarbrücken, Sagan, 
Solingen, Zobten) und 6 Geistlichen positive Anträge auf Be- 
seitigung des Zwangs gestellt worden; die Lage der Geist- 
lichen und die der, rechtlichen Verhältnisse kann nicht als 
unbedingt klar angesehen werden; eine grosse Abneigung un- 
ter dem Klerus ist unverkennbar, nicht minder unzweifelhafte 
Nichtzustimmung einzelner Gemeinden gegen sofortige Durch- 
führung; frühere und neuerliche Anträge gegen die Aufhe- 
bung überhaupt bezw. die sofortige liegen vor. Die Ver- 
hältnisse in Bayern liegen so, dass positive Anträge auf so- 
fortige praktische Beseitigung nur von wenigen Gemeinden 
eingegangen sind, notorisch bei hervorragenden Geistlichen 
und Laien eine Abneigung dagegen besteht, 
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In Ausführung des Beschlusses IV der Synode von 1877 

a. ad 1 erklärt die Synodal-Repräsentanz, 
dass rechtliche! Hindernisse der praktischen Ausführung der 
Aufhebung des Cölibatsgesetzes nicht im Wege stehen, wie 
der Bericht näher darlegt. 

b. ad 2 beantragt sie, 
die Synode wolle beschliessen: die Ausführung des Beschlus- 
ses IV. 2 von 1877 wird auf das Jahr 1883 vertagt. 

c. Die Synodal-Repräsentanz stellt den ferneren Antrag, 
die eingebrachten Anträge durch diese Beschlüsse für er- 
ledigt zu erklären. 


2. Bericht über die altkatholische Bewegung 
seit der Synode des Jahres 1877. 


A. Statistische Uebersicht. 


Die Uebersicht fusst auf den gemäss dem Synodalbe- 
schlusse Nr. VI von 1875 eingesandten Berichten der Geist- 
lichen, Gemeinden und Vereine; die unterlassene Einsendung*) 
und die Unzulänglichkeit einzelner Berichte**) machen eine 
ganz genaue Statistik unmöglich. | 

Die Namen der förmlich errichteten Parochieen und der 
staatlicherseits (in Preussen auf Grund des Gesetzes vom 4. 
Mai 1875, in Baden auf Grund des Gesetzes vom 15. Juli 
1874) anerkannten Gemeinschaften sind fett gedruckt. 

Abkürzungen: F.= Frau (Frauen) selbständig; Gd. = 
Gottesdienst; K. = Kirche; Kap. = Kapelle; Kpl. = Kapla- 
nei; M. = Mann (Männer) selbständig; past. — pastorirt; 
Pf. = Pfarrer; Pfv. = Pfarrverweser; R.-U. = Religions- 
Unterricht; T. = Taufe; Tr. = Trauung; T = gestorben. 


*) Alle Zahlen von Gemeinden u. s. w, aus denen keine Berichte 
bis zum 16. Mai eingelaufen sind, sind in ( ) gesetzt nach der vorjähri- 
gen Angabe. 

**) Dies ist durch ein ? oder die in ( ) gesetzten Zahlen in der’ Ta- 
belle angedeutet. Es wurden dort die vorigjährigen Zahlen eingestellt. 
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I. Preussen. 
= | 
3 +| Name des Orts, | Selbstständige |Nelbst- | Schnl- | 6e- 
== 5 ich- Trau- |Beerdi- 
S8 2ER Männer || stän- | pllich- |sammte Ir ö 
= =|| der Gemeinde, anner Ä ; Maufen Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 
= = | dige tige Seelen- ungen \eungen 
se des Vereins | 877 | 1878 |Frauen Kinder || zahl 

1 | Attendorn 37 34 0 | 22 || 128 2 r 1 | Past. von Hagen aus 12 Mal, von Bochum 2 Mal 
Gd. in der ev. K. — 8 Firmlinge. 

2 | Berlin 118 | 11& 9 > 2=11(800)1| ? ? ? | Past. von Breslau aus. 

3 | Bielefeld a 54 ? ? 120 3 1 0 || Past. von Dortmund aus. Gd. in einer ev.K. alle 
4 Wochen. 

4 | Bochum 158 | 189 || 26 75 || 380 12 1 5 || Parochie. Pfv. Bodenstein. 

5 ıı Bonn 977 | 267 || 109 70 || 789 99 1 14 || Parochie. Pfv. Prof. Reusch. Seit 29. Juli wurde 
der Gd. in der den Altkatholiken ausschliesslich 
eingeräumten Gymnasialkirche abgehalten, da- 
neben in der Friedhofskapelle. 12 Erstcom- 
municanten. Tod und Wegzug hat die Ab- 
nahme bewirkt. 

6 | Boppard 69 | 66 | 19 | 28 || 194 7 1 7 \ı Pf. Dr. Mosler. Gd. in der Karmeliter-K. — Ab- 
nahme durch 22 Todes- und Verzugs - Fälle. 
Zunahme: 12. 

7 || Braunsberg 40 | 40 I 21 70 0 0 0 | Past. von Königsberg aus. 

8 ı Breslau 780 | 828 || 247 || 209 ||3026 1 37 13 | 31 || Parochie. Pfv. Strucksberg, seit October Pf. 
Herter. Gd. in der Corpus-Christi-K. 
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&® - 
E = Name des Orts, | Selbstständige Selbst- Schul- bie- 
E ei der Gemeinde, Männer AR plich- Fame 
=5| dige || tige ||Neelen- 
se a LEBER 1877 | 1878 Frauen | Kinder || zahl 
14 | Düsseldorf 151 | 151 | 24 || 48 || 409 
15 | Essen 301 !(301)! (23) || (131) | (1200) 
16 || Gleiwitz 110 | 108 11 || 68 || 272 
17 || Gottesberg 109 | 105 || 20 || 60 || 341 
18 | Gr.-Strehlitz 51 | (51) || (1) || (19) || (155) 
19 | Hagen 108 | 183 | 17 || 90 || 350 
2% | Hanau 51 | 56 || 3! 0 100 
31 | Hirschberg 177 | 178 | 920 | 46 || 415 
93 || Insterburg 69 | (69) 134 
Missionspfarrei 
(Kreise: Inster- 
burg, Gumbin- 
nen u. Wehlau). 
Dazu 184 


Taufen 


22 


17 


[SS] 


Beerdi- 


gungen 


a“) 
a) 


u 
ae) 


[89) 
Ne) 


Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 


Parochie. Pf. Weidinger. Gd. in der ev.:K. 7 
Ersteommunicanten. R.-U. für 20 Schüler und 
Schülerinnen in #4 Abtheilungen. 


Parochie. Pf. Hoffmann. Gd.in der St. Johannis- 
K. Eigene Schule. 


Past. von Neisse (Kattowitz). 

Past. von Hirschberg u. Breslau. Gd. in der ev.K. 
Gd. in der ev. K. 

Eigene Kirche u. Schule. 


Past. von Breslau aus. 


Parochie. Pf. Thelen. 
5 Firmlinge. 

Past. von Offenbach. 12 Mal Gd. in der prot. nie- 
derländ. K. 


Ist bereits am 12. Nov. 1875 staatlich anerkannt 
und in den ausschliesslichen Gebrauch der St. 
Anna-K. gesetzt worden. 


Pf. Grunert. Gd. in dem kath. Oratorium. 


In Allenberg, Tapiau u. Soldaten. S. Bericht v. 1877. 


145 


"I 5 an 'W S :Sueönz 'UOPIOMA3 yasıuu 
-9I E u88ozIaA Ja W9 L In 'W0OI 
:öuuesgqy 'y 'A9 Jap ur 'pg "uaıngq 'Jq Iypoled 
"Y-ISIO9-uasıtan Jep UI ‘PN 


"uagqstfqasyun aqeuy »paf Ist 
“uasaL]IoA aPLIIT JULY UHAIYEeL U9IAU9W OS eAq 


'sne nejssig "A "sed 


-"U9WWoNIsnzZUuLy "N GL I9ge 2187 “uopıaösne 9 
“u9q10Ys9d , U980ZIOA [SM "I5ISq[9S5 SE puıs 
sumaa‘ sep uay9}s3g as "4 U OTNUOS 27 
-UNWWOIISIY SL "M-ZU9Ay 'p UL'P) 'TNSMONSEF'JA 


-wnyog pun punu1ol] UA "584 


"LW T °5ozasA orrure] 
ug — TEN T 19qaM JoIg UoA 'n "y-epds 
-OH ‘49 op ur 'py [eG "Yaaunıy 'Jq UOA "ISeI 


"y-areyq ey op up 'pg "Yaounag 'Jq 
zyoUS 
-sso1) pun zum) ur [em I oe oynysätugy 
ur 'pg [eN 9 sne aoıy wo‘ "uojuearunu 


-WOIISIT SI N 9U9dLg "TNSMOJOM Id STpored 


Neem) 


SI 


DS 


6l 


0%8 
008 


016 


0% 


86 


04 


uayanIg.IerS 
-uuwgof °I8 
uses 


UOSNEUAIAO 


OSSION 
ypeysddr 


douu9’ 


zytuoy 


eıodseig 
3194837uoy 


ZY]MONe 7 


TE 
08 


66 


36° 
L6 
I6 


co 


76 


an 
N 


"Mm 'Ss 'n uU9tpAay doqn uosunaonefay 


uSund 


200g 


wo3um 


BA], 


uapne], 


Iyez 
-19[999 
ALLEN 


N] 


opury 
van 


-ppd 
ups 


one] 
2) 
11118 

gNIEN 


6lE | 868 
86 98 
6 6 
161 ; 961 
(98) | 9€ 
Ger | TE 
61 66 
Ss08E | OFE 
00% | 106 
S/ST | 2181 
J9OUUEN 
OB TpueIsIsqppg 


sumaa‘ Sp 
‘opumıuay) A9P 


‘SJIOQ SOP aureN 


AaWUnN 
puapnef}.IloA 


10 


146 


Taufen 


Trau- 


ungen 


Beerdi- 
gungen 


Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 


© 
E =| Name des Orts, || Selbstständige Selhst- Schnl- hie- 
E = der Gemeinde, || Männer söän- || Plich- Jnammbe 
he dige || tige |Neelen- 
> A| des Vereins || 4977 | 1878 |iFrauen||Kinder || zahl 
32 | Solingen 66 | 66 4 || 20 || 160 
33 | Sorau 0 | 56 6 || ? 17100) 
34 || Wiesbaden 325 23 1 .? 111150 
Biebrich 
Oberursel 
Soden 185 ? ? 600 
Rüdesheim 
Limburgete. 
35 | Witten 162 17 | 5& || 975 
36 || Zobten 48 Den 223212167 
(am Berge) 
re De 
Summa .. 21650 


4 


17 


11 


373 


61 


6 || Gd. in einer ev. K. 
Past. von Pf. Strucksberg. 


10 | Pf. Klein hat im Herbst seine Stelle nieder- 
gelegt, seitdem ist die Pastor. von Offenbach 
und Bonn aus geschehen. Gd. in der kath. 
Pfarrk. 


5 || Parochie. Past.von Pf. Bodenstein in Bochum. 
Gd. in der kath. Pfarrk. Es traten 21 selbstst. 
Männer zu, 23 verzogen, 10 traten zur evang. 
Kirche über, als die Altkath. zur kath. Schul- 
steuer gezogen wurden. 20 Firmlinge. 


3 || Past. von Breslau, Neisse, Herzogswaldau. Gd. 10 


Mal in der St. Anna-K. 
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Nummer 


ortlaufende 


Name des Orts, 
der Gemeinde, 


des Vereins 


Beerdi- 


sungen 


Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 


EN 
=) 


15 


16 


17 
18 


19 


Freiburg 


Furtwangen 
(Schönenbach) 


Fuetzen 
Gengenbach 


Gütenbach 
mit Neukirch 


Heidelberg 
Hohenthengen 


Jestetten 
Kappel a. Rh. 


Karlsruhe 


Selbstständige | Selbst-| Schul- ie- 
Männer || $län- || pflich- |sanımte anf Trau- 
dige || tige Seelen. | ae ungen 
1877 | 1878 | Frauen Kinder | zahl 
| 939 | 272 46 || 138 || 715 9 5 
20324491 15 || 80 || 870 19 4 
4 
75 70 10 60 || 250 14 2 
24 ı 24 0 18 | 44 ? v 
176 | 164 11 86 || 578 19 9 
374 | 379 83 ıı 117 .111071|| 22 5 
93 | 104 17 ? 391 ? ? 
41 39 15 || 113 ? i® 
70 69 8 46 || 326 17 3 
476 | 389 76 || 147 11243 || 61 I 


14 


21 


10 


D 


11 


17 


16 


Past. von Prof. Michelis. Gd. in der Univer- 
sitäts-K. 40 Mitgl. haben die Eingabe nicht 
mitunterzeichnet, sind deshalb nicht gezählt. 


Pf. Stapf. Pfarrk. Im R.-U. 53 Kinder vom 3. 
Schuljahre an. 5 M. }, 12 verzogen, 5 neu 
hinzugekommen. 


Past. von Epfenhofen. Pfarrk. Tod und Wegzug 
hat die Abnahme bewirkt. 


Past. von Furtwangen. Pfarrk. Tod, Wegzug u. 
ein paar Rücktritte haben die Zahl vermindert.. 


Pf. Rieks. St. Anna-Pfr. Heilig-Geist u. St. Anna-K. 
Abgang: 8 M. f, 1 verzogen. Zugang: 15M.,. 
13 F. Aufgeführt die Schüler im R.-U. 

Past. von Thiengen bis 17. Oct., Baltersweil und 
schweizer. Geistl. Pfarrk. 


Pf. Lang. Pfarrk. 4 in Grafenhausen wohnende 
altkath. Familien nicht mitgezählt. 


Pf. Obertimpfler. Gd. in der ev. K. Die An- 
gabe des vorigen Jahres umfasste alle selbst- 
ständigen Mitglieder (auch die weiblichen). 
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| 
Name des Orts, || Selbstständige | Selbst- | Schul- || Ge- 


eb} 
ae) 
= 
= £ in- \| pflich- | Trau- |Beerdi- 
3 5 der Gemeinde, Männer fen pilich r mmie Taufen Erläuterungen über Kirchen u. s. w. ; 
a ee —— ige || tige |deelen- ungen | gungen 
= = BEN ENE 1877 | 1878 |Frauen| Kinder || zahl | 
30 | Säckingen mit | 941 | 237 | 8 || 50 || 950 15 A 7 || Pf. Widmann. Fridolins-K. 2 Kaplaneipfr. 1M.Y, 
Klein-Laufen-| 3 verzogen. 
burg 
31 St. Blasien 38 | 24 1 5 || 58 8 0 1 || 6 Mal Gd. 
32 | Sauldorf 9951| 82 || 23 | 50 || 285 Past. von Pf. Wagener in Messkirch. Pfarrk., 
Pfarrpfr. u. örtl Kirchenverm. — In der vorig- 
jährigen Aufstellung die F. in der 1. Col. aufgef. 
33 | Schwaningen 54 54 4 233 || 160 5 2 3 ı Past. von Stühlingen, Thiengen, Singen. Pfarrk. 
2 M. 7, 2 hinzugetreten. 54 Mal Gd. 
34 |Schwetzingen 41 | 38 7 11 80 Past. von Heidelberg aus. 12 Mal Gd. in der 
Schlosskap. 3 M. (7 Pers.) verzogen, 11 M. 
(24 Pers.) zugekommen. 
35 | Singen 80 | (80) 0 || (62) |(863)| 4 1 6 | Pf. Leuthner. Kaplaneipfr. 
36 |Staufen bei 60 | (60) | ? ? | (200) 
Freiburg 
37 |Steinbach, 63 | (63) || (3) || ? ||(220) 2 0 0 || Past. von Karlsruhe aus. 
Amt Bühl 
38 |Steisslingen 33 | @8) || ? ? (170) 1 | 0 1 | Past. von Singen aus. 
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II. Hessen. 


jeb} \ $ 
= 5|| Name des Orts, Selbstständige Selhst- Schul- 6e- 
= Mi stän- || pllich- |sammte Trau- |Beordi- 
2 5| der Gemeinde, anner i : Taufen Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 
3 er ——— ige || tige |[Neelen- ungen | gungen 
Sn es YereimS 114877 | 1878 ||Frauen || Kinder || zahl | | | 
| | 

1 || Giessen 42 | 43 31 18 || 132 1 0 0 | Past. von Offenbach aus. 5 Mal G@d. in der vom 
Magistrat eingeräumten, sonst unbenutzten 

| Hospitalk. 

9 || Hessloch 98 33 11(137) 5 1 3 | Past. von Offenbach aus. 

3 ı Mainz 39 30 || 100 1 0 0 | Past. von Offenbach (6 Mal) und Bonn aus. Gd. 
in der Clarakap. — 16 Gymnasiasten, 14 Ele- 
mentarschüler im R.-U. 2 Erstcommun- 
nicanten. 

4 || Offenbach mit | 216 89 || 702 || 28 3 15 | Pf. Steinwachs. Gd. in der ev. Kirche. Zu- 

Biber wachs: 6 M. Abgang: 5 M. f, 2 verzogen. 
5 ausgetreten — Dazu: Mölsheim, 2 Mal 
Gd. und 2 Erstcommun. Ockenheim, 1 
B. Odernheim 1 T. Klein -Krotzen- 
bhungsisT. 

5 ıı Worms 48 ? (100) 4 0 0 || Past. von Offenbach aus. 4 Mal Gd. — Gegen 40 
altkath. Schulkinder, die an dem ev. R.-U. 
theilnehmen, weil bei der Ungewohnheit von 
Kirchensteuern — die kath. Pfründen sind gut 
dotirt — die Auslagen nicht zu decken waren. 

Summa .. 117100393 & 18 
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© 
Er Name des Orts, || Selbstständige Selbst a be- ran Bi 
3 = der Gemeinde, Männer BA: plich. An Taufen Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 
= 3 da ———— —_—— dige ige Seelen- ungen |Fungen 
EV |1878 Frauen |Kinder!| zahl 
6 | Kempten | 369 | 3937 ||» 82 | 157 |1005|| 28 g | 94 | Pf. Thürlings. Gd. in der Schlosskap. Zugang: 
9 selbstst. M., 1 F. (38 Pers.) Abgang: f 2 
M. (im Ganzen 5 Pers.), verzogen 3 M. (6 
Pers.); kein Austritt. Die vorigjährige Auf- 
stellung nicht ganz genau. — 1 T. in Kottern, 
1 Tr. in Weiler, 2 Beerd. in Lenzfried, 1 in 
Anschach-Lindau. 
7 | Kitzingen 50 | (50) (90) 
8 | Kötzting 171-174 22 ? 44, 
9 ı Memmingen 38 | 34 Dh? 47 9 0 2 || Past. von Kempten. 18 Mal Gd. in der ev. Kinder- 
lehr-K. 
10 || Mering | 811 | (311) || (64) || (198) | (1328) Pf.-Renftle. 
11 | München 737 | 708 || 50 | 180 (3000) #7 13 50 | Pf. Gatzenmeier. Gasteigk. Die den R.-U. 
besuchenden Kinder aufgeführt. — Erding 
1 T., Landshut 1 T. und 1 Beerd., Stall- 
tach21e; 
12 | Neunburgv.W.| 33 | 25 ? ? || 80) 1 1 | Gd. in einer Privatkap. 
13 | Nördlingen 1971216 1 9 40 0 0 1 | 3 Mal Gd. in der ev. Hospitalk. durch Pf. Kopp. 
Abgang durch Tod und Wegziehen. 
14 | Nürnberg 191 | 164 8 || 50 || 350 | Pastoration s. Bericht Gd. in d. ref. K. 12Firml. 
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© 
= &| Name des Orts, || Selbstständige Selhst- | Behnl- || Ge. 
-:: Mä stän- || pllich: Isammte Tran- |Beerdi- 
2 &|| der Gemeinde, anner ; Taufen Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 
are Er —— ——| dige || tige |[Neolen- ungen |'gungen 
== es vereims 4877 | 1878 ||Prauen||Kinder!| zahl 
Rheinpfalz. 
94 1. Annweiler 93 94 7 1 40 3 Mal Gd. durch Pf. Kühn in Landau. R.-U. für 
Knaben durch denselben. 
95 ı2. Dürkheim | 83 83 7 ? 90 9 1 || Past. durch Pf. Kühn. 5 Mal Gd. 
mit Deides- 
heim, Forst, 
Wachen- 
heim, Ung- 
stein,Freins- 
heim, Gers- 
"heim, Wei- 
senheim 
96 3. Edesheim 46 49 6 11 83 0 4 1 || Past. durch Pf. Kühn. 
u. Edenko- 
ben 
97 |#4 Franken- 49 44 ? 10 a 
Perlen 129) 9| o| ol Past. durch Pf. Kühn. 2 Mal Cd. 
heim 
98 |5. Kaiserslau- || 208 | 206 Ri 60 || 413 12 0) 5 || Past. durch Pf. Duren in Saarbrücken. Die Kin- 
tern der im R.-U. aufgeführt, überhaupt 172. 
29 ||6. Kusel 3827 237 | 13 | Dal 1 0 9-1 Past. uurch PizDuren. 
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vi Württemberg. 


En 
= 5| Name des Orts, | Selbstständige Selbst- | Schnl- || Ge- 
=: Männer |) stän- | pllich- |sammte Trau- |Beerdi- 5 e : 
3 5|| der Gemeinde, : Tanfen Erläuterungen über Kirchen u. s. w. 
E2| ges Verei — ll dige tige Seolen- ungen [sungen 
Bee 211877 | 1878 | Frauen [Kinder | zahl 
Stuttgart 9& | 87 13 || 25 || 227 0 1 1 | Past. von Pforzheim aus. Gd. in einem Betsaale. 


Abgang: 2 M. 1, 7 M. und 2 Fr. ausgetreten. 
Zugang: 2 M. 2 Fr. 
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Die in den Anmerkungen beigefügten Mittheilungen er- 
geben, dass durch Verziehen und Tod von Mitgliedern an 
manchen Orten eine Abnahme bewirkt wurde; die ziffermäs- 
sige Abnahme im Vergleiche mit der Tabelle des Vorjahres 
bei verschiedenen Orten erklärt sich, wie das auch in frühe- 
ren Jahren bemerkt wurde, aus der erst allmälig erfolgten 
genaueren Feststellung der Verzeichnisse. Wir haben die 
volle Wahrheit zu geben, mag sie im einzelnen Falle uns 
günstig sein oder nicht. Die äusseren Verhältnisse sind 
für die Steigerung unserer Bewegung nicht nur nicht günstig, 
sondern höchst hinderlich. Man darf im Ganzen annehmen, 
dass in den meisten Orten, wo bereits mehrere Jahre hin- 
durch eine regelmässige altkatholische Seelsorge besteht, die 
Scheidung zwischen Alt- und Neu-Katholiken - erfolgt ist, 
Uebertritte von der einen zur anderen Gemeinschaft seltener 
werden, wie das der Erfahrung bezüglich der verschiedenen 
christlichen Gonfessionen überhaupt entspricht und dass, wenn 
Uebertritte mehr als vereinzelt vorkommen, dies seinen Grund 
in besonderen örtlichen Veranlassungen hat, daher die Zu- 
nahme oder Abnahme der Seelenzahl durch die gewöhnlichen 
Ursachen: Geburten, Zuzug, Wegzug, Tod, bedingt ist. An 
sehr vielen Orten, namentlich in den grösseren Städten, neh- 
men Viele Theil am altkatholischen Gottesdienste, ohne förm- 
lich sich den Gemeinschaften anzuschliessen. Die Scheu, durch 
das Einschreiben in die Listen und durch die Erklärung vor 
der Behörde, ohne welche in Baden und Preussen die zur 
staatlichen Anerkennung nöthige Anzahl nicht festgestellt wer- 
den kann, sich Unannehmlichkeiten aller Art: Entziehung der 
Kundschaft, Zerwürfniss mit Verwandten u. dgl. zuzuziehen; 
die vielfach herrschende Ansicht, der förmliche Beitritt zu 
einer Altkatholiken-Gemeinschaft sei von manchem auf die 
amtliche Laufbahn einflussreichen Vorgesetzten nicht gerne 
_ gesehen, welche unverkennbar in einzelnen Beamtenkreisen 
massgebend ist; die in Folge des „Gulturkampfs‘ masslos ge- 
stiegene Erbitterung unserer Gegner, welche kein sociales und 
politisches Mittel unversucht lassen, um die Altkatholiken zu 
verunglimpfen und die um so mächtiger sind, als sie nament- 
lich in jenen Klassen sich finden, welche durch Grundbesitz 
und. sociale Stellung grossen Einfluss zu üben vermögen; die 
Lasten, welche die Altkatholiken behufs Bestreitung ihrer 
kirchlichen Bedürfnisse fast allenthalben zu tragen haben, 
während insbesondere in Baden fast durchweg, ebenso in den 
meisten Pfarreien Bayerns, Preussens u. s. w. an die Neu- 
katholiken wegen des factischen Besitzes des katholischen Kir- 
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chengutes, welches für alle Anforderungen ausreicht, gar keine 
Ansprüche gemacht werden für die Unterhaltung der Geist- 
lichen und die Tragung der Cultuskosten, wobei der Rück- 
gang der wirthschaftlichen Verhältnisse in den gewerbtreiben- 
den Gegenden besonders schwer in’s Gewicht fällt; der In- 
differentismus, welcher es bequem findet, sich keine Unge- 
legenheit zu bereiten und vorzieht, der Masse der Römischen 
beigezählt zu werden, anstatt zu erwägen, dass diese Gesin- 
nungslosigkeit die Macht der vielen Gegner der nationalen und 
culturlichen Entwicklung stärkt und dass die Hunderttausende, 
welche lachen in ihrem Innern, wenn sie stillschweigend von 
den Römischen in der Zweihundert-Millionen-Ziffer einbegrif- 
fen werden, aber entbehren des Muthes, sich loszusagen und 
der Einsicht in die Bedeutung und Aufgabe der thätigen Re- 
lision für die Gesellschaft, wider Willen mitwirken dazu, dass 
in der Masse der Gegensatz von Aberglauben, Wunderschwin- 
del und Fanatismus auf der einen Seite, von Irreligiösität auf 
der andern immer tiefer greift: das sind einige der haupt- 
sächlichsten Gründe, welche die numerische Ausbreitung un- 
serer Bewegung hemmen. Dazu kommt die im Vergleiche 
zu der der neukatholischen Geistlichen, welche bald ein 
fettes, bald ein reichliches, überall ein genügendes Ein- 
kommen haben und für alle Fälle gedeckt sind, und durch 
die Aussichten auf bessere Stellung gehalten werden, un- 
sichere Stellung der altkatholischen Geistlichen; das in ver- 
schiedenen preussischen Diöcesen eingetretene Aufhören jeder 
bischöflichen Jurisdiction, die Thatsache, dass man sich in 
allen deutschen Diöcesen seit Langem ängstlich hütet, wie das 
in den Jahren 1870 bis 1873 geschah, gegen Geistliche, in 
deren vaticanische Gesinnung man Zweifel setzt, einzuschrei- 
ten, dass man vielmehr nach jeder Richtung der Disciplin 
durch die Finger sieht; die furchtbare Wirkung der jesuiti- 
schen Erziehung, — diese und andere Gründe, welche in dem 
Vorhergehenden angedeutet sind, haben die leicht erklärliche 
Folge gehabt, dass’ der altkatholische Klerus nur eine geringe 
Zahl aufzuweisen hat. 

Die geringe Zahl der Geistlichen macht auch, abgesehen 
von der Unzulänglichkeit der Mittel eine hinreichende Pasto- 
ration aller Gemeinden unmöglich und verbietet die auf Be- 
gründung neuer Gemeinden gerichteten. Bestrebungen. Denn 
gerade dort, wo das Volk echt religiösen Sinn hat, verlangt 
es einen ausreichenden ständigen Gottesdienst. Wo dieser 
fehlt, da tritt nur zu leicht Abnahme ein. Wird aber das Ge- 
wissen, welches sich gegen die vaticanische Vergewaltigung 
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sträubt, auf sich allein angewiesen, so hält es nur bei ganz 
besonderer Einsicht und Stärke Stand. Die Abhaltung des 
Gottesdienstes durch Laien in allen Fällen, wo ein Geistlicher 
nicht am Orte ist oder für einen einzelnen Tag nicht eintre- 
ten kann, erscheint bisher dem Volke als etwas Abnormes. 
Seine einfache Erklärung findet das in der gewohnheitsmäs- 
sigen absoluten Passivität, wozu die Katholiken unter dem 
herrschenden System verurtheilt waren. Es ist zu wünschen, 
dass in Nothfällen, d. h. für Tage, wo ein Priester den Got- 
tesdienst nicht abhalten kann, nach dem Beschlusse der 4. 
Synode die Abhaltung des Gottesdienstes unter Leitung von 
Laien eingerichtet werde. Es sei noch bemerkt, dass selbst 
neukatholische Bischöfe öffentlich erklärt haben, der Laien- 
sottesdienst sei dem durch staatstreue Pfarrer gehaltenen 
vorzuziehen, wir mithin gewiss aus Noth. zu thun berechtigt 
sind, was auf Seite unserer Gegner blos in Opposition 
gegen den Staat und selbst ohne Noth geschieht. 

Nachdem wir wahrheitsgetreu die Verhältnisse geschil- 
dert haben, dürfen wir unter Hinweisung auf die Zahlen und 
unter der durch die Einzelberichte bewiesene Thatsache, dass 
an vielen Orten die Bethätigung religiösen Sinnes sich gestei- 
gert hat, kühn aussprechen, dass keinerlei Grund zur Ent- 
muthigung vorliegt. Wenn überall Ernst und echt religiöser 
Sinn entfaltet wird, wenn die Geistlichen ihre grösste Ehre 
darein setzen, am Wohle des Volkes freudig zu arbeiten und 
selbst Opfer nicht scheuen, wenn Geistliche und Gemeinden 
einträchtig Hand in Hand gehen, wenn Jeder bestrebt ist, 
nicht blos auf seinem Sinn zu beharren und stets auf die 
Gesammtheit Rücksicht zu nehmen, dann wird der gute 
Fortgang und die Festigung unserer Sache fest begründet sein. 


B. Geschichtlicher Bericht. 


I. Preussen. 


Bezüglich des Mitgebrauchs katholischer Kirchen hat sich 
seit. der letzten Synode Folgendes ergeben. Die Parochie 
Bonn erhielt den auschliesslichen Gebrauch der Gymnasial- 
(ehemaligen Jesuiten-) Kirche auf Grund eines Uebereinkom- 
mens zwischen den Kirchenvorständen von St. Martin und 
dem Altkatholischen und dem Guratorium über die Tragung 
der Unterhaltungskosten. Der Parochie Grefeld wurde vom 
OÖberpräsidenten der Mitgebrauch der St. Stephans-Kirche be- 
willigt. Ueber den von römischer Seite eingelegten Rekurs 
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ist noch nicht entschieden. In Köln ist, um die Altkatho- 
liken in den Besitz des vom Magistrate eingeräumten und von 
der Regierung bestätigten Gebrauchs der Minoriten-Kirche zu 
setzen, ein Process angestrengt, der noch nicht beendigt ist. 
Gegen die vom Oberpräsidenten verfügte Mitbenutzung der 
Gereonskirche ist von Seite der Römischen Rekurs an den 
Minister eingelegt, eine Entscheidung von Letzterem noch nicht 
erfolgt, wohl mit Rücksicht auf die erwähnte Angelegenheit. 

Im Ganzen sind jetzt 18 katholische Kirchen bezw. Ka- 
pellen einschiesslich der in städtischem oder fiskalischem Eigen- 
thum stehenden im Mitgebrauche bezw. Alleingebrauche. 

Der Stand der Geistlichen weist folgende Veränderungen 
auf: Ausgetreten sind die Herren Klein, Klemm, Paff- 
rath. Neu hinzugekommen ist Herr Anton Th. Herter, 
früher Prof. an der k. k. Lehrerbildungsanstalt zu Trautenau 
in Böhmen, als Pfarrer in Breslau; Pf. Siemes ist zur Zeit 
ohne Function; Pf. Bodenstein hat seit October die Mitver- 
waltung der Parochie Witten; derselbe erhielt im August v. 
Js. durch. Präsentation des Patrons das Benefizium ad S. 
Joannem Baptistam in Dortmund; Pf. Kaminski ist nach 
Baden übergesiedelt; Priester Harnau ist wegen Krankheit 
für emeritirt erklart worden. 

Die Gesammtzahl der in der Seelsorge thätigen Priester 
einschliesslich des emiritirten Pf. Buchmann ausschliesslich des 
Prof. Michelis beträgt 20. Dazu kommen vier nicht fungirende. 

Aus der im Staatshaushalte ausgeworfenen 
Summe wurden an 17 „noch nicht förmlich constituirte‘“ 
(d.h. nicht zu Parochieen erhobene, Gemeinschaften zu Atten- 
dorn, Berlin, Bielefeld, Boppard, Goblenz, Duisburg, Gottes- 
berg, Hanau, Hirschberg, Königsberg, Lennep, Lippstadt, 
Neisse, Solingen, Sagan, Wiesbaden, Unterstützungen im Ge- 
sammtbetrage von 12,571 M. 50 Pf., ferner zur Bestreitung‘ 
der Reisekosten an auswärtige Geistliche behufs Bedienung 
solcher Gemeinden 757 M. 92 Pf. und zur Vorbereitung neu 
eintretender Geistlichen 400 M. verabfolgt. Ausserdem erhielten 
die Pfarreien zu Bochum, Breslau, Crefeld, Dortmund, Düssel- 
dorf, Essen, Hagen, Kattowitz im Jahresbetrage von 250 bis 
1800 M. zur Erzänzung beziehungsweise Beschaffung der Gon- 
grua Jahreszulagen; der ganze Betrag wird für ein Jahr — ein- 
zelne Beträge laufen erst v. 1. Nov. 1877 — 7315 M. ausmachen. 

Die Gesammtausgaben der unter 1—5, 8, 9, 11, 14, 16, 
17, 21, 22—26, 30—32, 34, 35 aufgeführten Gemeinden be- 
trugen: 49,598 M. 42 Pf. so dass von denselben, da der auf 
sie fallende Staatszuschuss nur 9471 M. 13 Pf. ausmacht, aus 
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eigenen Mitteln gedeckt werden mussten: 40,127 M. 29 Pf. 
Die bezüglich der übrigen Gemeinden fehlenden Daten machen 
eine vollständige Angabe unmöglich. 


ll. Baden. 


Staatlich anerkannt wurde die Gemeinschaft Karlsruhe im 
Juli 1877 und derselben ein Antheil am Kirchenvermögen 
(360 M. jährlich) zugesprochen. 

Hinsichtlich des Mitgebrauchs von Kirchen und der 
Ueberweisung von Pfründen ist keine Veränderung eingetreten. 

Im Status der Geistlichen haben sich folgende Verände- 
rungen ergeben. Pf. Feig hat wegen Krankheit die Seelsorge 
in Stühlingen aufgegeben; er hält sich seit dem October v. Js. 
zur Herstellung seiner Gesundheit in Weinheim auf. Pf. Hamp 
fungirt seit October in Folge seiner Verheirathung nicht mehr, 
die Synode wird sich mit dieser Sache zu befassen haben; 
Pf. Stapf ist von Furtwangen nach Waldshut versetzt und 
hat die Kaplaneipfründe ad omnes Sanctos erhalten. 

Neu hinzugekommen sind: Pr. Jentsch, seit März in 
Offenburg, Pf. Kaminski, der im October v. Js. nach Stüh- 
lingen und im Februar d. Js. nach Thiengen als Pfv. ging; 
Ambrosius von Kiss (geboren 1838 zu Szando in Ungarn, 
zuletzt Prior der Dominikaner, 1877 säcularisirt) seit März 
Pfv. in Baden-Baden, Theodor Jos. Lang, früher Kapuziner 
in Oesterreich, geb. 1830 zu Obervillach in Kärnthen, der 
seit Juni Pfarrer in Kappel und seit März in Furtwangen ist; 
Pf. Renftle, bisher in Mering, dem die Rechte eines Pf. in 
Sauldorf übertragen wurden. Zur Vornahme der Seelsorge 
in Hohenthengen ist mit Zustimmung des Grossh. Ministeriums 
provisorisch der Kaplan Reimann in Laufenburg (Schweiz) 
ermächtigt worden. 

Das Urtheil der Synode, womit der Pf. Schöpf in 
Sauldorf seines Amtes entsetzt wurde, ist vom Grossh. Staats- 
ministerium mit Erlass vom 20. Dec. 1877 für vollzugsreif 
erklärt worden. Es ist demselben bis zur Erhaltung eines 
anderweitigen Einkommens eine Pension von 900 M. aus dem 
Beneficium bewilligt worden; er hat am 1. März d. Js. das 
Pfarrhaus geräumt und ist nach Tyrol gezogen. 

Die Zahl der Geistlichen beträgt einschliesslich der mo- 
mentan nicht fungirenden Pf. Feig, Hamp und Mazanec, ohne 
Pf. Renftle 22. 

„Aus dem Staatsbeitrag zur Deckung des Aufwandes 
für die kirchlichen Bedürfnisse der Altkatholiken‘ im Betrage 
von 15000 M. sind für 1878 angewiesen: für die staatlich 
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anerkannten Altkatholiken-Gemeinschaften in Bühl (Amt Walds- 
hut), Durlach, Fützen, Furtwangen, Gütenbach, Heidelberg, 
Hohenthengen, Kappel, Karlsruhe, Kommingen, Ladenburg, 
Lottstetten, Mannheim, Mundelfingen, Oftenburg, Pforzheim, 
Schwaningen, Siengen, Stühlingen, Thiengen, Waldshut, zu- 
sammen 12,460 M., für die noch nicht staatlich anerkannten 
Gemeinschaften in Baden-Baden, Bühl (bei Baden), Freiburg 
i. B., Rastatt, Schwetzingen, Zell i. W., zusammen 3690 M., 
für beide also 16,150 M.; der Rest mit 1850 M. musste für 
die Auslagen der besondern Verwaltung reservirt werden. Aus- 
serdem ist in Folge des Gesetzes vom 25. Aug. 1876 für die Zeit 
vom 1. Nov. 1875 bis 1877 ab den Pfarrern Rieks, Seif, 
Wagner, Hamp, Haller; vom 1. Nov. 1877 ab den Pfar- 
rern Rieks, Wagner, Braun und Stapf, Haller und Seif 
vom Ministerium eine Gehaltsaufbesserung zuerkannt worden. 
Die Gesammtausgaben der unter 3, 5—7, 9—12, 14—16, 
18—20, 23, 25—28, 30, 31, 33, 34, 40, 49, 44, aufgezählten 
(Gemeinschaften — von den anderen liegen keine Angaben 
vor — betrugen 55,662 M. 06 Pf. Dieselben hatten, ausser 
dem aufgeführten Staatszuschusse, wovon auf dieselben ent- 
fallen zusammen 13,190 M. und den erwähnten Staatsaufbes- 
serungen mit 2606 M. 34 Pf. aus dem örtlichen Kirchenver- 
mögen, Pfründen und Stiftungen noch ein Gesammt-Einkom- 
men von 21,527 M. 34 Pf. Dabei sind aber die Einkünfte 
der Beneficien in Baltersweil, Blumberg, Brenden, Constanz, 
Epfenhofen, Mundelfingen, Sauldorf, Thiengen in Einnahme 
und Ausgabe nicht berücksichtigt worden. Somit hatten die 
aufgeführten Gemeinschaften aus eigenen Mitteln (Beiträgen, 
Umlagen, u. dgl.) 18,338 M. 58 Pf. zu bestreiten. 


Ill. Andere Staaten. 


A. Bayern. Pf. Arnold ist ausgeschieden, die von 
ihm nachgesuchte Wiederaufnahme in den altkath. Klerus ab- 
gelehnt worden. Pf. Demmel ist von Passau nach Erlan- 
gen, Pf. Kopp von Würzburg nach Passau übergesiedelt, 
Pf. Renftle wird nach Baden gehen. 

Die Zahl der in Bayern fungirenden Geistlichen beträgt 
einschliesslich des Pf. Renftle 9, der dort wohnenden 10. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben liegen zu unvoll- 
ständige Angaben vor, um daraus end sachdienliche Mit- 
theilungen zu machen. 

B. Bezüglich der übrigen darf auf Ge Bericht für 1877 
und die Tabelle verwiesen werden, da sich keine sonstigen 
Veränderungen ergeben haben. 
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IV. Allgemeine Angelegenheiten. 


Es fanden seit der vierten Synode bis zum 1. Mai ds. 
Js. 22 Sitzungen der Synodal-Repräsentanz statt. - Hinsichtlich 
des Verfahrens blieb es bei der früheren Gepflogenheit. Das 
ordentliche Mitglied, Prof. Dr. Langen, legte mit Schreiben 
vom 26. Mai 1877 seine Stelle in der Synodal-Repräsentanz 
nieder. An seine Stelle wurde der Generalvicar, Prof. Dr. 
Reusch, zum ordentlichen Mitgliede ($. 16. Syn. u. Gem.-O.) 
gewählt. Dieser legte in der Sitzung vom 4, Jan. d. Js. sowohl 
sein Amt als Generalvicar, wie die Stelle als Mitglied der 
Synodal-Repräsentanz nieder und motivirte das in einem 
Schreiben vom 7. Jan. 1878. 

Zum Generalvicar wurde (8 10. Syn. u.»Gem.-O.) vom 
Bischof der Prof. Dr. Knoodt unterm 26. Jan. d. Js. ernannt, 
nachdem die Ministerien von Preussen, Baden und Hessen 
gegen dessen Person keine Einwendung erhoben hatten. Da- 
gegen hat die Synodal-Repräsentanz von der Neuwahl eines 
weiteren ordentlichen geistlichen Mitgliedes Abstand genom- 
men, weil ein in Bonn wohnender Geistlicher aus Gesund- 
heitsrücksichten ablehnte und es ihr misslich schien, einen aus- 
wärtigen Geistlichen wegen der häufigen Sitzungen zu wählen. 

Der Bischof hat die Firmung gespendet (an 97 Firm- 
linge) und Predigt gehalten im Juni in Attendorn, Hagen, 
Witten, im selben Monat in Würzburg, im Juli in Baireuth, 
Nürnberg und Zell i. W., am 11. Juni in Hagen die neue 
Kirche geweiht, Predigten und Vorträge gehalten in Heidel- 
berg, Ladenburg, Schwetzingen (11.—13. Juli), Kappel (27. Juli), 
Predigten in Bonn (18. Aug., 2. Sept. 1877, 17. Febr. und 
10. März, 28. April 1878), Vorträge gehalten in Witten (10. 
Juni), Bochum 13. Juni), Würzburg (28. Juni), Baireuth (30. 
Juni), Nürnberg (2. Juli), Freiburg (28. Juli), Zell i. W. 
(29. Jul). 

Die Zahl der Priester, welche als Seelsorger ange- 


stellt sind, oder gegenwärtig aushülfsweise geistliche Functio- 


nen verrichten, beträgt 51, die Gesammtzahl, einschliesslich 


des Bischofs, 59 (24 in Preussen, 22 in Baden, 10 in Bayern, 


9% in Hessen). Nicht gezählt sind die beiden verheiratheten 
Priester Propst Susceynski in Königsberg und Graf Wrscho- 
wetz in Hirschberg. — Seit der vorigjährigen Synode sind 
vier ausgeschieden, drei neue hinzugekommen, die Herren 
Herter, von Kiss, Lang. — 5 Gesuche von römisch- 
katholischen Geistlichen um Aufnahme unter die altkatholi- 
schen Geistlichen wurden abgeschlagen. 
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Die Zahl der altkatholischen Theologie - Studirenden in 
Bonn betrug im Sommersemester 1877 und im Wintersemester 
1877/78 drei. 

Die im vorigjährigen Berichte erwähnten Stipendien von 
Freunden der altkatholischen Sache in England und Amerika 
für altkatholische Theologie Studirende betreffend, so ist für 
das laufende Jahr eins von 40 Pfund Sterling von England 
aus zur Verfügung gestellt worden. 

Vom 28. bis 30. September 1877 wurde zu Mainz der 
sechste Altkatholiken-Gongress gehalten. 

Der Bezirksverband für Rheinland-Westfalen hat in Dort- 
mund am 17. März d. Js. eine Versammlung gehalten und 
Köln als Ort der nächsten hestimmt. 

Der Bezirksverband für das nördliche Baden hielt am 
6. Jan. 1878 in Karlsruhe, der für Mittelbaden am 9. Sep- 
tember in Kappel a. Rh., der für das badische Oberland am 
8. Dec. 1877 zu Stühlingen eine Bezirksversammlung ab; am 19. 
März d. Js. wurde in Offenburg eine Landesversammlung der 
Delegirten der badischen Vereine (es waren 29 durch 100 
Delegirle vertreten), am 30. Dec. 1877 eine Versammlung 
der Vertreter. der Vorderpfalz in Dürkheim, am 11. März 
vom Bezirksverband von Hessen-Nassau in Mainz eine Ver- 
sammlung abgehalten. 

Es folgt wie im vorigjährigen Berichte ein Verzeichniss 
der altkatholischen Priester, welche gegenwärtig activ 
in der Seelsorge wirken, mit Angabe der Länder und 
Provinzen, für welche sie zur Vornahme geistlicher Functionen 
ermächtigt sind. 


Zu geistlichen Funetio- 


No. Namen Amtliche Stellung REN 
nen ermächtigt in 
1 Bauer, Friedrich. Pf. zu Mannheim. Grssh.Baden. Hessen. 
2 \Bodenstein, Emil.|Pf. zu Bochum. Prov. Westfalen und 
Rheinprov. 
3 | Braun, Thomas. Pf. zu Mundelfingen. (rossh. Baden. 
Buchmann, J., Lie. || Emeritirter Pf. zu Breslau.|) Prov. Schlesien. 
theol. 
> | Demmel, Joseph. ||Pf. der altkath. Gem. zu 
Erlangen. N 
Dilger, Joseph. Pf. zu Pforzheim. Grossh. Baden. 
Duren, Dominicus. Pf. zu St. Johann - Saar-|| Rheinprovinz, 


brücken, 


Namen 


Friedrich, Johann, || Prof. der 


Dr. theol. 
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Amtliche Stellung 


Theologie in 
München. 


Gatzenmeier, Ant.|Pf. der altkath. Gem. zu 


Grunert, Joseph. 
Haller, Fr. X. 
Herter, Ant. Th. 


Hochstein, Anton, 
Dr. phil. 


Hoffmann, @. 
Hort, Max. 


Hosemann, Gallus. 


Jaskowski, Friedr. 


Jentsch, Karl. 
Kaminski, Paul. 


Kiss von, Ambr. 


Knoodt, Peter, Dr. 
phil. 


Kopp, Max. 
Kühn, Peter. 
Lang, Th. J. 


Langen, 
Dr. theol. 


Joseph, 


Leuthner, August. 
Mazanec, A.*) 


Menzel, 
Dr. theol. 


*) Suspendirt, 


München. 
Pf. zu Königsberg. 
Pf. zu Blumberg. 


Pf. zu Breslau. 
Pf. zu Dortmund. 
Pf. zu Essen. 


Studienlehrer zu 
bing. 


Strau- 


Pf. zu Constanz. 


Pf. zu Neisse. 


Pf. zu Offenburg. 
Pfv. zu Thiengen. 


Pfv. der altkath. Gem. zu 
Baden-Baden. 


Prof. der Philos. zu Bonn. 
Gen.-Vicar. 


Pf. der altkath. Gem. zu 
Passau. 


Pf. der altkath. Gem. zu 
Landau. 


Pf. in Furtwangen. 


Prof. der Theol. zu Bonn. 


Pf. zu Singen. 
Pf. zu Brenden. 


Andreas, || Prof, der Theol. zu Bonn. 


Zu geistlichen Funetio- 
nen ermächtigt in 


Prov. Preussen. 
Grossh. Baden. 


Prov. Schlesien und. 


Brandenburg. 
Prov. Westfalen. 


Rheinprovinz. 


Grossh. Baden. 


Prov. Schlesien und 
Brandenburg. 


Grossh. Baden. 
Grossh. Baden. 
Grossh. Baden. 


Rheinprovinz, Prov. 
Westfalen u. Hes- 
sen-Nassau,Grossh. 
Hessen. 


Grossh. Baden. 


Rheinprovinz, Prov. 
Westfalen u. Hes- 
sen-Nassau. 


Grossh. Baden. 
Grossh. Baden. 


Rheinprovinz. 


ei A 


No. 


29 


39 


Messmer, J. A, 
Dr. phil. 
Michelis, Friedr., 
Dr. phil. 
Mosler, Nikolaus, 
. Dr. phil. 


Obertimpfler, K. 
Pyszka, Adalbert, 
Rabbertz, Lamb. 


Renftle, J. 


Reusch, Fr. Heinr., 
Dr. theol. 


Rieks, Joh. 


Römer, Wilhelm. 
Seif, Sebastian. 
Stapf, Hugo. 
Steinwachs, Adam 
Joseph. 


Strucksberg, Frz. 


Tangermann, 
Wilh., Dr. theol. 


Thelen, Wilhelm. 


Thürlings, Adolf, 
Dr. phil. | 
Wagner, Fr.K. 
Weber, Theodor, 
Dr. phil. 
Weidinger, 
man Alfred. 


Ro- 


Widmann,Joh.Nep. 
Wolowski, Eduard. 


Amtliche Stellung 


Prof. an der Universität 
zu München. 


Prof. der Philos.in Brauns- 
berg, z. Z. Seelsorger 
der altkathol. Gem. zu 
Freiburg i. B. 


Pf. zu Boppard. 


Pf. zu Karlsruhe. 
Pf. zw Zeilst. = W.; 
Pf. zu Crefeld. 


(Pf. in Mering) ernannt 
zum Pfv. von Sauldorf. 


Prof. der Theol. und Pfv. 
zu Bonn. 


Pf. zu Heidelberg. 


Pfv. zu Baltersweil. 
Pf. zu Epfenhofen. 
Pf. zu Waldshut. 
Pf. zu Offenbach. 


Pf.z. Ober-Herzogswaldau. 
Pf. zu Köln. 


Pf. zu Hagen. 


Pf. der altkath. Gem. zu 
Kempten. 


Pf. zu Messkirch. 


Prof. der Philos. zu Bres- 
lau. 


Pf. zu Düsseldorf. 


Pf. zu Säckingen. 
Pfv. zu Kattowitz. 


Zu geistlichen Funetio- 
nen ermächtigt in 


Grossh. Baden und 
Hessen. 


Rheinpr. u. Pr. Hes- 
sen-Nassau,Grossh. 
Hessen u. Baden. 


|| Grossh. Baden. 


Grossh. Baden. 


Rheinprov. u. Prov. 
Westfalen. 


Urossh. Baden. 


Rheinpr., Prov. Hes- 
sen-Nassau u.Westf. 
u. Grossh. Hessen. 


Grossh. Baden, Hes- 
sen, Hessen - Nas- 
sau, Rheinprovinz. 


Grossh. Baden. 
Grossh. Baden. 
Grossh. Baden. 
Grossh. Hessen und 
Baden u. Provinz 
Hessen-Nassau. 
Prov. Schlesien und 
Brandenburg. 
Rheinprov. u. Prov. 
Westfalen. 
Prov. Westfalen und 
Rheinprov. 


® 


Grossh. Baden. 


Prov.Schlesien,Bran- 
denb. u. Preussen. 


Rheinprov., Provinz 
Westfalen und 
Grossh. Baden. 


Grossh. Baden. 
Prov. Schlesien. 


3. Schreiben an die Ministerien von Preussen, 
Baden, Hessen nebst den Antworten. 


Bonn, 18 Aura 


Die vierte altkatholische Synode Ha am 24. Mai eurr. 
fast einstimmig beschlossen : 

1) Die Sn nadhls Repräsentanz hat talk; ob und 
welche rechtliche Hindernisse der praktischen Ausführung der 
Aufhebung des CGölibats-Gesetzes im Wege stehen. 

9) Die Synodal-Repräsentanz hat der nächsten Synode 
bestimmte Vorschläge zu machen. 

In den Verhandlungen auf der Synode wurde namentlich 
geltend gemacht, es müsse, bevor ein Beschluss über die Auf- 
hebung des Gölibats-Gesetzes erfolgen könne, feststehen, ob 
von Seiten der Gesetze derjenigen Staaten, von welchen der 
unterzeichnete Bischof anerkannt ist, einem solchen Beschlusse 
Hindernisse entgegenstehen. 

In Ausführung des Beschlusses der Synode erlaubt sich 
die altkatholische Synodal-Repräsentanz durch den unterzeich- 
neten Bischof an die hohe Regierung diese gehorsamste Vor- 
stellung zu richten, indem sie ein Exemplar der Synodal-Be- 
schlüsse beifügt. 

Schon der gegenwärtige Schritt liefert den Beweis, dass 
weder die Synodal-Repräsentanz bei der Synode den Antrag 
auf Beseitigung des bisher geltenden kirchlichen Gölibats-Ge- 
setzes stellen, noch die Synode einen Aufhebungs-Beschluss 
fassen will, wenn nicht die Gewissheit vorliegt, dass staatsrecht- 
liche Bedenken oder Hindernisse nicht obwalten. Wir gehen 
von dem Gesichtspunkte aus, dass an sich diese Angelegenheit 
eine innerkirchliche ist, dass also das Staatsgesetz, wenn und 
soweit es dem kircklichen Gölibats-Gesetze eine Wirkung auf 
dem ceivilen Gebiete zuerkennt, diese nur aus dem Grunde 
eintreten lässt, weil es das innerkirchliche Recht für die 
innerkirchlichen Verhältnisse als massgebend ansieht. Wird 
dieser Standpunkt von Seiten der Regierung als richtig ge- 
theilt, so würde mit dem Fortfalle der Voraussetzung die 
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Folge von selbst entfallen. Zugleich würde sich als weitere 
Folgerung ergeben, dass die Art und der Umfang der Besei- 
tigung ebenfalls als rein kirchliche Angelegenheit erscheint. 
Endlich ist nach unserem Ermessen die Frage: ob die alt- 
katholische Synode vom innerkirchlichen Gesichtspunkte aus 
zur Aufhebung des fraglichen Gesetzes competent sei? — 
eine Frage, welche Einige verneinen, — gleichfalls eine rein 
innere. Die altkatholische Synode ist das für uns bei dem 
gegenwärtigen Rechtszustande anerkannte höchste Organ und 
mit der innerkirchlichen Gesetzgebung betraut. 

Wir müssen uns sagen, dass es ungewöhnlich ist, an 
eine Regierung eine solche theoretische Frage zu richten, 
hoffen aber, dass ihre praktische Bedeutung und Tragweite 
den Schritt selber um so mehr rechtfertigen werden, als sein 
Resultat die Vorbedingung von Anträgen und Beschlüssen 
sein wird, welche, wie immer sie ausfallen mögen, von ent- 
scheidender Wichtigkeit für die weitere Entwicklung der alt- 
katholischen Sache sein müssen. Darauf gestützt und im 
Vertrauen auf die hohe Einsicht der Regierungen wagen wir 
die Bitte um eine Erklärung über die Fragen: 

4) Würde die Aufhebung des Cölibats gegen ein (preus- 
sisches, badisches, hessisches) Landesgesetz verstossen? 

9) Würde dieselbe nach dem . . . Landesrechte für einen 
Geistlichen, der Gebrauch von ihr machte, nachtheilige Wir- 
kungen civilrechtlicher Art herbeiführen? 

3) Hat die... .. Regierung Bedenken? und welche? ge- 
gen die Aufhebung des Cölibats-Gesetzes? 

Indem ich die ergebenste Bitte beifüge, die geneigte Ant- 
wort so früh zu geben, dass die Synodal-Repräsentanz die 
sonstigen noch erforderlichen Vorerhebungen machen kann, 
um für die nächste Synode in der Pfingstwoche des Jahres 
1878 (9. bis 14. Juni) Anträge zu stellen, zeichne ich mit 
dem Ausdrucke der vollsten Hochachtung und Ergebenheit 


Der katholische Bischof 
Dr. Jos. Hub. Reinkens. 


M20..178°117:205. 
Seiner bischöflichen Hochwürden dem Herrn Bischof 
Dr. Joseph Hubert Reinkens in Bonn beehrt sich das unter- 
zeichnete Ministerium auf das geschätzte Schreiben vom 18. 
Juli 1. J. (J.. Nr. 794) ergebenst zu erwidern, dass es sich 
der Gonsequenzen halber zu seinem Bedauern ausser Stande 
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sieht, dem darin gestellten Gesuche um eine Erklärung über 
die eventuelle staatsrechtliche Tragweite einer möglicherweise 
erfolgenden Veränderung der kirchlichen Cölibatsvorschriften 
seitens der Repräsentanz der Altkatholiken, sowie um Decla- 
ration des Standpunktes, welchen die Grossherzogliche Re- 
gierung gegenüber einer in der Kirche selbst noch nicht aus- 
getragenen kirchlichen Frage etwa einnehmen würde, ent- 
sprechen zu können. 
Darmstadt, den 28. September 1877. 


Grossherzoglich hessisches Ministerium des Innern. 
v. Stark. 


An Se. bischöfliche Hochwürden den Herrn 
Bischof Dr. Reinkens in Bonn. 


Berlin, den 17. December 1877. 

Ministerium der 
geistlichen, Unterrichts- u. 

Medicinal-Angelegenheiten. 
G. II: J.-N. 3294. 

Ew. Bischöfliche Hochwürden haben in dem gefälligen 
Schreiben vom 18. Juli cr. eine Erklärung von mir dar- 
über erbeten, ob die Aufhebung des Cölibats gegen ein 
preussisches Landesgesetz verstossen, ob dieselbe nach dem 
preussischen Landesrecht für einen Geistlichen, der Gebrauch 
von ihr machte, nachtheilige Wirkungen civilrechtlicher Art 
herbeiführen würde, und ob die Königl. Preussische Regierung 
gegen die Aufhebung des CGölibatsgesetzes Bedenken hat? 

Indem ich die eingereichte Druckschrift wieder beifüge, 
erwiedere ich Ew.Bischöflichen Hochwürden ergebenst, dass, 
da es sich bei dem CGölibat nach der in dem Schreiben näher 
dargelegten dortseitigen Auffassung um eine innerkirchliche 
Einrichtung handelt, deren Regelung den kirchlichen Organen, 
in dem Bereich des altkatholischen Kirchenwesens der alt- 
katholischen Synode, anheimfällt, für die Staatsregierung kein 
Anlass vorliegt, in dieser ihrer Zuständigkeit entzogenen inner- 
kirchlichen Angelegenheit vorweg Stellung zu nehmen, oder 
über die von Ew. Bischöflichen Hochwürden formulirten Fra- 
gen eine der richterlichen Entscheidung vorgreifende Erklärung 
abzugeben. 

Falk, 
An den katholischen Bischof Herrn Dr. Reinkens 
Bischöfliche Hochwürden zu Bonn. 
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Ministerium des Innern. 


CGarlsruhe, den 14. Februar 1878. 
Nr. 2270. 


Die Beschlüsse der Synode der 
Altkatholiken vom Jahre 1877 
betreffend. 


Sr. bischöflichen Hochwürden dem katholischen Bischof 
Herrn Dr. J. H. Reinkens in Bonn beehren wir uns auf die 
Zuschrift vom 18. Juli v. J. Nr. 794 ergebenst zu erwidern: 

Das kirchliche Gebot der Ehelosigkeit der Geistlichen ist 
in Baden jedenfalls seit Aufhebung der Ehe-Ordnung von 
1807 — welche schon durch das badische Gesetz vom 21. De- 
cember 1869 die Beurkundungen des bürgerlichen Standes 
und die Förmlichkeiten bei Schliessung der Ehe betreffend, 
erfolgt ist — nicht mehr ein vom bürgerlichen Rechte an- 
erkanntes Ehehinderniss. Die Aufhebung des Cölibatsgesetzes 
durch die Kirchengewalt würde daher das Gebiet des staat- 
lichen Eherechtes unberührt lassen. Auch aus anderen Ge- 
bieten des bürgerlichen Rechtes sind uns Gesetzesvorschriften, 
mit welchen die Aufhebung des Gölibats in Widerspruch 
treten könnte, nicht bekannt. 

Wir müssen hieraus für die zweite der an uns gerich- 
teten Fragen die Folgerung ableiten, dass (alt-) katholische 
Geistliche, welche nach Aufhebung des Eheverbots seitens 
der zuständigen kirchlichen Gewalt eine Ehe eingehen, aus 
diesem Grunde von civilrechtlichen Nachtheilen‘ unter der 
Herrschaft des badischen bürgerlichen Rechtes nicht getroffen 
werden können. Von selbst versteht sich übrigens, dass diese 
unsere Auffassung für die richterlichen Behörden, wo etwa 
deren Entscheidung hinsichtlich der rechtlichen Wirkung der 
Ehe-Eingehung für den einzelnen Fall einzutreten hätte, nicht 
bindend wäre. 

In den vorstehenden Aeusserungen ist zugleich die Eır- 
klärung unserer Uebereinstimmung mit der in dem Schreiben 
Eurer Bischöflichen Hochwürden dargelegten Anschauung, 
dass die Aufhebung oder Aufrechterhaltung des Gebotes der 
Ehelosigkeit der Geistlichen als innerkirchliche Angelegenheit 
erscheine, bereits enthalten. Die Ordnung dieser Angelegen- 
heit wird daher die Grossh. Regierung lediglich der kirchlichen 
Gewalt anheimzustellen haben. 


Er 


StUusser. 
Sr. Bischöflichen Hochwürden, dem katholischen 
Bischof Herrn Dr. J. H. Reinkens in Bonn. 


4. An die Synode der Altkatholiken des 
Deutschen Reiches. 


Utrecht, den 9. Juni 1878. 


Verehrte Herren! 


Gestatten Sie mir, durch dieses auch im Namen meiner 
beiden Mitbischöfe abgefasste Schreiben hinsichtlich der be- 
vorstehenden Berathungen einige Worte an Sie zu richten. 

Weit entfernt in die inneren Angelegenheiten Ihrer Kirche 
unnöthigerweise uns einmischen zu wollen, sehen wir uns 
diesmal doch veranlasst, ein Wort der ernsten Warnung an 
Sie ergehen zu lassen. Dass wir unter Umständen dazu be- 
rechtigt, ja verpflichtet sein können, werden Sie wohl ein- 
‚äumen wollen. Um das folgern zu können, braucht man 
eben nur in Erwägung zu ziehen, dass unsere beiden Kir- 
chen, schwesterlich verbunden, die gemeinsame Sache ver- 
treten und die Kirche von Holland nebenbei zur jetzigen 
Organisation der Ihrigen so wesentlich beigetragen hat. Dass 
wir also Alles, was bei Ihnen vorging, immerhin theilnahms- 
voll verfolgt, auch die Bechlüsse der gehaltenen Synoden 
jedesmal mit Interesse aufgenommen und geprüft haben, ist 
selbstverständlich. Freudig erregt von jedem Berichte der 
Ausbreitung Jhrer religiösen Bewegung, von jeder Aeusserung 
inneren Lebens, von jedem wahren Fortschritte auf der rich- 
tigen Bahn konnten wir uns hingegen der Besorgniss nicht 
erwehren, so oft sich unter ihnen Wünsche und Bestrebun- 
gen kundgaben, die unseres Erachtens über das Ziel hinaus- 
gingen, und die altkatholische Sache gefährdeten. Dann 
drückte uns die Sorge um die befreundete, eng mit uns ver- 
bundene Nachbarkirche; aber auch um die eigene, die von 
irgend einer bedeutenden Abweichung Jhrerseits nicht unbe- 
rührt bleiben könnte. 

Leider hatten wir nun im Verlaufe der Zeit immer mehr 
Ursache zur Besorgniss und heute ist das dermassen der 
Fall, dass wir nicht länger im Stillschweigen verharren zu 
dürfen glauben, sondern uns zu diesem Schritte verpflichtet 
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erachten. Es ist das bedenkliche Drängen nach Reformen, 
dass wir hierbei im Auge haben. Hegte schon Anfangs der 
Eine oder der Andere desbezüglich unbedachtsame Wünsche; 
nachher konnte man’ unter den Altkatholiken Deutschlands 
eine bedeutende Strömung in diesem Sinne wahrnehmen, und 
schien es, als wollten nicht Wenige bei jeder Zusammenkunft 
neue Reformen und Aenderungen vornehmen, ohne dass sie 
dabei fragten, ob dieselben nothwendig wären oder auch, ob 
man die Befugniss dazu hätte. Bekanntlich haben Ihre Führer 
selbst gelegentlich darauf hingewiesen und Sie vor der mit 
solchem Benehmen verbundenen Gefahr gewarnt. Dass trotz- 
dem jener Eifer nicht nachgelassen, hat man ersehen können 
aus dem mitunter stürmischen Drange, nach Aufhebung des 
Gölibatsgesetzes, der sich ungeachtet der ernsten Bestrebun- 
gen demselben zu steuern, fast überall kundgab. Demzufolge 
ist abermals ein Antrag zur sofortigen Aufhebung dieses Ge- 
setzes an die Synode gestellt worden. Sie werden also jetzt 
gerufen werden, über diesen Antrag Beschluss zu fassen und 
nach den Berichten Ihrer öffentlichen Blätter, die uns den 
Beitritt der meisten Gemeinden und Vereine zu demselben 
gemeldet, steht eszu befürchten, dass man mit Stimmenmehr- 
heit zur Aufhebung beschliessen werde. In dieser Lage, die 
unserer Ansicht nach eine sehr bedenkliche ist, halten wir 
es nicht für angemessen, den Ausgang Ihrer Synode abzu- 
warten, sondern glauben wir schon im Voraus unsere Stimme 
warnend erheben zu müssen. 

Hervorragende Männer unter Ihnen haben die eventuelle 
Beschlussnahme schon als unerlaubt, oder doch auf religiöse - 
Gründe als sehr verfänglich bestritten. Das nun glauben 
auch wir nachdrücklich thun zu müssen. 

Gilt es hier auch nicht den Glauben, so braucht es nur die 
Erwähnung, wie grosses Gewicht man in der alten Kirche 
immer auch auf die Diseiplin gelegt hat, um feststellen zu 
können, dass man für deren Erhaltung ebenfalls besorgt sein 
muss. Es können ja allerdings in der kirchlichen Disciplin 
Aenderungen vosgenommen werden, aber wo es allgemeine 
Gesetze betrifft, doch nur von der allgemeinen Kirche. 
Und so liegt nach unserem Dafürhalten hier der Fall. Das 
Gölibatsgesetz, über dessen Nützlichkeit oder Schädlichkeit 
man verschiedener Ansicht sein kann, können wir, wie es 
dann auch ein solches geworden sei, nur als ein allgemeines 
betrachten, und mithin Ihrer Partieularsynode, in der oben- 
drein die Laien eine überwiegende Mehrheit ausmachen, die 
Befugniss nicht beilegen, es aufzuheben. Sie würden damit 
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auch Ihren eigenen Beschlüssen zuwiderhandeln. Haben Sie 
doch in Köln folgenden Satz angenommen: „Die endgültige 
Prüfung der tiefgefühlten Missbräuche und die Durchführung 
der entsprechenden Reformen auf dem Gebiete der Disciplin 
und des Cultus bleibt den verfassungsmässigen Organen der 
Kirche vorbehalten.‘ Vorher hatte der Herr Amendement- 
steller, Ihr jetziger Bischof, darauf hingewiesen, dass im be- 
treffenden Paragraphen, der nebenbei- von sofortiger Beseiti- 
gung gewisser Missbräuche handelt, genau unterschieden ist 
zwischen den Reformen, die von Ihnen angenommen werden 
dürfen, ohne dass sie Pflichten verletzen und zwischen Re- 
formen, die sich auf Pflichten beziehen, welche Ihnen durch 
allgemeine kirchliche Gesetze auferlegt sind. ‚Diese letzteren 
Reformen vorzunehmen‘, sagte er, „sind wir absolut nicht 
competent, und ich halte es auch nicht für zweckmässig, dass 
solche Reformen genannt werden, weil es sich ja um Insti- 
tute handelt, die allerdings vielfache Missstände zeigen, über 
deren wirklichen Nützlichkeit oder Schädlichkeit aber doch 
schliesslich die competente Behörde entscheiden muss ..... 
Das verfassungsmässige Organ, wovon ich rede, ist die Ge- 
sammtkirche, welche repräsentirt wird durch eine allgemeine 
Synode.“ Diesen Worten haben wir nichts hinzuzufügen. 
Und wenn man behaupten könnte, das Cölibatsgesetz sei 
nicht im eigentlichen Sinne ein Gesetz der Gesammtkirche, 
so steht doch die Thatsache da, dass es in der abendländi- 
schen Kirche nun schon seit Jahrhunderten factisch zur all- 
gemeinen Disciplin gehört, und da wird man Ihnen in 
Ihrer gewärtigen Lage bei der verhältnissmässig geringen An- 
zahl von Katholiken, welche Sie vertreten, doch -keineswegs 
die Gompetenz zuschreiben können, Aenderungen daran vor- 
zunehmen. Also wenn Sie im Widerspruche mit den von 
Ihnen selbst angenommenen Prineipien und auf die bisherige 
Behauptung der Kirche, wie sie vor 1870 war, treu bleiben 
zu wollen, verzichtend, den gefürchteten Schritt thäten, so 
würden wir ihn nicht nur nicht mitmachen, sondern um 
allem Verdacht vorzubeugen, uns genöthigt finden, öffentlich 
unsere Missbilligung darüber auszusprechen. Es würde sogar 
fraglich sein, ob in dem Falle unsere beiden Kirchen weiter 
zusammengehen könnten. 

Ernstlich warnen wir Sie daher vor unbedachtsamem 
Eifer in dieser Hinsicht und bitten Sie, sich eines so gefähr- 
lichen Schrittes zu enthalten, der Ihre Kirche auf unsicheren 
Boden bringen und weiteren noch bedenklicheren Reformen 
vielleicht Thür und Thor öffnen würde. 
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Schliesslich wollen wir denjenigen gegenüber, die hier 
eine Incompetenz gar nicht anerkennen wollen, noch bemer- 
ken, dass, wäre auch die Aufhebung des CGölibatsgesetzes im 
Allgemeinen wünschenswerth, man dennoch für die altkatho- 
lische Kirche in ihrer gegenwärtigen Lage daraus nur sehr 
geringen Nutzen aber gewiss grossen Schaden erwarten kann. 
Welche Nothwendigkeit zu dieser‘ Reform jetzt vorliegen 
kann, erklären wir gar nicht absehen zu können. Würden 
die Altkatholiken ihre religiöse und sittliche Aufgabe dadurch 
besser lösen können, oder davon etwa, durch Beitritt aus den 
Neukatholiken einen wahrhaft erfreulichen Zuwachs erwarten? 
Wir können es kaum glauben und was iu dieser Hinsicht 
von Diesem und Jenem angeführt wurde, scheint uns von 
geringer Bedeutung und nur auf irrigen Voraussetzungen zu 
beruhen. | 

Meine Herren! Lenken Sie doch, anstatt sich mit solchem 
gewagten Reformplane abzugeben, lieber Ihre Aufmerksam- 
keit auf dasjenige, was in Ihrer Lage nothwendig ist, auf die 
Wege und Mittel, um in der fast zerstörten Kirche Christi 
immermehr in Wahrheit ein Hort zu werden für Alle, die an 
der übergelieferten Wahrheit im Glauben und in den Sitten 
festhalten wollen, ein Sauerteig, von dem in Gottes Hand: 
eine belebende Kraft ausgehe in die ganze Kirche. Thut es 
dazu nicht Noth, alles aufzubieten, um dem hie und da vor- 
handenen Mangel an christlichem katholischem Glauben ab- 
zuhelfen und durch Aufbauung eines echt christlichen Lebens 
im Geiste des Evangeliums und der alten Kirche, den sitt- 
lichen Werth der Ihrer Kirche Angehörigen zu erhöhen? Wo 
nicht Wenige 'sich nicht hauptsächich aus religiösen Gründen 
sich Ihnen angeschlossen haben und die meisten noch vor 
wenigen Jahren im Ultramontanismus befangen waren, darf 
man das doch wohl voraussetzen. Also richten wir an die 
Geistlichen in Ihrer Mitte die ernstliche Bitte, sie mögen ihren 
hohen Beruf doch rein und unbefangen in’s Auge fassen und 
immermehr mit apostolischem Eifer und Opferfreudigkeit sich 
an die Lösung ihrer heiligen Aufgabe setzen, die persönlichen 
Rücksichten bei Seite lassend und nur um das Heil der ihnen 
Anvertrauten, das Heil der ganzen Kirche besorgt! Und Sie 
alle ermahnen wir, doch mit sittlichem Ernst und mit Be- 
'sonnenheit zu verfahren und durch keine verfänglichen Be- 
schlüsse die altkatholische Bewegung. _in Gefahr zu setzen. 
Dass wirklich Gefahr zu befürchten wäre, scheint uns auf 
der Hand zu liegen. Erstens würde unter Ihnen eine Spal- 
tung nicht ausbleiben können und würden hervorragende 
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Männer, die sich um Ihre Sache höchst verdient gemacht haben, 
zurückstehen. Dann würden ferner Ihre Feinde Anlass zu 
neuen Angriffen finden und die übrigen Katholiken mehr als 
früher von Ihnen entfremdet und Ihrer Einwirkung verschlos- 
sen bleiben. Lassen Sie, meine Herren, das doch nicht ausser 
Acht. Wir werden es am tiefsten bedauern, wenn also eine 
vielversprechende Sache künftighin ihrer guten Wirkung be- 
raubt werde und nur mit Schmerzen könnten wir den Augen- 
blick herannahen sehen, worin wir, damit unsere Kirche kein 
gerechter Vorwurf träfe, gegen Ihr Verfahren uns Öffentlich 
aussprechen müssten und zurücktreten. 

Einstweilen wollen wir noch der Hoffnung uns hingeben, 
dass die Gefahr abgewendet werde. Und dazu flehen wir 
den Herrn an, er wolle seinen Geist, den Geist, der Wahrheit, 
der Besonnenheit und der Klugheit reichlich über Sie aus- 
giessen, damit ihre Berathungen von ernster Gesinnung ge- 
tragen, der altkatholischen, ja der ganzen Kirche zum Wohle 
gereichen ! | 

Genehmigen Sie. hiernach mit freundlichem Grusse die 
Versicherung unserer innigsten Theilnahme. 


Ihr ergebener 
J. Heykamp, 
Erzbischof von Utrecht. 
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